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Benchmarking 

1 Einleitung

„Benchmarking ist ein Prozess der Selbstverbesserung,

der andauern muss, um effektiv zu sein. Es kann nicht

einmal durchgeführt werden und danach ignoriert wer-

den in dem Glauben, die Aufgabe sei erledigt. Es muss

ein kontinuierlicher Prozess sein, denn die Praktiken

der Branchen ändern sich ständig. Die Branchenführer

werden ständig stärker [...] in einer Umgebung ständiger

Veränderungen ist Selbstzufriedenheit tödlich.” Robert

C. Camp.  [1]

Nähert man sich dem Begriff „Benchmarking”, wird man

unweigerlich früher oder später auf den Namen von

Robert C. Camp stoßen. Sein Name ist sehr eng mit dem

Benchmarking-Begriff verbunden. Schließlich hat er

doch maßgeblichen Anteil an der Entwicklung des

Benchmarking. 

Was ist Benchmarking? Wo kommt es her? Welche Zie-

le werden damit verfolgt? Wie wird es angewendet?

1.1 Begriff

Übersetzt man den englischen Begriff „Benchmark“

ins Deutsche, so bedeutet er soviel wie „Maßstab“,

„fester Bezugspunkt“ oder „Festpunkt“. Speziell auf

dem Gebiet der Landvermessung bezeichnet Bench-

mark den trigonometrischen Punkt. 

Ökonomisch übersetzt: „Benchmarking ist die Su-

che nach Lösungen, die auf den besten Methoden und

Verfahren der Industrie, den „Best Practices“, basieren

und ein Unternehmen zu Spitzenleistungen führen.“

Robert C. Camp  [2]

Es ist leicht für ein Unternehmen in der Werbung zu

behaupten, sein Produkt sei das Beste auf dem Markt.

Andere Wettbewerber werden es genauso machen. Da-

bei findet jeder unter ihnen treffliche Argumente, war-

um das eigene Produkt das Beste unter allen ist. Letzt-

lich hat jeder Recht, denn es gibt bei diesem Ranking

viele Kriterien, die die eigene Meinung stützen. Es fehlt

hierbei an objektiven und vor allem an meßbaren Kri-

terien, wie z.B. „Produkt mit dem niedrigsten Ver-

brauch“ oder „Produkt mit der höchsten Nutzlast“. Erst

dadurch wird eine exaktes Ranking möglich.

Eine Positionsbestimmung muss messbar sein, getreu

dem Motto: „Nur was man messen kann, kann man steu-

ern und nur was man steuern kann, kann man verbessern.”
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Diese Abhängigkeit zeigt die Abbildung 1 in einem ver-

einfachten Regelkreis. 

1.2 Historie

In den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts ent-

wickelte sich die japanische Wirtschaft zu einem immer

stärker werdenden Konkurrenten. Das Management

des Kopiergeräteherstellers Xerox sah die wachsende

Bedrohung durch die japanischen Wettbewerber. Um

die eigenen Marktanteile zu sichern, schickte Xerox

Mitarbeiter nach Japan zum Benchmarking. Xerox

wollte definiert wissen, wo die eigene Position war und

wo im Vergleich die japanischen Anbieter standen. 

Robert C. Camp war viele Jahre Manager bei Xerox

und hat die Benchmarking-Idee weiterentwickelt.

Camp war verantwortlich für die Entwicklung des

Benchmarking-Programms der Xerox Logistik- und

Versandorganisation. 

Heute leitet er das Best Practice Institute, ein in-

ternational anerkanntes Forschungs-, Schulungs- und

Beratungsunternehmen. 

2 Ziele des Benchmarking

Das Wesen des Benchmarking liegt darin, die eigene

Wettbewerbsfähigkeit zu steigern, um die Wettbewerber

einzuholen und sie letztlich zu überholen, mit dem Ziel,

Klassenbester durch eine integrierte Kosten- und Lei-

stungsführerschaft zu werden. Daran hat sich seit den

Anfängen des Benchmarking in den 70er Jahren nichts

geändert. 

Als Teilziele kann man zum Einen die Ermittlung von

Stärken und Schwächen des Unternehmens und seiner

Produkte definieren. Zum Anderen gilt es die gleiche

Stärken-Schwächen-Analyse bei den Wettbewerbern

und deren Konkurrenzprodukten durchzuführen. 

Das ist eigentlich keine neue Erkenntnis, denn be-

reits 500 vor Chr. schreibt Sun Tzu in seinem Werk „Die

Kunst des Krieges”:

„Wenn Du den Feind kennst und Dich selbst, mußt

Du auch hundert Schlachten nicht fürchten. Wenn Du

Dich selbst kennst, aber den Feind nicht, wirst Du für

jeden Sieg auch eine Niederlage einstecken. Wenn Du

weder den Feind kennst noch Dich selbst, wirst Du in

jeder Schlacht unterliegen.“  [3]

Auf dem linken Teil der Abbildung 2 ist der Weg vom

eigenen Unternehmen A zum Konkurrenten B diffus,

weil Entfernung, Höhenunterschied etc. unklar sind.

Den Wettbewerber einzuholen oder ihn sogar zu über-

holen ist dem Zufall überlassen, da dass zur Verfügung

stehende Instrumentarium nicht zielgerichtet einge-

setzt werden kann. 

Anders ist es mit der rechten Seite des Schaubildes.

Hier ist die Richtung und der Abstand genau vermes-

sen. Durch den Einsatz der geeigneten Instrumente

kann der Vorsprung sehr effizient verringert werden. 

Abb. 1: Regelkreis vereinfacht

Abb. 2: Positionsbestimmung
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3 Gesetzliche Rentenversicherung und das
Gebot der Sparsamkeit

Adolf Wagner postulierte 1892 als „Gesetz der zuneh-

menden Staatstätigkeit”:

„Beobachtungsmäßig, historisch und statistisch

nachweisbar zeigt sich im Staate eine deutliche Ten-

denz zur Ausdehnung der öffentlichen beziehungswei-

se Staatstätigkeiten mit dem Fortschritt der Volkswirt-

schaft und Kultur...”.  [4]

Insbesondere vor diesem Hintergrund ist es zwin-

gend erforderlich, dass der Staat in seinem Ausgaben-

verhalten dem Gebot der Sparsamkeit folgt und seine

Leistungen effektiv und effizient erfüllt.

Also gilt es hier am Beispiel der Rentenversiche-

rung, die Versicherten und deren Arbeitgeber so wenig

als möglich mit Verwaltungs- und Verfahrenskosten zu

belasten, die sich aus der Erfüllung des gesetzlichen

Auftrags begründen.

Für diese Zielsetzung lassen sich Belege in der So-

zialgesetzgebung und in der anstehenden Organisati-

onsreform der gesetzlichen Rentenversicherung finden. 

3.1 SGB IV zum Thema „Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit”

Im SGB IV § 69 „Ausgleich, Wirtschaftlichkeit und

Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung” hat der

Gesetzgeber den Sozialversicherungsträgern folgendes

vorgegeben [5]:

Satz 2: „Bei der Aufstellung und Ausführung des

Haushaltsplans hat der Versicherungsträger sicherzu-

stellen, dass er die ihm obliegenden Aufgaben unter

Berücksichtigung der Grundsätze der Wirtschaftlich-

keit und Sparsamkeit erfüllen kann.“ 

Satz 3: „Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind

angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durch-

zuführen.“

Satz 4: „In geeigneten Bereichen ist eine Kosten-

und Leistungsrechnung einzuführen.“ 

Daraus kann betriebswirtschaftlich abgeleitet wer-

den, dass der Gesetzgeber sich der negativen Auswir-

kung zu hoher eigener „Produktionskosten”, die bei der

Wahrnehmung der staatlichen Aufgaben entstehen, be-

wusst ist. Hiermit sind nicht Umverteilungen und

Transferzahlungen gemeint, denn sie sind Teil der staat-

lichen Aufgaben, sehr wohl aber die anfallenden Ver-

waltungs- und Verfahrenskosten, um diese Umvertei-

lungen und Transferzahlungen durchzuführen. 

3.2 Organisationsreform der gesetzlichen Rentenver-

sicherung

Im Rahmen der anstehenden Organisationsreform

stellt der Gesetzgeber diesen Gedanken nun noch ein-

mal deutlich heraus. Es ist ein Ziel der Organisations-

reform, durch geeignete Maßnahmen in den ersten fünf

Jahren nach Inkrafttreten der Organisationsreform, die

Verwaltungs- und Verfahrenskosten um 10 % zu sen-

ken. 

Zu den geeigneten Maßnahmen werden gezählt:

• Bündelung von Grundsatz- und Querschnitts-

aufgaben

• Reduzierung der Zahl der Versicherungsträger

• Einführung des Benchmarking

• Konzentration der Datenverarbeitung. 

Vor diesem Hintergrund wird das betriebswirtschaftlich

und volkswirtschaftlich unerlässliche Benchmarking-

Konzept unweigerlich Einzug in die gesetzliche Ren-

tenversicherung halten. 

4 Benchmarking-Modell

Das Benchmarking-Modell ist dreidimensional. Die Di-

mensionen sind:

• Benchmarking-Subjekt,

• Benchmarking-Objekt und 

• Benchmarking-Leistungsmerkmale.

Diese Dimensionen sind in Abbildung 3 dargestellt und

werden im Folgenden kurz beschrieben.

4.1 Benchmarking-Subjekt

In der Dimension Subjekt wird festgelegt, wer die

Benchmarking-Partner sind. Hierbei unterscheidet

man die Gruppen „Unternehmensinterne“, „Bran-

cheninterne“ und „Branchen- externe“ Benchmarking-

Subjekte (= Partner). 
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4.1.1 Unternehmensinterne Subjekte

Der erste Vorteil bei einem internen Benchmarking

ist, dass ähnlich strukturierte Bereiche miteinander ver-

glichen werden können. Das können zum Beispiel Ser-

vice-Zentren sein. Ein weiterer großer Vorteil eines in-

ternen Benchmarking besteht darin, dass alle Daten frei

verfügbar sind und auch in der entsprechenden Daten-

tiefe erhoben werden können. 

Neben diesen positiven Aspekten müssen aber auch

die Nachteile eines internen Benchmarking gesehen

werden. Man beschränkt sich ausschließlich auf die ei-

gene Organisation. Damit kann man auch nur inner-

halb der eigenen Organisation vom Klassenbesten ler-

nen. Wenn zum Beispiel durch ein vorgeschriebenes

Regelwerk oder eine gelebte Tradition alle Beteiligten

einen bestimmten Prozess nur suboptimal vollziehen,

werden Defizite nicht erkannt und man hat keine Chan-

cen sich wirklich zu verbessern. 

4.1.2 Brancheninterne Subjekte

Ein nächster Schritt wäre ein Benchmarking innerhalb

der eigenen Branche. Hierbei ist vorteilhaft, dass man sich

im selben Markt bewegt und damit Produkte, Prozesse,

Strukturen und Strategien im wesentlichen vergleichbar

sind. Die Positionen der Wettbewerber zur eigenen Posi-

tion an dieser Stelle festzulegen, verschafft

dem eigenen Unternehmen bezogen auf

die Konkurrenz deutliche Vorteile. 

Als negativ muss hier betrachtet wer-

den, dass Wettbewerber untereinander

nicht unbedingt ein Interesse an einem

gemeinsamen Informationsaustausch

haben. Unter Umständen ist es notwen-

dig für den Benchmarking-Prozess eine

Clearingstelle einzurichten, die die Da-

ten anonymisiert. 

Ein weiterer Nachteil kann darin ge-

sehen werden, dass Unternehmen eher

bestrebt sein werden näher zum Klas-

senbesten aufzurücken, als sich selbst

zum Klassenbesten zu entwickeln. 

„Steht das eigene Unternehmen beim

Benchmarking nicht an der Spitze, darf

die Führungsmannschaft eines nicht ver-

gessen: Die Orientierung an der bestplatzierten Organisa-

tion darf nicht zu einer Mentalität des Einholens statt des

Überholens führen. Sonst belegt das eigene Unternehmen

auf Dauer nur einen Platz auf den Rängen.“ [7]

4.1.3 Branchenexterne Subjekte

Die Suche nach geeigneten Benchmarking-Partnern

ist branchenextern nicht einfach. Auch der Informati-

onsaustausch gestaltet sich eher schwierig. Hinzu

kommt, dass es unter Umständen sehr aufwendig wird,

die erkannten Prozessverbesserungen des Klassenbe-

sten auf die eigene Organisation und in die eigene Or-

ganisationsstruktur zu übertragen. 

Wenn Benchmarking außerhalb der eigenen Branche

durchgeführt wird, bietet sich jedoch eine ungeheure Viel-

falt an Benchmarking-Partnern. Damit erschließen sich

völlig neue kreative Potentiale zur Optimierung der eige-

nen Produkte, beziehungsweise der eigenen Prozesse. 

Ein Beispiel aus den frühen 80er Jahren belegt die-

ses Potenzial eines branchenexternen Benchmarking

eindrucksvoll:

Der Kopiergerätehersteller Xerox verglich dabei sei-

ne Versand- und Lagerfunktionen mit denen des Sport-

artikelherstellers L.L. Bean. Als Resultat ergaben sich bei

Xerox Anstöße für enorme Verbesserungen im Logi-

stikbereich, bspw. durch die Einführung von Barcode-

Techniken. [8] 

Abb. 3: Die drei Dimensionen des Benchmarking [6]
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Grundsätzlich läßt sich der Aufwand für die Imple-

mentierung den erwarteten Chancen und dem Nutzen

der „Best Practice“ Methoden gegenüberstellen (siehe

Abbildung 4). Wie stark der Anstiegswinkel ist, und ob

es sich um einen linearen Kurvenverlauf handelt, kann

nur im Einzelfall geklärt werden. 

4. 2 Benchmarking-Objekt

In dieser Dimension wird festgelegt, was auf den

Benchmarking-Prüfstand soll. Ganz vorne an stehen

hierbei die Produkte beziehungsweise Dienstleistungen

eines Unternehmens. Sich in Form von Stärken/

Schwächen-Analysen mit dem Wettbewerb zu verglei-

chen, bringt Vorteile.

Doch das Benchmarking hat auf der Objektdimen-

sion noch weitere Möglichkeiten. Nicht nur die fertigen

Produkte und Dienstleistungen eignen sich zum Bench-

marking, sondern auch die Prozesse, Methoden und

Verfahren, die zu deren Entwicklung und Herstellung

notwendig sind. 

Man kann aber noch einen Schritt weitergehen und

auch die Unternehmensstrategien gegeneinander

„benchmarken”. Letztendlich sind es diese Strategien

und deren Umsetzung, die Unternehmen erfolgreich

oder weniger erfolgreich machen. 

4. 3 Benchmarking-Leistungsmerkmale

In der Dimension „Leistungsmerkmale” wird festge-

legt, mit welchen Maßstäben das Benchmarking-Ob-

jekt gemessen werden soll. Leistungsmerkmale können

also unter den Oberbegriffen Qualität, Kosten, Zeit und

Kundenorientierung usw. zusammengefasst werden. 

4. 4 Benchmarking ist ein Regelkreis

Schon das Zitat von Robert C. Camp in der Einlei-

tung weist darauf hin, dass Benchmarking kein einma-

liger Effekt ist, sondern dass es nur wirken kann, wenn

man es zu einem kontinuierlichen Prozess macht. 

In einem Umfeld, in dem jeder Wettbewerber ständig

seine Prozesse, Produkte, Verfahren und Strategien auf

den Prüfstand stellt, um sie zu optimieren und den neu-

en Gegebenheiten anzupassen, verliert derjenige das

Rennen, der Benchmarking als einen einmaligen, nicht

wiederkehrenden Prozess versteht. Schließlich ist der

Wettbewerb auf den Märkten ein fortwährender Prozess. 

Benchmarking findet in Form eines Regelkreises

statt (siehe Abbildung 5): 

• Zunächst gilt es das Benchmarking-Objekt zu def-

nieren.

• Ist der Prozess definiert, müssen unter den Bench-

marking-Partnern die Vergleichswerte auf Basis der

Leistungsmerkmale ermittelt werden. 

• Der dritte Schritt besteht in der Auswahl des „Best

in Class“ (= Klassenbester).

• Danach erfolgt die Analyse, wie sich sein Leis-

tungsvorsprung zusammensetzt gemäß der Formel:

Abb. 4: Chancen und Aufwand

Abb. 5: Benchmarking Regelkreis
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[(∑ Stärken – ∑ Schwächen) des Wettbewerbers] -

[(∑ Stärken – ∑ Schwächen) des eigenen Unter-

nehmens] = Leistungsvorsprung

• Wenn diese Analyse erfolgreich abgeschlossen ist,

gilt es die daraus gewonnenen „Best Practice“ Er-

fahrungen auf das eigene Unternehmen zu übertra-

gen. Also in die unternehmenseigenen Prozesse und

Strukturen zu integrieren.

Damit schließt sich der erste Benchmarking-Regelkreis

und eine neue Runde fängt unter dem beschriebenen

Prozedere an.

5 Benchmarking – Instrument für die private
Wirtschaft und die öffentliche Verwaltung

Im Vorgenannten wurde klar herausgestellt, dass

Benchmarking in der privaten Wirtschaft ein wichtiges

Instrument ist, um die eigene Wettbewerbsfähigkeit zu

steigern. Der Wettbewerb zwingt die Unternehmen zu

immer schnelleren Veränderungen und zu erhöhter Fle-

xibilität. Damit ist für die Unternehmen Benchmarking

ein Instrument, um die langfristige Existenz des Unter-

nehmens am Markt zu sichern. 

Die öffentlichen Verwaltungen stehen (noch) nicht

im harten Wettbewerb zueinander. Der Kunde hat nur

in geringem Umfang die Möglichkeit zwischen den

Dienstleistungen öffentlicher Verwaltungen zu wählen.

Außerdem ist der „Markt” einer öffentlichen Verwal-

tung durch den Gesetzgeber geregelt.

Vor diesem Hintergrund können öffentliche Ver-

waltungen leichter in einen Benchmarking-Prozess ein-

treten, als die am Markt konkurrierenden Unterneh-

men. Letztendlich sind Unternehmen zwar sehr inter-

essiert den „Best in Class“ unter ihren Wettbewerbern

zu ermitteln und von ihnen die „Best Practice“ Metho-

den kennenzulernen. Der Klassenbeste ist jedoch nicht

unbedingt bereit, die Informationen, wie er den Vor-

sprung erzielt hat, seinem Wettbewerber, womöglich

auch noch kostenlos, zur Verfügung zu stellen. 

Nur über Clearingstellen, die die Daten soweit ano-

nymisieren, dass Benchmarking nicht unmittelbar zu

einem Instrument der Industriespionage wird, kann in

bestimmten Fällen Benchmarking stattfinden. 

Hier sind öffentliche Verwaltungen eindeutig im

Vorteil. Sie können problemloser in den Prozess des

Benchmarking einsteigen. Damit kann Benchmarking

in der öffentlichen Verwaltung zu einem sehr wichtigen

Instrument auf dem Weg zur weiteren Modernisierung

des Staates werden. 

Grundvoraussetzung für diesen Erneuerungspro-

zess ist aber die Bereitschaft aller am Benchmarking-

Prozess Beteiligter zur Offenheit. Die Beteiligten müs-

sen uneingeschränkt bereit sein, die bisherigen Vorge-

hensweisen und Prozesse in Frage zu stellen. Sie müs-

sen unter allen Umständen die Implementierung der im

Benchmarking gefundenen „Best Practices“ in die eige-

ne Verwaltungsorganisation und die eigenen Verwal-

tungsstrukturen vorantreiben.

6 Benchmarking und strategische Ziele des
Unternehmens

Die Benchmarking-Prozesse sind stark von den im

Unternehmen verfolgten strategischen Zielen abhängig.

Dabei entspricht das Prozedere grundsätzlich dem Ab-

lauf des Benchmarking-Regelkreises (siehe Abbildung

5), die Inhalte werden jedoch aufgrund der jeweiligen

Strategie des Unternehmens deutlich voneinander di-

vergieren. Benchmarking-Subjekte, -Objekte und -Lei-

stungsdimensionen müssen so ausgerichtet sein, dass

sie im Endergebnis strategiekonforme Benchmarking-

Informationen liefern. Als Ausnahme gilt nur ein sol-

ches Benchmarking, bei dem ein Unternehmen seine ei-

gene Strategie auf den Prüfstand stellt.

Der Hersteller eines Premiumproduktes wird auf-

grund seiner Unternehmensstrategie andere Kennzah-

len, andere Partner und andere Leistungsdimensionen

wählen, als der Hersteller eines Massenproduktes oder

ein Nischenanbieter. 

Insofern bleibt die erste Auswahl eines Kennzah-

lensystems zunächst auf einer höher aggregierten Ebe-

ne, als man es aus dem normalen Berichtswesen kennt.

Trotzdem wird der Aufwand im weiteren Prozessverlauf

höher ausfallen, als bei einer einfachen Analyse auf Ba-

sis eines herkömmlichen Berichtswesens. Dies ist da-

durch begründet, dass die Chancen, Erfahrungen zu

sammeln und Verbesserungspotentiale für die eigene

Organisation aufzudecken, in einem korrekt durchge-

führten Benchmarking-Prozess größer sind, als die

Chancen, Verbesserungen aus dem reinen Vergleich
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einzelner Kennzahlen im Berichtswesen zu erzielen.

Das gilt aber nur unter der Prämisse, dass der Bench-

marking-Prozess nicht mit der Ermittlung der Kenn-

zahlensysteme stoppt, sondern bis zum Ende gegangen

wird (= Implementierung der „Best Practices“ im eige-

nen Unternehmen). 

7 Abgrenzung Benchmarking zu anderen be-
triebswirtschaftlichen Instrumenten

7.1 Benchmarking  und Berichtswesen

Die International Group of Controlling (IGC) sieht

in ihrem Controllerleitbild eine Aufgabe des Control-

lings in der Organisation eines unternehmensübergrei-

fenden und zukunftsorientierten Berichtswesens.  [9]

Ein Berichtswesen ist im Unternehmen notwendig, um

möglichst frühzeitig Veränderungen zum Positiven als

auch zum Negativen zu signalisieren. Je früher Abwei-

chungen erkennbar sind, umso eher können die Führungs-

kräfte im Unternehmen steuernd auf die Veränderungen

Einfluß nehmen. Ein steuernder Einfluss ist lediglich dann

entbehrlich, wenn die Abweichungen minimal sind. 

Die im Rahmen des Benchmarking ermittelten

Kennzahlen können nur auf den ersten Blick mit einem

Berichtswesen verglichen werden. Auch hier wird es

notwendig sein zu entscheiden, ob zum Beispiel die Ab-

weichung zum „Best in Class“ eher gering ist, so dass

ein weiteres Steuern entbehrlich wird oder ob der Ab-

stand so groß ist, dass weitere Maßnahmen dringend

notwendig werden. 

Im Gegensatz zum unternehmensweiten Berichts-

wesen muß das Benchmarkingkennzahlensystem im 

ersten Schritt nicht die gleiche Detailtiefe besitzen. Die

Ursache liegt darin begründet, dass die Aufgabe dieses

Kennzahlensystems ausschließlich darin besteht, den

Abstand zu den Wettbewerbern zu ermitteln und aus

den gewonnenen Informationen heraus die geeigneten

Benchmarking-Partner zu finden. 

Zusammen mit den ermittelten Benchmarking-Part-

nern ist es dann notwendig, je nach Wahl der Bench-

marking-Subjekte, -Objekte und -Leistungsdimensio-

nen, individuell in die weiteren Analysen einzusteigen. 

Die Benchmarking-Idee ist immer dann gefährdet,

wenn der Prozeß mit der Ermittlung der Benchmarking-

Kennzahlen endet. 

7.2 Benchmarking und Balanced Scorecard

Robert S. Kaplan und David P. Norton entwickelten

Anfang der 90er Jahre zusammen mit einigen Topun-

ternehmen wie General Electric, DuPont, Apple, He-

wlett Packard und Shell ein Instrument zur strategi-

schen Unternehmenssteuerung. Diesem Instrument gab

man den Namen „Balanced Scorecard“.

Dieses neue Instrument wurde entwickelt, weil in

vielen Unternehmen der Focus zu stark auf die Verbes-

serung der Finanzkennzahlen gerichtet war. Andere Di-

mensionen blieben dahinter deutlich zurück und ihre

Weiterentwicklung kam nicht voran. Um zu einem aus-

gewogenen Wachstum zu kommen, ist es notwendig,

dass neben der Finanzperspektive auch die Märkte, die

Kunden, die Mitarbeiter und die Prozesse in ein Kenn-

zahlensystem eingebunden werden. 

Durch die Balanced Scorecard werden nun vier Per-

spektiven betrachtet. Das sind neben der Finanzebene

noch die Kundenebene, die Lern- und Entwicklungse-

bene (= Mitarbeiter) und die interne Prozessebene (sie-

he Abbildung 6). 

Hierdurch wird ein stabileres Wachstum des Unter-

nehmens gewährleistet. 

Schon diese kurze Beschreibung zeigt sehr an-

schaulich, wie sich Benchmarking und Balanced Score-

card gegeneinander abgrenzen. Beim Benchmarking

geht der Blick vom Unternehmen nach Außen, um ex-

Abb. 6: Balanced Scorecard
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terne Partner zu finden, mit denen man sich vergleichen

und von denen man lernen kann, um „Bester“ im Wett-

bewerb zu werden. Die Balanced Scorecard ist hinge-

gen ein Instrument, das nach Innen gerichtet ist und zur

Erreichung der Unternehmensziele dient. 

Benchmarking ist ein nach Außen gerichtetes In-

strument zur Optimierung, mit dem Ziel die eigene Wett-

bewerbsfähigkeit zu steigern. Die Balanced Scorecard

ist ein nach Innen gerichtetes Instrument zur Steuerung

des Unternehmens, um die gesetzten Ziele zu erreichen. 

Es ist durchaus möglich, beide Instrumente mitein-

ander zu verknüpfen. Die Erkenntnisse aus dem Bench-

marking und die Umsetzung des „Best Practice“ werden

dann anhand eines Kennzahlensystems verfolgt, das auf

der Idee einer Balanced Scorecard basiert. 

7.3 Benchmarking und Betriebsvergleiche

Dem Benchmarking liegt primär ein Vergleich mit

anderen Unternehmen zugrunde. Obgleich hier das

Messen im Mittelpunkt steht, sind in der praktischen

Anwendung die Unterschiede zu einem Betriebsver-

gleich erheblich. Zwar werden die eigenen Unterneh-

menswerte auch bei einem Betriebsvergleich den ent-

sprechenden Werten der Konkurrenz gegenüber gestellt,

doch bei der Analyse und der Umsetzung der Ergebnis-

se spielen die Wettbewerber dann keine Rolle mehr. 

Im Zuge des Benchmarking interessiert jedoch über

die gewonnenen Kennzahlen hinaus, wie die Wettbe-

werber zu ihren Ergebnissen gelangt sind, wie bspw. der

leistungsstärkste Konkurrent agiert, um diese messba-

ren guten Leistungen zu erbringen.

Schlussendlich geht es nicht nur darum, sich an den

besten Werten in Form von Kennzahlen zu orientieren,

sondern vielmehr sollten die besten Erfolgsmethoden

(„Best Practices“) von anderen abgeschaut und an die

eigenen Erfordernisse angepaßt werden.

7.4 Benchmarking und Controlling

Controller arbeiten aufgrund ihrer Aufgabenstel-

lung sowohl mit den Instrumenten des Berichtswesens,

des Benchmarking und der Balanced Scorecard. 

Insofern ist das Controlling der geeignete Ort, an

dem alle diese Instrumente koordiniert werden (siehe

Abbildung 7). Über das Berichtswesen und die Balan-

ced Scorecard erfolgt der Blick nach Innen. Hier wer-

den die Informationen über die abgeschlossenen Peri-

oden ausgewiesen und Veränderungen aufzeigt. Zum

Beispiel wird dargestellt, in welchem Umfang die avi-

sierten Ziele eingehalten werden. Daraus leiten sich

bspw. weitergehende Analysen ab. Mit dem Instrument

des Benchmarking wird zusätzlich der Blick ins Unter-

nehmen oder der Blick in die eigene Branche und dar-

über hinaus ermöglicht.

Dem Controlling wird eine wesentliche Bedeutung

beigemessen, denn gerade im Benchmarking sind breit

angelegte und tiefergehende betriebswirtschaftliche Ana-

lysen erforderlich, bevor eine „Best Practice“ Methode

auf die eigene Organisation übertragen werden kann. 

Da der Controller ohnehin stark in Regelkreisen

denkt, ist ihm der kontinuierliche Verbesserungspro-

zess des Benchmarking mehr als vertraut.

8 Kritische Aspekte des Benchmarking

Das dargestellte betriebswirtschaftliche Instrument des

Benchmarking eröffnet - bei richtiger Anwendung -

große Chancen die eigene Leistungs- und Wettbe-

werbsfähigkeit zu optimieren: Aufgrund seines Poten-

zials zum Finden neuer Lösungsansätze und durch die

Verbreiterung des Ideenspektrums werden interne

Strukturen und Organisationsformen verbessert und

letztlich eben jene Leistungssteigerungen und Wettbe-

werbsvorteile realisiert. 

Diese positiven Resultate des Benchmarking geraten

allerdings immer dann in Gefahr, wenn gravierende Ab-

Abb. 7: Controlling als Schnittstelle
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weichungen von der beschriebenen Benchmarking-Me-

thodik zu verzeichnen sind. Nachfolgend sind exempla-

risch einige Unzulänglichkeiten aufgeführt, die ein er-

folgreiches Benchmarking beeinträchtigen können:

• Es werden die falschen Benchmarking-Objekte und

-Subjekte ausgewählt. Dadurch besteht die Gefahr

der „unendlichen“ Diskussion über die Vergleich-

barkeit der ausgewählten Parameter.

• Es wird auf „Best Practices“ verzichtet. Dadurch ge-

raten die ausgewiesenen Ziele des Benchmarking in

Gefahr, da die besten Methoden nicht identifiziert

sind und somit nicht für die Übertragung auf das ei-

gene Unternehmen zur Verfügung stehen. 

• Es werden zu viele Daten erhoben. Dadurch können

unübersichtliche „Zahlenfriedhöfe“ entstehen.

• Es werden die Schnittstellen zu „Nachbarprozessen“

im eigenen Unternehmen vernachlässigt. Dadurch

besteht das Risiko, isoliert optimale Lösungen zu fin-

den, die jedoch unternehmensweit und langfristig

suboptimal oder sogar kontraproduktiv sein können.

Grundsätzlich gilt es, die Bewertung der Resultate vor

den jeweiligen unternehmensspezifischen Rahmenbe-

dingungen vorzunehmen und die „Best Practices“ un-

ternehmenskonform umzusetzen.

9 Zusammenfassung

Die bisherigen Ausführungen lassen sich zusammen-

fassend wie folgt darstellen:

• Benchmarking ist ein Instrument zur Optimierung

der eigenen Produkte, Prozesse, Verfahren und Stra-

tegien. 

• Benchmarking hat zum Ziel, die eigene Wettbe-

werbsfähigkeit zu steigern. 

• Benchmarking ist, wie dargelegt, gerade in der öf-

fentlichen Verwaltung aufgrund der bestehenden

Rahmenbedingung gut einsetzbar und kann dort

leichter umgesetzt werden als in der privaten Wirt-

schaft.

• Benchmarking hilft in Kombination mit anderen

betriebswirtschaftlichen Instrumenten (Controlling,

Balanced Scorecard, Berichtswesen etc.), die Er-

wartungen, die mit der anstehenden Organisations-

reform der gesetzlichen Rentenversicherung ver-

bundenen sind, zu realisieren. 

• Benchmarking ist ein ergebnisoffenes Instrument.

Der Erfolg dieses Instrumentes ist damit abhängig

von dessen richtiger Anwendung und noch viel we-

sentlicher von der richtigen Einstellung zu diesem

Instrument. Es stellt an den Anwender die Anforde-

rung unvoreingenommen zu sein. Das Instrument

verlangt die Bereitschaft der Anwender, die eigenen

Produkte und Prozesse in Frage zu stellen, um offen

für Verbesserungen zu sein. Selbstzufriedenheit ist

dabei laut Robert C. Camp tödlich. [10] 

• Benchmarking ist kein einmaliger Vorgang, son-

dern ein kontinuierlicher Prozess, der in Form eines

Regelkreises abläuft.  

• Benchmarking wird zum Erfolgsinstrument, wenn

seine Anwender in den daraus abgeleiteten Neue-

rungen Chancen und nicht Gefahren sehen, frei nach

dem französischen Schriftsteller Victor Hugo: „Die

Zukunft hat viele Namen. Für die Schwachen ist sie

das Unerreichbare. Für die Furchtsamen ist sie das

Unbekannte. Für die Tapferen ist sie die Chance.“
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In dem Beitrag werden die Arbeitsergebnisse eines 
Unternehmensbereiches der LVA Rheinprovinz darge-
stellt, der in den letzten Jahren für alle Rentenversiche-
rungsträger – wegen seiner Wirkung für die Beitrags-
einnahmen und der damit verbundenen Außenwirkung –
wachsende Bedeutung erlangt hat. Nach der schrittwei-
sen Übernahme der Prüfungen beim Arbeitgeber von den
Trägern der Krankenversicherung sind die Rentenver-
sicherungsträger seit 1999 zu 100 % für diese Aufgabe
verantwortlich. Hierzu waren erhebliche personelle und
organisatorische Anstrengungen erforderlich. Die Erfül-
lung der Prüfquote war und ist immer wieder ein Thema. 

Dargestellt werden in dem nachfolgenden Beitrag die 
Ergebnisse der Betriebsprüfungen und der ad-hoc-Prü-
fungen, aber auch der Einzugsstellenprüfungen, da sie
ebenfalls in die Verantwortung des Unternehmensbe-
reiches „Prüfdienst“ fallen. In einem weiteren Beitrag
dieser Ausgabe wird das Thema „Betriebsprüfung durch
die Rentenversicherungsträger“ umfassend dargestellt.

1. Betriebsprüfdienst 

Die Rentenversicherungsträger prüfen in einem 4-

Jahres-Zeitraum die Beitragsabführung aller Arbeit-

geber (Beitragsüberwachung). Auf die Landesversiche-

rungsanstalten entfällt dabei die Hälfte der in ihren Be-

reichen ansässigen Arbeitgeber, für die andere Hälfte ist

die BfA zuständig.

Die Zahl der im Jahr 2003 von der LVA Rhein-

provinz zu prüfenden Betriebe betrug zu Beginn des

Jahres 53.433. Diese Zahl veränderte sich jedoch im

Verlauf des Jahres, weil insbesondere durch den Wech-

sel des Betriebssitzes, den Wechsel der Abrechnungs-

stelle und durch Betriebsschließungen Zu- und Abgän-

ge zu verzeichnen waren. Auf Grund dieser Umstände

ist der Ursprungsbestand der zu prüfenden Betriebe von

53.433 im Januar 2003 auf 55.712 im Dezember 2003

angestiegen. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Prüfdienstes

der LVA Rheinprovinz haben in der Zeit vom 01.01. bis

31.12.2003 insgesamt 55.698 Betriebe geprüft, was – be-

zogen auf den Bestand der zu prüfenden Betriebe am

31.12.2003 – eine Erledigungsquote von 100% ergibt.

Die genannten Zahlen sind der besseren Übersicht hal-

ber noch einmal nachfolgend dargestellt:

In 10.193 Fällen (= rd. 18,3% der 55.698 durchge-

führten Prüfungen, d.h. jeder sechste Betrieb) wurden

Prüfberichte mit finanziellen Beanstandungen erstellt.

Beanstandungen können sowohl Nachforderungen zu-

gunsten der Sozialversicherung als auch Gutschriften

zugunsten der Arbeitgeber beinhalten; die Gründe für

vorzunehmende  Korrekturen bei der Beitragsberech-

nung sind vielfältig. Nachfolgend werden einige kurz

erläutert: 

• Nachforderungen 

Nachforderungen von Sozialversicherungsbeiträgen er-

geben sich im wesentlichen aufgrund unterschiedlicher

Beurteilung der Versicherungspflicht und hier häufig

deshalb, weil dem jeweiligen Arbeitgeber nicht immer

ausreichende Unterlagen vorliegen (beispielsweise Im-

matrikulationsbescheinigungen bei der Beschäftigung

von Studenten, rechtserhebliche Unterlagen für die Be-

urteilung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse).

Ein weiterer Grund ergibt sich aus der Beurteilung

geldwerter Vorteile (Nutzung zur Verfügung gestellter

PKW, Telefone usw.), die häufig schon Bestandteil von

Lohnsteuerhaftungsbescheiden sind, auf die wiederum

im Rahmen der Betriebsprüfung zurückgegriffen wird.

Letztlich sind mangelnde Aufzeichnungen über an Be-

Dietmar Laubenstein, Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation

Leistungsbilanz des Prüfdienstes 2003

zu prüfende Betriebe geprüfte Erledigungsquote 
(Arbeitgeberzahl) Betriebe im Verhältnis

01.01.2003 31.12.2003 zum Zur Arbeit- zur Arbeit
31.12.2003 geberzahl geberzahl

01.01.2003 31.12.2003

53.433 55.712 55.698 104,2% 100,00%
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schäftigte gezahlte Entgelte teilweise ursächlich dafür,

dass so genannte Summenbescheide mit geschätzten

Entgelten als Grundlage für eine nachträgliche Bei-

tragsberechnung erstellt werden müssen.

Die vom Prüfdienst der LVA Rheinprovinz 2003 fest-

gestellten Nachforderungen betragen rd. 33,5 Mio. EUR

an Gesamtsozialversicherungsbeiträgen; der darin ent-

haltene Anteil der Rentenversicherungsbeiträge beträgt

rd. 16 Mio. EUR.

• Gutschriften 

Die Beurteilung der Versicherungspflicht zu den ein-

zelnen Zweigen der Sozialversicherung führt auch zu

Gutschriften, also zur Erstattung gezahlter Sozialver-

sicherungsbeiträge an die Arbeitgeber. Dies ist bei-

spielsweise der Fall, wenn Beiträge in der irrtümlichen

Annahme der Versicherungspflicht gezahlt wurden

(z.B. Beurteilung der Versicherungspflicht von Ge-

schäftsführern und im Rahmen geringfügiger Beschäfti-

gungen). Im Jahre 2003 hat die LVA Rheinprovinz in 

einer Höhe von rd.  5 Mio. EUR, wovon auf die Ren-

tenversicherung knapp 3 Mio. EUR entfallen, Gut-

schriften festgestellt.

• Beanstandungen von Defiziten im Meldeverfahren

In zahlreichen Fällen werden vom Prüfdienst im Rah-

men der Betriebsprüfung auch Defizite im Melde-

verfahren und sonstige formelle Verstöße festgestellt.

Bei den zu beanstandenden Meldungen liegen die

Schwerpunkte der vorzunehmenden Korrekturen bei

den Entgelten und Zeiträumen (bspw. wegen fehlender

Unterbrechungsmeldung). Weitere Ursachen sind die

Meldebestandteile zur Beitragsgruppe, Personengrup-

pe und des Abgabegrundes.

4. Arbeitsmengen der Betriebsprüfdienste 
aller Rentenversicherungsträger

Die von der LVA Rheinprovinz und bundesweit von

allen Rentenversicherungsträgern zu prüfenden Betrie-

be werden in einer einheitlichen Statistik geführt, auf

die jeder Träger Zugriff hat und in die er die Daten zur

Erledigung des „Geschäftsvorfalls“ Betriebsprüfung

einpflegt. Die Arbeitsstatistik dient insbesondere unter-

jährig als Steuerungsinstrument zur Erreichung der

Prüfquote. Die nachfolgende Tabelle gibt einen

Überblick über die von allen Rentenversicherungsträ-

gern zu prüfenden bzw. geprüften Arbeitgeber im Jahre

2003:

3. Ergebnisse von ad-hoc-Prüfungen

Wegen der gestiegenen Anforderungen bei der

Bekämpfung der illegalen Beschäftigung und Schwarz-

Rentenversicherungsträger zu prüfende/
geprüfteBetriebe

LVA Mecklenburg-Vorpommern 7.882

LVA Thüringen 9.486

LVA Brandenburg 9.488

LVA Sachsen-Anhalt 10.059

LVA Sachsen 18.302

LVA Hannover 33.075

LVA Westfalen 37.317

LVA Hessen 32.883

LVA Rheinprovinz 55.712

LVA Oberbayern 25.326

LVA Niederbayern-Oberpfalz 11.222

LVA Rheinland-Pfalz 21.999

LVA für das Saarland 5.522

LVA Ober- und Mittelfranken 14.180

LVA Freie und Hansestadt Hamburg 10.988

LVA Unterfranken 7.157

LVA Schwaben 10.234

LVA Baden-Württemberg 61.277

LVA Berlin 20.067

LVA Schleswig-Holstein 16.576

LVA Oldenburg-Bremen 9.286

LVA Braunschweig 3.875

Summe LVA'en 431.914

Bahnversicherungsanstalt 1.322

Seekasse 958

BfA 396.385

Bundesknappschaft 272

Summe Rentenversicherung 830.851

Betriebsprüfungen 2003
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arbeit sowie der nach wie vor zahlreichen Insolvenzen

wurden die vermehrt durchzuführenden ad-hoc-Prü-

fungen bei der LVA Rheinprovinz im Rahmen interner

struktureller Veränderungen auf einen festen Mitar-

beiterkreis konzentriert. 

So wurden im Bereich der illegalen Beschäftigung

und Schwarzarbeit im Jahr 2003 insgesamt 217 Prüfun-

gen durchgeführt, die zu zusätzlichen Nachberechnun-

gen in einer Gesamthöhe von  rd. 2,6 Mio. EUR an Ge-

samtsozialversicherungsbeiträgen, wovon rd. 1,2 Mio

EUR auf die Rentenversicherung entfallen, führten.

4. Prüfungen und Arbeitsergebnisse 
des Einzugsstellenprüfdienstes 

Die Träger der Rentenversicherung sind verpflich-

tet, die Einzugsstellen (Krankenkassen) und die von 

ihnen beauftragten Stellen mindestens alle 4 Jahre zu

prüfen. Geprüft wird insbesondere das Beitrags-

einzugsverfahren, die Verwaltung und die Weiterleitung

der Beiträge sowie das Meldewesen.

Darüber hinaus sind sie berechtigt, bei den Kran-

kenkassen, Agenturen für Arbeit, Versorgungsämtern,

Trägern der Kriegsopferfürsorge, Nachversicherungs-

dienststellen, Pflegekassen, Festsetzungsstellen für die

Beihilfe sowie bei den Bundesämtern für Wehrver-

waltung und den Zivildienst die Berechnung und Ab-

führung der Beiträge, die direkt an die Rentenversiche-

rungsträger zu zahlen sind, zu überprüfen. Hierbei han-

delt es sich um die Beiträge aus Entgeltersatzleistungen,

insbesondere Krankengeld und Arbeitslosengeld, die

Beiträge für Pflegepersonen und die Beiträge für die

Zeit der Ableistung des Wehrdienstes oder des Zivil-

dienstes.

Aufgrund von Verwaltungsvereinbarungen mit den

Einzugsstellen und den sonstigen Prüfstellen finden die

Prüfungen grundsätzlich in einem Rhythmus von 2 Jah-

ren – in der Regel gemeinsam mit der BfA und der Bun-

desagentur für Arbeit – statt. Bei kleineren Dienststel-

len der Einzugsstellen, die Aufgaben des Beitragsein-

zugs und Meldewesens wahrnehmen, beträgt der

Prüfrhythmus 4 Jahre. Insgesamt befinden sich im Zu-

ständigkeitsbereich der LVA Rheinprovinz 726 Dienst-

stellen, die vom Einzugsstellenprüfdienst zu prüfen

sind. Im Jahr 2003 wurden davon 268 geprüft. 

Die bei den Prüfungen getroffenen Feststellungen

ergaben Forderungen für die LVA Rheinprovinz in

Höhe von insgesamt rd. 7 Mio. EUR, die zwischenzeit-

lich auch gezahlt worden sind. Die Nachforderungen

verteilen sich auf Beitragsnachforderungen im Zusam-

menhang mit gezahlten Entgeltersatzleistungen oder

mit Beiträgen für Pflegepersonen, Umbuchungsbeträge

(zwischen der Rentenversicherung und den übrigen So-

zialversicherungsträgern), Schadensersatz-/Zinsforde-

rungen (bei verspäteter Zahlung und Weiterleitung von

Beiträgen) sowie Korrekturen hinsichtlich der Einzugs-

vergütung

5. Fazit

Mit Blick auf die gesetzlichen Vorgaben insbeson-

dere zum Prüfumfang wird gelegentlich die Notwendig-

keit des Prüfdienstes hinterfragt. Hierzu ist zunächst

festzustellen, dass die Durchführung von Betriebsprü-

fungen bei den Arbeitgebern eine gesetzliche Aufgabe

ist, die die Träger der Rentenversicherung durch-

zuführen haben. 

In wie weit die Prüftätigkeit einen positiven Effekt auf

den Beitragseinzug, die Beitragseinnahmen und das Mel-

dewesen hat, kann nicht konkret gemessen werden; an-

zunehmen ist aber, dass die Betriebsprüfungen erheblich

zur richtigen und vollständigen Beitragsabführung wie

auch zur Einhaltung des Meldewesens beitragen.  

In diesem Sinne verstehen die Prüfer ihre Arbeit

auch als Service- und Beratungsangebot an die Arbeit-

geber vor Ort mit dem gemeinsamen Ziel, erkannte

Schwachstellen abzustellen und Zweifelsfragen zu

klären. Die bisherigen Erfahrungen verdeutlichen, dass

die Arbeit des Prüfdienstes nicht nur akzeptiert, son-

dern darüber hinaus auch positiv gesehen wird.
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Der folgende Artikel befaßt sich mit den Verfahrens-

grundlagen über die Durchführung von Betriebsprüfun-

gen durch die Mitarbeiter der Prüfdienste der Renten-

versicherungträger und gibt einen umfassenden

Überblick über die Prüfgebiete und über eventuell im An-

schluß an eine Prüfung durchzuführenden Maßnahmen.

Aus Gründen der Übersichtlichkeit erfolgen Ausführun-

gen zum materiellen Recht nur in dem Maße, wie sie zum

Verständnis erforderlich sind. Auf die bei der Prüfung zu

berücksichtigenden Rechtsgrundlagen, insbesondere

auf die von den Spitzenorganisationen der Sozialversi-

cherung herausgegebenen Rundschreiben, Grundsätze

und Richtlinien wird in den einzelnen Kapiteln und zu-

sammenfassend am Ende des Aufsatzes hingewiesen.
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0 Allgemeines 

Die Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversi-

cherung sowie die Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeit

werden als Gesamtsozialversicherungsbeitrag durch die

Arbeitgeber an die jeweils zuständige Krankenkasse ge-

zahlt. Diese erhält auch die vom Arbeitgeber zu erstel-

lende Meldung nach der Datenerfassungs- und -über-

mittlungsverordnung. 

Da sowohl die Beiträge als auch die Meldungen von

den Krankenkassen ungeprüft entgegengenommen und

entsprechend den Beitragsnachweisen an die Renten-

versicherungsträger und die Bundesanstalt für Arbeit

weitergeleitet werden, bedarf es in vom Gesetzgeber

festgelegten Zeiträumen einer Überprüfung der vom Ar-

beitgeber erledigten Arbeiten anhand des im Betrieb ge-

führten Rechnungswesens.

Diese Überprüfung beim Arbeitgeber wurde bis zum

31. Dezember 1995 grundsätzlich von den Kranken-

kassen durchgeführt. Die Träger der Rentenversiche-

rung waren bis dahin verpflichtet, in ausreichendem

Maß an den Prüfungen mitzuwirken; sie konnten auch

an jeder Prüfung teilnehmen.

In der Zeit vom 01.01.1996 bis 31.12.1998 ging das

Prüfrecht sukzessive auf die Rentenversicherungsträger

über.

Ab 01.01.1999 führen die Rentenversicherungsträ-

ger nach § 28p Abs. 1 Satz 1 (Sozialgesetzbuch (SGB)

IV die Betriebsprüfungen in alleiniger Verantwortung

durch. 

Zur Beitragsüberwachung gehören 

• die allgemeinen Prüfungen nach § 28 p Abs. 1 SGB IV

• die Prüfungen aus besonderem Anlass wegen 

• der Einleitung eines Insolvenz- oder eines Verbrau-

cherinsolvenzverfahrens

• einer Betriebsstilllegung, außer saisonbedingten

Schließungen

• Hinweise anderer Stellen (Finanzkontrolle Schwarz-

arbeit - FKS -, Staatsanwaltschaften, Ordnungsämter,

Ausländerämter usw.) und

• vermuteter Beitragshinterziehung.

1 Prüfung durch die Rentenversicherungs-
träger

1.1 Gegenstand der Prüfungen

Die Prüfung umfasst insbesondere die vom Arbeitge-

ber vorgenommenen Beurteilungen der Beschäftigungs-

verhältnisse bezüglich der Versicherungspflicht, in die-

sem Zusammenhang abgegebene Meldungen, für die

Beitragsberechnung vorgenommene Beurteilungen des

Arbeitsentgelts, die vorgenommenen Berechnungen und

zeitlichen Zuordnungen der Beiträge und die nach § 28

f Abs. 1 SGB IV i.V.m. § 2 der Beitragsüberwachungs-

verordnung (BÜVO) zu führenden Lohnunterlagen.

Seitens des Arbeitgebers besteht eine Auskunfts-

pflicht gegenüber den Krankenkassen über alle Tatsa-

chen, die für die Erhebung der Beiträge erforderlich

sind. Diese bezieht sich aber lediglich auf den Einzel-

fall. Beitragszahlungen in diesem Sinne sind auch die

Zahlung der Pflichtbeiträge zur Pflegeversicherung für

freiwillig Krankenversicherte sowie die der Umlagen

nach dem Lohnfortzahlungsgesetz. Deshalb ist Gegen-

stand der Prüfung auch die Überprüfung der Umlage-

pflicht und das Beitragsverfahren.

Für die Überprüfung der Zahlung freiwilliger Kran-

kenversicherungsbeiträge und für die Prüfung der Bei-

tragszahlung aus Versorgungsbezügen nach § 256 SGB

V bleibt die jeweilige Krankenkasse weiterhin zustän-

dig wie bisher.

Die Prüfung findet grundsätzlich in den Räumen des

Arbeitgebers, der Abrechnungsstelle oder eines ande-

ren beauftragten Dritten statt.

Der Rentenversicherungsträger kann aber auch für

die Prüfung von Kleinstbetrieben den Arbeitgeber oder
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den beauftragten Dritten bitten, die zu prüfenden Un-

terlagen einzusenden, damit diese in den Räumen des

Rentenversicherungsträgers geprüft werden. 

Prüfungen in Privathaushalten werden von den

Rentenversicherungsträgern nicht durchgeführt.

Die dem Arbeitgeber oder dem Auftragnehmer ent-

standenen Kosten für die Beitragsüberwachung oder

für einen evtl. Verdienstausfall sind von den prüfenden

Sozialversicherungsträgern nicht zu erstatten.

Lediglich die Kosten für die Vervielfältigung von

Unterlagen, die für die Aufgabenerfüllung der Prüfer er-

forderlich sind, können von den prüfenden Sozialver-

sicherungsträgern erstattet werden.

1.2 Abstimmung der Prüfungen

Nach § 28p Abs. 2 SGB haben sich die Rentenver-

sicherungsträger darüber abzustimmen, welche Arbeit-

geber sie prüfen. 

Im Verhältnis zwischen den Landesversicherungs-

anstalten (LVA) und der Bundesversicherungsanstalt

für Angestellte (BfA) erfolgt diese Aufteilung anhand

der Prüfziffer in der Betriebsnummer des Arbeitgebers

oder der abrechnenden Stelle. 

Danach prüft die Bundesversicherungsanstalt für

Angestellte die Arbeitgeber, in deren Betriebsnummer

die Prüfziffer 0 bis 4 lautet.

Die Landesversicherungsanstalten prüfen in ihrem

Zuständigkeitsbereich die Arbeitgeber, in deren Be-

triebsnummer die Prüfziffer 5 bis 9 lautet.

1.3 Prüfung bei externen Abrechnungsstellen

Bei Arbeitgebern, deren Lohn- und Gehaltsabrech-

nungen durch eine externe Stelle nach § 28p Abs. 6

SGB IV (Steuerberater, Rechenzentrum usw.) durchge-

führt wird und die die Prüfung bei dieser externen Ab-

rechnungsstelle durchführen lassen, richtet sich die

Prüfzuständigkeit grundsätzlich nach der Betriebsnum-

mer dieser Stelle.

Abweichend hiervon orientiert sich die Prüfzustän-

digkeit an der Betriebsnummer des Arbeitgebers, wenn

eine Prüfung aus Anlass des Leistungsmissbrauchs 

und der illegalen Ausländerbeschäftigung nach § 107

SGB IV in Verbindung mit § 304 SGB III oder einer

Insolvenz durchgeführt wird. Das Gleiche gilt, wenn

die Abrechnungsstelle keine eigene Betriebsnummer

hat.

1.4 Prüfung durch die Sonderanstalten

Von der Bundesknappschaft werden die Betriebe

mit knappschaftlich rentenversicherungspflichtigen Ar-

beitnehmern (§§ 137 und 273 SGB VI) geprüft, und

zwar auch bezüglich der Beschäftigten, die nicht in der

knappschaftlichen Sozialversicherung versichert sind.

Die Zuständigkeit der Bundesknappschaft bleibt solan-

ge bestehen, wie mindestens ein Arbeitnehmer, der der

knappschaftlichen Rentenversicherungspflicht unter-

liegt, noch in diesem Betrieb tätig ist. Ausschlaggebend

ist der jeweilige Prüfzeitraum.

Betriebe, für die die See-Berufsgenossenschaft der

zuständige Unfallversicherungsträger ist, werden allein

von der Seekasse geprüft. Die Seekasse ist daher nicht

nur für die Prüfung der seemännisch Beschäftigen, son-

dern auch für alle gewerblichen und kaufmännischen

Arbeitnehmer dieses Betriebes zuständig.

Die Bahnversicherungsanstalt prüft alle Betriebe,

die nach der Satzung der Bahnversicherungsanstalt zu

deren Zuständigkeitsbereich gehören.

Im Rahmen dieser Prüfung werden auch die Arbeit-

nehmer geprüft, die nicht in der Sonderanstalt versi-

chert sind.

1.5 Prüfung durch die landwirtschaftlichen Krankenkassen

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen haben für

die mitarbeitenden Familienangehörigen in der Land-

wirtschaft – wie bisher – ein eigenständiges Prüfrecht.

Diese Regelung trägt den besonderen Verhältnissen

der landwirtschaftlichen Sozialversicherung Rech-

nung. 

1.6 Teilnahme der Krankenkassen an den Prüfungen

Bis zum 31.12.2002 konnten die Krankenkassen an

den Prüfungen der Rentenversicherungsträger teilneh-

men und wurden deshalb über bevorstehende Prüfun-

gen informiert. 

1.7 Ad-hoc Prüfung

Wenn die Krankenkasse eine alsbaldige Prüfung für

erforderlich hält, unterrichtet sie unverzüglich die Ren-

tenversicherungsträger.

Hierbei handelt es sich in erster Linie um folgende

Sachverhalte:

• Eröffnung oder Abweisung eines Insolvenzverfah-

rens, ggf. eines Verbraucherinsolvenzverfahrens,
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• Hinweise der Hauptzollämter, Kriminalpolizei,

Staatsanwaltschaft oder des Versicherten, sofern es

sich nicht nur um geringfügige Meldeverstöße handelt,

• Betriebsschließung, es sei denn, sie ist saisonbe-

dingt,

• Vermutung von Beitragshinterziehung in größerem

Umfang.

Die Rentenversicherungsträger führen diese Be-

triebsprüfungen unverzüglich durch. 

Kann der Rentenversicherungsträger trotz intensi-

ver Bemühungen (z.B. Handelsregisterauskunft zur Er-

mittlung der Handelnden und Anfragen bei Einwoh-

nermelde- und Gewerbeämtern) einen Verantwortli-

chen nicht ermitteln, bei dem prüffähige Unterlagen

eingesehen werden können (z.B. Arbeitgeber ist unbe-

kannt verzogen oder Steuerberater hat das Mandat

nach Betriebsschließung niedergelegt), wird die Kran-

kenkasse unter Darstellung der Ermittlungsbemühun-

gen unterrichtet. 

Ein Verwaltungsakt kann in diesen Fällen durch den

beauftragten Rentenversicherungsträger nicht erteilt

werden.

Die Unterrichtung der Krankenkasse durch den

Rentenversicherungsträger über eine nicht durchge-

führte Betriebsprüfung zieht aber nicht die Verpflich-

tung der Krankenkasse nach sich, selbst Ermittlungen

anzustellen.

1.8 Prüfung bei Arbeitnehmerüberlassung

Ist durch den Rentenversicherungsträger ein Unter-

nehmen geprüft worden, das gewerbsmäßig Arbeitneh-

mer verleiht, und stellt sich im Rahmen der Einziehung

der Forderung heraus, dass die Krankenkasse den oder

die Entleiher hinsichtlich der Beitragsforderungen in

Anspruch nehmen muss, trifft der Rentenversiche-

rungsträger bei dem als Verleiher tätigen Arbeitgeber

die erforderlichen weitergehenden Feststellungen, die

es der Krankenkasse ermöglichen, die Forderungen zu

beziffern. Sofern Kontrollmeldungen vom Entleiher

nicht abgegeben wurden, kann im Einzelfall eine Hilfe-

stellung durch eine zusätzliche Prüfung beim Entleiher

erforderlich sein.

1.9 Prüfung bei Insolvenz

Der Rentenversicherungsträger hat die Betriebsprü-

fung einzuleiten, sobald die Mitteilung einer Kranken-

kasse vorliegt, dass das Insolvenzverfahren eröffnet

oder mangels Masse nicht eröffnet wurde.

Bei Insolvenz eines Arbeitgebers haben die Kran-

kenkassen und der prüfende Rentenversicherungsträ-

ger zusätzlich über die ansonsten erforderlichen Tätig-

keiten hinaus folgende Aufgaben zu erledigen:

Die Krankenkasse hat dem Rentenversicherungsträ-

ger mitzuteilen, seit welchem Monat Beitragsrückstän-

de bestehen bzw. Schätzungen vorgenommen werden.

Der Rentenversicherungsträger hat ab dem Monat,

für den erstmals Beitragsrückstände bestehen bzw.

Schätzungen vorgenommen wurden, der Einzugsstelle

zumindest die erforderlichen Daten zeitnah mitzutei-

len, damit diese die noch nicht gezahlten Pflichtbeiträ-

ge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung für

die letzten dem Insolvenzereignis vorausgegangenen

drei Monate erheben kann. Dieses kann sich im Ein-

vernehmen mit der Krankenkasse z.B. darauf be-

schränken, Ablichtungen der Lohnunterlagen aus dem

einschlägigen Zeitraum zu übersenden, damit diese die

Forderungen selbst feststellen kann.

Der Rentenversicherungsträger hat das Meldever-

fahren nach der Datenerfassungs- und Datenübermitt-

lungsverordnung (DEÜV) durchzuführen, sofern das

Insolvenzverfahren mangels Masse eingestellt wurde.

Die Krankenkasse hat in diesen Fällen die rück-

ständigen Beiträge einschließlich der Säumniszuschlä-

ge zu ermitteln und zu fordern.  

Dies gilt sowohl für die Forderung gegenüber dem

Arbeitsamt als auch gegenüber dem insolventen Arbeit-

geber.

1.10 Prüfung illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit und

Maßnahmen zur Bekämpfung des Leistungsmissbrauchs

Durch das Gesetz vom 23.7.2002 wurden die Ins-

trumentarien zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, der

illegalen Beschäftigung sowie des Leistungsmiss-

brauchs (SchwarArbG) neu geregelt.

Danach prüfen die Behörden der Zollverwaltung, ob

• Sozialleistungen zu Unrecht bezogen werden oder

wurden,

• ausländische Arbeitnehmer mit einer erforderli-

chen Genehmigung und nicht zu ungünstigeren

Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche Ar-

beitnehmer beschäftigt werden oder wurden,
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die Angaben des Arbeitgebers, die für die Leistungen

erheblich sind, zutreffend bescheinigt wurden.

• Die Behörden der Zollverwaltung werden hierbei

insbesondere von den

• nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung

von Ordnungswidrigkeiten nach dem Schwarz-

ArbG zuständigen Behörden,

• Krankenkassen,

• Trägern der Rentenversicherung,

• Finanzbehörden,

• Trägern der Unfallversicherung,

• für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehör-

den,

• Trägern der Sozialhilfe nach dem Bundessozialhil-

fegesetz (BSHG) und

• nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

zuständigen Behörden

unterstützt.

Zur Durchführung dieser Aufgaben sind die Behör-

den der Zollverwaltung und die sie unterstützenden

Behörden sowie die Polizeivollzugsbehörden der Län-

der berechtigt, Grundstücke und Geschäftsräume des

Arbeitgebers während der Geschäftszeit zu betreten

und dort Einsicht in die Lohn-, Meldeunterlagen,

Bücher und andere Geschäftsunterlagen und Aufzeich-

nungen zu nehmen, aus denen Umfang, Art und Dauer

von Beschäftigungsverhältnissen hervorgehen oder ab-

geleitet werden können.

2 Prüfvorbereitungen

– Datenspeicherung bei der Datenstelle der Renten-

versicherung (DSRV)

Die DSRV führt eine Datei mit den Betriebsnum-

mern der Arbeitgeber und den Versicherungsnummern

der bei ihnen Beschäftigten einschließlich des Beginns

und des Endes der Beschäftigung (Basisdatei). Außer-

dem ist die temporäre Speicherung von Daten für die

Durchführung der Prüfung bei den Arbeitgebern vorge-

sehen. Dazu werden auf Anforderung des prüfenden

Rentenversicherungsträgers aufgrund der Informatio-

nen aus der Basisdatei der DSRV und aus der Prüfpla-

nungsdatei der BfA Daten aus den Versicherungskon-

ten der beteiligten Rentenversicherungsträger, Daten

aus der Sonderdatei für geringfügig Beschäftigte, Daten

des Stammsatzbestandes, Daten aus der Betriebsdatei

der BA und Daten aus den Sollstellungen der beteilig-

ten Krankenkassen zeitnah zusammengeführt.

Der Aufbau und der Inhalt sowie der Verfahrensab-

lauf sind gesetzlich geregelt und entsprechen den ge-

setzlichen Vorschriften des Datenschutzes.

– Datenspeicherung bei der BfA

Die BfA führt eine Prüfplanungsdatei mit Betriebs-

und Geschäftsdaten der Arbeitgeber. Diese Datei steht

den Rentenversicherungsträgern für die Planung und

für die Abspeicherung der Prüfergebnisse (Statistische

Angaben nach § 28p Abs. 7 GB IV) zur Verfügung. Sie

enthält folgende Angaben:

• die Betriebsnummern und Gemeindeschlüssel der

zu prüfenden Stellen (Betriebsstätten des Arbeitge-

bers sowie andere Stellen, auf die sich die Betrieb-

sprüfung erstreckt),

• deren Namen, Anschriften, Telefon- und Telefaxan-

schluss, E-Mail-Adresse,

• die Betriebsnummern der Einzugsstellen, mit denen

der Arbeitgeber abrechnet, deren Namen, Anschrif-

ten, Telefon- und Telefaxanschluss sowie Instituti-

onskennzeichen,

• das Datum, bis zu dem der Arbeitgeber zuletzt ge-

prüft wurde,

• das Datum der geplanten nächsten Prüfung,

• Angaben für besondere Behandlung:

– Verlangen der zu prüfenden Stelle nach einem be-

sonderen Prüfrhythmus,

– Verlangen der Einzugsstellen nach alsbaldiger

Prüfung und den Grund dafür,

• die Angabe, ob Meldungen durch Datenübermitt-

lung erstattet werden, und die Bezeichnung des

hierbei verwendeten EDV-Programms,

• die Anzahl der pflichtversicherten Beschäftigten im

Prüfzeitraum,

• die Anzahl der geringfügig Beschäftigten im Prüf-

zeitraum,

• die Bereichsnummer des für die Prüfung zuständi-

gen Trägers der Rentenversicherung sowie die An-

gabe „Trägerfirma einer Betriebskrankenkasse“,

• die Betriebsnummern anderer Arbeitgeber, für die

der Arbeitgeber abrechnet,

• den Wirtschaftszweig / die Branche des Arbeitgebers,

• die Anzahl der aktuell Beschäftigten,
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• der Inhalt der Bescheide aus Betriebsprüfungen und

aus den Mitteilungen der Zollverwaltung über Prü-

fungen nach § 107 SGB IV:

– Datum und Aufbewahrungsort der Mitteilung,

– Name der meldenden Stelle,

• aus dem Inhalt der Mitteilung:

– Meldepflichtverletzung (vgl. § 28 a SGB IV)

– fehlende Lohnunterlagen

– Verdacht der prüfenden Stelle auf Beitragshinter-

ziehung, Verstöße gegen das (AEntG)

• Informationen über gegen frühere Bescheide einge-

legte Rechtsbehelfe und Rechtsmittel sowie über so-

zialgerichtliche Verfahren,

• die Angabe, dass der Arbeitgeber seine Bereitschaft

zur Teilnahme an einer Sammel- oder Vorlageprü-

fung erklärt hat,

• die Tatsache und der Grund der Nichteinsichtnah-

me in die Bescheide und Prüfberichte der Finanz-

behörden,

• die Angabe, dass Beschäftigte Lohnzahlungen

durch Dritte erhalten.

2.1 Prüfplanung der Rentenversicherungsträger

Die Rentenversicherungsträger ermitteln laufend,

welche Betriebe sie prüfen müssen.

Sie sind zuständig für die Vereinbarung des Prüfter-

mins beim Arbeitgeber, die Erfassung des Termins und

evtl. festgestellter Stammdatenänderung in der Arbeit-

geberdatei.

Bei der Eingabe des Prüftermins, spätestens sechs Wo-

chen vor der Prüfung, wird von der BfA ein Datensatz an

die DSRV gesandt, durch den automatisch die Zusam-

menführung der prüfrelevanten Daten ausgelöst wird.

Aus der temporären Datei bei der DSRV werden

Prüfhilfen für die Unterstützung des Betriebsprüfers bei

der Prüfung erstellt.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 2.9.2003

– Prüfung der Rentenversicherungsträger bei den

Arbeitgebern

2.2 Ankündigung der Prüfung / Prüfzeitraum / Zeitpunkt der

Prüfung

Die Prüfung beim Arbeitgeber ist grundsätzlich nur

nach vorheriger Ankündigung durch die Rentenversi-

cherungsträger zulässig.

Die Ankündigung soll möglichst einen Monat, sie

muss jedoch spätestens 14 Tage vor der Prüfung erfol-

gen; abweichende Vereinbarungen sind nur mit Zu-

stimmung des Arbeitgebers zulässig.

Die Prüfer der Versicherungsträger haben sich vor

Beginn der Prüfung dem Arbeitgeber gegenüber auszu-

weisen.

Die Prüfungen finden in der Regel in der Betriebs-

stätte des Arbeitgebers, bei seinem Steuerberater oder

einer anderen Stelle, die für ihn die Löhne und Gehäl-

ter abrechnet, statt.

Der Arbeitgeber hat jedoch die Wahl, ob die Prüfung

in seinen oder in den Geschäftsräumen des Versiche-

rungsträgers durchgeführt werden soll. Dieses Wahl-

recht entfällt, wenn der Verdacht der Beitragshinterzie-

hung vorliegt In diesen Fällen kann die Prüfung auch

ohne vorherige Ankündigung durchgeführt werden.

Die Rentenversicherungsträger sind verpflichtet,

mindestens alle vier Jahre bei den Arbeitgebern zu prü-

fen, ob diese ihre gesetzlichen Pflichten erfüllen. Sie

prüfen insbesondere die Höhe der Sozialversicherungs-

beiträge und der Umlagen nach dem Lohnfortzah-

lungsgesetz sowie die Richtigkeit der abgegebenen Mel-

dungen.

Die Prüfung erstreckt sich in der Regel vom Ende

des zuletzt geprüften Zeitraumes bis zum Ende des Mo-

nats, für den zuletzt ein Beitragsnachweis vorliegt.

2.3 Inhalt der Prüfankündigung

Die Ankündigung der Prüfung erfolgt mittels einfa-

chem Brief.

Sie enthält neben dem Prüftermin den Namen der

Prüferin / des Prüfers und insbesondere eine Aufstel-

lung der vorzulegenden bzw. bereitzuhaltenden Unter-

lagen.

Textlich ist sie wie folgt abgefasst:

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach § 28p Abs. 1 SGB IV in Verbindung mit den Vor-

schriften der Beitragsüberwachungsverordnung

(BÜVO) sind die Rentenversicherungsträger ver-

pflichtet, mindestens alle vier Jahre bei den Arbeitge-

bern zu prüfen, ob diese ihre Pflichten nach diesem

Gesetz erfüllen. Sie prüfen insbesondere, ob die

Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeits-
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losenversicherung sowie die Umlagen nach dem

Lohnfortzahlungsgesetz in richtiger Höhe gezahlt

worden sind. Daneben prüfen sie die Richtigkeit der

abgegebenen Meldungen.

Wir beabsichtigen, Ihr Einverständnis vorausgesetzt,

am........................durch unsere(n) Außendienstmitar-

beiterin / Außendienstmitarbeiter 

Frau / Herrn...................................................................

eine Betriebsprüfung für die Zeit ab ................ in den

Geschäftsräumen Ihrer Abrechnungsstelle / Ihres

Steuerberaters ......................... vornehmen zu lassen,

der in Ihrem Auftrag Löhne und Gehälter abrechnet

und (oder) Meldungen erstattet (§ 28p Abs. 6 SGB IV).

Wir bitten Sie, die zur Durchführung der Prüfung er-

forderlichen Geschäftsbücher und -unterlagen zur

Einsicht bereitzuhalten.

Dies sind insbesondere

– Lohn- und Gehaltskonten aller Arbeitnehmer

(einschl. der Aushilfsbeschäftigten),

– mtl. Brutto-/Nettoabrechnungen,

– Beitragsabrechnungen,

– Beitragsnachweise,

– Anwenderhandbuch und Schlüsselverzeichnisse,

sofern Löhne und Gehälter mittels EDV-Verfahren

abgerechnet werden,

– sonstige Unterlagen, die Aufschluss über das Ar-

beitsentgelt einschl. gewährter Sonderzuwendun-

gen geben, wie z.B. Tarifverträge, Betriebsverein-

barungen, Arbeits- und Ausbildungsverträge, Kas-

senbücher, Journale, Nebenkostenbelege über Rei-

sekosten,

– Durchschriften oder Ablichtungen von Meldun-

gen nach der Datenerfassungs- und übermitt-

lungsverordnung -DEÜV-, Bescheinigungen nach

§ 25 DEÜV,

– alle Unterlagen über die Versicherungsfreiheit

oder Befreiung von der Versicherungspflicht

(Schul-, Immatrikulationsbescheinigungen, Er-

klärungen der geringfügig / kurzfristig Beschäftig-

ten über evtl. weitere Beschäftigungsverhältnisse,

Rentenbescheide etc.),

- Gesellschafterverträge und Anstellungsverträge,

- Berichte über Lohnsteueraußenprüfungen und

Lohnsteuerhaftungsbescheide, die den Prüfzeit-

raum betreffen,

- Unterlagen über Leiharbeitnehmer, über Entsen-

dung und Einstrahlung, Werkverträge,

– Unterlagen über die Zahlung von Kurzarbeiter-,

Schlechtwetter- und Winterausfallgeld,

– Unterlagen für Neben- und Unterbetriebe,

– die Prüfmitteilungen über die Ergebnisse der Prü-

fungen der Sozialversicherungsträger in den letz-

ten vier Jahren,

Soweit sich die entsprechenden Unterlagen nicht in

Ihrem Besitz befinden, bitten wir, diese rechtzeitig an-

zufordern, damit ein ordnungsmäßiger Ablauf der

Prüfung sichergestellt ist. Falls Betriebe / Betriebstei-

le Ihrem Abrechnungsverfahren angeschlossen sind,

werden diese mitgeprüft.

Sofern zu dem o.a. Betrieb Unterbetriebe mit eigener

Betriebsnummer bestehen, bitten wir Sie, auch die

Unterlagen dieser Betriebe bereitzuhalten.

Nach § 6 Abs. 3 BÜVO ist der Prüfer auch berechtigt,

über den Bereich der Lohn- und Gehaltsabrechnung

hinaus innerhalb des Rechnungswesens zu prüfen.

Für die Unterstützung unseres Mitarbeiters wären wir

dankbar.

gez.: Unterschrift

2.4 Beauftragung von Steuerberatern oder Wirtschaftsprüfern

– Allgemeines

Eine erhebliche Zahl von Betrieben hat Steuerbera-

ter bzw. Wirtschaftsprüfer beauftragt, für sie die Lohn-

und Gehaltsabrechnungen vorzunehmen, die Gesamt-

sozialversicherungsbeiträge zu berechnen und weiter-

zuleiten sowie die Meldungen zu erstatten.

Grundsätzlich haben die Prüfdienste der Renten-

versicherungsträger ihre Betriebsprüfung am Betriebs-

sitz des Arbeitgebers durchzuführen. 

Dies gilt gemäß § 28p Abs. 6 SGB IV dann nicht,

wenn der Arbeitgeber einen Steuerberater oder Wirt-

schaftsprüfer beauftragt hat, für ihn die Lohn- und Ge-

haltsabrechnungen seiner Beschäftigten und den damit

in Zusammenhang stehenden Arbeiten vorzunehmen. 

In diesen Fällen ist die Betriebsprüfung beim Steu-

erberater bzw. Wirtschaftsprüfer durchzuführen.

Der Steuerberater bzw. Wirtschaftsprüfer tritt durch die

Übernahme des Mandats zur Erledigung der nach den

Vorschriften des SGB IV erforderlichen Arbeitgeber-

pflichten an die Stelle des Arbeitgebers.

Er hat im Rahmen der Betriebsprüfung die gleichen

Rechte und Pflichten wie der zu prüfende Arbeitgeber.
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Er wird also in der Regel – wie der Arbeitgeber fach- und

sachkundige Mitarbeiter seiner Buchhaltung – ebenfalls

kompetente Mitarbeiter seiner Kanzlei für die Betrieb-

sprüfung abstellen, damit diese zügig und ohne Kom-

plikationen durchgeführt und abgeschlossen werden

kann.

Der Steuerberater bzw. Wirtschaftsprüfer wird den

Prüfern – genau so wie der zu prüfende Arbeitgeber –

einen geeigneten Raum, die erforderlichen Unterlagen

und notwendige Hilfsmittel bereitstellen, damit ein un-

gehindertes Arbeiten des Prüfers möglich ist.

– Zurückweisung von Bevollmächtigten

Sofern als Ergebnis einer Betriebsprüfung beim

Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer Beanstandungen

auszusprechen sind, erfolgt dies durch Verwaltungsakt

(Beitragsbescheid), der mit dem Rechtsbehelf des Wi-

derspruchs angefochten werden kann.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob –

neben dem Arbeitgeber als Beitragsschuldner – auch

sein Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer berechtigt ist,

den Beitragsbescheid seines Mandanten anzufechten,

das heißt, ob er von seinem Mandanten hierzu recht-

mäßig bevollmächtigt werden kann.

Nach § 13 Abs. 5 Satz 1 SGB X sind Bevollmächtig-

te zurückzuweisen, wenn sie geschäftsmäßig fremde

Rechtsangelegenheiten besorgen, ohne dazu befugt zu

sein. Da nach § 73 Abs. 6 Satz 1 SGG i.V.m. § 157 Abs.

1 Satz 1 Zivilprozessordnung (ZPO) nur Mitglieder ei-

ner Rechtsanwaltskammer und Personen, die die Be-

sorgung fremder Rechtsangelegenheiten vor Gericht ge-

schäftsmäßig betreiben, als Bevollmächtigte in der

mündlichen Verhandlung zugelassen sind, werden zum

Beispiel Steuerberater und Wirtschaftsprüfer von den

Rentenversicherungsträgern als Bevollmächtigte in Ren-

tenversicherungsangelegenheiten regelmäßig zurückge-

wiesen.

– Anerkennung der Bevollmächtigung von Steuerbe-

ratern und Wirtschaftsprüfern

Die Prüfdienste der Rentenversicherungsträger sind

jedoch der übereinstimmenden Auffassung, dass ein

Steuerberater bzw. Wirtschaftsprüfer, der Löhne und

Gehälter im Auftrag eines Arbeitgebers durchführt, die

Meldungen erstellt und die Beiträge berechnet, nicht

nur berechtigt ist, gegen einen Beitragsbescheid des

Rentenversicherungsträgers vom Rechtsbehelf des Wi-

derspruchs im Auftrag seines Mandanten (Arbeiter) Ge-

brauch zu machen, sondern auch nicht als Bevoll-

mächtigter nach § 13 Abs. 5 Satz 1 SGB X von Amts we-

gen zurückgewiesen werden darf. 

Gleiches dürfte auch – vorbehaltlich anders lauten-

der Sozialgerichtsentscheidungen – für die Bevoll-

mächtigung von Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern

im Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbar-

keit gelten.

3. Durchführung der Betriebsprüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Die Prüfung erstreckt sich auf alle mit der Beurtei-

lung der Versicherungspflicht oder -freiheit sowie mit

der Nachprüfung der Beitragsabrechnung einschließ-

lich der Erstattung nach dem Lohnfortzahlungsgesetz

verbundenen Arbeiten. Seit 1995 ist der Arbeitgeber

verpflichtet, Bescheide und Prüfberichte der Finanz-

behörden, insbesondere die Lohnsteuerhaftungsbe-

scheide, vorzulegen; die Prüfer sind verpflichtet, diese

auszuwerten. In diesem Zusammenhang sind die Prü-

fer berechtigt, über den Bereich der Lohn- und Ge-

haltsabrechnung, jedoch nicht über den Bereich des

Rechnungswesens hinaus zu prüfen (§ 6 Abs. 3 BÜVO).

Der Arbeitgeber hat hierzu Unterlagen der Finanz-

buchhaltung einschließlich aller Vor- und Nebenauf-

zeichnungen sowie den Kontenrahmen vorzulegen.

3.2 Prüfungsrelevante Unterlagen

Zur Durchführung einer Betriebsprüfung sind ins-

besondere nachfolgend aufgeführte Geschäftsbücher

und -unterlagen vorzulegen:

• Lohn- und Gehaltskonten aller Arbeitnehmer, auch

die der Aushilfsbeschäftigten

• Beitragsabrechnungen und Beitragsnachweise

• Anwenderhandbuch und Schlüsselverzeichnisse,

sofern Löhne und Gehälter mittels EDV-Verfahren

abgerechnet werden.

Sonstige Unterlagen, die Aufschluss über das Arbeit-

sentgelt einschließlich gewährter Sonderzuwendungen

geben, wie z. B. 

• Tarifverträge

• Betriebsvereinbarungen
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• Arbeits- und Ausbildungsverträge

• Kassenbücher

• Journale und Aufwandskonten

• Durchschriften oder Ablichtungen von Meldungen

nach der Datenerfassungs- und –übermittlungsver-

ordnung bzw. von Meldeprotokollen

• Unterlagen über Versicherungsfreiheit oder Befrei-

ung von der Versicherungspflicht

• Gesellschaftsverträge und Anstellungsverträge

• Bericht über die letzte Lohnsteueraußenprüfung

und den Lohnsteuerhaftungs- bzw. nachforderungs-

bescheid

• Unterlagen über Leiharbeitnehmer

• Unterlagen über Entsendung und Einstrahlung von

Arbeitnehmern

• Werkverträge

• Dienst- bzw. Dienstleistungsverträge

• Unterlagen über die Zahlung von Kurzarbeiter- oder

Winterausfallgeld

• Unterlagen für Neben- und Unterbetriebe und die

Prüfmitteilungen über die Ergebnisse der Prüfungen der

Sozialversicherungsträger in den letzten vier Jahren.

3.3 Arten der Betriebsprüfung

3.3.1 Allgemeines

In der Beitragsüberwachungsverordnung sind Rege-

lungen darüber getroffen, auf welche Art und Weise die

Prüfungen durchgeführt werden können.

Danach kann die Prüfung konventionell, durch Ver-

arbeitung von Testaufgaben, mittels Selektionspro-

grammen oder mittels aller drei Arten durchgeführt

werden.

Für die Prüfungen mittels Testaufgaben sind die von

den Rentenversicherungsträgern herausgegebenen Te-

staufgaben zu verarbeiten und die Testergebnisse den

Prüfern vorzulegen. Diese Testaufgaben wurden von

der LVA Rheinprovinz erstellt und werden jährlich ak-

tualisiert. Sie können bei Bedarf von den Rentenversi-

cherungsträgern beim Verband Deutscher Rentenversi-

cherungsträger angefordert werden.

Der Arbeitgeber kann eine Änderung der Testaufga-

ben verlangen, sofern dieses durch betriebliche Belan-

ge begründet ist.

Die Art der Prüfung orientiert sich grundsätzlich an

den im Betrieb vorzufindenden Gegebenheiten. Das

führt dazu, dass die Prüfung, insbesondere bei dem vom

Gesetzgeber maximal möglichen Prüfintervall von 4

Jahren, sowohl konventionell als auch mittels Testauf-

gaben und Selektion prüfrelevanter Fallgruppen durch-

geführt werden kann.

3.3.2 Konventionelle Prüfung

Bei der konventionellen Prüfung werden anhand

der einzeln ausgedruckten Lohnunterlagen, Beitrags-

abrechnungen, Beitragsnachweise und Meldungen

oder anhand lesbar gemachter, elektronisch gespei-

cherter Daten, alle versicherungs- und beitragsrechtli-

cher Sachverhalte und Tatbestände überprüft.

3.3.3 Prüfung durch Testaufgaben

Sofern Testaufgaben verarbeitet werden, ist folgen-

des zu beachten:

Die Erfassung der Testaufgaben hat entsprechend der

betrieblichen Praxis zu erfolgen. Bei der Verschlüsselung

der Krankenkassen ist neben einer AOK, BKK oder IKK

mindestens eine Ersatzkasse zu berücksichtigen.

Sofern die vorgegebenen Arbeitsentgelte nicht ver-

arbeitet werden können, sondern durch eine Umrech-

nung auf Stunden, Tage oder sonstige Arbeitseinheiten

ermittelt werden müssen, darf dadurch die Aufgaben-

stellung nicht verändert werden. Das gilt gleichermaßen

für eventuell erforderliche Veränderungen der vorgege-

benen persönlichen Stammdaten oder Zeitangaben.

Die Testaufgaben sind für Arbeiter und Angestellte

identisch. Sollten vom Unternehmen unterschiedliche

Programmsysteme verwendet werden, sind mit dem je-

weiligen Programmsystem alle Testaufgaben zu verar-

beiten. Dabei sind die Verschlüsselungen „Beitrags-

gruppen“ und „Angaben zur Tätigkeit“ auf den ent-

sprechenden Abrechnungsbereich abzustellen.

Die Testaufgaben sind zeitraumbezogen aufzubereiten

und zu verarbeiten. Sie müssen alle Abrechnungs- und

Meldeprogramme durchlaufen. Dabei sind die Abrech-

nungen von Dezember, Januar und Februar zu erstellen.

Alle für den Bereich der Beitragsberechnung, der

Beitragsabrechnung und des Meldeverfahrens relevan-

ten Unterlagen, die bei der Verarbeitung der Testaufga-

ben maschinell oder manuell erstellt werden, sind bei

der Prüfung vorzulegen.

Dazu gehören insbesondere:

• die Firmenstammdaten

• die Personalstammdaten
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• die Sozialversicherungsstammdaten und 

• die steuer- und beitragsrechtliche Verschlüsselung

der gezahlten Arbeitsentgelte.

Darüber hinaus hat der Arbeitgeber durch geeignete

Maßnahmen sicherzustellen, dass die fiktiven Testda-

ten als solche erkennbar sind und die Testergebnisse

nicht an die Krankenkassen bzw. Datenannahmestellen

übermittelt werden. Anhand der Ergebnisse der Test-

aufgaben wird der Prüfer feststellen können, ob das

vom Arbeitgeber eingesetzte Abrechnungsprogramm

den Erfordernissen entspricht.

3.3.4 Selektionsprüfung

Werden vom Arbeitgeber Testaufgaben nicht verar-

beitet oder kommt eine Prüfung von Programmen durch

Testaufgaben bereits aus programm- oder speichertech-

nischen Gründen nicht in Betracht, können zur Ver-

meidung von Massenarbeiten bestimmte prüfrelevante

Fallgruppen vom Arbeitgeber ausgedruckt werden. Zu-

sätzlich sind die Fälle, die manuell abgerechnet worden

sind oder in denen das beitragspflichtige Arbeitsentgelt

manuell vorgegeben worden ist, vorzulegen.

Die Selektionsprüfung ist durch den Prüfer frühzei-

tig mit dem Arbeitgeber vorzubereiten, weil in der Re-

gel erst die notwendigen Selektionsprogramme erstellt

werden müssen.

Prüfrelevante Fallgruppen für die Selektionsprüfung

sind:

• versicherungsfreie Beschäftigte,

• nach dem SGB III versicherungsfreie Personen,

• in der Rentenversicherung versicherungsfreie Be-

schäftigte,

• kurzzeitig Beschäftigte,

• Beschäftigte, die eine Rente wegen voller Erwerbs-

minderung, Erwerbsunfähigkeit oder eine Alters-

rente beziehen,

• Beschäftigte, für die in der Rentenversicherung oder

zur BA nur der Arbeitgeberanteil zu zahlen ist,

• bestimmte Berufsgruppen (z. B. Fahrer, Pförtner,

Praktikanten),

• einzelne Lohnarten,

• Einmalzahlungen, die dem Vorjahr zugeordnet wor-

den sind,

• Fälle, in denen der Arbeitgeber den Beitrag allein

trägt,

• Beschäftigte, deren laufendes monatliches Arbeit-

sentgelt mindestens einmal die Beitragsbemessungs-

grenze in der Krankenversicherung oder in der Ren-

tenversicherung überschreitet, jedoch die maßgebli-

che jährliche Beitragsbemessungsgrenze nicht er-

reicht,

• Beschäftigte nach dem Altersteilzeitgesetz (Al-

tersTZG)

• in der Kranken- und Pflegeversicherung versiche-

rungsfreie Beschäftigte, deren Arbeitsentgelte unter

der Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 6 oder

7 SGB V liegen,

• ausgeschiedene Beschäftigte, die nach Beendigung

des Beschäftigungsverhältnisses noch Arbeitsent-

gelt erhalten,

• Beschäftigte, die einmalig gezahltes Arbeitsentgelt

während beitragsfreier Zeit erhalten,

• Beschäftigte, bei denen die Beschäftigung nach § 7

Abs. 3 Satz 1 SGB IV als fortbestehend gilt,

• Fälle, in denen die Personalnummer und / oder der

Abrechnungskreis gewechselt hat,

• Fälle, in denen ein Berufsausbildungsverhältnis ei-

nem Beschäftigungsverhältnis folgt oder voraus-

geht.

Obwohl diese Aufzählung abschließend alle Sachver-

halte regelt, die selektiert werden dürfen, kann es für die

Durchführung einer Prüfung sinnvoll sein, weitere

prüfrelevante Fallgruppen selektieren zu lassen. Wird

im Rahmen der Vorbereitung von Selektionsprüfungen

festgestellt, dass die Arbeitgeber schon über die gefor-

derten Listen aufgrund ihrer eigenen betriebswirt-

schaftlichen Auswertungen verfügen, sind keine zu-

sätzlichen Vorbereitungen mehr zu treffen.

Die Daten sind aus den Lohn- und Gehaltsabrech-

nungen des laufenden Kalenderjahres zu selektieren.

Darüber hinaus sind Daten vergangener Kalenderjahre

für die Selektionsprüfung nur dann auszudrucken,

wenn das eingesetzte System hierfür die programm- und

speichertechnischen Möglichkeiten bietet.

3.4 Umfang der Prüfung

3.4.1 Aufgaben und Rechte des Prüfers

Die Prüfung kann auf Stichproben beschränkt 

werden.

Sofern Abrechnungsverfahren, die mit automati-

schen Einrichtungen durchgeführt werden, geprüft
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wurden und das Abrechnungsverfahren oder Teile des

Abrechnungsverfahrens nicht beanstandet und später

nicht geändert worden sind, ist bei der nächsten Bei-

tragsüberwachung eine erneute Prüfung dieser Verfah-

ren nicht zulässig.

Lediglich Verfahren oder Verfahrensteile, die seit

der letzten Beitragsüberwachung geändert worden

sind, dürfen bei der nächsten Beitragsüberwachung ge-

prüft werden.

Wird die Prüfung nicht beim Arbeitgeber, sondern z.

B. beim Steuerberater, einem Rechenzentrum oder ei-

ner anderen vergleichbaren Einrichtung, die Löhne und

Gehälter im Auftrag des Arbeitgebers abrechnet und

Meldungen erstattet, durchgeführt, gelten sämtliche

Grundsätze, wie sie auch bei der Prüfung beim Arbeit-

geber zu beachten sind.

Darüber hinaus gelten für die o.g. Stellen dieselben

Vorschriften der Beitragsüberwachungsverordnung

(BÜVO) zur Führung der Lohnunterlagen, der Bei-

tragsabrechnung, des Beitragsnachweises sowie der

Mitwirkungspflicht.

Auch haben die Prüfinstitutionen bei den externen

Stellen die Befugnis, weitere Unterlagen des Arbeitge-

bers außerhalb der Lohn- und Gehaltsabrechnung mit

in die Prüfung einzubeziehen. Solche Unterlagen liegen

in der Regel bei diesen Stellen – insbesondere bei Steu-

erberatern – vor.

3.4.2 Mitwirkungspflichten des Arbeitgebers bzw. des Steu-

erberaters

Der Arbeitgeber bzw. dessen Beauftragte haben den

Prüfern der Versicherungsträger für die Beitragsüber-

wachung alle erforderlichen Lohnunterlagen, die Bei-

tragsabrechnungen und die Beitragsnachweise vorzule-

gen und einen geeigneten Raum zur Verfügung zu stel-

len.

Darüber hinaus hat er die erforderlichen Hilfsmittel

bereitzustellen. Erforderliche Hilfsmittel zur Durch-

führung der Beitragsüberwachung sind z.B. bei ma-

schinell archivierten Abrechnungsunterlagen die Gerä-

te, die zur Lesbarmachung der entsprechenden Archi-

vierungsdaten notwendig sind, sofern der Arbeitgeber

nicht zum Ausdruck der Unterlagen verpflichtet wer-

den kann.

Sofern Arbeitgeber gegen die Vorschriften über die

Führung und Aufbewahrung von Lohnunterlagen so-

wie gegen die Bestimmungen der Beitragsüberwachung

verstoßen, kann diese Ordnungswidrigkeit mit einer

Geldbuße bis zu EUR 5.000,00 geahndet werden. Zu-

ständig für die Ahndung dieser Ordnungswidrigkeiten

ist grundsätzlich die Krankenkasse. Dies gilt nicht,

wenn die Ordnungswidrigkeit im Rahmen der Bei-

tragsüberwachung von einem Rentenversicherungsträ-

ger festgestellt wird. In diesen Fällen ist der Versiche-

rungsträger zuständig, der die Ordnungswidrigkeit im

Rahmen der Beitragsüberwachung festgestellt hat.

3.5. Prüfung im Bereich der Entgeltabrechnung

3.5.1 Allgemeines

Im Bereich der Entgeltabrechnung werden alle

Sachverhalte geprüft, die anhand der vorgelegten Un-

terlagen der Lohn- und Gehaltsbuchhaltung bezüglich

der Beurteilung der Versicherungspflicht und der Versi-

cherungsfreiheit von Personen sowie der Beitrags-

pflicht bzw. der Beitragsfreiheit von gezahlten Entgel-

ten, Sachbezügen, Fiktiventgelten oder sonstiger geld-

werter Vorteile feststellbar sind. 

Darüber hinaus ist im Rahmen der Beitragsüberwa-

chung auch zu prüfen, ob der Arbeitgeber seine Auf-

zeichnungspflichten ordnungsgemäß erfüllt.

Diese bestehen darin, dass der Arbeitgeber für jeden

Beschäftigten Lohnunterlagen zu führen hat. Diese

Lohnunterlagen müssen hinsichtlich ihrer Gestaltung

und ihres Aufbaus den Vorschriften der Beitragsüber-

wachungsverordnung entsprechen.

Für die Führung, Gestaltung und Archivierung der

Lohn-/Gehaltsunterlagen gilt folgendes:

Zum Nachweis der Beitragsberechnung und des

Beitragsverfahrens hat der Arbeitgeber Lohnunterla-

gen, Beitragsabrechnungen und Beitragsnachweise zu

führen.

Die Unterlagen sind in der Bundesrepublik

Deutschland in deutscher Sprache zu führen und bis

zum Ablauf des auf die letzte Prüfung folgenden Kalen-

derjahres aufzubewahren.

Dies bedeutet z.B., dass Unterlagen, die im Kalen-

derjahr 2004 geprüft wurden, noch bis zum 31.12. 2005

aufzubewahren sind. Diese Vorschrift ist theoretischer

Art, weil die steuerlichen Aufbewahrungspflichten die-

sen Zeitraum überschreiten.

Werden Lohn-/Gehaltsabrechnungen mit Hilfe au-

tomatischer Einrichtungen durchgeführt, hat der Prüfer
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festzustellen, ob die für die Dokumentation und Prüf-

barkeit dieser Verfahren notwendigen Grundsätze be-

achtet werden.

3.5.2 Prüfung der Lohnunterlagen

Die Lohn-/Gehaltsabrechnungen müssen wie bei

jeder anderen Buchführung von einem sachverständi-

gen Dritten hinsichtlich ihrer formellen und sachlichen

Richtigkeit innerhalb angemessener Zeit prüfbar sein.

Dies muss sowohl durch die Prüfbarkeit einzelner 

Geschäftsvorfälle (fallweise Prüfung) als auch durch 

die Prüfbarkeit des Abrechnungsverfahrens (Verfah-

rensprüfung) möglich sein.

Bezüglich der Führung und des Inhalts der Lohn-

unterlagen, der Beitragsabrechnung und des Beitrags-

nachweises bestehen klare und eindeutige gesetzliche

Vorgaben, die vom Arbeitgeber eingehalten werden

müssen.

Der Prüfer hat im Rahmen der Beitragsüberwa-

chung zu prüfen, ob die vom Arbeitgeber geführten und

vorgelegten Unterlagen diesen Erfordernissen entspre-

chen. 

Dabei ist festzustellen, ob die Lohnunterlagen voll-

ständig sind und diese die nachfolgend aufgeführten

Daten enthalten:

• die Entgeltabrechnungsdaten des Arbeitgebers,

• die individuellen Entgeltabrechnungsdaten der Ar-

beitnehmer,

• die Zusammensetzung der monatlichen Arbeitsent-

gelte,

• die ordnungsgemäße Erstattung der Meldungen,

• die Krankenkassenzugehörigkeit (z. B. Mitgliedsbe-

scheinigung),

• die Zugehörigkeit zur privaten Pflegeversicherung.

Dokumentiert sind diese in den Firmenstammdaten,

Personenstammdaten, Brutto / Nettoabrechnungen ein-

schließlich der Nebenbelege (z. B. Provisions- und Prä-

mienabrechungen), Stempelkarten, Stundenzettel,

Fehlzeitenbelege, Zeiterfassungsprotokolle). Außerdem

in den Durchschriften der Meldungen nach der DEÜV

und / oder in den Bescheinigungen nach § 25 DEÜV

bzw. den Daten aus dieser Bescheinigung.

Im Einzelnen hat der Arbeitgeber folgende Angaben

über den Beschäftigten aufzunehmen:

• Den Familien- und Vornamen und ggf. das betrieb-

liche Ordnungsmerkmal; bei Ausländern aus Staa-

ten außerhalb des Europ. Wirtsch. Raums, die

Staatsangehörigkeit.

„Die Familien- und Vornamen sind amtlichen Un-

terlagen (Personalausweis, Reisepass, Geburtsur-

kunde) zu entnehmen. Betriebliches Ordnungs-

merkmal ist in der Regel die Personal- / Stamm-

nummer. Aus Gründen der Verfahrenssicherheit

darf eine Personal- / Stammnummer bei Beendi-

gung des Beschäftigungsverhältnisses in demselben

und dem folgenden Kalenderjahr nicht an einen an-

deren Beschäftigten vergeben werden. Das gilt ent-

sprechend, wenn an einen Weiterbeschäftigten eine

neue Personal- / Stammnummer vergeben wird.“

• Das Geburtsdatum.

„Das Geburtsdatum ist amtlichen Unterlagen

(insbesondere Personalausweis, Reisepass, Ge-

burtsurkunde) zu entnehmen.“

• Die Anschrift.

„Als Anschrift ist der jeweilige Wohnort anzuge-

ben. Wohnortwechsel sind zu dokumentieren.“

• Den Beginn und das Ende der Beschäftigung.

„Als Beginn und Ende der Beschäftigung sind

grds. die Daten der tatsächlichen Aufnahme bzw.

Beendigung der Beschäftigung anzugeben. Sind

diese Daten nicht identisch mit den arbeitsrecht-

lichen bzw. mit den sozialversicherungsrechtli-

chen Beginn- und Endedaten, sind auch diese ab-

weichenden Daten mit anzugeben und entspre-

chend zu kennzeichnen.“

• Den Beginn und das Ende der Altersteilzeit.

• Das Wertguthaben aus flexibler Arbeitszeit einsch-

ließlich der Änderungen (Zu- und Abgänge), den

Abrechnungsmonat der ersten Gutschrift sowie den

Abrechnungsmonat für jede Änderung: „Besondere

Aufzeichnungen über beitragspflichtige Arbeitsent-

gelte sind entbehrlich, soweit das Wertguthaben

250 Std. Freistellung von der Arbeitsleistung nicht

überschreitet; bei auf Dritte übertragenen Wertgut-

haben sind diese beim Dritten zu kennzeichnen.“

• Die Beschäftigungsart.

„Es ist die Bezeichnung der tatsächlich ausgeüb-

ten Beschäftigung anzugeben. Die Angabe kann

(z. B. nach einem betriebsinternen Schlüssel) ver-

schlüsselt werden.“

• „Die für die Versicherungsfreiheit oder zur Befreiung

von der Versicherungspflicht notwendigen Angaben
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• Status des Beschäftigten (z. B. Schüler, Student,

Rentner), wobei diese Angaben auch verschlüsselt

werden können,

• vertraglich vereinbarte Arbeitszeit,

• vertraglich vereinbartes Arbeitsentgelt,

• tatsächlich gezahltes Arbeitsentgelt (getrennt nach

laufendem und einmalig gezahltem Arbeitsentgelt).

Unterlagen, aus denen die erforderlichen Angaben

ersichtlich sind, sind zu den Lohnunterlagen zu

nehmen. Nachweise bezüglich der Versicherungs-

freiheit bzw. der Befreiung von der Versicherungs-

pflicht sind u. a.

– aktuelle Schul- und Immatrikulationsbeschei-

nigungen,

– Rentenbescheide,

– Befreiungsbescheide,

– Arbeitsverträge.”

• Das Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV, seine Zusam-

mensetzung und zeitliche Zuordnung.

„Die Angaben sind für jeden Entgeltabrechnungs-

zeitraum erforderlich. Berichtigungen zu den An-

gaben und Stornierungen sind besonders kennt-

lich zu machen.

• Sachbezüge und Belegschaftsrabatte sind ausge-

nommen, soweit für sie eine Aufzeichnungspflicht

nach dem Lohnsteuerrecht nicht besteht.

Es kommt nicht darauf an, ob die Einnahmen bei-

tragspflichtig sind. Mithin sind die nach der Ar-

beitsentgeltverordnung (ArEV)Íinsbesondere zur

Vereinfachung des Beitragseinzugs – bestimmten

Einnahmen, die ganz oder teilweise nicht dem Ar-

beitsentgelt zuzurechnen sind, an dieser Stelle der

Lohnunterlagen anzugeben.

Werden Einnahmen, z. B. Reisekostenersatz oder

anderweitiger Auslagenersatz, außerhalb der Ent-

geltabrechnung abgerechnet, ist eine Verbindung

über ein betriebliches Ordnungsmerkmal herzu-

stellen. Eine Begrenzung der Einnahmen auf die

jeweiligen für den Abrechnungszeitraum gelten-

den Beitragsbemessungsgrenzen ist nicht vorzu-

nehmen.“

• Zusammensetzung des Arbeitsentgelts

„Aus den Aufzeichnungen muss für jeden Abrech-

nungszeitraum eindeutig erkennbar sein, für wel-

che Arbeitsleistungen bzw. Zeiten bestimmte Ent-

gelte, Entgeltteile oder Entgeltzuschläge, geldwer-

te Vorteile oder sonstige Abgeltungen gewährt wer-

den. Es ist darüber hinaus erforderlich, laufende

Arbeitsentgelte bzw. geldwerte Vorteile getrennt

von den einmalig gezahlten Arbeitsentgelten bzw.

geldwerten Vorteilen aufzuführen.“

• Zeitliche Zuordnung des Arbeitsentgelts

„Laufendes Arbeitsentgelt ist dem Entgeltabrech-

nungszeitraum zuordnen, für den es gezahlt wird.

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (vgl. § 23 a SGB

IV) ist dem Entgeltabrechnungszeitraum zuzuord-

nen, in dem es gezahlt wird, soweit (bei Beendi-

gung oder Ruhen des Beschäftigungsverhältnis-

ses, Überschreitung der anteiligen Jahres-Beitrags-

bemessungsgrenze bei Zahlung in den ersten 3

Monaten des Kalenderjahres) nichts Abweichen-

des bestimmt ist.“

• Das beitragspflichtige Arbeitsentgelt bis zur Bei-

tragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung,

seine Zusammensetzung und zeitliche Zuordnung.

Es gelten die Hinweise wie vor, jedoch mit folgen-

den Abweichungen:

– „Das Arbeitsentgelt ist nur insoweit anzugeben,

als es nach den sozialrechtlichen Vorschriften

(insbesondere unter Berücksichtigung der ArEV

und der Sachbezugsverordnung (SachBezV))

beitragspflichtig ist und die (bei einmalig ge-

zahltem Arbeitsentgelt anteilige) Jahres-Bei-

tragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung

nicht übersteigt.“

Die Beiträge sind für die Meldungen zu summie-

ren.“

• Der Unterschiedsbetrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1

Buchst. b AltersTZG.

• Den Beitragsgruppenschlüssel.

„Anzugeben sind für jeden Abrechnungszeitraum

die vom Arbeitgeber für die Abrechnung benutzten

Beitragsgruppenschlüssel. Für die Abrechnungen

sollten die nach der Anlage 4 der Gemeinsamen

Grundsätze nach § 28 Abs. 2 SGB IV vom 2.10.2003

gültigen Schlüssel verwandt werden. Sofern Arbeit-

geber für die Abrechnungen nicht die amtlichen Bei-

tragsgruppenschlüssel verwenden, müssen die Er-

gebnisse denen der Abrechnung mit den amtlichen

Beitragsgruppenschlüsseln entsprechen. Bei der Er-

stellung des Beitragsnachweises sind nur die amtli-

chen Beitragsgruppenschlüssel zu verwenden.“
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• Die Einzugsstelle für den Gesamtsozialversiche-

rungsbeitrag.

„Die Angabe ist für jeden Entgeltabrechnungszeit-

raum erforderlich; sie kann verschlüsselt werden,

wenn Schlüsselverzeichnis eindeutig Aussagen

über die jeweilige Einzugsstelle zulässt. Berichti-

gungen zu der Angabe sind besonders kenntlich zu

machen.“

• Den vom Beschäftigten zu tragenden Anteil am Ge-

samtsozialversicherungsbeitrag, nach Beitragsgrup-

pen getrennt.

„Die Angaben sind für jeden Entgeltabrechnungs-

zeitraum erforderlich. Berichtigungen zu den An-

gaben und Stornierungen sind besonders kennt-

lich zu machen. In Betracht kommen die Bei-

tragsgruppen

Krankenversicherung

– allgemeiner Beitrag = G

– erhöhter Beitrag = H

– verminderter Beitrag = F

– Pflegeversicherung = P

– Rentenversicherung

der Arbeiter = K

der Angestellten = L

Arbeitslosenversicherung = M

Umlage – Lohnfortzahlung – = U 1

Umlage – Mutterschaft – = U 2“

• Die für die Erstattung von Meldungen erforderli-

chen Daten:

– „Personengruppenschlüssel,

– verheiratet: ja,

– Rentner oder Rentenantragsteller: ja,

– Mehrfachbeschäftigter: ja,

– Angaben zur Tätigkeit,

– Betriebsnummer, 

– beschäftigt gegen Entgelt,

– Grund der Abgabe der Meldung,

– Kontonummer bei der Krankenkasse (Betriebs-

nummer des Arbeitgebers),

– Versicherungsnummer,

– Staatsangehörigkeit,

– (zusätzlich, sofern erstmalig eine versicherungs-

pflichtige Beschäftigung im Geltungsbereich des

SGB durch einen Ausländer mit der Staatsan-

gehörigkeit eines EG-Mitglieds aufgenommen

wird) Geburtsland und Versicherungsnummer des

Staatsangehörigkeitslandes,

– (zusätzlich, sofern die deutsche Versicherungs-

nummer nicht angegeben werden kann) Geburts-

ort, Geburtsname und Geschlecht sowie Art der

Versicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung,

– (ggf.) geringfügig entlohnte oder kurzfristige Be-

schäftigung.“

• Bei Entsendung Eigenart und zeitliche Begrenzung

der Beschäftigung.

• Hierfür ist eine Bescheinigung nach § 2 Abs. 2 a

AEntG zu den Lohnunterlagen zu nehmen.

• Das gezahlte Kurzarbeiter- oder Winterausfallgeld

und die hierauf entfallenden beitragspflichtigen Ein-

nahmen.

„Anzugeben ist das vom Arbeitgeber im Auftrag

des Arbeitsamtes ausgezahlte Kurzarbeiter- bzw.

Winterausfallgeld. Fälle, in denen wegen Arbeits-

unfähigkeit des Arbeitnehmers Krankengeld in

Höhe des Kurzarbeiter- bzw. Winterausfallgeldes

im Auftrag der Krankenkasse gezahlt wurde, sind

gesondert aufzuführen. Für Beschäftigte, für die

keine Beiträge bzw. Beitragsanteile zur Renten-

versicherung, jedoch solche zur BA zu entrichten

sind, ist im Falle der Zahlung von Kurzarbeiter-

bzw. Winterausfallgeld das beitragspflichtige Ar-

beitsentgelt anzuheben.“

Berichtigungen zu den Angaben und Stornierungen

sind besonders kenntlich zu machen. 

Darüber hinaus ist die Erklärung darüber, dass der

Arbeitnehmer über die Möglichkeit des Verzichts auf

die Rentenversicherungsfreiheit bei geringfügigen Be-

schäftigungen und über den Verzicht auf die Gleitzo-

nenberechnung unterrichtet wurde, zu den Lohnunter-

lagen zu nehmen.

3.5.3 Prüfung der Beitragsabrechnung und des Beitragsnach-

weises

Zur Prüfung der Vollständigkeit der Lohn- und Ge-

haltsabrechnung sowie der Eintragungen in dem Bei-
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tragsnachweis ist für jeden Abrechnungszeitraum ge-

trennt nach Einzugsstellen eine Beitragsabrechnung zu

erstellen. Die Beitragsabrechnung hat alle Arbeitneh-

mer, die der jeweiligen Einzugsstelle zu melden sind, zu

enthalten.

Ob Arbeitgeber dieses erfüllen, ist ebenfalls Gegen-

stand der Prüfung. Dabei ist zusätzlich folgendes zu

berücksichtigen:

Arbeitnehmer, die in allen Zweigen der Sozialversi-

cherung versicherungsfrei bzw. von der Versicherungs-

pflicht befreit sind, müssen der Einzugsstelle zugeord-

net werden, die bei Versicherungspflicht des Arbeit-

nehmers zuständig wäre. Sind für mehrere Einzugsstel-

len Beitragsabrechnungen zu erstellen, müssen diese

Arbeitnehmer in einer gesonderten Liste (Beitragsab-

rechnung) erfasst werden.

Berichtigungen und Stornierungen sind besonders

kenntlich zu machen.

Die Beitragsabrechnung hat nach Einzugstellen ge-

trennt folgende Angaben zu enthalten:

• Den Familien- und Vornamen und ggf. das betrieb-

liche Ordnungsmerkmal 

• Das beitragspflichtige Arbeitsentgelt bis zur Bei-

tragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung.

• Den Unterschiedsbetrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1

Buchst. b AltersTZG.

• Den Beitragsgruppenschlüssel.

• Die Sozialversicherungstage.

„Anzugeben sind die für die Berechnung der

Beiträge zur Sozialversicherung maßgebenden So-

zialversicherungstage dieses Abrechnungs- bzw.

Korrekturzeitraums. Besteht für den gesamten Ab-

rechnungszeitraum (Kalendermonat) Beitrags-

pflicht, sind 30 Sozialversicherungstage anzuge-

ben. Bei Teilentgeltzahlungszeiträumen sind die

tatsächlichen Kalendertage des Abrechnungszeit-

raumes als Sozialversicherungstage anzugeben.

Besteht im Abrechnungsmonat Beitragsfreiheit,

sind 0 Sozialversicherungstage anzugeben. Für in

allen Zweigen der Sozialversicherung versiche-

rungsfreie bzw. für von der Versicherungspflicht

befreite Arbeitnehmer sind keine Sozialversiche-

rungstage anzugeben.“

• Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, nach Bei-

tragsgruppen getrennt.

• Das gezahlte Kurzarbeiter- oder Winterausfallgeld

und die hierauf entfallenden beitragspflichtigen

Einnahmen.

• Die auf das Kurzarbeiter- bzw. Wintergeld entfallen-

den Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenver-

sicherung.

Die Beträge sind zu summieren. Für Beschäftigte,

für die keine Beiträge oder Beitragsanteile zur Renten-

versicherung, jedoch zur Bundesagentur für Arbeit

(BA) gezahlt werden, ist das beitragspflichtige Arbeit-

sentgelt anzugeben.

Zum Nachweis der Beiträge insgesamt hat der Ar-

beitgeber für jede am Beitragsverfahren des Arbeitge-

bers beteiligte Krankenkasse einen Beitragsnachweis

mittels des von den Krankenkassen zur Verfügung ge-

stellten Vordrucks zu erstellen. Dieser ist vom Arbeit-

geber – wenn er von einem Dritten erstellt und einge-

reicht wird – zu unterschreiben.

Für Korrekturen, Stornierungen und ggf. für Son-

derzahlungen ist ggf. ein besonderer Beitragsnachweis

zu erstellen.

Der Beitragsnachweis ist der zuständigen Einzugs-

stelle für jeden Abrechnungszeitraum rechtzeitig einzu-

reichen. 

Die Beitragsnachweise für geringfügig Beschäftigte

sind der Bundesknappschaft – „Minijob-Zentrale“ in

Essen einzureichen. In diesen Beitragsnachweis sind

zusätzlich die

• Pauschalsteuer und die 

• Steuernummer anzugeben.

Wird der Beitragsnachweis nicht rechtzeitig einge-

reicht, kann die Einzugsstelle die Beiträge schätzen.

Wird der Beitragsnachweis maschinell erstellt, muss

er dem Aufbau der offiziellen Vordrucke entsprechen.

Hierbei kann auf die Unterschrift verzichtet werden.

Sofern der Beitragsnachweis für einen längeren

Zeitraum inhaltlich unverändert gelten soll, kann ein

Dauerbeitragsnachweis abgegeben werden.

Die Beiträge für geringfügig entlohnte Beschäftigte

in Privathaushalten werden nicht mittels Beitragsnach-

weis der Bundesknappschaft „Minijob-Zentrale“ in Es-

sen nachgewiesen.

Die Beiträge werden aufgrund der Anmeldung mit-

tels Haushaltsscheck zum 15. 7. eines Jahres für die Mo-

nate Januar bis Juni dieses Jahres und zum 15.1. eines
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Jahres für die Monate Juli bis Dezember des Vorjahres

durch die Bundesknappschaft berechnet und per Last-

schrift eingezogen.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 21.3.2003

– Grundsätze für die Gestaltung des Beitragsnach-

weises

3.5.4 Prüfung des Meldewesens

Zur Beitragsüberwachung gehört auch die Prüfung

des Meldewesens. 

Zu prüfen ist, ob in den gesetzlichen vorgeschriebe-

nen Fällen alle erforderlichen Meldungen ordnungs-

und fristgemäß erstellt und abgegeben worden sind.

3.5.4.1 Sozialversicherungsrechtliche Nachweispflichten 

– Allgemeines

Das Meldeverfahren in der Sozialversicherung wur-

de grundlegend durch die Verordnung über die Erfas-

sung und Übermittlung von Daten für  die Träger der So-

zialversicherung (Datenerfassungs- und -übermitt-

lungsverordnung – DEÜV –) vom 10.02.1998 zum

01.01.1999 neu geregelt.

Durch Übertragung formaler Aufgaben auf die Spit-

zenorganisationen der Sozialversicherungsträger zur

Gestaltung des Meldeverfahrens und zur Anpassung an

die technische Entwicklung sowie der Einführung eines

einzigen universell verwendbaren Meldevordrucks ist

das neue Meldeverfahren flexibler einsetzbar und ko-

stengünstig.

Darüber hinaus wird der Datenübertragung und

dem maschinellen Meldeverfahren anstelle der Abgabe

und der Erfassung manuell erstellter Meldevordrucke

der Vorrang geben. Dieses wird insbesondere durch die

Einführung flexibler Datenstrukturen und der Erleich-

terung des Zulassungsverfahrens zum maschinellen

Meldeverfahren erkennbar.

Arbeitgeber haben für die bei ihnen Beschäftigten

die erforderlichen Meldungen zu erstellen und bei der

zuständigen Krankenkasse einzureichen.

Aufgabe der Krankenkasse ist es, die Daten aus den

Meldungen mit den maschinell geführten Mitgliederbe-

ständen abzugleichen und an die Träger der übrigen

Versicherungsträger weiterzuleiten.

Die Daten der Meldungen dienen dazu, die mit der

Beitragszahlung erworbenen Ansprüche der Beschäf-

tigten auf Leistungen gegenüber den zuständigen Versi-

cherungsträgern sicherzustellen. Dieses erfordert eine

abgestimmte und einheitliche Vorgehensweise aller am

Meldeverfahren beteiligten Versicherungsträger.

– Meldetatbestände und Inhalt der Meldungen

Meldungen sind zu erstatten, bei 

• Aufnahme, 

• Beendigung, 

• Unterbrechung, 

• Änderung eines Beschäftigungsverhältnisses,

• Änderung im Versicherungsverhältnis,

• Änderung persönlicher Verhältnisse und

• nach Ablauf des Kalenderjahres. 

Die einzelnen Meldetatbestände und die erforderli-

chen Inhalte der Meldung sind nachfolgend beschrie-

ben und aufgeführt.

Neben den persönlichen Daten des Beschäftigten

und der Betriebsnummer des Betriebes, in dem die Be-

schäftigung ausgeübt wird, ist die Versicherungsnum-

mer anzugeben. Die Versicherungsnummer ist dem So-

zialversicherungsausweis zu entnehmen. Soweit die

Versicherungsnummer nicht bekannt oder noch nicht

vergeben ist, können die Anmeldungen auch ohne Ver-

sicherungsnummer, dann aber mit den Angaben zur

Vergabe einer Versicherungsnummer, abgegeben wer-

den. Die persönlichen Angaben sind amtlichen Unter-

lagen zu entnehmen.

– Beitragsgruppen

Die Beitragsgruppen sind in den Meldungen mit ei-

nem vierstelligen nummerischen Schlüssel zu ver-

schlüsseln. Für jeden Beschäftigten ist in der Reihen-

folge Kranken- Renten-, Arbeitslosenversicherung und

Pflegeversicherung die für den jeweiligen Arbeitnehmer

entsprechende Ziffer der nachfolgenden Tabelle anzu-

geben. Die Angabe der Beitragsgruppe 9 zur Kranken-

versicherung ist nicht zwingend.
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– Abgabegründe

Jedem Meldetatbestand ist ein eigener Abgabegrund

zugeordnet Die Abgabegründe in den Meldungen sind

entsprechend dem jeweiligen Meldetatbestand laut

nachfolgender Tabelle zweistellig nummerisch zu ver-

schlüsseln.

Treffen für einen meldepflichtigen Sachverhalt inner-

halb der Meldegruppe Anmeldung (Schlüsselzahlen 10 –

13) bzw. der Meldegruppe Abmeldung (Schlüsselzahlen

30 – 36) mehrere Abgabegründe zu, ist stets der Abgabe-

grund mit der niedrigeren Schlüsselzahl anzugeben.

Anmeldungen

10 Anmeldung wegen Beginn einer Beschäftigung

11 Anmeldung wegen Krankenkassenwechsel

12 Anmeldung wegen Beitragsgruppenwechsel

13 Anmeldung wegen sonstiger Gründe/Änderun-

gen im Beschäftigungsverhältnis

Anmeldung nach unbezahltem Urlaub oder

Streik von länger als einem Monat nach § 7 Abs.

3 Satz 1 SGB IV

Anmeldung wegen Rechtskreiswechsel ohne

Krankenkassenwechsel

Anmeldung wegen Wechsel des Entgeltabrech-

nungssystems (optional)

Anmeldung wegen Änderung des Persongrup-

penschlüssels ohne Beitragsgruppenwechsel

Anmeldung wegen Währungsumstellung

während eines Kalenderjahres (DM/EUR)

Krankenversicherung Rentenversicherung Arbeitslosenversicherung

kein Beitrag = 0 kein Beitrag = 0 kein Beitrag = 0

allgem. Beitrag = 1 voller Beitrag zur ArV = 1 voller Beitrag = 1

erhöhter Beitrag = 2 voller Beitrag zur AnV = 2 halber Beitrag = 2

ermäßigter Beitrag = 3 halber Beitrag zur ArV = 3

Beitrag zur = 4 halber Beitrag zur AnV = 4
landwirtschaftl. KV

Arb.-Geber Beitrag Pausch.Beitrag für geringf.
z. landwirtschaftl. KV = 5 Beschäftigte(ArV) = 5

Pausch.Beitrag für geringf. Pausch.Beitrag für geringf.
Beschäftigte = 6 Beschäftigte(AnV) = 6

freiwilliger Beitrag zur KV =  9
(Firmenzahler)

Abmeldungen

30 Abmeldung wegen Ende der Beschäftigung

31 Abmeldung wegen Krankenkassenwechsel

32 Abmeldung wegen Beitragsgruppenwechsel

33 Abmeldung wegen sonstiger Gründe/Änderun-

gen im Beschäftigungsverhältnis

34 Abmeldung wegen Ende einer sozialversiche-

rungspflichtigen Beschäftigung nach einer Unter-

brechung von länger als einem Monat

35 Abmeldung wegen Arbeitskampf von länger als

einem Monat

36 Abmeldung wegen

– Wechsel des Entgeltabrechungssystems 

(optional)

– Währungsumstellung während eines Kalender-

jahres

40 Gleichzeitige An- und Abmeldung wegen Ende

der Beschäftigung

49 Abmeldung wegen Tod

Jahresmeldung/Unterbrechungsmeldungen/sonstige

Entgeltmeldungen

50 Jahresmeldung

51 Unterbrechungsmeldung wegen Bezug von bzw.

Anspruch auf Entgeltersatzleistungen

52 Unterbrechungsmeldung wegen Erziehungsurlaub

53 Unterbrechungsmeldung wegen gesetzlicher

Dienstpflicht

Hinweis: Ab 1.1.2005 wird ein Beitrag zur Krankenversicherung für„Zahnersatzleistungen” eingeführt. Die Bezeichnung der Beitragsgruppe
war bei Redaktionsschluss noch nicht bekannt.
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54 Meldung eines einmalig gezahlten Arbeitsent-

gelts (Sondermeldung)

55 Meldung bei nicht vereinbarungsgemäß verw.

Wertguthaben (Störfall)

56 Meldung der zusätzl. beitr.pfl. Einnahme bei Be-

zug einer Entgeltersatzleistung und Altersteilzeit

Änderungsmeldungen (gilt nur für Datenübermittlung)

60 Änderung des Namens

61 Änderung der Anschrift

62 Änderung des Aktenzeichens/der Personal-

nummer des Beschäftigten (optional)

63 Änderung der Staatsangehörigkeit

Meldungen in Insolvenzfällen

70 Jahresmeldung für freigestellte Arbeitnehmer

71 Meldung des Vortages der Insolvenz/der Frei-

stellung

72 Entgeltmeldung zum rechtlichen Ende der Be-

schäftigung

– Personengruppen

Für Meldezeiträume ab 01.01.1999 ist eine Ver-

schlüsselung der Personengruppen in den Meldungen

erforderlich. Sie hat entsprechend der nachfolgenden

Aufstellung dreistellig nummerisch zu erfolgen.

101 Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ohne

besondere Merkmale

102 Auszubildende

103 Beschäftigte in Altersteilzeit

104 Hausgewerbetreibende

105 Praktikanten

106 Werkstudenten

107 Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe oder

in Werkstätten für Behinderte

108 Bezieher von Vorruhestandsgeld

109 Geringfügig entlohnte Beschäftigte nach § 8 Abs.

1 Nr. 1 SGB IV

110 Kurzfristig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 2

SGB IV

111 Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe, 

Berufsausbildungswerken oder ähnlichen Ein-

richtungen für behinderte Menschen

112 Mitarbeitende Familienangehörige in der Land-

wirtschaft

113 Nebenerwerbslandwirte

114 Nebenerwerbslandwirte – saisonal beschäftigt

116 Ausgleichsgeldempfänger nach dem FELEG

118 Unständig Beschäftigte

119 Versicherungsfreie Altersvollrentner und Versor-

gungsbezieher wegen Alters

140 Seeleute

141 Auszubildende in der Seefahrt

142 Seeleute in Altersteilzeit

143 Seelotsen

149 In der Seefahrt beschäftigte Altersrentner und

Versorgungsbezieher wegen Alters

Grundsätzlich ist der Schlüssel 101 bzw. 140 zu ver-

wenden. Hat das Beschäftigungsverhältnis besondere

Merkmale, gelten die Schlüssel 102 ff bzw. 141 ff. 

Sofern gleichzeitig mehrere besondere Merkmale beste-

hen und deshalb mehrere Schlüssel möglich sind, 

ist die niedrigste Schlüsselzahl zu verwenden. Die

Schlüssel 109 und 110 haben jedoch immer Vorrang.

– Statuskennzeichen ab 1.1.2005

1 = Beschäftigter Familienangehöriger

2 = Geschäftsführender Gesellschafter

– Beitragspflichtiges Entgelt

Grundsätzlich ist das Bruttoarbeitsentgelt einzutra-

gen, für das Beiträge oder Beitragsanteile gezahlt wur-

den oder zu zahlen waren. Für Zeiträume bis 31.12

2001 ist das Bruttoarbeitsentgelt in DM und für Zeiträu-

me ab 01.01. 2002 in EUR einzutragen.

Sofern Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbart ha-

ben, dass das Arbeitsentgelt in EUR gezahlt wird, die

Abrechnungsunterlagen in EUR geführt werden und die

Beiträge in EUR in den Beitragsnachweis für die Kran-

kenkasse übertragen werden, ist für Zeiträume ab

01.01.1999 die Eintragung des Bruttoarbeitsentgeltes in

EUR vorzunehmen.

– Meldungen in der Gleitzone

Für den Eintritt in eine oder den Austritt aus einer Be-

schäftigung der Gleitzone wurde kein eigener Meldetat-

bestand geschaffen. Bei einem Eintritt oder Austritt einer

Beschäftigung in oder aus der Gleitzone sind demnach

keine Meldungen durch den Arbeitgeber abzugeben.

Bei Beschäftigungen in der Gleitzone ist die Mel-

dung mit einem Merkmal zu versehen, sofern ein Ar-

beitsentgelt (Jahresmeldung, Abmeldung, Unterbre-
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chungsmeldung) gemeldet wird. Folgende Kennzeichen

sind zu benutzen:

0 = Kein Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone bzw.

Verzicht auf die Anwendung der Gleitzonenrege-

lung in der gesetzlichen Rentenversicherung

1 = Gleitzone; die tatsächlichen Arbeitsentgelte be-

tragen in allen Entgeltabrechnungszeiträumen

400,01 EUR bis 800,00 EUR

2 = Gleitzone; die Meldung umfasst sowohl Entgel-

tabrechnungszeiträume mit tatsächlichem Arbeit-

sentgelt von 400,01 EUR bis 800,00 EUR, als auch

Arbeitsentgelte unter 400,01 EUR oder über

800,00 EUR.

In die Meldungen ist als beitragspflichtiges Bruttoar-

beitsentgelt die reduzierte beitragspflichtige Einnahme

einzutragen.

– Tabelle über Meldetatbestände, Abgabegründe und Meldefristen

Meldesachverhalt Art der Meldung Abgabegrund Frist

Anmeldungen 

Beginn einer Beschäftigung Anmeldung 10 Zwei Wochen, im maschinellen 
Verfahren sechs Wochen

Wechsel der Krankenkasse bei fort- Anmeldung 11 Zwei Wochen, im maschinellen 
bestehendem Beschäftigungsverhältnis Verfahren sechs Wochen

Wechsel der Beitragsgruppe bei fort- Anmeldung 12 Zwei Wochen, im maschinellen 
bestehendem Beschäftigungsverhältnis Verfahren sechs Wochen

Sonstige Gründe / Änderung im Anmeldung 13 Zwei Wochen, im maschinellen
Beschäftigungsverhältnis / Verfahren sechs Wochen
Wechsel eines Wertguthabens

Meldesachverhalt Art der Meldung Abgabegrund Frist

Abmeldungen 

Ende der Beschäftigung, auch wenn Abmeldung 30 Sechs Wochen
das Arbeitsverhältnis fortbesteht

Wechsel der Krankenkasse bei fort- Abmeldung (zur bis- 31 Zwei Wochen, im maschinellen
bestehendem Beschäftigungsverhältnis herigen Krankenkasse) Verfahren sechs Wochen

Wechsel der Beitragsgruppe bei fort- Abmeldung 32 Zwei Wochen, im maschinellen
bestehendem Beschäftigungsverhältnis Verfahren sechs Wochen

Sonstige Gründe Abmeldung 33 Zwei Wochen, im maschinellen 
Verfahren sechs Wochen

Wechsel von einem Wertguthaben, das im Abmeldung 33 Sechs Wochen
Beitrittsgebiet und einem Wertguthaben, 
das im Bundesgebiet erzielt wurde

Ende der Beschäftigung wegen Tod Abmeldung 49 Sechs Wochen

Meldesachverhalt Art der Meldung Abgabegrund Frist

An- / Abmeldungen 

Ende und Beginn einer Beschäftigung An- / Abmeldung 40 Zwei Wochen, im maschinellen 
Verfahren sechs Wochen
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Meldesachverhalt Art der Meldung Abgabegrund Frist

Jahresmeldungen / sonstige Entgeltmeldungen

Beschäftigungszeit und Arbeitsentgelt Jahresmeldung 50 15.4. des Folgejahres
im vorangegangenen Kalenderjahr

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt Sondermeldung 54 Unverzüglich
als Sondermeldung 
(z. B. in beitragsfreien Zeiten)

Meldung von Arbeitsentgelt in Sondermeldung 55 Unverzüglich
so genannten Störfällen

Meldung der zusätzlichen beitrags- Sondermeldung 56 Unverzüglich
pflichtigen Einnahme bei Zahlung 
von Entgeltersatzleistungen während 
Altersteilzeitarbeit

Meldesachverhalt Art der Meldung Abgabegrund Frist

Meldungen wegen Unterbrechung der Beschäftigung

Unterbrechung der Beschäftigung ohne Fortzahlung Keine Meldung . / . . / .
des Arbeitsentgelts von weniger als einem Monat 
(z. B. unbezahlter Urlaub, Krankengeldbezug)

Unterbrechung der Beschäftigung ohne Fortzahlung Abmeldung 34 Sechs Wochen
des Arbeitsentgelts von mehr als einem Monat; z. B. 
wegen unbezahlten Urlaubs (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV)

Unterbrechung der Beschäftigung ohne Fortzahlung Abmeldung 35 Sechs Wochen
des Arbeitsentgelts wegen Arbeitskampf von mehr 
als einem Monat 
(§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV / § 192 Abs. 1 Nr. 1 SGB V)

Unterbrechung der Beschäftigung ohne Fortzahlung Unterbrechungs- 51 Zwei Wochen nach Ablauf des ersten
des Arbeitsentgelts für mindestens einen Kalender- meldung Kalendermonats der Unterbrechung
monat, ohne dass die Mitgliedschaft in der Kranken- / 
Pflegeversicherung davon berührt wird 
(z. B. Krankengeldbezug)

Unterbrechung der Beschäftigung wegen Elternzeit Unterbrechungs- 52 Zwei Wochen nach Ablauf des ersten
meldung Kalendermonats der Unterbrechung

Unterbrechung der Beschäftigung wegen Ableistung Unterbrechungs- 53 Zwei Wochen nach Ablauf des ersten
gesetzlicher Dienstpflicht von mehr als einem meldung Kalendermonats der Unterbrechung
Kalendermonat 

Ende des Arbeitsverhältnisses während einer Abmeldung 30 Sechs Wochen
gemeldeten Unterbrechung

Meldung von Arbeitsentgelt in so genannten Störfällen Sondermeldung 55 Unverzüglich

Meldung der zusätzlichen beitragspflichtigen Sondermeldung 56 Unverzüglich
Einnahme bei Zahlung von Entgeltersatzleistungen 
während Altersteilzeitarbeit
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– Meldungen auf Vordrucke

Soweit Meldungen der Arbeitgeber nicht durch Da-

tenübertragung oder Datenübermittlung erfolgen, sind

sie auf Vordrucken zu erstatten.

Für alle Meldungen ist der universell verwendbare

Vordruck „Meldung zur Sozialversicherung“ zu ver-

wenden. Der Vordruck ist maschinenlesbar und kann

für einen oder mehrere Tatbestände gleichzeitig ver-

wendet werden. Es handelt sich um einen Dreifachsatz

(Erstschrift für die Krankenkasse, Durchschriften für

den Beschäftigten und den Arbeitgeber). Die Vordrucke

werden von den Krankenkassen ausgegeben. Sie dürfen

aber auch durch den Meldepflichtigen mit Hilfe auto-

matischer Einrichtungen erstellt werden, wenn sie im

Aufbau dem bundeseinheitlichen Vordruck entspre-

chen.

– Unständig Beschäftigte

Die Krankenkasse kann dem Arbeitgeber gestatten,

anstelle der Einzelmeldungen für die unständig Be-

schäftigten bis zum fünften Werktag eines jeden Monats

für den vorangegangenen Monat eine besondere Mel-

dung in Listenform zu erstellen.

Diese Meldung muss folgende Angaben enthalten:

• Name, Anschrift und Betriebsnummer des Arbeit-

gebers

• Versicherungsnummer, Name, gegebenenfalls Ge-

burtsname, Vorname (Rufname)

• Geburtsdatum und Anschrift des Beschäftigten

• Beitragsgruppe

• Beschäftigungstage, sowie Höhe des in der Renten-

versicherung beitragspflichtigen Bruttoarbeitsent-

gelts und die einbehaltenen Beiträge

– Kurzfristig Beschäftigte

Für kurzfristig Beschäftigte im Sinne des § 8 Abs. 1

Nr. 2 SGB IV, deren Beschäftigungsverhältnis innerhalb

eines Monats nach seiner Eigenart auf längstens sechs

Tage begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus auf diesen

Zeitraum vertraglich begrenzt ist, ohne dass diese Be-

Meldesachverhalt Art der Meldung Abgabegrund Frist

Meldungen in Insolvenzfällen

Freistellung von der Beschäftigung bei Abmeldung 71 Sechs Wochen
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
Nichteröffnung mangels Masse

Rechtmäßige Beendigung der Beschäf- Abmeldung 72 Sechs Wochen
tigung während des Insolvenzverfahrens 
bei freigestellten Arbeitnehmern

Entgeltmeldung eines freigestellten Jahresmeldung 70 15.4. des Folgejahres
Arbeitnehmers während des 
Insolvenzverfahrens

Meldesachverhalt Art der Meldung Abgabegrund Frist

Änderungsmeldungen

Änderung des Namens eines Namensänderung 60 Unverzüglich
Beschäftigten

Änderung der Anschrift eines Anschriftenänderung 61 Bei gesonderter Meldung: unverzüglich
Beschäftigten

Änderung des Aktenzeichens / der Änderungsmeldung 62 Meldung kann vorgenommen werden;
Personalnummer eines Beschäftigten keine Frist

Änderung der Staatsangehörigkeit Änderungsmeldung 62 Unverzüglich
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schäftigung regelmäßig ausgeübt wird, kann die Kran-

kenkasse dem Arbeitgeber gestatten, anstelle der nor-

malen Meldung für die kurzfristig Beschäftigten bis zum

fünften Werktag eines jeden Monates für den vorange-

gangenen Monat eine besondere Meldung in Listen-

form zu erstellen. 

Diese Meldung muss folgende Angaben enthalten:

• Name, Anschrift und Betriebsnummer des Arbeit-

gebers

• Versicherungsnummer, Name, gegebenenfalls Ge-

burtsname, Vornamen (Rufname), Geburtsdatum

und Anschrift des Beschäftigten sowie die 

• Beschäftigungstage.

– Meldungen im automatisierten Verfahren

Die Abgabe von Meldungen im automatisierten Ver-

fahren erfolgt durch Datenübertragung oder durch Da-

tenübermittlung auf maschinell verwertbaren Datenträ-

gern wie Magnetband, Magnetband-Kassette, Diskette

oder vergleichbaren Datenträgern.

Meldungen im automatisierten Verfahren müssen

mit dem Datensatz „DSME“ und den dazugehörenden

Datensatzbausteinen abgegeben werden.

Einzelheiten bezüglich des Verfahrens und der Da-

tensatzbausteine enthält das Rundschreiben der Spitze-

norganisationen der Sozialversicherungsträger zum

Meldeverfahren.

Eine Überprüfung der Abrechnungs- und Meldepro-

gramme erfolgt im Rahmen der turnusmäßigen Betrieb-

sprüfungen durch die Träger der Rentenversicherung.

– Zulassungsverfahren

Voraussetzung für die Erstattung der Meldungen im

automatisierten Verfahren ist, dass die Daten über die

Beschäftigungszeiten und die Höhe der beitragspflich-

tigen Bruttoarbeitsentgelte aus maschinell geführten

Lohnunterlagen herrühren und die Arbeiten ordnungs-

gemäß durchgeführt werden. Die den Meldungen zu-

grunde liegenden Tatbestände müssen maschinell er-

kannt werden. Für die Beurteilung einer ordnungs-

mäßigen Abwicklung der Entgeltabrechnung sind die

Regelungen der Beitragsüberwachungsverordnung

maßgebend. 

Die Zulassung zur Übermittlung von Meldungen im

automatisierten Verfahren bedarf eines Antrages des

Arbeitgebers oder eines Beauftragten.

Ob die Voraussetzungen für die Übermittlung der

Meldungen im automatisierten Verfahren erfüllt sind,

wird von der Zulassungsstelle geprüft. 

Zulassungsstelle ist grundsätzlich die zuständige

Krankenkasse, die den Zulassungsantrag entgegen-

nimmt. Diese entscheidet einvernehmlich für alle betei-

ligten Sozialversicherungsträger über die Zulassung.

Sie kann eine andere Stelle (z.B. Krankenkasse oder

Rechenzentrum) mit der Zulassung und der Annahme

der im automatisierten Verfahren erstellten Meldungen

beauftragen.

Sind von einem Arbeitgeber oder dessen Beauftrag-

ten Meldungen an mehrere Krankenkassen zu erstat-

ten, kann die Zulassungsstelle gewählt werden. Diese

führt für die beteiligten Krankenkassen das Zulas-

sungsverfahren durch.

Ist das für die Abrechnung eingesetzte Programm

bereits durch einen Träger der Krankenkassen beim

Software-Ersteller systemuntersucht worden und wird

dieses Programm ohne Veränderungen eingesetzt, kann

auf eine Prüfung bei dem Arbeitgeber oder dem Re-

chenzentrum verzichtet werden.

Über die Zulassung erteilt die Zulassungsstelle ei-

nen Bescheid. Maschinell abgrenzbare Personengrup-

pen, Tatbestände oder Sachverhalte können von der

Zulassung ausgenommen werden.

Die beteiligten Krankenkassen sind von der Zulas-

sungsstelle über die Zulassung, den Entzug der Zulas-

sung bzw. das Ende der Teilnahme am automatisierten

Meldeverfahren zu unterrichten.

Sofern eine Prüfung durchzuführen ist, sind die

Rentenversicherungsträger vom Termin der Zulas-

sungsprüfung zu unterrichten, um ggf. daran teilneh-

men zu können.

Näheres über die Durchführung der Zulassungsprü-

fung haben die Spitzenorganisationen der Sozialversi-

cherungsträger in ihren Grundsätzen zu § 22 DEÜV ge-

regelt.

3.5.4.2 Haushaltsscheckverfahren für geringfügig Beschäftig-

te in privaten Haushalten

– Allgemeines

Der Arbeitgeber (Privathaushalt) erstattet der Bun-

desknappschaft für einen in seinem Haushalt beschäf-

tigten Arbeitnehmer eine vereinfachte Meldung, den so-
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genannten Haushaltsscheck. Das Haushaltsscheckver-

fahren kann nur für geringfügige Beschäftigungsver-

hältnisse genutzt werden. Der Haushaltsscheck enthält

gegenüber der Meldung reduzierte Angaben. Er ist vom

Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu unterschreiben. Die

Anwendung des Haushaltsscheckverfahrens ist daran

gebunden, dass der an den Arbeitnehmer ausgezahlte

Geldbetrag zusammen mit den einbehaltenen Steuern

400 EUR im Monat nicht übersteigt und der Arbeitge-

ber der Bundesknappschaft eine Ermächtigung zum

Einzug der Gesamtsozialversicherungsbeiträge, der

Umlagen nach dem Lohnfortzahlungsgesetz sowie ggf.

zu zahlender Pauschsteuern erteilt. Das Verfahren wie-

derholt sich bei jeder Lohn oder Gehaltszahlung, es sei

denn, das Arbeitsentgelt bleibt monatlich unverändert

und der Haushaltsscheck wird als „Dauerscheck” ge-

kennzeichnet. Die Bundesknappschaft prüft nach Ein-

gang des Haushaltsschecks die Einhaltung der Arbeit-

sentgeltgrenzen bei geringfügiger Beschäftigung, be-

rechnet die Gesamtsozialversicherungsbeiträge, die

Umlagen nach dem Lohnfortzahlungsgesetz sowie die

ggf. zu zahlenden Pauschsteuern und zieht den Ge-

samtbetrag mittels Lastschriftverfahren vom Konto des

Arbeitgebers ein.

Die Teilnahme am Haushaltsscheckverfahren ist

vorgeschrieben. Der Arbeitgeber kann somit nicht alter-

nativ das übliche Melde- und Beitragsverfahren nutzen.

– Form und Inhalt des Haushaltsschecks

Nach § 28b Abs. 4 Satz 1 SGB IV bestimmen die

Spitzenverbände der Krankenkassen, der Verband

Deutscher Rentenversicherungsträger, die Bundesversi-

cherungsanstalt für Angestellte und die Bundesagentur

für Arbeit bundeseinheitlich die Gestaltung des Haus-

haltsschecks und die der Bundesknappschaft in diesem

Verfahren zu erteilenden Einzugsermächtigung. Der

Haushaltsscheck und die Einzugsermächtigung werden

im Internet unter „www.haushaltsscheck.de“ zur Ver-

fügung gestellt. Diese können dann vom Arbeitgeber di-

rekt am Bildschirm fehlergeprüft ausgefüllt und ansch-

ließend ausgedruckt werden. Darüber hinaus besteht

die Möglichkeit, die Blankoformulare auszudrucken

und handschriftlich auszufüllen.

Für Arbeitgeber ohne Internetanschluss werden die

Vordrucke von der Bundesknappschaft auf Anforde-

rung zur Verfügung gestellt. Der Haushaltsscheck be-

steht aus drei Belegen, jeweils ein Formular für die Bun-

desknappschaft, den Arbeitgeber und für den Beschäf-

tigten. Die Belege sind vom Arbeitgeber und vom Ar-

beitnehmer zu unterschreiben; der entsprechende Be-

leg für die Bundesknappschaft ist bei der Bundes-

knappschaft in Essen einzureichen. Die Einzugser-

mächtigung ist bei der erstmaligen Verwendung des

Haushaltsschecks sowie bei Änderung der Bankverbin-

dung zusätzlich vom Arbeitgeber auszufüllen und zu

unterschreiben.

Der Haushaltsscheck enthält folgende Angaben:

• Familienname, Vorname, ggf. Vorsatzwörter, Na-

menszusätze und Titel, Anschrift, Betriebsnummer

und Steuernummer des Arbeitgebers,

• Familienname, Vorname, ggf. Vorsatzwörter, Na-

menszusätze und Titel, Anschrift und Versiche-

rungsnummer, soweit bekannt, des Arbeitnehmers,

• Kennzeichnung über die Zahlung von Pauschsteuer,

• Steuernummer des Arbeitgebers,

• Kennzeichnung über Mehrfachbeschäftigung des

Arbeitnehmers,

• Kennzeichnung über die Versicherung in einer ge-

setzlichen Krankenkasse,

• Kennzeichnung über den Verzicht auf die Versiche-

rungsfreiheit in der gesetzlichen Rentenversicherung,

• Datum und Unterschrift des Arbeitgebers und Ar-

beitnehmers.

Ist die Versicherungsnummer nicht bekannt, ist das

Geburtsdatum, der Geburtsname und der Geburtsort

anzugeben.

Zusätzlich sind anzugeben bei Abgabe des Haushalts-

schecks nach

• 28a Abs. 8 Nr. 4 Buchstabe a SGB IV (diskontinu-

ierliche Lohn oder Gehaltszahlung) der Zeitraum

der Beschäftigung, das Arbeitsentgelt für diesen

Zeitraum sowie am Ende der Beschäftigung der

Zeitpunkt der Beendigung,

• § 28a Abs. 8 Nr. 4 Buchstaben b bis d SGB IV (kon-

tinuierliche Lohn oder Gehaltszahlung)

• bei einer Meldung zu Beginn der Beschäftigung de-

ren Beginn und das monatliche Arbeitsentgelt,

• bei einer Meldung wegen Änderung des Arbeitsent-

gelts den neuen Betrag und den Zeitpunkt der Än-

derung und

• bei einer Meldung am Ende der Beschäftigung den

Zeitpunkt der Beendigung.
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Das Arbeitsentgelt ist in Euro (EUR) ohne Cent an-

zugeben. Centbeträge von mehr als 49 sind nach oben,

von weniger als 50 nach unten auf volle EUR Beträge

zu runden.

– Meldeanlass, Meldefristen

Der Haushaltsscheck ist der Bundesknappschaft

„Minijob-Zentrale“ unverzüglich einzureichen. Dies

gilt für jeden Meldeanlass, d.h., bei Beginn der Be-

schäftigung, bei Änderungen im laufenden Beschäfti-

gungsverhältnis (z.B. Änderung des Arbeitsentgelts,

Verzicht auf die Versicherungsfreiheit oder Änderung

der Adressen) und bei Beendigung der Beschäftigung.

– Zuständige Einzugsstelle

Der Haushaltsscheck ist für Zeiträume ab dem

01.04.2003 bei der Bundesknappschaft „Minijob-Zen-

trale“ in Essen einzureichen.

Stellt die Bundesknappschaft fest, dass das Haus-

haltsscheckverfahren keine Anwendung finden kann,

informiert sie den Arbeitgeber und bittet ihn, sich um-

gehend an die für den Arbeitnehmer zuständige Kran-

kenkasse zu wenden. Sofern der Bundesknappschaft

die zuständige Krankenkasse bekannt ist, wird diese

ebenfalls informiert.

– Vergabe der Betriebsnummer

Nach § 28h Abs. 3 Satz 1 1. Halbsatz SGB IV ver-

gibt die Bundesknappschaft im Auftrag der Bundes-

agentur für Arbeit die Betriebsnummer des Arbeitge-

bers, sofern für den Privathaushalt eine solche noch

nicht existiert. Die von der Bundesknappschaft für die-

se Arbeitgeber vergebenen Betriebsnummern beginnen

mit den Ziffern 981.

– Bescheinigung für den Arbeitnehmer

Die Bundesknappschaft hat dem Arbeitnehmer

nach § 28h Abs. 3 Satz 3 SGB IV den Inhalt der Mel-

dung schriftlich mitzuteilen. Zu diesem Zweck erhält

der Arbeitnehmer über die an die Rentenversicherung

gemeldeten Zeiten und Arbeitsentgelte eine entspre-

chende Bescheinigung. Die Bedeutung der Bescheini-

gung muss für den Arbeitnehmer erkennbar sein. Die

Bescheinigung ist mindestens einmal jährlich bis zum

30.04. eines jeden Jahres für alle im Vorjahr gemeldeten

Daten auszustellen. Im Falle der Auflösung des Ar-

beitsverhältnisses ist die Bescheinigung unverzüglich

nach Abgabe der letzten Meldung für den Arbeitnehmer

auszustellen.

– Bescheinigung für den Arbeitgeber

Nach § 28h Abs. 4 SGB IV bescheinigt die Bundes-

knappschaft dem Arbeitgeber zum Jahresende den Zeit-

raum, für den Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt

wurden, und die Höhe des Arbeitsentgelts sowie der

von ihm getragenen Gesamtsozialversicherungsbeiträ-

ge und Umlagen. Zusätzlich wird in der Bescheinigung

die Höhe der einbehaltenen Pauschsteuer beziffert.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 17.2.2003

– Haushaltsscheckverfahren

3.5.5 Prüfung im Bereich des Rechnungswesens 

Die prüfenden Versicherungsträger haben darüber

hinaus die Berechtigung, beim Arbeitgeber auch die

Unterlagen einzusehen, die außerhalb der Lohn-/Ge-

haltsabrechnung geführt werden.

Insbesondere hat der Prüfer die Sachverhalte außer-

halb der Entgeltabrechnung aufzuklären, wenn er fest-

stellt, dass nach den bestehenden Tarifverträgen bzw.

Betriebsvereinbarungen Entgelte bzw. Entgeltteile oder

andere geldwerte Vorteile zu zahlen sind, solche aber

aus den vorgelegten Abrechnungsunterlagen nicht er-

sichtlich sind. So werden in vielen Unternehmen Ent-

geltteile grundsätzlich außerhalb der Lohn-/Gehaltsab-

rechnung geführt, z.B:

• Reise- und Fahrtkosten (Montageabrechnung)

• Provision (Verkaufsabrechnung)

• Jubiläumszuwendungen

• Heirats- und Geburtsbeihilfen (Sozialabteilung)

• Prämien für Verbesserungsvorschläge (Betriebsrat) 

• Aushilfslöhne (Kasse)

Keinesfalls ist aber eine über das Rechnungswesen

hinausgehende Prüfung gestattet. 

Der Begriff Rechnungswesen ist vom Gesetzgeber

nicht näher erläutert.

Unzweifelhaft ist aber, dass die gesamte Finanz-

buchhaltung eines Betriebes einschließlich aller Vor-

und Nebenaufzeichnungen zum Bereich des Rech-

nungswesens gehört. Da in aller Regel Zuwendungen

an Mitarbeiter in der Finanzbuchhaltung oder in deren

Nebenaufzeichnungen festgehalten werden, kann bei
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dieser Prüfung auch hier eine Beurteilung über die Bei-

tragspflicht der dort gebuchten Zuwendungen getroffen

werden.

Zu prüfen sind vorrangig Unterlagen, die zur

Klärung der Frage beitragen, ob ein Beschäftigungsver-

hältnis vorliegt und ob dieses versicherungspflichtig

oder versicherungsfrei ist. Somit ist klargestellt, dass z.

B. Verträge zwischen Verleihern und Entleihern und

zwischen Verleihern und Leiharbeitnehmern sowie

Werkverträge zur Prüfung der Versicherungspflicht ein-

gesehen werden dürfen.

Grundsätzlich wird aber in jedem Fall eine Abstim-

mung zwischen den in der Entgeltabrechnung gebuch-

ten Beträgen mit den in der Finanzbuchhaltung in den

Konten der Kostenarten gebuchten Beträge vorgenom-

men werden. Nur so ist sichergestellt, dass auch alle an

die Mitarbeiter gezahlten Entgelte von der Prüfung er-

fasst werden und beitragsrechtlich beurteilt werden

können.

3.5.6 Auswertung der Prüfberichte der Finanzverwaltung

Für den Bereich der Beitragsüberwachung der Sozi-

alversicherungsträger ist geregelt worden, dass der Ar-

beitgeber verpflichtet ist, Prüfberichte der Finanzver-

waltungen, das sind insbesondere die Lohnsteuerhaf-

tungs- und Lohnsteuernachforderungsbescheide, den

Prüfern auf Verlangen vorzulegen.

Die Prüfer haben diese Unterlagen einzusehen und

eine versicherungs- und beitragsrechtliche Auswertung

vorzunehmen. Sofern von einer Auswertung abgesehen

wird, sind die Gründe hierfür im Prüfbericht aufzuneh-

men. 

Sofern während der Prüfung Auszüge aus den Prüf-

berichten der Finanzbehörden eingesehen werden,

kann eventuell von einer Prüfung außerhalb der Lohn-

/Gehaltsabrechnung abgesehen werden, weil die Prüfer

der Finanzverwaltung in der Regel grundsätzlich schon

eine Prüfung in der Finanzbuchhaltung und eine Prü-

fung der übrigen Bereiche vorgenommen haben.

Ob und ggf. in welchem Maße so verfahren wird, hat

der Prüfer im Einzelfall nach Lage der Dinge zu ent-

scheiden.

Arbeitgeber sollten deshalb unverzüglich nach ei-

ner Lohnsteueraußenprüfung bzw. nach Zustellung

des Lohnsteuerhaftungs- bzw. -nachforderungsbe-

scheides prüfen, ob die Feststellungen anlässlich der

Prüfung nicht auch beitragsrechtliche Konsequenzen

nach sich ziehen und ggf. Sozialversicherungsbeiträge

nachzuzahlen sind. Darüber hinaus ist es notwendig,

dass die festgestellten Mängel unverzüglich abgestellt

werden, damit die Beiträge künftig fristgemäß gezahlt

werden.

Erfolgt durch den Arbeitgeber keine beitragsrechtli-

che Auswertung des Prüfberichtes der Finanzverwal-

tung und wird keine sofortige Änderung aufgrund der

Beanstandungen durchgeführt, kann ggf. von einer ab-

sichtlichen Beitragsvorenthaltung und somit einer 30-

jährigen Verjährung ausgegangen werden, wenn der Ar-

beitgeber aufgrund der nunmehr festgestellten Steuer-

pflicht der Bezüge klar erkennen musste, dass für diese

nunmehr auch die Beitragspflicht zur Sozialversiche-

rung aufgrund der Vorschriften der Arbeitsentgeltver-

ordnung vorliegt.

Hinzu kämen noch Säumniszuschläge wegen ver-

späteter Beitragszahlung.

Obwohl das Bundessozialgericht in seiner Ent-

scheidung vom 30.03.2000 (B 12 KR 14/99 R) enge

Maßstäbe bezüglich des vorsätzlichen Handelns ge-

setzt hat, sollten Arbeitgeber unverzüglich die Prüfbe-

richte der Finanzverwaltung beitragsrechtlich auswer-

ten, damit unnötige und langwierige Verfahren mit den

Prüfinstitutionen der Sozialversicherung vermieden

werden.

Wird im Rahmen der Betriebsprüfung der Prüfbe-

richt der Finanzverwaltung ausgewertet und sind

Beiträge nachzufordern, sind diese Feststellungen im

Prüfbericht aufzunehmen.

Hat der Arbeitgeber gegen den Prüfbericht der Fi-

nanzverwaltung bzw. gegen Teile davon Rechtsmittel

eingelegt und begründet er damit den Widerspruch ge-

gen die sozialversicherungsrechtliche Auswertung dem

prüfenden Rentenversicherungsträger gegenüber, wird

das Widerspruchsverfahren diesbezüglich bis zur Ent-

scheidung der Finanzgerichte ausgesetzt.

Wird schon während der Prüfung festgestellt, dass

Rechtsmittel gegen die Prüffeststellungen der Finanz-

verwaltung eingelegt wurden, wird in der Regel keine

beitragsrechtliche Auswertung vorgenommen.

In diesen Fällen wird der Arbeitgeber im Prüfbericht

aufgefordert, nach Abschluss des Steuerstreitverfahrens

entsprechend dem Ergebnis dieses Verfahrens eine bei-

tragsrechtliche Auswertung vorzunehmen.
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3.5.7 Arbeitnehmerbefragung

Beschäftigte (Arbeitnehmer) haben dem Arbeitge-

ber die zur Durchführung des Meldeverfahrens und der

Beitragszahlung erforderlichen Angaben zu machen

und, soweit erforderlich, Unterlagen vorzulegen (§ 28 o

SGB IV Abs.1).

Darüber hinaus hat der Beschäftigte (Arbeitnehmer)

auf Verlangen dem zuständigen Versicherungsträger

unverzüglich Auskunft über die Art und Dauer seiner

Beschäftigungen, die hierbei erzielten Arbeitsentgelte,

seine Arbeitgeber und die für die Erhebung von Beiträ-

gen notwendigen Tatsachen zu erteilen und alle für die

Prüfung der Meldungen und der Beitragszahlung erfor-

derlichen Unterlagen vorzulegen.

Die genannte Vorschrift verpflichtet nur Beschäftig-

te (Arbeitnehmer) zur Auskunfts- und Vorlagepflicht.

Nicht erfasst werden solche Personen, bei denen es

zweifelhaft ist, ob sie eine Beschäftigung ausüben.

Aus diesem Grund wurden diese Vorschriften um

die nachfolgend näher erläuterten §§ 206 SGB V und

196 SGB VI ergänzt.

Danach haben Versicherte oder Personen, für die ei-

ne Versicherung durchgeführt werden soll, soweit sie

nicht bereits nach § 28 o SGB IV auskunftspflichtig

sind, den Trägern der Kranken- und Rentenversiche-

rung über alle Tatsachen, die für die Feststellung der

Versicherungs- und Beitragspflicht und für die Durch-

führung der den Trägern der Rentenversicherung über-

tragenen Aufgaben erforderlich sind, auf Verlangen un-

verzüglich Auskunft zu erteilen und alle Änderungen,

die nicht durch Dritte mitgeteilt werden, zu melden.

Auf Verlangen des Trägers der Rentenversicherung

sind alle entsprechenden Unterlagen unverzüglich vor-

zulegen.

Mit der Formulierung „oder Personen, für die eine

Versicherung durchzuführen ist“, sind also auch solche

Personen zur Auskunfts- und Vorlagepflicht erfasst, die

noch keine Beschäftigte (Arbeitnehmer) sind, aber sol-

che sein können.

Dadurch ist gewährleistet, dass sowohl Arbeitgeber

als auch Arbeitnehmer und Personen, deren versiche-

rungsrechtlicher Status zu prüfen ist, den Auskunfts-

und Vorlagepflichten unterliegen und den Rentenversi-

cherungsträgern im Rahmen der Betriebsprüfungen

bzw. in deren Zusammenhang entsprechende Unterla-

gen vorzulegen haben.

3.6 Aktuelle Prüfschwerpunkte

3.6.1 Prüfung der Versicherungspflicht

Entscheidungen bezüglich der Versicherungspflicht

und der Versicherungsfreiheit zur Kranken-, Renten-

und Pflegeversicherung und zur Beitragspflicht zur Ar-

beitslosenversicherung

3.6.1.1 Im Rahmen von Anfragen durch die Krankenkassen

Die Krankenkassen entscheiden nach § 28 h Abs. 2

SGB IV über die Versicherungspflicht und die Bei-

tragshöhe in der Kranken-, Pflege- und Rentenversi-

cherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung.

Diese Vorschrift ist auch durch den Übergang des

Prüfrechts auf die Rentenversicherungsträger ab

01.01.1996 und durch die Einführung des Anfragever-

fahrens zur Statusklärung bei der BfA ab 01.01.1999

nicht außer Kraft gesetzt worden.

Arbeitgeber, die also Entscheidungen über die Ver-

sicherungspflicht von Personen und Entscheidungen

über die Beitragspflicht von Arbeitsentgelten oder son-

stigen Bezügen bzw. geldwerten Vorteilen außerhalb

der Betriebsprüfungen erhalten wollen, müssen sich an

die jeweils zuständigen Krankenkassen wenden.

Nur in den Fällen, in denen es sich um die Feststel-

lung einer Beschäftigung von selbständig tätigen Perso-

nen handelt, ist für diese Entscheidung die BfA im Rah-

men des Anfrageverfahrens zur Statusklärung zuständig.

3.6.1.2 Im Rahmen der Betriebsprüfung beim Arbeitgeber 

Im Rahmen der Betriebsprüfung beim Arbeitgeber ist

anhand der tatsächlich im Betrieb vorliegenden Verhält-

nisse unter Berücksichtigung vorhandener Arbeitsver-

träge bzw. anderer Unterlagen zu prüfen, ob und ggf. in

welchem Umfang beim Arbeitgeber beschäftigte Perso-

nen der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-,

Renten- und Arbeitslosenversicherung unterliegen oder

ob sie versicherungsfrei oder von der Versicherungs-

pflicht befreit sind. 

Hierbei sind die von den Krankenkassen oder im

Rahmen eines Statusklärungsverfahrens ergangenen

Entscheidungen zu berücksichtigen, sofern diese nicht

aufgrund vorsätzlich falscher Angaben ergangen sind.

3.6.1.3 Im Rahmen eines Statusklärungsverfahrens durch die BfA

Nach § 7 a Abs. 1 SGB IV kann in Zweifelsfällen, in

denen nicht eindeutig feststeht, ob eine selbständige
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Tätigkeit oder eine Beschäftigung vorliegt, schriftlich

eine Entscheidung darüber beantragt werden. 

Zuständig für dieses Statusfeststellungsverfahren ist

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte.

Ein Feststellungsverfahren darf nicht durchgeführt

werden, wenn bereits durch eine Krankenkasse über die

Versicherungspflicht des Betroffenen entschieden wur-

de oder ein entsprechendes Verfahren eingeleitet wurde.

Das Gleiche gilt, wenn eine Entscheidung im Rahmen

einer Betriebsprüfung getroffen wurde oder eine Be-

triebsprüfung beim Arbeitgeber eingeleitet worden ist.

3.6.1.4 Im Rahmen der Betriebsprüfung

Bei der Prüfung ist insbesondere die versicherungs-

rechtliche Beurteilung der nachfolgend aufgeführten

(im Betrieb beschäftigten) Personenkreise zu prüfen:

• Beschäftigte

• Beschäftigte ohne Arbeitsentgelt (z. B. Auszubil-

dende/Praktikanten)

• geringfügig bzw. kurzfristig Beschäftigte

• Beschäftigte, die eine Rente beziehen

• Schüler, Studenten, Praktikanten

• Arbeitnehmer, die von der Versicherungspflicht be-

freit sind

• ausländische Arbeitnehmer, die eine Beschäftigung

zu ihrer Aus- bzw. Fortbildung ausüben

• Beschäftigungsverhältnisse von Vorruhestandsgeld-

beziehern

• Familienangehörige

• Beamte, Ruhegehaltsempfänger und Bezieher von

Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz

• Arbeits- bzw. Beschäftigungsverhältnisse von Ge-

sellschaftern

• Heimarbeiter

• selbständig Tätige

• Honorarkräfte

• freie Mitarbeiter

• Beschäftigte, die im Rahmen von Entsendeverträgen

im Ausland beschäftigt sind bzw. im Rahmen einer aus-

ländischen Beschäftigung im Inland beschäftigt sind

• Personen, die aufgrund von Wiedereingliederungs-

maßnahmen beschäftigt werden.

Siehe hierzu die entsprechenden Rundschreiben /

Verlautbarungen / Grundsätze der Spitzenorganisa-

tionen der Sozialversicherungsträger: 

– Prüfung des Vorliegens einer Beschäftigung, von

Selbständigkeit oder freie Mitarbeit 

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

20.12.1999)

– Prüfung der Beschäftigungsverhältnisse von An-

gehörigen

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

30.05.2002)

– Prüfung der Beschäftigungsverhältnisse von Stu-

denten, Praktikanten, Schülern und ähnlichen

Personen

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

06.10.1999)

– Beitragssatzsicherungsgesetz

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

16.12.2002)

3.6.1.5 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse  

(ab 01.04.2003)

– Geringfügig entlohnte Beschäftigung 

Eine versicherungsfreie geringfügig entlohnte Be-

schäftigung liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus 

dieser Beschäftigung regelmäßig 400 EUR im Monat

nicht übersteigt. Eine Begrenzung der wöchentlichen

Arbeitszeit (bisher: weniger als 15 Stunden wöchent-

lich) ist entfallen.

Bei der versicherungsrechtlichen Beurteilung wer-

den mehrere versicherungsfreie geringfügig entlohnte

Beschäftigungsverhältnisse zusammengerechnet.

Eine versicherungsfreie geringfügig entlohnte Be-

schäftigung ist nicht mit einer versicherungspflichtigen

Hauptbeschäftigung zusammenzurechnen. Dabei gilt

dies jedoch nicht für eine zweite oder weitere gering-

fügig entlohnte Beschäftigung. Diese sind mit einer

gleichzeitig ausgeübten versicherungspflichtigen Haupt-

beschäftigung zusammenzurechnen.

– Beginn der Versicherungspflicht nach Zusammen-

rechnung

Entfällt durch Zusammenrechnung mehrerer ge-

ringfügig entlohnter Beschäftigungen die Versiche-

rungsfreiheit, so tritt die Versicherungspflicht mit dem

Tag der Bekanntgabe der Feststellungen durch die Ein-

zugsstelle oder einen Träger der Rentenversicherung

ein. Dabei ist der verspätete Beginn der Versicherungs-

pflicht daran gebunden, dass der Arbeitgeber alles ge-
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tan hat, um die Arbeitsverhältnisse des Betroffenen auf-

zuklären und alle Meldungen ordnungsgemäß erstattet

hat.

– Fortbestehen einer versicherungspflichtigen Be-

schäftigung

Beschäftigte, die vor dem 1.4.2003 versicherungspflich-

tig waren, 

• weil sie eine Beschäftigung mit einem monatlichen

Arbeitsentgelt von mehr als 325 EUR, aber nicht

mehr als 400 EUR bzw. 

• eine Beschäftigung mit nicht mehr als 325 EUR,

aber einer wöchentlichen Arbeitszeit von mindes-

tens 15 Stunden ausübten oder 

• wegen der Zusammenrechnung der Nebenbeschäf-

tigung mit einer Hauptbeschäftigung,

• welche nach den Neuregelungen jedoch die Merk-

male einer geringfügig entlohnten Beschäftigung

erfüllen, 

bleiben grundsätzlich in dieser Beschäftigung versi-

cherungspflichtig.

Diese Beschäftigten können sich jedoch auf Antrag

von der Versicherungspflicht befreien lassen.

– Befreiung auf Antrag von einer fortbestehenden Versi-

cherungspflicht

– Krankenversicherung

Im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung

unterliegen nur die Beschäftigten der Versicherungs-

pflicht, die nicht die Voraussetzungen für eine Fami-

lienversicherung erfüllen. Im Umkehrschluss bedeutet

dies, dass für versicherungspflichtig Beschäftigte, die

die Voraussetzungen für eine Familienversicherung 

erfüllen, die Versicherungspflicht mit dem 31.3.2003

endet, wenn die Beschäftigung danach die Vorausset-

zungen einer versicherungsfreien geringfügig entlohn-

ten Beschäftigung erfüllt.

Andernfalls besteht für die Beschäftigten, die ab dem

1.4.2003 nunmehr eine versicherungsfreie geringfügig

entlohnte Beschäftigung ausüben, weiterhin Versiche-

rungspflicht in der Krankenversicherung. Diese Be-

schäftigten können sich jedoch auf Antrag von der Ver-

sicherungspflicht befreien lassen.

Der Antrag muss innerhalb von 3 Monaten nach

dem Tag des Inkrafttretens der Neuregelung gestellt

werden. Da es sich hierbei um eine sogenannte Aus-

schlussfrist handelt, kann danach ein Befreiungsantrag

nicht mehr gestellt werden.

Die Befreiung von der Versicherungspflicht in 

der Krankenversicherung wirkt grundsätzlich vom

1.4.2003 an, soweit durch den Beschäftigten keine Leis-

tungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung in

Anspruch genommen worden sind. Ansonsten wirkt

die Befreiung von der Versicherungspflicht vom Beginn

des Kalendermonats an, der auf die Antragstellung

folgt.

Die Befreiung von der Versicherungspflicht in der

gesetzlichen Krankenversicherung ist auf die betroffene

Beschäftigung beschränkt.

– Pflegeversicherung

Da das Recht der gesetzlichen Pflegeversicherung

dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung folgt

(§ 20 SGB XI), gilt es entsprechend auch für  die Versi-

cherungspflicht in der gesetzlichen Pflegeversicherung.

– Arbeitslosenversicherung

In der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung bleibt

die Versicherungspflicht einer vor dem 1.4.2003 beste-

henden versicherungspflichtigen Beschäftigung weiter-

hin bestehen, wenn die Beschäftigung nunmehr wegen

Geringfügigkeit versicherungsfrei wäre. Auf Antrag er-

folgt eine Befreiung von der Versicherungspflicht vom

1.4.2003 an. Antragsfristen hierfür bestehen nicht. Die

Befreiung von der Versicherungspflicht ist auf die be-

troffene Beschäftigung beschränkt.

– Rentenversicherung

Auch im Bereich der Rentenversicherung bleibt ei-

ne vor dem 1.4.2003 bestehende Versicherungspflicht

weiterhin bestehen, wenn die Beschäftigung wegen Ge-

ringfügigkeit versicherungsfrei wäre. Auf Antrag kann

auch die Befreiung von der Versicherungspflicht in der

Rentenversicherung erfolgen. Dies gilt jedoch nicht,

wenn die Versicherungspflicht in der Rentenversiche-

rung bereits durch einen Verzicht auf die Versiche-

rungsfreiheit eingetreten ist.

Die Befreiung wirkt vom Tag des Inkrafttretens der

Neuregelungen an, wenn der Antrag bis zum letzten Tag

des auf den Monat des Inkrafttreten der Neuregelungen

(1.4.2003) folgenden übernächsten Kalendermonats

beantragt wird. Ansonsten wirkt die Befreiung vom Ein-
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gang des Antrages an. Die Befreiung von der Versiche-

rungspflicht ist auf die betroffene Beschäftigung be-

schränkt.

Die vorstehenden Befreiungsmöglichkeiten gelten

entsprechend für rentenversicherungspflichtig selbst-

ändig Tätige.

Wegen der unterschiedlichen Fristen und verschie-

denen Antragsmöglichkeiten bei den jeweiligen Versi-

cherungsträgern haben die Spitzenverbände beschlos-

sen, dass es für die Versicherungsfreiheit genügt, wenn

der Arbeitnehmer eine entsprechende Erklärung bei

seinem Arbeitgeber abgibt und der diese zu den Lohn-

unterlagen nimmt.

Beitragszahlung und Abführung der Steuer

– Pauschale Beiträge zur Krankenversicherung

Zur Krankenversicherung sind pauschale Beiträge

in Höhe von 11 v. H. des Arbeitsentgelts aus der versi-

cherungsfreien Beschäftigung zu zahlen.

Das gilt nicht für privat krankenversicherte Personen.

– Pauschale Beiträge zur Rentenversicherung

Zur Rentenversicherung sind pauschale Beiträge in

Höhe von 12 v.H. des Arbeitsentgelts aus der versiche-

rungsfreien geringfügigen Beschäftigung zu zahlen.

– Pauschale Steuer

Aus dem Arbeitsentgelt einer geringfügig entlohnten

Beschäftigung kann der Arbeitgeber unter Verzicht auf

die Vorlage einer Lohnsteuerkarte die Lohnsteuer

einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer

mit einem Pauschsteuersatz in Höhe von 2 v.H. erhe-

ben (§ 40a Abs. 2 EStG), sofern pauschale Beiträge zur

Rentenversicherung gezahlt werden.

Für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung hat 

der Arbeitgeber mithin grundsätzlich pauschale Sozial-

versicherungsbeiträge und Steuerabgaben in Höhe von

25 v.H. des Arbeitsentgelts aus der Beschäftigung zu

zahlen.

– Beitragseinzug

Zuständige Einzugsstelle für die pauschalen Beiträ-

ge und für die Erhebung der Pauschsteuer aus einer ge-

ringfügigen Beschäftigung ist auch hier die Bundes-

knappschaft, „Minijob-Zentrale“ Essen.

Für die Erhebung der Pauschsteuer hat der Arbeit-

geber im Beitragsnachweis künftig auch die Steuer-

nummer des Arbeitgebers anzugeben.

– Ausgleichsverfahren nach dem Lohnfortzahlungs-

gesetz – (LFZG)

Für die Durchführung des Ausgleichsverfahrens

nach dem Lohnfortzahlungsgesetz für versicherungs-

freie geringfügig Beschäftigte ist ab 1.4.2003 die Bun-

desknappschaft zuständig. Die Bundesknappschaft

zieht insoweit auch die Beiträge in Höhe von 1,3 %

(2004) zum Ausgleichsverfahren nach dem Lohnfort-

zahlungsgesetz ein.

– Geringfügige Beschäftigungen in privaten Haushalten 

Eine Beschäftigung im Privathaushalt liegt vor,

wenn diese durch einen privaten Haushalt begründet ist

und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder

des privaten Haushalts erledigt wird.

Hinsichtlich der Zusammenrechnung von mehreren

gleichzeitig ausgeübten versicherungsfreien geringfügi-

gen Beschäftigungsverhältnissen im Privathaushalt gel-

ten die Regelungen und Ausführungen für die Zusam-

menrechnung von allgemeinen geringfügigen Beschäf-

tigungsverhältnissen. Insoweit sind auch mehrere allge-

meine geringfügige Beschäftigungsverhältnisse und ge-

ringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Privathaus-

halt nach § 8a SGB IV zusammenzurechnen.

Bei der Zusammenrechnung mit einer versiche-

rungspflichtigen Hauptbeschäftigung bleibt ein versi-

cherungsfreies geringfügig entlohntes Beschäftigungs-

verhältnis im Privathaushalt ebenfalls unberücksichtigt.

Soweit am 1.4.2003 eine Beschäftigung im Privat-

haushalt der Versicherungspflicht unterlegen hat, bleibt

die Versicherungspflicht in dieser Beschäftigung fort-

bestehen. Der Beschäftigte kann sich jedoch auf Antrag

von der Versicherungspflicht befreien lassen. Auf die

Ausführungen zum Fortbestehen einer versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung und zur Befreiung auf Antrag

von einer fortbestehenden Versicherungspflicht wird

hingewiesen.

Beitragszahlung und Abführung der Steuer

– Pauschale Beiträge zur Krankenversicherung

Für Beschäftigte in Privathaushalten, die in dieser

Beschäftigung versicherungsfrei oder nicht versiche-
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rungspflichtig sind, hat der Arbeitgeber pauschale

Beiträge zur Krankenversicherung in Höhe von 5 v.H.

des Arbeitsentgelts aus dieser Beschäftigung zu zahlen.

Das gilt nicht für privat krankenversicherte Personen.

– Pauschale Beiträge zur Rentenversicherung

Für Beschäftigte in Privathaushalten, die in dieser

Beschäftigung versicherungsfrei oder von der Versiche-

rungspflicht befreit sind, hat der Arbeitgeber pauschale

Beiträge in Höhe von 5 v.H. des Arbeitsentgelts aus die-

ser Beschäftigung zu zahlen.

– Pauschale Steuer

Aus dem Arbeitsentgelt einer geringfügig entlohnten

Beschäftigung im Privathaushalt kann der Arbeitgeber

unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte

die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und

Kirchensteuer mit einem Pauschsteuersatz in Höhe von

2 v.H. erheben (§ 40a Abs. 2 EStG), sofern pauschale

Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt werden.

Für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung in pri-

vaten Haushalten sind deshalb pauschale Sozialver-

sicherungsbeiträge und Steuerabgaben in Höhe von 12

v.H. des Arbeitsentgelts aus der Beschäftigung zu zahlen.

– Beitragseinzug

Zuständige Einzugsstelle für die pauschalen Beiträ-

ge und die pauschale Steuer aus einer geringfügigen Be-

schäftigung im Privathaushalt ist auch hier die Bundes-

knappschaft „Minijob-Zentrale“ in Essen.

Für die Erhebung der Pauschsteuer hat der Arbeit-

geber daher ebenfalls nach § 28f Abs. 3 Satz 2 SGB IV

künftig im Beitragsnachweis auch die Steuernummer

des Arbeitgebers anzugeben.

– Fälligkeit der Beiträge

Die pauschalen Beiträge zur Kranken und Renten-

versicherung für versicherungsfrei geringfügig Beschäf-

tigte im Privathaushalt werden halbjährig fällig. Danach

werden die Pauschalbeiträge aus den Monaten Januar

bis Juni eines Jahres am 15. Juli des laufenden Jahres

und die Pauschalbeiträge aus den Monaten Juli bis De-

zember am 15. Januar des folgenden Jahres fällig.

– Verzicht auf die Versicherungsfreiheit in der Ren-

tenversicherung

Versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte in allge-

meinen Beschäftigungen und im Privathaushalt können

auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung

verzichten. 

Bei der Beitragsberechnung ist Beitragsbemessungs-

grundlage das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt aus der

Beschäftigung, nach § 163 Abs. 8 SGB VI mindestens je-

doch ein Arbeitsentgelt in Höhe von monatlich 155 EUR.

Kurzfristige Beschäftigungen

Eine versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung

liegt ab 1.4.2003 vor, wenn die Beschäftigung innerhalb

eines Kalenderjahres (bisher: innerhalb eines Jahres seit

ihrem Beginn) auf längstens zwei Monate oder 50 Ar-

beitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt

oder im Voraus vertraglich begrenzt ist, es sei denn, die

Beschäftigung wird berufsmäßig ausgeübt und ihr Ent-

gelt 400 EUR im Monat übersteigt.

Die Begrenzung der Beschäftigung hat auf den Zeit-

raum eines Kalenderjahres zu erfolgen, so dass kurzfri-

stige Beschäftigungen in einem vorhergehenden Kalen-

derjahr bei der versicherungsrechtlichen Beurteilung

unbeachtlich bleiben.

Bei der versicherungsrechtlichen Beurteilung wer-

den mehrere kurzfristige Beschäftigungen zusammen-

gerechnet.

Kurzfristige Beschäftigungen sind mit versi-

cherungspflichtigen Hauptbeschäftigungen nicht zu-

sammenzurechnen.

Entfällt durch Zusammenrechnung mehrerer kurz-

fristiger Beschäftigungen oder durch Zusammenrech-

nung einer kurzfristigen Beschäftigung mit einer versi-

cherungspflichtigen Hauptbeschäftigung die Versiche-

rungsfreiheit, so tritt die Versicherungspflicht auch in

diesen Fällen erst mit dem Tag der Bekanntgabe der

Feststellungen durch die Einzugsstelle oder einen Träger

der Rentenversicherung ein (§ 8 Abs. 2 Satz 2 SGB IV).

Dabei ist der verspätete Beginn der Versicherungs-

pflicht daran gebunden, dass der Arbeitgeber rechtzei-

tig und ordnungsgemäß die Meldungen erstattet hat.

Für versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigungen

sind keine Beiträge zur Sozialversicherung zu zahlen.

Siehe hierzu die entsprechenden Rundschreiben /

Verlautbarungen / Grundsätze der Spitzenorganisa-

tionen der Sozialversicherungsträger: 
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– Prüfung von geringfügigen Beschäftigungsverhält-

nissen (allgemein)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

25.02.2003)

– Prüfung von geringfügigen Beschäftigungsverhält-

nissen (in Privathaushalten)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

17.02.2003)

3.6.2 Prüfung der Arbeitsentgelte 

3.6.2.1 Allgemeines

Die vom Arbeitgeber an seine Arbeitnehmer gezahl-

ten Arbeitsentgelte, Zuwendungen bzw. sonstigen geld-

werten Vorteile sind Grundlage für die Beitragsberech-

nung und für die Abführung des Gesamtsozialversiche-

rungsbeitrages an die jeweils zuständigen Kranken-

kassen.

Bei der rechtlichen Beurteilung zur Ermittlung des bei-

tragspflichtigen Entgeltes sind bei der Prüfung folgende

Vorschriften zu beachten:

• § 14 SGB IV (Arbeitsentgelt)

• Verordnung über die Bestimmung des Arbeitsent-

gelts in der Sozialversicherung (Arbeitsentgeltver-

ordnung - ArEV -)

• Verordnung über den Wert der Sachbezüge in der

Sozialversicherung (Sachbezugsverordnung - Sach-

BezVO -)

• Einkommensteuer-Durchführungsverordnung

(EStDV) 

• Lohnsteuer-Durchführungsverordnung (LStDV)

• Lohnsteuer-Richtlinien (LStR)

Die Prüfung der Entgeltabrechnung erfolgt anhand

der Abrechnungsunterlagen, die der Arbeitgeber für sei-

ne Arbeitnehmer zu führen hat, bei maschinellen Ab-

rechnungsverfahren insbesondere anhand der pro-

grammierten Lohnartensteuerung.

Bezüglich der Beitragspflicht bzw. Beitragsfreiheit der

an die Beschäftigten gezahlten Arbeitsentgelte, Zuwen-

dungen bzw. sonstigen geldwerten Vorteile sind insbe-

sondere folgende Sachverhalte zu prüfen:

• Beurteilung der Entgelteigenschaft,

• Entgeltumwandlungen,

• Ermittlung der Wertguthaben einschließlich der Än-

derungen (Zu- und Abgänge) sowie der Übertragung

auf Dritte bzw. von Dritten,

• Nettoentgelte,

• Verzicht auf Arbeitsentgelt, insbesondere auf Ein-

malzahlungen,

• Gleitzonenberechnung,

• zeitversetzt gezahlte Arbeitsentgelte,

• Direktversicherung,

• Entgeltkorrekturen,

• Mehrfachbeschäftigte,

• laufende Arbeitsentgelte während des Bezugs von

Kranken- / Mutterschaftsgeld und während der El-

ternzeit,

• Beitragssätze,

• Beitragsbemessungsgrenzen,

• Sozialversicherungstage bei Teillohnzahlungs-Zeit-

räumen,

• Rundungsvorschriften,

• einmalig gezahlte Arbeitsentgelte während beitrags-

freier Zeiten,

• Beitragsgruppen,

• Zuordnung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt

(einschließlich März-Klausel),

• Arbeitgeberanteil bei Geringverdienern,

• behinderte Menschen,

• Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe / Ein-

richtungen für behinderte Menschen,

• Rentner,

• Vorruhestandsgeldbezieher,

• Kurzarbeiter- und Winterausfallgeld,

• Verdienstbescheinigungen,

• Umlagebeträge (U 1 / U 2).

Im Rahmen der Prüfung der Rentenversicherungsträger

ist darüber hinaus insbesondere zu prüfen, ob die je-

weils gültigen Beitragsgruppen

• Beitragssätze 

• Beitragsbemessungsgrenzen und

• die Rundungsvorschriften 

beachtet werden.

3.6.2.2 Beitragspflichtige Einnahmen

Nach § 14 Abs. 1 SGB IV gehören zum Arbeitsent-

gelt die laufenden oder einmaligen Einnahmen aus ei-

ner Beschäftigung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch

auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung

oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie 

unmittelbar aus der Beschäftigung oder in Zusammen-

hang mit ihr erzielt werden. Im Falle einer Nettolohn-

vereinbarung gelten als Arbeitsentgelt die Einnahmen
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des Beschäftigten einschließlich der darauf entfallen-

den Steuern und der seinem gesetzlichen Anteil ent-

sprechenden Beiträge zur Sozialversicherung und sei-

nes Beitrags zur Bundesagentur für Arbeit. Bei Ver-

wendung eines Haushaltsschecks gilt der ausgezahlte

Betrag zuzüglich der nach Abzug vom Arbeitslohn ein-

behaltenen Steuer als Arbeitsentgelt. Danach gehören

zum Arbeitsentgelt alle Einnahmen, die unmittelbar aus

einer Beschäftigung oder in Zusammenhang mit ihr er-

zielt werden. Entsprechend einem allgemeinen Grund-

satz des Sozialversicherungsrechts kommt es nicht auf

das Nettoeinkommen, sondern auf das Bruttoeinkom-

men an.

Arbeitsentgelte sind bei der Berechnung der Sozial-

versicherungsbeiträge – wenn man einmal von der Bei-

tragsbemessungsgrenze absieht – nur insoweit un-

berücksichtigt zu lassen, als sie aufgrund der Arbeit-

sentgeltverordnung vom sozialversicherungsrechtlich

relevanten Arbeitsentgelt ausgenommen sind.

Die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes, der

Lohnsteuerdurchführungsverordnung und der Lohn-

steuerrichtlinien sind für die Frage, was Arbeitsentgelt

im Sinne der Sozialversicherung ist, grundsätzlich nicht

maßgebend. Sie sind nur insoweit heranzuziehen, als

das Sozialversicherungsrecht dies vorschreibt.

Die erforderliche Vereinfachung des Beitragsein-

zugs und die Entlastung der Arbeitgeber bei der Ab-

führung der Sozialversicherungsbeiträge werden da-

durch erreicht, dass das sozialversicherungsrechtlich

relevante Arbeitsentgelt dem entsprechenden einkom-

mens- und lohnsteuerrechtlichen Entgelt entspricht.

3.6.2.3 Einnahmen aus einer Beschäftigung

Vom Arbeitsentgelt werden solche Einnahmen er-

fasst, die im ursächlichen Zusammenhang mit einer Be-

schäftigung stehen. Unerheblich ist, ob die Einnahmen

unmittelbar aus der Beschäftigung (z.B. Löhne und

Gehälter) oder nur im Zusammenhang mit ihr (z.B. Bei-

hilfen) erzielt werden. Dieser Zusammenhang zwi-

schen Einnahmen und Beschäftigung ist schon dann

gegeben, wenn die konkrete Zahlung ohne das Be-

schäftigungsverhältnis nicht denkbar wäre. Allerdings

müssen sich die Einnahmen zeitlich der versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung zuordnen lassen, d.h. auf die

Zeit der Beschäftigung und der Versicherungspflicht

entfallen. Bei Abfindungen, die als Entschädigung für

den Verlust des Arbeitsplatzes gezahlt werden, ist dies

z.B. nicht der Fall.

Es kommt nicht darauf an, ob es sich um ein pri-

vatrechtliches Arbeitsverhältnis oder ein öffentlich-

rechtliches Dienstverhältnis handelt. Werden Einnah-

men zwar aus einer an sich selbständigen Tätigkeit er-

zielt, die nur aufgrund der abhängigen Beschäftigung

ausgeübt wird, in diese zeitlich, örtlich, organisatorisch

und inhaltlich eingebunden, im Verhältnis zur Beschäf-

tigung nebensächlich ist und daher insgesamt wie ein

Teil der abhängigen Beschäftigung erscheint, so gelten

sie als Arbeitsentgelt aus einem einheitlichen Beschäf-

tigungsverhältnis.

Siehe hierzu die entsprechenden Rundschreiben /

Verlautbarungen / Grundsätze der Spitzenorganisa-

tionen der Sozialversicherungsträger: 

– Altersvermögensgesetz (Auswirkungen auf die Ar-

beitsentgelteigenschaft)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

18.12.2002)

– Sozialrechtliche Absicherung flexibler Arbeits-

zeitregelungen

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

07.02.2001)

– Altersteilzeitgesetz (Versicherungs-, beitrags-,

melde- und leistungsrechtliche Auswirkungen)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

06.09.2001/09.03.04)

3.6.2.4 Ausnahmen vom Arbeitsentgelt

Nach der ArEV sind einmalige Einnahmen, laufen-

de Zulagen, Zuschläge, Zuschüsse sowie ähnliche Ein-

nahmen, die zusätzlich zu Löhnen oder Gehältern ge-

währt werden, nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen,

soweit sie lohnsteuerfrei sind. 

Freibeträge vom Lohnsteuerabzug nach § 39 EStG

sind in der Sozialversicherung wegen des dort beste-

henden Bruttoprinzips (vor Steuer) aber nicht zu be-

rücksichtigen.

Trotz fehlender Lohnsteuerfreiheit sind dem Arbeits-

entgelt folgende Einnahmen nicht zuzurechnen, soweit

der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem Pauschsteu-

ersatz erhebt oder die Pauschalbesteuerung zulässig ist: 

• Zuwendungen aus Anlass von Betriebsveranstal-

tungen (§ 40 Abs. 2 Nr. 2 EStG),
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• Erholungsbeihilfen (§ 40 Abs. 2 Nr. 3 EStG),

– Bestimmte Zukunftssicherungsleistungen (§40b

EStG), soweit § 2 Abs. 1 Satz 2 ArEV nichts Ab-

weichendes vorschreibt,

• Sonstige Bezüge im Sinne des § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr.

1 EStG, die nicht einmalig gezahltes Arbeitsentgelt

nach § 23a SGB IV sind.

Darüber hinaus sind bestimmte Zukunftssiche-

rungsleistungen grundsätzlich kein beitragspflichtiges

Entgelt, aber in Höhe von 2,5 v.H. des für die Bemes-

sung maßgebenden Entgelts dem Arbeitsentgelt zuzu-

rechnen, wenn die Versorgungsregelung vor der An-

wendung etwaiger Nettobegrenzungsregelungen eine

Vollversorgung gewährleistet und nach Eintritt des Ver-

sorgungsfalles eine Anpassung nach Maßgabe der Ent-

wicklung der Arbeitsentgelte im Bereich der entspre-

chenden Versorgungsregelung oder gesetzlicher Ver-

sorgungsbezüge vorsieht.

Abweichend von der ArEV sind darüber hinaus auch

kein Arbeitsentgelt die 

• Zuschläge zur wirtschaftlichen Sicherung im Krank-

heitsfall an in Heimarbeit beschäftigte Personen,

• Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende sowie ih-

nen im Heimarbeitsgesetz gleichgestellte Personen

nach § 10 des Entgeltfortzahlungsgesetzes und die

• Zuschüsse zum Mutterschaftsgeld nach § 14 Mut-

terschutzgesetz, in den Fällen des § 6 Abs. 3 Sach-

bezugsverordnung 1995 der vom Arbeitgeber inso-

weit übernommene Teil des Gesamtsozialversiche-

rungsbeitrags.

3.6.2.5 Laufendes Arbeitsentgelt / Einmalig gezahltes Arbeits-

entgelt

Laufendes Arbeitsentgelt sind Bezüge, die als Ge-

genwert für die Arbeit in einem bestimmten Entgeltab-

rechnungszeitraum gezahlt werden. Es handelt sich um

grundsätzlich regelmäßig wiederkehrende Zahlungen

für die betriebsüblichen Abrechnungszeiträume (Mo-

nat, Woche, Tag). Insbesondere gehören Löhne und

Gehälter zum laufenden Arbeitsentgelt. Laufendes Ar-

beitsentgelt sind aber (z.B.) auch Überstundenvergü-

tungen, Verkaufsprämien, Familienzuschläge, Er-

schwerniszuschläge, sonstige Zulagen, laufende Um-

satzprovisionen, der geldwerte Vorteil aus der ständi-

gen Überlassung von Dienstwagen zur privaten Nut-

zung, usw. 

Bezüge, die in größeren Zeitabständen als monat-

lich gezahlt werden, stellen grundsätzlich kein laufen-

des Arbeitsentgelt dar, sondern sind in der Regel ein-

malig gezahltes Arbeitsentgelt.

Arbeitsentgelt, das nicht regelmäßig in jedem Ent-

geltabrechnungszeitraum gezahlt wird, gehört jedoch

nicht zwangsläufig zum einmalig gezahlten Arbeitsent-

gelt. In Sonderfällen ist eine differenzierte beitrags-

rechtliche Behandlung von Bestandteilen des Arbeit-

sentgeltes erforderlich.

3.6.2.5.1 Zum laufenden Arbeitsentgelt gehören insbesondere:

• Lohn

• Gehalt

• Nachtarbeitszuschläge

• Sonn- und Feiertagszulagen

• Erschwerniszulagen

• Freie Kost

• Freie Wohnung

• Freie Heizung

• Deputate

• PKW-Nutzung

• Mietwerte

3.6.2.5.2 Zu den einmalig gezahlten Entgelten gehören 

insbesondere:

• Weihnachtsgeld

• Urlaubsgeld

• Zusätzliche Monatsgehälter

• Urlaubsabgeltungen

• Jubiläumszuwendungen, soweit steuerpflichtig

• Gratifikationen

• Tantiemen

• Vergütungen für Erfindungen

• Belohnungen

• Erfindervergütungen

• Erfolgs- bzw. Gewinnbeteiligungen

• Heirats- und Geburtsbeihilfen, soweit steuer-

pflichtig

• Sonstige Zuwendungen anlässlich besonderer 

Anlässe. 

3.6.2.6 Zeitliche Zuordnung von laufendem Arbeitsentgelt

Laufendes Arbeitsentgelt ist beitragsrechtlich dem

jeweiligen Entgeltabrechnungszeitraum zuzuordnen, in

dem es erzielt, d.h, die Beschäftigung ausgeübt wurde.
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Auf den Zeitpunkt der Auszahlung kommt es nicht an.

Besteht für den gesamten Entgeltabrechnungszeitraum

Beitragspflicht (bei durchgehender Beschäftigung so-

wie bei Arbeitsunterbrechungen), so sind für die Ermitt-

lung der Sozialversicherungsbeiträge die Woche mit sie-

ben, der Monat mit 30 Tagen (unabhängig von der An-

zahl der Kalendertage) zugrunde zu legen. Das Arbeit-

sentgelt ist höchstens bis zu den Beitragsbemessungs-

grenzen in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeits-

losenversicherung zu berücksichtigen. Stimmen die

Entgeltabrechnungszeiträume nicht mit den Kalender-

monaten überein (z. B. 16.12.2003 bis 15.01.2004),

dann ist dieser Zeitraum in zwei Abrechnungs-

zeiträume aufzuteilen, in denen die jeweils maßgeben-

den Teilbeitragsbemessungsgrenzen (vom 16.12. bis

31.12.2003 und vom 01.01. bis 15.01.2004) zu berück-

sichtigen sind. Dies gilt gleichermaßen, wenn sich

während eines Entgeltabrechnungszeitraumes der Bei-

tragssatz ändert.

3.6.2.7 Beitragsberechnung bei TeiI-Entgeltabrechnungs-

zeiträumen

Besteht nicht für den gesamten Entgeltabrech-

nungzeitraum Beitragspflicht (z. B. bei Beginn und En-

de des Beschäftigungsverhältnisses oder bei Beitrags-

freiheit wegen des Bezuges von Krankengeld), so sind

Sozialversicherungsbeiträge nur für die auf den Teil-

Entgeltabrechnungszeitraum entfallenden Kalenderta-

ge zu berechnen oder aus einer Teil-Entgeltabrech-

nungszeitraum-Tabelle abzulesen. Diese berücksichtigt

die Beitragsbemessungsgrenzen in der Kranken- bzw. in

der Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung. Aus

dieser Tabelle, die bei der Krankenkasse erhältlich ist,

ist auch der jeweilige Beitrag für den Fall abzulesen,

dass das Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze

des Teil-Entgeltabrechnungszeitraumes erreicht.

Bei der Ermittlung des beitragspflichtigen Arbeit-

sentgelts sind die vermögenswirksamen Leistungen des

gesamten Entgeltabrechnungszeitraumes dem Arbeit-

sentgelt des Teil-Entgeltabrechnungszeitraumes hinzu-

zurechnen. Bei entsprechender arbeitsrechtlicher Lö-

sung wird allerdings auch ein anderes Verfahren akzep-

tiert. Ist beispielsweise geregelt, dass die vermögenswirk-

same Leistung in einem Entgeltabrechnungszeitraum,

der teilweise mit Arbeitsentgelt und teilweise mit Kran-

kengeld belegt ist, tageweise aufgeteilt wird, so ist nur der

auf die Beitragszeit entfallende Teil beitragspflichtig,

wenn der auf die Krankengeldbezugszeit entfallende Be-

trag als Krankengeldzuschuss behandelt wird.

3.6.2.8 Beitragsfreie Zeiten

Beitragsfreiheit besteht für Zeiten mit Anspruch auf

• Krankengeld,

• Verletztengeld,

• Übergangsgeld während medizinischer Reha-Maß-

nahmen (aus der Renten- oder Unfallversicherung),

• Versorgungskrankengeld (bei nach dem Versor-

gungsrecht entschädigungspflichtigen Krankhei-

ten),

• Mutterschaftsgeld und

• während des Erziehungsurlaubs,

es sei denn, es wird weiterhin das volle laufende

Arbeitsentgelt gezahlt. Einmalig gezahltes Arbeitsent-

gelt, das während einer beitragsfreien Zeit gezahlt wird,

ist beitragspflichtig. 

Bei der Ermittlung der anteiligen Jahres-Beitragsbe-

messungsgrenzen bleiben jedoch die beitragsfreien Zei-

ten unberücksichtigt.

3.6.2.9 Entgelte in beitragsfreien Zeiten

Teile des laufenden Arbeitsentgelts, die der Arbeit-

geber während des Bezuges der genannten Engelter-

satzleistungen weiterzahlt (z. B. Zuschüsse, vermö-

genswirksame Leistungen), sind unabhängig von ihrer

Höhe beitragsfrei.

Beitragsfreiheit besteht allerdings nicht in den Fäl-

len der stufenweisen Wiedereingliederung in das Er-

werbsleben, wenn ein Teil des vollen Arbeitsentgeltes

gezahlt wird oder wenn bezahlte Freischichten anfal-

len. Eine Ausnahme gilt für das Arbeitsentgelt, das

während des Erziehungsurlaubs gezahlt wird. Während

die weitergezahlten vermögenswirksamen Leistungen

unverändert beitragsfrei bleiben, unterliegt anderes Ar-

beitsentgelt (z. B. bei einer erlaubten Teilzeitbeschäf-

tigung) der Beitragspflicht.

3.6.2.10 Zeiten ohne Arbeitsentgelt

Während der Zeiten der Arbeitsunterbrechung oh-

ne Arbeitsentgelt (unbezahlter Urlaub, unentschuldig-

tes Fehlen, Streik und Aussperrung) besteht die Versi-

cherungspflicht bis zu einem Monat weiter. Beiträge

werden in solchen Fällen für den vollen Entgeltabrech-
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nungszeitraum aus dem erzielten Arbeitsentgelt be-

rechnet. Ein fiktives Arbeitsentgelt ist jedoch nicht an-

zusetzen. Das Arbeitsentgelt, das für die Arbeitsleistung

des übrigen Entgeltabrechnungszeitraumes gezahlt

wird, ist auf den gesamten Zeitraum (einschließlich

Arbeitsunterbrechung) zu beziehen. Es gelten die un-

gekürzten Beitragsbemessungsgrenzen.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 01.10.1998

– Verlautbarung zum Fortbestand des Versiche-

rungsverhältnisses

3.6.2.11 Nachzahlungen von geschuldetem Arbeitsentgelt,

Rückwirkende Lohn- /Gehaltserhöhung

Geschuldetes Arbeitsentgelt, das infolge verspäteter

Erfüllung eines von vornherein gegebenen Rechtsan-

spruchs nachgezahlt wird, ist für die Beitragsberech-

nung auf die betreffenden zurückliegenden Entgeltab-

rechnungszeiträume zu verteilen. Die Sozialversiche-

rungsbeiträge sind mittels einer Korrekturabrechnung

für die einzelnen Zeiträume unter Berücksichtigung der

jeweils geltenden Berechnungsfaktoren neu zu berech-

nen und nachzuzahlen.

Sofern diese Nachzahlungen abgelaufene Kalender-

jahre betreffen, sind sie in einem Korrekturnachweis

der zuständigen Krankenkasse zu melden.

Nachzahlungen aufgrund rückwirkender Lohn-/Ge-

haltserhöhungen durch Tarifverträge werden auf die

Entgeltabrechnungszeiträume verteilt, für die sie be-

stimmt sind. Dies macht es erforderlich, bereits vorge-

nommene Beitragsberechnungen und Entgeltmeldungen

zu berichtigen. Aus Vereinfachungsgründen kann eine

solche Nachzahlung beitragsrechtlich wie einmalig ge-

zahltes Arbeitsentgelt behandelt werden. Es sind dann

die anteiligen Beitragsbemessungsgrenzen des Nachzah-

lungszeitraumes zu Grunde zu legen. Hierdurch wird der

Charakter der Nachzahlung als laufendes Arbeitsentgelt

nicht berührt; dies ist für die Entgeltbescheinigungen für

Entgeltersatzleistungen wichtig.

3.6.2.12 Zeitliche Zuordnung von einmalig gezahltem Arbeit-

sentgelt

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ist dem Entgelt-

abrechnungszeitraum zuzuordnen, in dem es ausge-

zahlt wird. Auf den Zeitpunkt der Fälligkeit kommt es

nicht an. Da zum Zeitpunkt der Auszahlung der Ein-

malzahlung das betreffende Arbeitsentgelt im Allgemei-

nen noch nicht abgerechnet ist und demzufolge die

Beiträge für die Einmalzahlung oft nicht ermittelbar

sind, würde die konsequente Anwendung dieser Zu-

ordnungsregelung zu Mehrarbeit in den Betrieben

führen. Die auf das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt

entfallenden Arbeitnehmeranteile müssten zunächst

geschätzt werden; die Berichtigung wäre erst zum Zeit-

punkt der Entgeltabrechnung möglich. Deshalb kann

einmalig gezahltes Arbeitsentgelt dem vorhergehenden

Entgeltabrechnungszeitraum (mit allen versicherungs-

und beitragsrechtlichen Konsequenzen) zugeordnet

werden, wenn es mit dem Arbeitsentgelt dieses Zeit-

raumes abgerechnet und ausgezahlt wird.

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt, das erst nach 

Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses oder

während des Wehr- oder Zivildienstes gezahlt wird, ist

dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des laufenden

Kalenderjahres zuzuordnen, und zwar auch dann,

wenn dieser Entgeltabrechnungszeitraum nicht mit Ar-

beitsentgelt belegt ist. Beitragspflicht entsteht aber nur

dann, wenn bereits vorher im laufenden Kalenderjahr

Beitragspflicht bestanden hat.

Ist das Gesamtarbeitsentgelt höher als die Beitrags-

bemessungsgrenze des Entgeltabrechnungszeitraumes,

dann ist die anteilige Jahresbeitragsbemesssungsgrenze

für die Beitragsberechnung aus dem einmalig gezahlten

Arbeitsentgelt zu ermitteln.

Übersteigt die Einmalzahlung nicht die Differenz

zwischen der anteiligen Jahresbeitragsbemessungsgren-

ze und dem bereits gezahlten beitragspflichtigen Ar-

beitsentgelt, so ist sie in voller Höhe beitragspflichtig.

Wird hingegen die Differenz überschritten, so unterliegt

die Einmalzahlung nur in der Höhe der Differenzbeträ-

ge der Beitragspflicht.

Maßgebend für die Ermittlung der anteiligen Jahres-

beitragsbemessungsgrenze ist die Dauer aller Beschäf-

tigungsverhältnisse bei demselben Arbeitgeber im lau-

fenden Kalenderjahr bis zum Ablauf des Entgeltabrech-

nungszeitraumes, dem das einmalig gezahlte Arbeitsent-

gelt zuzuordnen ist; beitragsfreie Zeiten bleiben bei der

Berechnung unberücksichtigt.

Eine von Januar bis März geleistete Einmalzahlung

wird voll dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des

Vorjahres zugerechnet, wenn sie im Monat der Zahlung
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unter Berücksichtigung der anteiligen Beitragsbemes-

sungsgrenze des laufenden Jahres nicht bereits voll bei-

tragspflichtig ist und der Beschäftigte auch im Vorjahr

bei demselben Arbeitgeber versicherungspflichtig be-

schäftigt war (so genannte März-Klausel).

Die Einmalzahlung ist stets dem letzten Abrech-

nungszeitraum zuzuordnen, in der Regel dem Monat

Dezember. Die Zuordnung zum Vorjahr wird einheitlich

für alle Versicherungszweige getroffen.

Ist eine nach dem 31.03. gezahlte Einmalzahlung ei-

nem Zeitraum der ersten drei Monate des Jahres zuzu-

rechnen, weil der Arbeitnehmer aus dem Beschäfti-

gungsverhältnis ausgeschieden ist, so gilt die März-

Klausel nicht.

3.6.2.13 Verspätete Auszahlung variabler Arbeitsentgelt-

bestandteile

Grundsätzlich ist das Arbeitsentgelt für die Berech-

nung der Sozialversicherungsbeiträge dem Lohnab-

rechnungszeitraum zuzuordnen, in dem die Arbeiten,

für die es gezahlt wird, ausgeführt wurden. Häufig stellt

die zeitliche Zuordnung Arbeitgeber jedoch vor Pro-

bleme, da die Lohn- und Gehaltsabrechnung nicht

mehr rechtzeitig vor Fälligkeit der Beiträge abgeschlos-

sen werden könnte, wenn erst noch die exakte Höhe

von variablen Entgeltbestandteilen ermittelt werden

müsste. Es würde daher jeweils zu Rückrechnungen für

die Vergangenheit kommen. Um Neuberechnungen der

Beiträge zu vermeiden, haben die Spitzenverbände un-

ter bestimmten Voraussetzungen eine zeitversetzte Ab-

rechnung zugelassen.

Sofern kontinuierlich variable Entgeltbestand-

teile gezahlt werden und eine rechtzeitige Berücksich-

tigung für die Abrechnung nicht möglich ist, können

diese Entgeltbestandteile dem nächsten oder übernäch-

sten Lohnabrechnungszeitraum zugeordnet werden.

Der Arbeitgeber kann die Zuordnung allerdings nicht

wahlweise treffen, sondern kann die einmal getroffene

Entscheidung nur mit Zustimmung der Einzugsstelle 

ändern. 

Für größere Zeitabstände (z.B. vierteljährlich) oder

für nur gelegentliche zeitversetzte Abrechnungen gilt

diese Vereinfachungsregel nicht. In derartigen Fällen er-

folgt die Zuordnung zu dem Lohnabrechnungszeitraum,

in dem die entsprechenden Arbeiten ausgeführt wurden;

es ist also die Entgeltabrechnung zu korrigieren.

In Fällen des Austritts des Arbeitnehmers oder in

den Fällen in denen aufgrund von Krankheit ohne An-

spruch auf Lohnfortzahlung die variablen Bezügebe-

standteile nicht bei der Beitragsberechnung berück-

sichtigt werden können, weil sie in beitragsfreien Zei-

ten ausgezahlt werden, ist dieser Entgeltbestandteil

durch Korrektur der letzten Entgeltabrechnung bei-

tragsrechtlich zu berücksichtigen.

3.6.2.14 Tarifvertragliche Leistungen / untertarifliche

Bezahlung

Die Spitzenverbände der Sozialversicherung sind

der Auffassung, dass nach dem im Beitragsrecht

grundsätzlich geltenden Fälligkeitsprinzip und gefestig-

ter Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes Beiträge

auch für geschuldetes, bei Fälligkeit aber nicht gezahl-

tes Arbeitsentgelt zu entrichten sind.

Eine Ausnahme vom Fälligkeitsprinzip hat das Bun-

dessozialgericht u.a. bei untertariflicher Entlohnung

zugelassen, wenn der Arbeitnehmer das nicht gezahlte

Arbeitsentgelt vom Arbeitgeber nicht mehr fordert.

Die Spitzenverbände der Sozialversicherung sind

auch einheitlich der Auffassung, dass ein rückwlrken-

der Verzicht der Arbeitnehmer auf Entgeltansprüche

oder auf Teile von Entgeltansprüchen keine Reduzie-

rung der Beitragsforderungen zur Folge hat. Die Bei-

tragsansprüche sind bereits entstanden und können

deshalb nicht mehr aufgehoben werden.

Bei einem vorausschauenden Verzicht (ohne Lohn-

verwendungsabrede) vermindert sich allerdings das bei-

tragspflichtige Arbeitsentgelt entsprechend dem ausge-

sprochenen Verzicht. Eine Ausnahme gilt allerdings bei

allgemeinverbindlichen Tarifverträgen.

Mit der Allgemeinverbindlichkeitserklärung erfas-

sen die Rechtsnormen des Tarifvertrages auch die bis-

her nicht tarifgebundenen Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer. Damit entstehen für die Betroffenen Ansprüche

auf den Tariflohn. Im Geltungsbereich eines allgemein-

verbindlichen Tarifvertrages ist daher mindestens ein

darin festgelegtes Arbeitsentgelt zugrunde zu legen. Das

gilt auch für die Feststellung von Versicherungspflicht. 

Sind in diesen Fällen vom Arbeitgeber nicht die ta-

riflich zustehenden Löhne, Gehälter und einmaligen Zu-

wendungen wie Urlaubs-, Weihnachtsgeld usw. gezahlt

worden, sind bei Betriebsprüfungen Beiträge grundsätz-

lich im Rahmen der Verjährungsfristen unter Berück-
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sichtigung der nicht ausgezahlten aber fällig gewesenen

Entgelte nach zu berechnen. Ist  auf die Auszahlung von

„Einmalzahlungen“ vor der Fälligkeit verzichtet worden,

so sind diese auch bei tariflichem Anspruch ab 1.1.2003

weder bei der Beitragsberechung noch bei der Feststel-

lung der Entgeltgrenzen für die Versicherungspflicht ge-

ringfügig entlohnter Beschäftigungen zu berücksichti-

gen. Um Nachforderungen zu vermeiden, haben sich die

Arbeitgeber, insbesondere die, die geringfügig entlohnte

Personen beschäftigen, über evtl. Tarifgebundenheiten

zu informieren. 

Einmal festgesetzte Lohnvereinbarungen sind per-

manent daraufhin zu überprüfen, ob nicht durch Tarif-

erhöhungen höhere Ansprüche entstanden sind und

dadurch z. B. die Entgeltgrenze für geringfügig entlohn-

te Beschäftigungen künftig überschritten wird, mit der

Auswirkung, dass nunmehr Versicherungspflicht zur

Sozialversicherung eintritt.

3.6.2.15 Arbeitsentgelt im Niedriglohnbereich (Gleitzone)

Ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhält-

nis innerhalb der Gleitzone liegt nach § 20 Abs. 2 SGB

IV vor, wenn das aus dieser Beschäftigung erzielte Ar-

beitsentgelt zwischen 400,01 Euro und 800 Euro im

Monat liegt und die Grenze von 800 Euro im Monat re-

gelmäßig nicht überschritten wird (= Gleitzone). Soweit

gleichzeitig mehrere Beschäftigungsverhältnisse aus-

geübt werden, ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt

maßgebend (Zusammenrechnung).

Bei einer versicherungspflichtigen Beschäftigung im

Sinne von § 20 Abs. 2 SGB IV werden die der Beitrags-

bemessung zu Grunde liegenden beitragspflichtigen Ein-

nahmen nach folgender Rechenformel festgestellt:

F x 400 + (2 – F) x (AE – 400)

• AE = das Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung

• F  = Faktor aus 25 v.H. geteilt durch durchschnittli-

chen Gesamtsozialversicherungsbeitrag des Kalen-

derjahres, in dem der Anspruch auf das Arbeitsent-

gelt entstanden ist

Der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungs-

beitragssatz und der Faktor F sind jeweils zum 31. De-

zember eines Jahres für das folgende Kalenderjahr vom

Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche-

rung im Bundesanzeiger zu veröffentlichen.

Für das Kalenderjahr 2003 gelten nachstehende Werte: 

• Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz = 41,7

• Faktor F = 0,5995

Für das Jahr 2004 gilt folgendes:

Da sich dieser der Formel zu Grunde liegende Fak-

tor F für das Kalenderjahr 2004 infolge der Erhöhung

des durchschnittlichen Beitragssatzes der gesetzlichen

Krankenversicherung geändert hat, ist auch die verein-

fachte Formel anzupassen. Auf der Grundlage eines

durchschnittlichen Gesamtsozialversicherungsbeitrags-

satzes im Jahr 2004 in Höhe von 42 % (Krankenversi-

cherung 14,3 %, Pflegeversicherung 1,7 %, Rentenver-

sicherung 19,5 %, Arbeitslosenversicherung 6,5 %) be-

trägt der Faktor F 0,5952. Diesen Wert hat das Bundes-

ministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung am

22. Dezember 2003 für das Jahr 2004 bekannt gegeben.

Demzufolge kann die für das Jahr 2004 anzuwendende

Formel zur Berechnung der reduzierten beitragspflichti-

gen Einnahme wie folgt vereinfacht werden:

1,4048 x AE – 323,84

Für die Berechnung der beitragspflichtigen Einnahmen

bei mehreren Beschäftigungen innerhalb der Gleitzone

ergibt sich die folgende Formel:

(1,4048 x GAE – 323,84) x EAE

GAE

Die Beitragstragung bei versicherungspflichtigen

Beschäftigungsverhältnissen nach § 20 Abs. 2 SGB IV

ist ebenfalls einheitlich für alle Zweige der Sozialversi-

cherung geregelt.

Danach trägt der Arbeitgeber den halben Beitrag aus

dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt. Der verblei-

bende Beitrag wird vom Beschäftigten getragen.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 25.02.2003

– Versicherungs,- beitrags- und melderechtliche Aus-

wirkungen auf Beschäftigungen innerhalb der

Gleitzone

3.6.3 Leiharbeitnehmer

Für das Zustandekommen eines Beschäftigungsver-

hältnisses ist ein persönliches Abhängigkeitsverhältnis
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zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erforderlich.

Diese persönliche Abhängigkeit liegt vor, wenn der Ar-

beitnehmer im Betrieb des Arbeitgebers eingegliedert ist

und dem Direktionsrecht untersteht. Arbeitgeber ist

derjenige, der Art, Ort, Zeit und Weise der Arbeit be-

stimmt.

Für den Leiharbeitnehmer wird ein solches Rechts-

verhältnis nicht begründet. Der Leiharbeitnehmer

schließt seinen Arbeitsvertrag mit dem Verleiher. Die-

ser bestimmt, für welche Kunden/Entleiher der Be-

schäftigte arbeitet. Obwohl der Leiharbeitnehmer

durch die Verleihung faktisch in den Betrieb des Ent-

leihers eingegliedert wird, und dieser auch das Direkti-

onsrecht ausübt, kommt zwischen diesen beiden kein

Vertragsverhältnis zustande. Der Entleiher wird grund-

sätzlich nicht Arbeitgeber des Leiharbeitnehmers.

Wird allerdings ein Leiharbeitnehmer nicht von ei-

nem zugelassenen Verleiher überlassen, wird der Ent-

leiher Arbeitgeber mit allen Rechten und Pflichten

(BSG-Urteil vom 18.03.1987 — 9 b RU 16/85).

Das BSG hat entschieden, dass im Falle der uner-

laubten Arbeitnehmerüberlassung der Verleiher, der be-

reits Arbeitentgelt an die Leiharbeitnehmer gezahlt hat,

nach den Grundsätzen eines faktischen Arbeitsverhält-

nisses als Arbeitgeber gilt und damit Schuldner des Ge-

samtsozialversicherungsbeitrages ist. Unter diesen Vor-

aussetzungen hat bei Insolvenz des Verleihers auch die

für den Verleiher zuständige Krankenkasse einen An-

spruch auf Entrichtung des Gesamtsozialversiche-

rungsbeitrages. 

Als Verleiher darf nur tätig werden, wer eine entspre-

chende Erlaubnis der Bundesagentur für Arbeit besitzt. 

Diese Erlaubnis wird von der Bundesagentur für

Arbeit erteilt.

Keine Erlaubnis der Bundesagentur für Arbeit braucht

bei Arbeitnehmerüberlassung in folgenden Fällen vor-

zuliegen:

• Arbeitgeber desselben Wirtschaftszweiges überlas-

sen sich Arbeitnehmer zur Vermeidung von Kurzar-

beit oder Entlassungen, wenn ein Tarifvertrag dieses

vorsieht,

• innerhalb eines Konzerns (§ 18 Akt. 6) werden zwi-

schen konzernangehörigen Unternehmen Arbeit-

nehmer verliehen,

• Arbeitgeber mit weniger als 50 Beschäftigten dürfen

Arbeitnehmer bis zu zwei Monaten an Arbeitgeber

überlassen, wenn dadurch Kurzarbeit oder Entlas-

sung vermieden wird. Diese Überlassung ist dem

Regionalträger der Bundesagentur für Arbeit aller-

dings vorher schriftlich anzuzeigen.

• Abordnungen zu einer Arbeitsgemeinschaft zur

Herstellung eines Werks, wenn der Arbeitgeber Mit-

glied der Arbeitsgemeinschaft (ARGE) ist, dass für

alle Mitglieder der ARGE Tarifverträge desselben

Wirtschaftszweiges gelten. 

1 Gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung in Be-

triebe des Baugewerbes für Arbeiten, die üblicher-

weise von Arbeitern verrichtet werden, ist unzuläs-

sig. 

2 Sie ist gestattet

a) zwischen Betrieben des Baugewerbes und an-

deren Betrieben, wenn diese Betriebe erfassen-

de, für allgemeinverbindlich erklärte Tarifver-

träge bestimmen.

b) zwischen Betrieben des Baugewerbes, wenn der

verleihende Betrieb nachweislich seit minde-

stens drei Jahren von denselben Rahmen- und

Sozialkassentarifverträgen oder von deren All-

gemeinverbindlichkeit erfasst wird.

Leiharbeitnehmer sind versicherungspflichtig in der

Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie bei-

tragspflichtig zur Bundesagentur für Arbeit nach den

allgemein geltenden Vorschriften.

Arbeitgeber und Beitragsschuldner ist bei zulässiger

Arbeitnehmerüberlassung nach den Vorschriften des

AÜG stets der Verleiher.

In den Fällen einer unerlaubten Arbeitnehmerüber-

lassung tritt an die Stelle des Verleihers der Entleiher

und wird Arbeitgeber des Leiharbeitnehmers mit allen

Rechten und Pflichten.

3.6.4 Prüfung unständig beschäftigter Arbeitnehmer

Unständig Beschäftigte sind Arbeitnehmer, die „be-

rufsmäßig“ Beschäftigungen von weniger als einer Wo-

che ausüben. Es handelt sich um Personen, die in ihrem

Hauptberuf Beschäftigungen nur von sehr kurzer Dau-

er (weniger als eine Woche) verrichten und nach ihrem

Berufsbild ohne festes Arbeitsverhältnis mal hier, mal

dort, heute mit dieser, morgen mit jener Arbeit beschäf-

tigt sind.
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Unständig ist eine Beschäftigung, die auf weniger als

eine Woche entweder von der Natur der Sache be-

schränkt zu sein pflegt oder im Voraus durch Arbeits-

vertrag beschränkt ist.

Als Woche ist dabei nicht die Kalenderwoche, son-

dern die Beschäftigungswoche zu verstehen.

Die Beschäftigungswoche ist ein Zeitraum von sie-

ben aufeinanderfolgenden Kalendertagen, beginnend

mit dem ersten Tag der Beschäftigung. Beschäftigungs-

freie Samstage, Sonn- und Feiertage sind bei der Dauer

der Beschäftigung mitzuzählen. Dies bedeutet, dass Be-

schäftigungen, die jeweils z.B. von Montag bis Freitag

(5-Tage-Woche) bzw. bis Samstag (6-Tage-Woche) oder

auch z.B. von Donnerstag bis Mittwoch der folgenden

Woche ausgeübt werden, keine unständigen Beschäfti-

gungen darstellen. Wie lange an jedem einzelnen Ar-

beitstag gearbeitet wird, ist unerheblich.

Wird an den üblichen arbeitsfreien Samstagen, Sonn-

und Feiertagen gearbeitet, liegt eine Beschäftigung von

weniger als einer Woche vor, wenn die Beschäftigung an

weniger als 5 Tagen (5-Tage-Woche) bzw. an weniger als

6 Tagen (6-Tage-Woche) ausgeübt wird.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 31.05.2002

– Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht für un-

ständig Beschäftigte

3.6.5 Abschluss der Prüfung / Schlussbesprechung / Anhörung

Nach durchgeführter Prüfung wird der Prüfer die ge-

troffenen Feststellungen und die daraus resultierenden

Konsequenzen im Rahmen eines Abschlussgespräches

dem Arbeitgeber bzw. dem verantwortlichen Mitarbei-

ter oder dem beauftragten Dritten (Steuerberater, Wirt-

schaftsprüfer) vortragen.

Dabei ist davon auszugehen, dass zweifelhafte

Sachverhalte schon während der Prüfung aufgegriffen

und geklärt worden sind, so dass beim Abschlussge-

spräch das Ergebnis der Prüfung in der Regel feststeht.

Beide Parteien, also Prüfer und Arbeitgeber, haben

beim Abschlussgespräch Gelegenheit ihre Auffassun-

gen bezüglich der festgestellten und ggf. zu beanstan-

denden Sachverhalte darzulegen und zu einem absch-

ließenden Ergebnis zu kommen.

Beanstandungen, insbesondere Beitragsnachforde-

rungen aufgrund von Betriebsprüfungen sind nach Ab-

schluss der Prüfung dem Arbeitgeber oder seinem Be-

auftragten schriftlich in Form eines Prüfberichtes mit-

zuteilen. 

Dieser Prüfbericht ist ein Verwaltungsakt i.S. von 

§ 31 SGB X und greift in die Rechte des Arbeitgebers ein.

Vor Erlass eines Verwaltungsaktes, der in die Rech-

te des Arbeitgebers eingreift, hat nach § 24 SGB X eine

Anhörung zu erfolgen.

Das Abschlussgespräch nach erfolgter Prüfung zwi-

schen dem Prüfer und dem Arbeitgeber bzw. dem ver-

antwortlichen Mitarbeiter oder beauftragten Dritten ist

Anhörung im Sinne von § 24 SGB X.

Die Prüfer werden nach Durchführung des Ab-

schlussgespräches ein Protokoll über den Inhalt dieses

Gespräches und die getroffenen Feststellungen erstel-

len und dem Arbeitgeber zur Gegenzeichnung vorlegen.

Diese Gegenzeichnung wird lediglich zum Nachweis

der durchgeführten Anhörung verlangt und beinhaltet

keine Zustimmung des Arbeitgebers zu den getroffenen

Feststellungen.

Der Rechtsweg gegen die Prüffeststellungen bleibt

dem Arbeitgeber in jedem Fall offen.

Sachverhalte, die während der Prüfung und beim

Abschlussgespräch nicht geklärt werden konnten, sind

weiter zu verfolgen und zum Abschluss zu bringen. Ggf.

hat nach Abschluss der Ermittlungen eine weitere An-

hörung schriftlich zu erfolgen. 

Nach der Anhörung hat der Arbeitgeber noch Gele-

genheit evtl. gegenteilige Auffassungen dem prüfenden

Rentenversicherungsträger mitzuteilen, damit diese vor

Erstellung des Prüfberichtes noch Berücksichtigung

finden können.

Ergeben sich Beanstandungen, weil Beiträge für ei-

nen Beschäftigten zu Unrecht entrichtet wurden und

können diese nicht im Rahmen der Gemeinsamen

Grundsätze für die Erstattung und Verrechnung der

Spitzenverbände vom 03.05.1995 erstattet bzw. ver-

rechnet werden, so ist der betreffende Arbeitnehmer

hierüber ebenfalls unverzüglich anzuhören. Er wird da-

mit in die Lage versetzt, seinen Erstattungsanspruch ge-

genüber dem Versicherungsträger geltend zu machen

oder aber sich gegen die neue Rechtssituation gegentei-

lig zu äußern.

Eine Anhörung dem betroffenen Arbeitnehmer ge-

genüber hat auch zu erfolgen, wenn für einen selbstän-

dig Tätigen oder für einen freien Mitarbeiter nicht von

169_224_betriebspruefung  07.07.2004  10:12 Uhr  Seite 208



LVA Rheinprovinz | mitteilungen 5-6/ 2004

209

einem Beschäftigungsverhältnis ausgegangen wurde,

also keine Beiträge entrichtet wurden, und anlässlich

der Prüfung festgestellt wurde, dass der Betroffene den

Weisungen des Arbeitgebers unterworfen war und in

dessen Betrieb eingegliedert war.

Auch in diesen Fällen hat der Betroffene Gelegen-

heit sich zu den Prüffeststellungen zu äußern.

3.7 Prüfbericht / Beitragsbescheid

3.7.1 Allgemeines

Nach erfolgter Prüfung und Anhörung sind die Prüf-

feststellungen dem Arbeitgeber im Rahmen eines Prüf-

berichtes mitzuteilen.

Die Beitragsüberwachungsverordnung regelt nichts

über den Inhalt und die Form des Prüfberichtes an den

Arbeitgeber. 

3.7.2 Individuelle Feststellungen

Mitzuteilen, in Form eines freien Textes, sind dem

Arbeitgeber alle Sachverhalte, Daten und Namen, die

für eine Korrektur bzw. Bereinigung fehlerhafter Beur-

teilungen und Berechnungen notwendig sind. Die feh-

lerhaften Sachverhalte sind aufzuzeigen, rechtlich zu

würdigen und richtig anzuzeigen. 

Darüber hinaus ist es eine wichtige Aufgabe anläss-

lich der Prüfung, Hinweise und Ratschläge darüber zu

geben, wie künftig Fehler vermieden werden können. 

Dieses kann z.B. geschehen, durch Vorschläge zur

Erweiterung von Plausibilitätsprüfungen in den Ab-

rechnungsprogrammen oder z.B. durch Hinweise zur

Koordinierung bzw. Vereinfachung von konventionel-

len Arbeitsabläufen. 

Für die Praxis bedeutet dies, dass auch dann eine

Prüfmitteilung zugestellt werden muss, wenn die Prü-

fung keinerlei Beanstandungen ergeben hat. 

In diesen Fällen übergibt der Prüfer einen entspre-

chenden formellen Kurzbericht dem Arbeitgeber nach

Abschluss der Prüfung.

Das Ergebnis der Prüfung ist dem Arbeitgeber in-

nerhalb von einem Monat nach Abschluss der Prüfung

schriftlich mitzuteilen. 

Sofern die Prüfung bei einem beauftragten Dritten

(z. B. Steuerberater) durchgeführt wurde, ist die Prüf-

mitteilung an diesen zu übersenden.

Das Ergebnis ist aber auch in diesen Fällen dem Ar-

beitgeber innerhalb von 2 Monaten mitzuteilen.

Sofern im Rahmen von Prüfungen Mängel festge-

stellt werden, hat der Arbeitgeber diese unverzüglich zu

beheben und Vorkehrung zur Vermeidung von Wieder-

holungen zu treffen. Da sich geeignete Maßnahmen zur

Mängelbeseitigung nicht in jedem Fall sofort umsetzen

lassen (z. B. bei ADV-Verfahren), kann mit dem Ar-

beitgeber abgestimmt werden, dass er die erforderlichen

Änderungen zur Mängelbeseitigung (z. B. Programm-

modifikationen) der prüfenden Stelle mitteilt. Diese

kann dann entscheiden, ob eine Nachprüfung beim Ar-

beitgeber erforderlich ist.

Im Übrigen hat der Arbeitgeber die evtl. nachgefor-

derten Beiträge an die Krankenkassen abzuführen und

die sich daraus ergebenden Änderungen bezüglich der

in den Versicherungsnachweisen bzw. maschinell über-

mittelten Datenträgern enthaltenen Entgeltbeträge

durchzuführen.

Darüber hinaus sind auch die Stornierungen und

die Abgabe neuer Meldungen vorzunehmen, die sich

aus der Angabe fehlerhafter Entgeltzeiträume, Abgabe-

gründe und sonstiger in den Meldungen enthaltenen

Daten ergeben haben.

Unterlassene Meldungen sind ebenfalls nach-

zuholen.

3.7.3 Summenbeitragsbescheid

Hat ein Arbeitgeber die Aufzeichnungspflicht nicht

ordnungsgemäß erfüllt und können dadurch die Versi-

cherungs- oder Beitragspflicht oder die Beitragshöhe

nicht festgestellt werden, kann der prüfende Träger der

Rentenversicherung den Beitrag in der Kranken-, Pfle-

ge- und Rentenversicherung und zur Bundesagentur für

Arbeit von der Summe der vom Arbeitgeber gezahlten

Arbeitsentgelte geltend machen. 

Dies gilt nicht, soweit ohne unverhältnismäßig

großen Verwaltungsaufwand festgestellt werden kann,

dass Beiträge nicht zu zahlen waren oder Arbeitsentgelt

einem bestimmten Beschäftigten zugeordnet werden

kann. Soweit der prüfende Träger der Rentenversiche-

rung die Höhe der Arbeitsentgelte nicht oder nicht 

ohne unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand

ermitteln kann, hat er diese zu schätzen. Dabei ist 

für das monatliche Arbeitsentgelt eines Beschäftigten

das am Beschäftigungsort ortsübliche Arbeitsentgelt

mit zu berücksichtigen. Der prüfende Träger der

Rentenversicherung hat einen Summenbeitragsbe-
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scheid insoweit zu widerrufen, als nachträglich Ver-

sicherungs- oder Beitragspflicht oder Versicherungs-

freiheit festgestellt und die Höhe des Arbeitsentgelts

nachgewiesen werden. Die von dem Arbeitgeber auf-

grund dieses Bescheides geleisteten Zahlungen sind 

insoweit mit der Beitragsforderung zu verrechnen.

Der Erlass eines Summenbeitragsbescheides ist nur

dann vorzunehmen, wenn eine personenbezogene

Feststellung der Versicherungs- und Beitragspflicht so-

wie der Beitragshöhe wegen der Verletzung der Auf-

zeichnungspflicht durch den Arbeitgeber unmöglich ge-

worden ist.

Die Geltendmachung von Beitragsforderungen im

Rahmen eines Summenbeitragsbescheides allein aus ver-

waltungsvereinfachenden Gründen ist nicht zulässig.

Das Bundessozialgericht vertritt in ständiger Recht-

sprechung die Auffassung, dass über die Versicherungs-

pflicht, Beitragspflicht und Beitragshöhe grundsätzlich

in personenbezogenen Bescheiden zu entscheiden ist.

Selbst bei erheblichen Aufklärungsschwierigkeiten

muss zunächst versucht werden, auch umfangreiche

und verworrene Sachverhalte beitragsrechtlich – wenn

auch ggf. nur teilweise – aufzuklären (BSG Urteil vom

06.03.1986 – 12 RK 26/85). Die in dem genannten Ur-

teil noch grundsätzlich geforderten personenbezoge-

nen Einzelermittlungen, sind -entsprechend dem Wort-

laut der Vorschrift – nur dann erforderlich, wenn dies

dem Gebot der Verhältnismäßigkeit des Verwaltungs-

handelns entspricht.

Hat der Arbeitgeber die ordnungsgemäße Beitrags-

zuordnung dagegen zwar erheblich erschwert, aber

nicht unmöglich gemacht, muss eine personenbezoge-

ne Feststellung der Beitragspflicht auch dann erfolgen,

wenn dies mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden

und nur durch einen verwaltungsmäßigen Mehrauf-

wand erreichbar ist.

Nur in Ausnahmefällen kann also durch einen Bei-

tragsbescheid eine personenunabhängige Beitragsfest-

setzung erfolgen.

Ein Summenbeitragsbescheid ist danach nur zulässig,

wenn

• der Arbeitgeber keine Lohnunterlagen führt,

• die Namen der Arbeitnehmer nicht bekannt sind,

• die Höhe der beitragspflichtigen Arbeitsentgelte

personenbezogen nicht festzustellen sind und

• maßgeblichen Daten ohne unverhältnismäßig

großen Verwaltungsaufwand nicht zu ermitteln sind.

Kann zwar die Lohnsumme ermittelt werden, nicht

aber die auf die einzelnen Beschäftigten entfallenden

Entgelte (es sei denn aufgrund von Ermittlungen, die

das Gebot der Verhältnismäßigkeit des Verwal-

tungshandelns nicht verletzen), ist der Beitrag zur

Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversiche-

rung aus der Lohnsumme geltend zu machen.

Somit sind bei unzureichender Buchführung Bei-

tragsberechnungen auch dann möglich, wenn die be-

schäftigt gewesenen Personen nicht mehr festgestellt

werden können. Dies trifft insbesondere bei der

Auswertung von Lohnsteuerhaftungsbescheiden zu.

Soweit nur eine pauschale Nacherhebung von Beiträ-

gen durch einen Summenbeitragsbescheid möglich ist,

ist bei Auswertung von Lohnsteuerhaftungsbescheiden

zu beachten, dass die im Bescheid des Finanzamtes aus-

gewiesene Lohnsumme nur insoweit für die Beitrags-

nachberechnung zur gesetzlichen Sozialversicherung

heranzuziehen ist, als sie bei einer personenbezogenen

Beitragsberechnung gleichermaßen der Beitragspflicht

zu unterwerfen gewesen wäre. Anhand der betrieblichen

Unterlagen, ggf. unter Beteiligung. des Arbeitgebers, ist

zu ermitteln, ob und inwieweit eine Kürzung der Lohn-

summe in Betracht zu ziehen ist. Ein solcher Sachverhalt

dürfte immer dann gegeben sein, wenn für gewährte geld-

werte Vorteile nachträglich Steuern erhoben werden, an

denen auch Mitarbeiter des Betriebes partizipieren, für

die im Falle einer personenbezogenen Nacherhebung

von Beiträgen eine Beitragsforderung nicht in Betracht

käme. Hierunter fallen insbesondere Arbeitnehmer, die

mit ihrem laufenden Arbeitsentgelt die geltenden Bei-

tragsbemessungsgrenzen ohnehin überschreiten, sowie

Arbeitnehmer, die aufgrund bestehender gesetzlicher

Vorschriften versicherungsfrei sind oder von der Ver-

sicherungspflicht befreit wurden.

Eine generelle Kürzung der Lohnsumme anhand der

Gesamtbeschäftigtenzahl unter Berücksichtigung des

Anteils der versicherungsfreien bzw. der nicht versiche-

rungspflichtigen Arbeitnehmer ist nicht vorzunehmen.

Vielmehr ist auf den jeweiligen Sachverhalt bzw. die Art

des gewährten geldwerten Vorteils abzustellen.

Kann nicht einmal die Lohnsumme ermittelt werden

(z.B. wenn Lohnunterlagen nicht vorliegen oder mani-

puliert wurden), müssen die Arbeitsentgelte geschätzt
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werden. In erster Linie ist für die Schätzung des monatli-

chen Arbeitsentgelts eines Beschäftigten das am Beschäf-

tigungsort ortsübliche Arbeitsentgelt (z.B. der ortsübliche

Tariflohn in Verbindung mit der Arbeitszeit sowie in der

jeweiligen Branche üblicherweise geleisteten Überstun-

den von gleichartigen Arbeitnehmern) maßgeblich.

Ein Orientierungspunkt der Schätzung kann auch

der Umsatz des Arbeitgebers sein.

Die Schätzung ist eine tatsächliche Feststellung, die

gerichtlich nachprüfbar ist.

Für den Erlass des Summenbescheides ist auf die

Verhältnisse zum Zeitpunkt der Bescheiderteilung ab-

zustellen. Werden im Laufe der Erhebungen, aber vor

Erlass des Bescheides, vom Arbeitgeber Nachweise er-

bracht, die es möglich machen, Beitragsfreiheit festzu-

stellen oder das Entgelt personenbezogen den Arbeit-

nehmern zuzuordnen, so entfallen die Voraussetzungen

für den Erlass eines Summenbeitragsbescheides.

Wird nachträglich Versicherungspflicht oder Versi-

cherungsfreiheit festgestellt und die Höhe des Arbeit-

sentgeltes durch Unterlagen nachgewiesen, indem z.B.

Lohnunterlagen in Ordnung gebracht werden, so ist ein

bereits erteilter Bescheid zu widerrufen. Eine teilweise

Aufhebung eines Summenbescheides ist möglich und

erforderlich, wenn nur Teile rekonstruiert worden sind.

Die zu viel oder zu wenig gezahlten Beiträge sind im

normalen Verfahren zu erstatten bzw. zu verrechnen

oder nachzuzahlen. 

Ein Summenbeitragsbescheid ist nicht zulässig,

wenn ohne unverhältnismäßig großen Verwaltungsauf-

wand feststellbar ist, dass keine Beitragspflicht für den

Arbeitnehmer bestand oder Arbeitsentgelt einem be-

stimmten Beschäftigten zugeordnet werden kann. Die

Formulierung „unverhältnismäßig hoher Verwaltungs-

aufwand“ enthält einen unbestimmten Rechtsbegriff.

Das bei der Rechtsauslegung anzuwendende Er-

messen ist gerichtlich nachprüfbar. Das bedeutet, dass

vor Erlass eines Summenbeitragsbescheides trotz Nich-

terfüllung der Aufzeichnungspflicht durch den Arbeit-

geber entsprechend den Amtsermittlungsgrundsätzen

Ermittlungen anzustellen sind.

3.8 Rückwirkende Nachforderungen

3.8.1 Fälligkeit der Beiträge / Verjährung / Zahlungsfrist

Die Fälligkeit der Beiträge richtet sich im Allgemei-

nen nach § 23 SGB IX.

Danach werden laufende Beiträge, die geschul-

det sind und die nach dem Arbeitsentgelt oder dem Ar-

beitseinkommen zu bemessen sind, entsprechend der

Kassensatzung, spätestens aber am 15. des Monats 

fällig, der dem Monat folgt, in dem die Beschäftigung

oder Tätigkeit, mit der das Arbeitsentgelt oder Arbeits-

einkommen erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als

ausgeübt gilt. 

Abweichend davon sind die laufenden Beiträge, die

geschuldet sind, am 25. des Monats fällig, wenn das

Arbeitsentgelt oder das Arbeitseinkommen fällig ist.

Ansprüche auf Beiträge verjähren in vier Jahren

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie fällig ge-

worden sind. Ansprüche auf vorsätzlich vorenthaltene

Beiträge verjähren in dreißig Jahren nach Ablauf des

Kalenderjahres, in dem sie fällig geworden sind.

In den Fällen der Nachforderung von Beiträgen auf-

grund von Betriebsprüfungen setzt der Rentenversiche-

rungsträger im Prüfbericht (Beitragsbescheid) eine Frist

zur Begleichung der Beitragsforderungen. 

Bei Bescheiden, die bis zum 15. eines Monats er-

stellt werden (Bescheiddatum), wird als Zahlungsfrist

der 15. des Folgemonats, ansonsten der 15. des über-

nächsten Monats gesetzt.

Die zuständige Krankenkasse hat die Einhaltung

der Frist zu überwachen und ggf. Säumniszuschläge zu

erheben. Ein Widerspruch des Arbeitgebers hat hin-

sichtlich der Zahlung der Beiträge keine aufschiebende

Wirkung.

Nachforderungen von Pflichtbeiträgen zur Pflege-

versicherung freiwillig Krankenversicherte kann der

Rentenversicherungsträger nicht selbst vornehmen, da

Beitragsschuldner hier nicht der Arbeitgeber, sondern

der Versicherte ist. 

Der Rentenversicherungsträger macht der Pflege-

kasse die Angaben, die für den Erlass des Verwaltungs-

aktes erforderlich sind.

3.8.2 Säumniszuschläge

Im Allgemeinen sind durch den Arbeitgeber nach

§ 24 Abs. 1 SGB IV Säumniszuschläge für Beiträge zu

zahlen, die nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages ge-

zahlt wurde.

Der Säumniszuschlag beträgt für jeden Monat der

Säumnis 1% des rückständigen, auf 50 Euro nach un-

ten gerundeten, Betrages.
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Das Gleiche gilt für Beitragsforderungen, die durch

Bescheid (Prüfbericht) anlässlich von Betriebsprüfun-

gen für die Vergangenheit festgestellt werden und der

Arbeitgeber nicht glaubhaft machen kann, dass er un-

verschuldet keine Kenntnis von der Zahlungspflicht

hatte.

In diesen Fällen erheben die Rentenversicherungs-

träger zusätzlich zu den geschuldeten Beiträgen Säum-

niszuschläge. 

Säumniszuschläge werden aus dem insgesamt ge-

schuldeten Betrag des jeweiligen Nachforderungstatbe-

standes für alle betroffenen Krankenkassen berechnet.

Die Rentenversicherungsträger berechnen Säum-

niszuschläge bis zum Zeitpunkt der Schlussbespre-

chung. Für Zeiträume danach sind weder vom Renten-

versicherungsträger noch von der Einzugsstelle Säum-

niszuschläge zu erheben, es sei denn, der Beitrags-

schuldner hat das im Bescheid gesetzte Zahlungsziel

nicht eingehalten.

3.9 Zuständige Krankenkasse

Obgleich die Rentenversicherungsträger für die Be-

triebsprüfung zuständig sind und auch die erforderli-

chen Verwaltungsakte erlassen, sind die Krankenkas-

sen Einzugsstellen für den Gesamtsozialversicherungs-

beitrag und Annahmestellen für die Meldungen. Die

Einzugsstellen ziehen also die Beiträge ein, die der Ren-

tenversicherungsträger geltend gemacht hat, notfalls

auch im Rahmen der Vollstreckung. Sie haben darüber

hinaus melderechtliche Auflagen des Rentenversiche-

rungsträgers zu überwachen; dazu sollte ggf. eine freie

Anlage zur Prüfermittlung erstellt werden.

Damit die Einzugsstellen ihren Pflichten nachkom-

men können, müssen die Rentenversicherungsträger 

sie über Sachverhalte unterrichten, soweit sie die Zah-

lungspflicht oder die Meldepflicht des Arbeitgebers 

betreffen. Jede Einzugsstelle erhält eine Durchschrift

der vollständigen Prüfmitteilung mit der sie betreffen-

den Anlage (Aufstellung der Nachberechnungen und

Gutschriften). Die Information erhält die Einzugs-

stelle/Geschäftsstelle, die die Beiträge einzieht. Die 

Anlage zur Prüfmitteilung gilt als Beitragsnachweis für

die Sollstellung der Einzugsstelle. Der Arbeitgeber

weist die Beiträge nicht mehr gesondert nach; darauf ist

er bei der Prüfung hinzuweisen. Ergeben sich bei der

Prüfung keine Beanstandungen oder Auflagen für die

Mitglieder einer Krankenkasse, erhält diese keine Mit-

teilung.

Der Rentenversicherungsträger informiert die Ein-

zugsstellen im weiteren Verfahren unverzüglich über 

• Widersprüche,

• Klagen,

• Widerspruchsrücknahmen,

• Klagerücknahmen,

• Anträge auf Aussetzung der Vollziehung und

• die in diesem Zusammenhang ergangenen Ent-

scheidungen.

Widersprüche und Klagen haben hinsichtlich der

Zahlung der Beiträge grundsätzlich keine aufschieben-

de Wirkung, es sei denn, es handelt sich um Fälle der

Rechtsvermutung über das Vorliegen eines Beschäfti-

gungsverhältnisses.

Für Beiträge aufgrund von Summenbeitragsbescheiden

und bei nachträglicher Feststellung der Versicherungs-

pflicht gilt folgende Zuständigkeit der Einzugsstellen:

3.9.1 Gemeldete Arbeitnehmer

Bezieht sich ein Summenbeitragsbescheid auf Ar-

beitsentgelte gemeldeter Arbeitnehmer, ist bezogen auf

die vom Summenbeitragsbescheid erfassten Kalender-

jahre eine Quotierung der beim Arbeitgeber vertretenen

Krankenkasse vorzunehmen. Maßgebend hierfür sind

die jeweils am 1. Juli eines Jahres bestehenden Kran-

kenkassenmitgliedschaften. Die aufgrund des Sum-

menbeitragsbescheides zu zahlenden Beiträge zur

Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversiche-

rung sind auf die einzelnen Krankenkassen aufzuteilen. 

Eine auf Geschäftsstellen bezogene Aufteilung er-

folgt nicht.

3.9.2 Nicht gemeldete Arbeitnehmer

Für die Fälle, in denen das Krankenkassenwahl-

recht nicht ausgeübt wurde – also weder vom Arbeit-

nehmer noch vom Arbeitgeber – und demzufolge auch

keine Anmeldung durch den Arbeitgeber bei einer

Krankenkasse erfolgte, wird der Arbeitnehmer zu-

nächst der Krankenkasse zugewiesen, bei der er bislang

versichert war.

Ist eine letzte Krankenkasse nicht vorhanden,

kommt es – auch für Prüfzeiträume vor dem 01.01.2000
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– im Jahre 2000, in Anlehnung an die beiden letzten Zif-

fern der Betriebsnummer des Arbeitgebers, zu folgender

Zuweisung der Arbeitnehmer zu einer Krankenkasse:

Diese Zuordnung wird jährlich in Anlehnung an die

zum Stichtag 1. Juli im Bereich der allgemeinen Kran-

kenversicherung bestehenden Mitgliedschaften kran-

kenversicherter Arbeitnehmer überprüft. Die aufgrund

dieser Zahlen vorgenommene Quotierung gilt für das

auf den jeweiligen Stichtag folgende Kalenderjahr. Be-

schäftigte im Zuständigkeitsbereich der See-Kranken-

kasse oder der Bundesknappschaft sind diesen Kran-

kenkassen zuzuweisen.

Für die Zeit ab 01.01.2004 gilt (auch für vorherige

Prüfzeiträume), in Anlehnung an die beiden letzten Zif-

fern der Betriebsnummer des Arbeitgebers, folgende

Zuweisung der Arbeitnehmer zu einer Krankenkasse:

Betriebsnummer-

Endziffern Krankenkasse

00 – 32 Allgemeine Ortskrankenkasse 1

33 – 54 Betriebskrankenkasse

55 – 61 Innungskrankenkasse

62 – 73 Barmer Ersatzkasse

74 – 84 Deutsche Angestellten-

Krankenkasse

85 – 92 Techniker Krankenkasse

93 – 95 Kaufmännische Krankenkasse

96 Hamburg-Münchener-Ersatzkasse

97 Hanseatische Krankenkasse

98,99 Gmünder Ersatzkasse
1 Innerhalb der betrieblichen Krankenversicherung

wird im Einzelfall entschieden, welche Kranken-

kasse die Beiträge einzieht. Darauf ist der Arbeit-

geber bei der Prüfung hinzuweisen.

3.10 Erstattung und Verrechnung zu Unrecht entrichteter

Beiträge

– Allgemeines

Nach § 26 Abs. 2 SGB IV sind zu Unrecht entrich-

tete Beiträge zu erstatten. Eine Beitragserstattung schei-

det nur dann aus, wenn die zu Unrecht entrichteten

Beiträge im Zusammenhang mit gewährten Leistungen

stehen.

Zu Unrecht entrichtete (rechtsunwirksame) Beiträ-

ge sind in erster Linie wegen Fehlens der Versiche-

rungspflicht oder der Versicherungsberechtigung ent-

richtete Beiträge, zu hoch entrichtete Beiträge sowie

nicht innerhalb der gesetzlichen Entrichtungsfristen

entrichtete Beiträge. Bei zu hoch entrichteten Beiträgen

ist der Teil, der die gesetzlich zutreffende Höhe über-

steigt, zu Unrecht entrichtet und führt zu einem Erstat-

tungsanspruch. Zu Unrecht entrichtete Beiträge sind

grundsätzlich zu erstatten. Stellt der Rentenversiche-

rungsträger die unrechtmäßige Beitragsentrichtung fest,

ist nach Anhörung (§ 24 SGB X) die Rechtswirksamkeit

der Beiträge zu beanstanden. Die Beiträge sind dann für

den Zeitraum zu erstatten, für den sie zu Unrecht ent-

richtet worden sind.

Eine Beitragserstattung kommt grundsätzlich nicht

in Betracht, wenn die zu erstattenden Beiträge in einem

unmittelbaren Zusammenhang mit gewährten Leistun-

gen der Rentenversicherung stehen. Hierbei kommt es

nicht darauf an, ob der einzelne Beitrag sich auf die

rechtliche Grundlage der Leistung ausgewirkt hat.

– Erstattungsberechtigter

Der Erstattungsanspruch steht dem zu, der die

Beiträge getragen hat (§ 26 Abs. 3 SGB IV). Das sind re-

gelmäßig der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Jeder Er-

stattungsberechtigte hat somit einen eigenständigen 

Erstattungsanspruch, den er selbst geltend machen

muss. Dem steht jedoch nicht entgegen, dass der Ar-

beitgeber auch die vom Arbeitnehmer getragenen

Beiträge zurückfordert, sofern sichergestellt ist, dass

der Arbeitnehmer sie zurückerhält. Im Übrigen werden

dem Arbeitgeber zu Unrecht entrichtete Beiträge, die er

getragen hat, nicht erstattet, wenn sie bereits vom Ver-

sicherten ersetzt worden sind (§ 26 Abs. 3 S. 2 SGB IV).

Ist der Erstattungsberechtigte verstorben, steht der

Anspruch seinen Erben zu (§ 58 SGB I), auch wenn der

Verstorbene ihn zu seinen Lebzeiten noch nicht geltend

gemacht hat. 

– Antrag und Zuständigkeit

Die Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge

setzt grundsätzlich einen entsprechenden Antrag des

Erstattungsberechtigten voraus. Antragsberechtigt ist

derjenige, der die Beiträge getragen hat. Dem Arbeitge-

ber wird jedoch unter bestimmten Voraussetzungen ei-

ne Verrechnung solcher Beiträge mit seiner zukünftigen

Beitragsschuld ermöglicht (siehe Gemeinsame Grund-

sätze für die Verrechnung und Erstattung zu Unrecht
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gezahlter Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und

Arbeitslosenversicherung Anl1 – Anl3). Die Zuständig-

keit für die Erstattung rechtsunwirksamer Beiträge rich-

tet sich nach § 211 SGB VI in Verbindung mit den Ge-

meinsamen Grundsätzen für die Verrechnung und Er-

stattung zu Unrecht entrichteter Beiträge zur Kranken-

, Renten- und Arbeitslosenversicherung.

Die Erstattung von zu Unrecht entrichteten Beiträ-

gen wird nicht durch einen dauernden Aufenthalt oder

Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland

ausgeschlossen.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 26.03.2003

– Grundsätze für die Erstattung und Rückzahlung

von Beiträgen 

4.0 Haftung für Beitragsforderungen

4.1 Allgemeines

Beschäftigte und Arbeitgeber tragen grundsätzlich

die Beiträge je zur Hälfte.

Beitragsschuldner ist grundsätzlich der Arbeitge-

ber.

Da der Arbeitgeber als Beitragsschuldner auch den

Arbeitnehmeranteil zu zahlen hat, hat er gegenüber

dem Arbeitnehmer einen Anspruch auf dessen Bei-

tragsanteil. Das heißt, die Arbeitnehmer müssen sich

den Beitragsanteil, den sie zu tragen haben, vom Lohn

einbehalten lassen. 

Dieser Anspruch bezieht sich nicht nur auf laufen-

des Arbeitsentgelt, sondern auch auf sonstige einmali-

ge Zuwendungen.

Der Anspruch auf Einbehaltung von Arbeitnehme-

ranteilen gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die Beiträge,

wie z. B. für geringverdienende Auszubildende, allein

zu tragen hat.

4.2 Nachforderungen im Rahmen von Betriebsprüfungen

Wird im Rahmen einer Betriebsprüfung vom Ren-

tenversicherungsträger durch entsprechenden Beitrags-

bescheid für zurückliegende Zeiträume das Vorliegen

von Versicherungspflicht und/oder die Nichtberück-

sichtigung von Entgelten bei der Berechnung der

Beiträge festgestellt und eine rückwirkende Beitrags-

forderung erhoben, so ist der Arbeitgeber in diesen Fäl-

len ebenfalls der alleinige Schuldner dieser Beiträge.

4.3 Beschränktes Rückgriffsrecht

Allerdings hat der Arbeitgeber für geschuldete

Beiträge im gewissen Umfang ein Rückgriffsrecht auf

den Arbeitnehmer. 

Hinsichtlich dieses Rückgriffsrechts ist zu unter-

scheiden, ob das Beschäftigungsverhältnis zum Zeit-

punkt der Beitragsforderung bzw. der Beitragszahlung

noch besteht oder bereits beendet ist. Solange bei einer

Beitragsnachforderung für zurückliegende Zeiträume

noch ein Beschäftigungsverhältnis mit Anspruch auf

Arbeitsentgelt besteht, ist der Beitragsabzug des Arbeit-

nehmeranteils grundsätzlich noch möglich. Ein un-

terbliebener Abzug darf jedoch nur bei den drei näch-

sten Lohn- oder Gehaltszahlungen nachgeholt werden.

Hat der Arbeitgeber den auf drei nachfolgenden Ar-

beitsentgeltabrechnungen eingeschränkten Beitragsab-

zug versäumt, dann muss er den auf den Arbeitnehmer

entfallenden Beitragsanteil selbst tragen.

Wenn nach Auffassung des Arbeitgebers die sozial-

versicherungsrechtliche Bewertung einer Beschäfti-

gung oder Tätigkeit unklar ist (ungeklärte Rechtslage),

so hat die zuständige Krankenkasse eine Entscheidung

zu treffen. Der Arbeitgeber ist in diesem Falle nicht be-

fugt, die Beitragserhebung und damit den Abzug der Ar-

beitnehmeranteile zu unterlassen. Eine „schuldlose“

nachträgliche Beitragsentrichtung liegt dann ebenso

wenig vor, wie in Fällen, in denen der Arbeitgeber aus

Rechtsirrtum den Beitragsabzug unterlässt.

4.4 Unbeschränktes Rückgriffsrecht

Den Arbeitgeber trifft kein Verschulden, wenn eine

von ihm vorgenommene versicherungsrechtliche bzw.

beitragsrechtliche Beurteilung eines Beschäftigungsver-

hältnisses bzw. einer Entgeltzahlung allein auf einer

vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung der

Pflichten des Arbeitnehmers beruht. Ein unbeschränk-

tes Rückgriffsrecht besteht also zum Beispiel, wenn er

dem Arbeitgeber die zur Durchführung des Meldever-

fahrens und der Beitragszahlung erforderlichen Anga-

ben nicht macht bzw. die erforderlichen Unterlagen

nicht vorlegt.

Eine solche vorsätzliche bzw. grob fahrlässige

Pflichtverletzung ist insbesondere dann gegeben, wenn
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der Arbeitnehmer die Frage nach einem weiteren Be-

schäftigungsverhältnis wahrheitswidrig verneint und

der Arbeitgeber deshalb von Versicherungsfreiheit we-

gen Geringfügigkeit ausgeht.

Für Rechtsstreitigkeiten hinsichtlich des Beitrags-

abzugs bei bestehendem Beschäftigungsverhältnis ist

die Sozialgerichtsbarkeit und nicht die Arbeitsgericht-

barkeit zuständig.

4.5 Rückgriffsrecht nach Ende des Beschäftigungsverhält-

nisses

Da der Beitragsabzug nur vom Arbeitsentgelt erfol-

gen kann, besteht nach dem Ende des Beschäftigungs-

verhältnisses hinsichtlich der Arbeitnehmeranteile aus

geschuldeten Beiträgen auch kein Rückgriffsrecht des

Arbeitgebers auf den Arbeitnehmer (BAG-Urteil vom

14.01.1988 – AZ: 8 AZR 238/85).

Eine Inanspruchnahme des Arbeitnehmers durch

den Arbeitgeber kann sich nach dem Ende des Be-

schäftigungsverhältnisses nur nach bürgerlichem Recht

ergeben (z. B. nach § 826 BGB wegen sittenwidrigen

Handelns des ehemaligen Arbeitnehmers). 

Für eine entsprechende Klage des Arbeitgebers ist in

diesen Fällen die Arbeitsgerichtsbarkeit zuständig.

4.6 Haftung im Rahmen eines Mandantenvertrages

Werden Löhne und Gehälter im Rahmen von

Dienst- bzw. Dienstleistungsverträgen von beauftragten

Dritten (Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechenzen-

tren usw.) abgerechnet und ergeben sich anlässlich von

Betriebsprüfungen Nachforderungen, bleibt auch in

diesen Fällen Beitragsschuldner und Zahlungspflichti-

ger der jeweilige Arbeitgeber. Daran ändert auch nicht

die Tatsache, dass der Prüfbericht bzw. Beitragsbe-

scheid (auch) dem Beauftragten zugestellt wird.

Inwieweit der jeweilige Arbeitgeber Haftungsan-

sprüche gegenüber den beauftragten Dritten geltend

machen kann, ist von den jeweiligen Vertragsverhält-

nissen der Parteien abhängig.

5.0 Verfahrensrechtliche Möglichkeiten gegen
Bescheide der Krankenkassen bzw. Prüf-
berichte der Rentenversicherungsträger 

5.1 Widerspruch, Klage, Berufung, (Sprung-)Revision, Nicht-

zulassungsbeschwerde

Widerspruch

Gegen die Bescheide bzw. Verwaltungsakte der

Krankenkassen und den Prüfberichten der Rentenver-

sicherungsträger kann beim jeweiligen Versicherungs-

träger Widerspruch (§ 83 Sozialgerichtsgesetz (SGG))

eingelegt werden.

Der Widerspruch ist zwingende Voraussetzung für

das Klageverfahren (§ 78 SGG).

Die Einlegungsfrist beträgt 1 Monat nach Bekannt-

gabe des Bescheides (§ 84 Abs. 1 SGG).

Der Widerspruch kann beim Versicherungsträger,

bei jeder anderen inländischen Behörde oder im Aus-

land bei einer Konsularbehörde eingelegt werden (§ 84

Abs. 2 SGG).

Der Versicherungsträger der den Verwaltungsakt er-

teilt hat, erlässt nach Durchführung des Widerspruchs-

verfahrens den Widerspruchsbescheid (§ 85 Abs. 2 und

3 SGG).

Klage

Gegen Widerspruchsbescheide der Versicherungs-

träger kann Klage beim Sozialgericht eingelegt werden

(§ 87 SGG).

Die Einlegungsfrist beträgt 1 Monat nach Bekannt-

gabe des Bescheides (§ 87 Abs. 1 SGG).

Die Klage kann beim Sozialgericht bzw. einer ande-

ren Behörde (siehe oben) eingelegt werden (§ 91 Abs. 1

SGG).

Die Klage bedarf der Schriftform (§ 90 SGG).

Das Sozialgericht entscheidet durch Urteil (§ 125

SGG).

Berufung

Gegen Urteile der Sozialgerichte kann Berufung

beim Landessozialgericht eingelegt werden (§ 143

SGG).

Bzgl. der Fristen und Formen gelten grundsätzlich

die gleichen Vorschriften wie beim Klageverfahren.
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Revision

Gegen Urteile der Landessozialgerichte kann Revi-

sion beim Bundessozialgericht eingelegt werden, wenn

diese im Urteil des Landessozialgerichtes zugelassen

worden ist. (§ 160 SGG)

Sprungrevision

Unter bestimmten Voraussetzungen kann gegen Ur-

teile der Sozialgerichte Sprungrevision zugelassen wer-

den (§ 161 SGG).

Nichtzulassungsbeschwerde

Wird keine Revision zugelassen, kann diese Ent-

scheidung durch die Nichtzulassungsbeschwerde (§

160a SGG) angefochten werden.

5.2 Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz (Aussetzung der

Vollziehung)

Die Einlegung von Rechtsmitteln gegen Beitragsbe-

scheide der Sozialversicherungsträger hat grundsätz-

lich keine aufschiebende Wirkung, das heißt, evtl.

nachgeforderte Beiträge sind fristgemäß im Rahmen der

Fälligkeitsregelungen zu zahlen.

Eine Ausnahme hiervon sind Rechtsmittel gegen

Statusentscheidungen. 

Neben der Widerspruchsmöglichkeit kann aber zu-

sätzlich beim Rentenversicherungsträger die Ausset-

zung der Vollziehung beantragt werden. Die Ausset-

zung der Vollziehung ist ein Mittel des einstweiligen

Rechtsschutzes, dessen wesentlicher Zweck die Ver-

meidung schwerer, unzumutbarer und nicht anders ab-

wendbarer Nachteile ist. Die aufschiebende Wirkung

hat eine Hemmung der Vollziehbarkeit des Bescheides

zur Folge. Es dürfen also keine Maßnahmen zur Durch-

setzung oder Vollstreckung der Beitragsforderung ein-

geleitet oder durchgeführt werden.

Ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung ist be-

gründet, wenn der gleichzeitig einzulegende Wider-

spruch Aussicht auf Erfolg hat und das öffentliche Inter-

esse an der Vollziehung des Beitragsbescheides nicht ge-

genüber dem privaten Interesse an der Aussetzung über-

wiegt. Sind die Erfolgsaussichten des Widerspruches ge-

geben, so ist dem Aussetzungsantrag zu entsprechen,

wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des an-

gefochtenen Bescheides bestehen und die Vollziehung

eine unbillige Härte zur Folge hätte. Ernstliche Zweifel

sind dann begründet, wenn der Erfolg des Rechtsmittels

ebenso wahrscheinlich ist wie der Misserfolg.

Da der Erfolg des Aussetzungsantrages eng an den

Erfolg des Widerspruches geknüpft ist, ergibt sich für

den Arbeitgeber, seinen Widerspruch ausführlich und

korrekt zu begründen, wenn möglich unter Beifügung

entsprechender Beweismittel. Darüber hinaus muss er

begründen, inwieweit eine sofortige Vollziehung eine

nicht hinzunehmende Härte für ihn darstellen würde. 

Auch hier ist eine eingehende Begründung, wenn

möglich unter Beifügung von Beweismitteln, notwendig.

Ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung ist

grundsätzlich abzulehnen, wenn keine Widerspruchs-

begründung vorliegt.

5.3 Antrag auf Stundung

Bei Ablehnung des Aussetzungsantrages durch den

Rentenversicherungsträger kann der Arbeitgeber das

sozialgerichtliche Verfahren einleiten. Darüber hinaus

bleibt es ihm jedoch unbenommen, einen Stundungs-

antrag bei der zuständigen Einzugsstelle zu stellen.

Wichtig hierbei ist, dass einer Stundung gemäß § 76

Abs. 2 Nr. 1 SGB IV nur gegen entsprechende Sicher-

heitsleistungen und bei angemessener Verzinsung ent-

sprochen werden darf und dass durch sie ein Anspruch

der Sozialversicherungsträger nicht gefährdet wird.
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6.0 Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit
zu versicherungsrechtlichen Entscheidungen
der Rentenversicherungsträger im Rahmen
von Betriebsprüfungen bzw. des Status-
klärungsverfahrens (Bindungsregelung)
(Gilt in dieser Fassung nur noch bis 31.12.2004)

6.1 Allgemeines

Der Anspruch auf Versicherungsleistungen der Ar-

beitslosenversicherung ist von dem Vorliegen eines Ver-

sicherungspflichtverhältnisses abhängig.

Wenn es an einem Versicherungspflichtverhältnis in

der Arbeitslosenversicherung mangelt, begründet we-

der die fehlerhafte Zahlung von Beiträgen noch die wi-

derspruchslose Entgegennahme der Beiträge durch die

Krankenkasse den Anspruch auf Arbeitslosengeld, Ar-

beitslosenhilfe, Unterhaltsgeld, Übergangsgeld, Kurzar-

beitergeld, Winterausfallgeld und Insolvenzgeld. Dies

gilt selbst dann, wenn die fehlerhafte Beitragszahlung

bei wiederholter Prüfung des Betriebs zu keiner Bean-

standung geführt hat oder die Versicherungspflicht in

der Arbeitslosenversicherung durch Bescheid der Kran-

kenkasse bzw. des Rentenversicherungsträgers festge-

stellt wurde.

Hat die Krankenkasse oder der Rentenversiche-

rungsträger formell durch Bescheid die Versicherungs-

pflicht in der Arbeitslosenversicherung festgestellt,

kann der Betroffene dort allerdings nach § 336 SGB III

eine Entscheidung der Bundesagentur für Arbeit bean-

tragen, ob diese dem Bescheid über die Versicherungs-

pflicht zustimmt. Durch die Zustimmung wird die Bun-

desagentur für Arbeit nach Maßgabe der Vorschrift im

Vorgriff auf einen eventuell eintretenden Versiche-

rungsfall leistungsrechtlich gebunden.

Die Regelung gilt ab 1. Jan. 1998. Sie gilt auch für

Fälle, für die bereits vor dem 01.01.1998 eine versiche-

rungsrechtliche Beurteilung vorgenommen wurde.

6.2 Zustimmungsantrag

Das Zustimmungsverfahren kann nur über einen

Antrag eingeleitet werden.

Ist im Einzelfall fraglich, ob Versicherungspflicht in

der Arbeitslosenversicherung tatsächlich vorliegt, kann

der Zustimmungsantrag mit einem Antrag auf Erlass ei-

nes Feststellungsbescheides der Krankenkasse verbun-

den werden (vorgezogener Zustimmungsantrag).

Antragsberechtigt ist der Beschäftigte, dessen Versi-

cherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung durch

Bescheid festgestellt wurde oder gestellt werden soll.

6.3 Zuständige Stelle

Der Zustimmungsantrag ist bei der Stelle (Kranken-

kasse bzw. Rentenversicherungsträger) einzureichen,

die den Feststellungsbescheid erlassen hat oder erlassen

soll. Für die Antragstellung soll ein Vordruck nach bei-

liegendem Muster verwendet werden.

Die zuständige Krankenkasse bzw. der zuständige

Rentenversicherungsträger nimmt den Zustimmungs-

antrag entgegen und prüft, ob und inwieweit der Fest-

stellungsbescheid unter Berücksichtigung von mitge-

teilten Änderungen der Verhältnisse unverändert

bleibt. Wird der Feststellungsbescheid ganz oder teil-

weise aufrecht erhalten oder neu erteilt, leitet die zu-

ständige Stelle den Zustimmungsantrag mit einem Ab-

druck des Feststellungsbescheides und aller ihr vorlie-

genden Beitragsunterlagen, die zu der Entscheidung

über die Versicherungspflicht geführt haben, an die zu-

ständige Agentur für Arbeit weiter.

Ist ein vorgezogener Zustimmungsantrag gestellt

und will die Krankenkasse bzw. der Rentenversiche-

rungsträger einen personenbezogenen positiven Fest-

stellungsbescheid erlassen, kann vor Erlass des Be-

scheides bei der zuständigen Agentur für Arbeit eine

Zustimmungszusage eingeholt werden. Die beabsich-

tigte Entscheidung ist zu begründen. Die entschei-

dungsrelevanten Unterlagen sind beizufügen.

Für die Bearbeitung des Zustimmungsantrages ist

die Agentur für Arbeit zuständig, in dessen Bezirk der

Antragsteller seinen Wohnsitz hat. Befindet sich der

Wohnsitz des Antragstellers im Ausland, ist die Agen-

tur für Arbeit zuständig, in dessen Bezirk der Beschäf-

tigungsort liegt bzw. zuletzt lag.

6.4 Zustimmungsentscheidung der Agentur für Arbeit

Die Agentur für Arbeit erklärt die Zustimmung zu

einem Feststellungsbescheid der Krankenkasse bzw.

des Rentenversicherungsträgers gegenüber dem Versi-

cherungspflichtigen durch formellen Verwaltungsakt

(Zustimmungsbescheid). Die zuständige Krankenkasse

bzw. der zuständige Rentenversicherungsträger erhält –

soweit nicht bereits eine Zustimmungszusage vorliegt –

einen Abdruck des Zustimmungsbescheides.
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6.5 Umfang der Bindung

Aufgrund der Zustimmung ist der Agentur für Arbeit

im Leistungsverfahren an den Bescheid hinsichtlich der

Zeiten gebunden, für die Versicherungspflicht in der

Arbeitslosenversicherung festgestellt ist. Bei einer rück-

wirkenden Feststellung der Versicherungspflicht oder

einer Zustimmung für zurückliegende Zeiten gilt dies

für unbegrenzte Zeit. Für die Zukunft bindet der Fest-

stellungsbescheid der Versicherungspflicht oder einer

Zustimmung für zurückliegende Zeiten gilt dies für un-

begrenzte Zeit. Für die Zukunft bindet der Feststel-

lungsbescheid die Agentur für Arbeit längstens für ei-

nen Zeitraum von fünf Jahren nach Erlass des Zustim-

mungsbescheides. Maßgebend ist das Datum des Zu-

stimmungsbescheides. Nach einer Unterbrechung des

versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses

bleibt die Bindungswirkung des ursprünglichen Fest-

stellungsbescheides erhalten, wenn das bisherige Be-

schäftigungsverhältnis unverändert fortgesetzt wird.

Gleiches gilt bei einem Wechsel der Einzugsstelle, so-

lange und soweit die neue Einzugsstelle keinen neuen

Feststellungsbescheid erlässt. Die Bindung an den Fest-

stellungsbescheid erlischt, wenn und soweit dieser

rechtswirksam zurückgenommen oder aufgehoben

wird.

Die Agentur für Arbeit ist an den Zustimmungsbe-

scheid gebunden, soweit dem Feststellungsbescheid zu-

gestimmt wurde und solange der Zustimmungsbescheid

bestandskräftig ist.

6.6 Ablauf des Bindungszeitraumes

Ein fortgeltender Feststellungsbescheid bindet die

Agentur für Arbeit nicht mehr für Zeiten, die nach dem

fünften Jahr nach Erlass des Zustimmungsbescheides

liegen. Der Antragsteller kann in diesem Fall bei der zu-

ständigen Krankenkasse für fünf weitere Jahre einen

Zustimmungsbescheid der Bundesagentur für Arbeit

beantragen. Im übrigen kann der Versicherungspflich-

tige bei jedem Erlass eines neuen Feststellungsbeschei-

des einen Zustimmungsantrag stellen.

Hinweis

§ 336 SGB III erhält ab 1.1.2005 folgende Fassung:

„Stellt die Bundesversicherungsanstalt für Angestell-

te im Verfahren Nach § 7 Abs. 1 SGB IV die Versi-

cherungspflicht nach diesem Buch durch Verwal-

tungsakt fest (Statusklärungsverfahren), ist die Bun-

desagentur für Arbeit hinsichtlich der Zeiten, für die

der Versicherungspflicht feststellende Verwaltungs-

akt wirksam ist, an diese Feststellung leistungsrecht-

lich gebunden.“

Durch diese pragmatische Lösung wird das eigene

von der Bundesagentur durchzuführende leistungs-

rechtliche Bindungsverfahren ersatzlos aufgehoben.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 07.10.1997

– Grundsätze zur leistungsrechtlichen Bindungs-

wirkung durch die Bundesagentur für Arbeit

7.0 Rücknahme von Entscheidungen (Verwal-
tungsakte) der Krankenkassen bzw. von Ent-
scheidungen im Rahmen des Statusklärungs-
verfahrens

7.1 Allgemeines

Die Krankenkassen als Einzugsstellen des Gesamt-

sozialversicherungsbeitrages entscheiden über die Ver-

sicherungspflicht und Beitragshöhe der Kranken-, Pfle-

ge-, Renten- und Arbeitslosenversicherung.

7.2 Entscheidungen mittels Verwaltungsakt

Nicht selten erfolgt die Klärung von Fragen zur Ver-

sicherungspflicht oder -freiheit von Betriebsangehöri-

gen durch schlichtes Verwaltungshandeln im Rahmen

einer mündlichen Auskunft. Die Einzugsstellen ent-

scheiden aber auch über die Versicherungs- und Bei-

tragspflicht in besonderen Fällen mittels schriftlichem

Verwaltungsakt. Ob es sich bei der Entscheidung einer

Krankenkasse um einen Verwaltungsakt handelt, ist

nach den Vorschriften des Sozialgesetzbuches zu beur-

teilen. Danach ist jede Einzelfallentscheidung zum Ver-

sicherungs-, Beitrags- und Melderecht ein Verwaltungs-

akt.

Bei der Änderung von Verwaltungsakten wird un-

terschieden, ob es sich um einen rechtswidrig begünsti-

genden oder nicht begünstigenden Verwaltungsakt

handelt. Ob ein Verwaltungsakt begünstigend oder

nicht begünstigend ist, hängt von der objektiven Sach-

lage, aber auch von der Interessenlage des Betroffenen

zum Zeitpunkt des Erlasses ab.
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Ein Verwaltungsakt ist dann „nicht begünstigend“,

wenn er beim Betroffenen ein Defizit an Sozialleistun-

gen oder beispielsweise ein Übermaß an Beitragspflicht

zur Folge hat und somit einen sozialrechtlichen Sach-

verhalt so regelt, dass ein rechtlicher Nachteil entsteht.

Ein begünstigender Verwaltungsakt liegt vor, wenn

durch ihn ein rechtlich erheblicher Vorteil begründet

oder bestätigt wird.

Ist der Verwaltungsakt zudem rechtswidrig, d.h. unter

Verletzung geltenden Rechts zustande gekommen, ist er

zurückzunehmen. Dabei spielt es keine Rolle, ob das

Recht unrichtig angewandt wurde oder der Verwal-

tungsakt unter Zugrundelegung eines falschen Sach-

verhalts erlassen worden ist.

7.3 Änderung und Aufhebung von Verwaltungsakten 

Im Rahmen von Betriebsprüfungen erteilen auch die

Rentenversicherungsträger Verwaltungsakte. Soweit

hierdurch Verwaltungsakte der Krankenkassen abgeän-

dert werden, darf dies nur nach festgelegten Regeln zur

Aufhebung von Verwaltungsakten erfolgen, um das

Vertrauen des Arbeitgebers in die Entscheidungen der

Krankenkasse zu gewährleisten.

Diese Rücknahmeregeln gelten nur, wenn die Kran-

kenkasse über die Versicherungspflicht und Beitrags-

höhe mittels Verwaltungsakt entschieden hat. Die Tat-

sache, dass ein Verwaltungsakt keine Rechtsbehelfsbe-

lehrung enthält, ist für die Anwendung einer Rücknah-

me des Verwaltungsaktes ohne Bedeutung. 

Die Annahme von Beiträgen nur aufgrund einer An-

meldung des Arbeitgebers ist für sich kein Verwal-

tungsakt. Auch eine dem Arbeitgeber von der Kran-

kenkasse zugestellte Beitragsrechnung ist kein Verwal-

tungsakt. 

Zwischen den Spitzenverbänden der Sozialversi-

cherungsträger wurde vereinbart, dass der Rentenversi-

cherungsträger vor der Abänderung eines schriftlichen

Verwaltungsaktes der Krankenkasse diese konsultiert.

Sachverhalte von grundsätzlicher Bedeutung werden

im Rahmen der Besprechungen der Spitzenverbände

der Sozialversicherungsträger geklärt.

Beispiel:

a) Einstellung des Arbeitnehmers als Verkaufsfahrer

am 01.12.1999 und Anfrage des Arbeitgebers an die

zuständige Krankenkasse bezüglich der versiche-

rungsrechtlichen Beurteilung des Verkaufsfahrers.

Feststellung der Einzugsstelle durch Verwaltungs-

akt vom 15.03.2000, dass Versicherungsfreiheit be-

steht. 

Grundlage für die Entscheidung waren ordnungs-

gemäße Vertragsunterlagen und wahrheitsgemäße

Angaben der Beteiligten.

Betriebsprüfung am 01.02.2004

Dabei Feststellung, dass die tatsächlichen Verhält-

nisse für Versicherungspflicht sprechen und die

Entscheidung der Krankenkasse fehlerhaft war.

Aufhebung des Verwaltungsaktes nach Rückspra-

che mit der Krankenkasse durch Aufhebungsbe-

scheid vom 15.02.2004.

Nachforderung von Beiträgen für die Zeit seit

15.02.2004 ohne zusätzliche Berechnung von

Säumniszuschlägen.

b) sofern der Arbeitgeber bei seiner Anfrage bezüg-

lich der versicherungsrechtlichen Beurteilung des

Verkaufsfahrers falsche Angaben gemacht hat

bzw. die Vertragsunterlagen nicht den tatsächli-

chen Gegebenheiten entsprachen, würde der Ver-

waltungsakt der Krankenkasse vom 15.03.2000

rückwirkend aufgehoben.

Die Beiträge sind ab 01.12.1999 nachzufordern.

Aufgrund der vom Arbeitgeber vorsätzlich falsch

gemachten Angaben sind zusätzlich auch die ge-

setzlich vorgeschriebenen Säumniszuschläge zu

fordern.

Inwieweit in solchen Fällen zusätzlich ein Straf-

verfahren wegen absichtlicher Beitragshinterzie-

hung nach § 216a StGB eingeleitet wird, hängt von

der Lage des Einzelfalles ab.

Siehe hierzu das Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 29.03.2001

– Verlautbarung zur Behandlung von Bescheiden
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8.0 Beanstandungsschutz von Rentenver-
sicherungsbeiträgen durch Betriebs-
prüfung

8.1 Vertrauensschutz

Pflichtbeiträge, die für Zeiten nach dem 31.12.1972

trotz Fehlens von Versicherungspflicht entrichtet und

nicht spätestens bei der nächsten Betriebsprüfung 

beanstandet worden sind, dürfen für Zeiten ab

01.01.1973 nur beanstandet werden, wenn kein

schutzwürdiges Vertrauen des Versicherten entgegen-

steht.

Bei rechtsunwirksamen Pflichtbeiträgen wird ein

Vertrauensschutz nur bei arglistiger Täuschung oder

vorsätzlich falschen Angaben des Versicherten aus-

geschlossen sein. Im Übrigen wird grundsätzlich ein

schutzwürdiges Vertrauen des Versicherten vorliegen,

so dass die Beiträge nicht beanstandet werden können.

Lediglich bei kurzen Pflichtbeitragszeiten wird we-

gen des geringen Wertes der Rentenanwartschaft die

Schutzwürdigkeit zu verneinen und die Beanstandung

zulässig sein. Das gilt auch, wenn der Versicherte aus-

drücklich die Erstattung der Beiträge oder deren 

Umwandlung in freiwillige Beiträge verlangt, obwohl

er auf den Beanstandungsschutz hingewiesen worden

ist.

Für den Eintritt des Vertrauensschutzes ist es uner-

heblich, wer die Prüfung beim Arbeitgeber durchge-

führt hat. Der Vertrauensschutz besteht somit, wenn

die Betriebsprüfung vom Rentenversicherungsträger

oder von der Krankenkasse (bis 31.12.1998) durchge-

führt worden ist.

Beiträge, die wegen des Vertrauensschutzes des Ver-

sicherten nicht beanstandet werden dürfen, gelten als

zu Recht entrichtete Pflichtbeiträge. Diese Regelung ist

von Amts wegen zu beachten. 

8.2 Beanstandungszeitraum

„Nächste Prüfung“ im Sinne des Beanstandungs-

schutzes ist die Prüfung beim Arbeitgeber, die der Fest-

stellung des Fehlens der Versicherungspflicht voraus-

geht. Dabei ist es unmaßgeblich, ob die Feststellung im

Rahmen einer Betriebsprüfung oder aus anderem Anlass

(z. B. Kontenklärungsverfahren) getroffen wird. Bean-

standungsschutz genießen die Pflichtbeiträge, die für die

Zeit bis zum Ende des Prüfzeitraums gezahlt wurden.

Deshalb dürfen lediglich Beiträge für Zeiten nach dem

Ende des letzten Prüfzeitraums beanstandet werden.

In besonderen Härtefällen kann auch darüber hin-

aus nach dem Grundsatz von Treu und Glauben für ei-

ne Beanstandung für die Zukunft verzichtet werden.

Beiträge für Zeiten, die durch einen Bescheid des

Rentenversicherungsträgers bindend festgestellt wur-

den, dürfen nicht beanstandet werden.

8.3 Verfahren

Ergibt sich eine zu Unrecht angenommene Versi-

cherungspflicht und damit die Rechtsunwirksamkeit

von Pflichtbeiträgen, ist bei der zuständigen Kranken-

kasse bzw. beim zuständigen Rentenversicherungsträ-

ger der Termin der letzten Prüfung und der Prüfzeit-

raum bei dem entsprechenden Arbeitgeber zu erfragen. 

Gleichzeitig ist zu klären, ob das Versicherungsver-

hältnis und die Pflichtbeiträge bei dieser Betriebsprü-

fung beanstandet worden sind oder nicht.

9.0 Ordnungswidrigkeiten durch den Arbeit-
geber

9.1. Allgemeines 

Ordnungswidrigkeiten im Bereich der Betriebsprüfung

sind der

• Verstoß gegen die Meldevorschriften 

• Verstoß gegen die Pflicht zur Führung und Aufbe-

wahrung von Lohnunterlagen

• Verstoß gegen die Einbehaltungsvorschriften 

• Verstoß gegen die Auskunfts- und Vorlagepflicht.

9.2 Verstoß gegen die Meldevorschriften

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vor-

sätzlich oder leichtfertig eine Meldung nicht, nicht rich-

tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet. Der

Rentenversicherungsträger darf jedoch nur Verstöße

gegen die Meldepflichten ahnden, die die nachfolgen-

den Meldungen betreffen: 

• Anmeldungen

• Abmeldungen

• Unterbrechungsmeldungen

• Veränderungsmeldungen und

• Jahresmeldungen 

Für die Ahndung von Verletzungen der übrigen Mel-

depflichten bleibt die jeweilige Krankenkasse zuständig.
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9.3 Verstoß gegen die Pflicht zur Führung und Aufbewahrung

von Lohnunterlagen

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vor-

sätzlich oder leichtfertig die erforderlichen Lohnunter-

lagen nicht führt oder nicht aufbewahrt.

9.4 Verstoß gegen die Einbehaltungsvorschriften

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber einem

Beschäftigten einen höheren Betrag von dessen Ar-

beitsentgelt abzieht, als er zu tragen hat.

9.5 Verstoß gegen die Auskunfts- und Vorlagepflichten

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vor-

sätzlich oder leichtfertig seiner Auskunfts- oder Vorla-

gepflicht nicht nachkommt.

9.6 Verfahren

9.6.1 Ermittlung des Sachverhalts

Der Sachverhalt, der zum Erlass eines Bußgeldbe-

scheides führen kann, ist anlässlich der Prüfung beim

Arbeitgeber zu ermitteln. Es ist die Aufgabe des Prüfers,

den Sachverhalt so festzustellen, dass der Rentenversi-

cherungsträger in der Lage ist, nach pflichtgemäßem

Ermessen einen Bescheid zu erlassen, der auch be-

standskräftig wird.

Vor der Einleitung eines förmlichen Bußgeldverfah-

rens, das mit der Anhörung beginnt, sollte dem Betrof-

fenen mindestens einmal die Verhängung eines Bußgel-

des angedroht werden.

Das Gleiche gilt, wenn der Arbeitgeber trotz dreima-

liger Aufforderung zur Durchführung einer Prüfung nicht

reagiert bzw. angeforderte Unterlagen nicht übersendet.

9.6.2 Anhörung

Nach Abschluss der Ermittlungen ist dem Betroffe-

nen Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

Eine bestimmte Form ist für die Anhörung nicht vor-

geschrieben; sie sollte jedoch schriftlich erfolgen.

Der Betroffene ist lediglich verpflichtet, zur Person,

nicht aber zur Sache auszusagen. Darauf ist er im Rah-

men der Anhörung hinzuweisen. Äußerst er sich zum

Tatvorwurf nicht, so dürfen aus seinem Schweigen kei-

ne nachteiligen Schlüsse gezogen werden. Dieses gilt

nicht, wenn der Betroffene lediglich auf einzelne Fra-

gen nicht antwortet.

Nach Abschluss der Ermittlungen hat der Renten-

versicherungsträger zu prüfen, ob das Verfahren fortzu-

führen oder einzustellen ist. Die Einstellung erfolgt

durch eine Verfügung, die keiner Begründung bedarf.

Der Opportunitätsgrundsatz ist im Übrigen während

des gesamten Verfahrens zu beachten.

9.6.3 Bußgeldbescheid / Höhe des Bußgeldes

Der Bußgeldbescheid bedarf der Schriftform. Sein

Inhalt ist gesetzlich geregelt. Er ist danach von dem Ren-

tenversicherungsträger zu erteilen der die Prüfung beim

Arbeitgeber durchgeführt hat oder durchführen will.

Vorbehaltlich besonderer Umstände im Einzelfall

sollte die Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld in

Höhe von mindestens 1.000,— EUR geahndet werden. 

Das gilt allerdings nur bei Vorsatz und betrifft den

Erstfall. Im Wiederholungsfall sollte ein höheres Buß-

geld verhängt werden. Bei Fahrlässigkeit sollte die Hälf-

te des Betrages maßgebend sein.

9.6.4 Einspruch gegen den Bußgeldbescheid

Ist der Betroffene mit dem Bußgeldbescheid nicht

einverstanden, so kann er innerhalb von zwei Wochen

nach Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift beim

Rentenversicherungsträger Einspruch einlegen. Der

Rentenversicherungsträger kann den Bescheid zurück-

nehmen oder aber die Akten über die Staatsanwalt-

schaft an das Amtsgericht abgeben, wenn sie den Be-

scheid nicht zurücknimmt und den Einspruch nicht als

unzulässig verwirft. Die Staatsanwaltschaft übernimmt

damit die Aufgaben des Rentenversicherungsträgers.

Sie legt die Akten dem Amtsgericht vor, wenn sie weder

das Verfahren einstellt noch weitere Ermittlungen

durchführt. Das Amtsgericht kann bei offensichtlich

ungenügender Aufklärung des Sachverhalts die Sache

mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft an die Verwal-

tungsbehörde zurückverweisen, die damit wieder für

die Verfolgung und Ahndung zuständig wird. Übersen-

det die Verwaltungsbehörde (Widerspruchs- und

Rechtsbehelfsstelle) erneut die Sache an das Amtsge-

richt und verneint der Richter den hinreichenden Tat-

verdacht einer Ordnungswidrigkeit, so kann er die Sa-

che durch unanfechtbaren Beschluss endgültig an die

Verwaltungsbehörde zurückgeben. 

Ab 01.01.1996 sind die Rentenversicherungsträger

Verwaltungsbehörden im Sinne des Gesetzes über die
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Ordnungswidrigkeiten, sofern sie im Rahmen der Be-

triebsprüfung Ordnungswidrigkeiten feststellen, d.h.,

dass sie in diesen Fällen auch für die Erteilung des Buß-

geldbescheides zuständig sind.

10. Zwangsgeld

Arbeitgeber haben gem. § 98 Abs. 1 SGB X wegen der

Entrichtung von Beiträgen auf Verlangen über alle Tat-

sachen Auskunft zu erteilen, die für die Erhebung der

Beiträge notwendig sind.  

Sofern dieses nicht geschieht, kann die Vorlage

durch die Verhängung eines Zwangsgeldes erzwungen

werden. Vor der Festsetzung muss das Zwangsgeld an-

gedroht werden.

Rechtsgrundlage ist für Nordrhein Westfalen § 66

Abs. 3 SGB X i.V.m. § 55 Abs. 1 des Verwaltungsvoll-

streckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen

(VwVG NW). Danach kann ein Verwaltungsakt, der auf

die Vornahme einer Handlung gerichtet ist, mit

Zwangsmitteln durchgesetzt werden, wenn ein Rechts-

mittel keine aufschiebende Wirkung hat, um die ord-

nungsgemäße Durchführung einer Anordnung sicher-

zustellen. Das Zwangsgeld muss sowohl dem Grunde

nach wie auch der Höhe nach geeignet, erforderlich

und angemessen sein. Es kann solange wiederholt wer-

den, bis der Verwaltungsakt befolgt worden ist oder sich

auf andere Weise erledigt hat.

Gegen die Androhung und die Festsetzung des

Zwangsgeldes kann Widerspruch eingelegt werden.

11. Ordnungswidrigkeiten durch Versicherte 

Für Versicherte oder Personen, für die eine Versiche-

rung durchgeführt werden soll, bestehen ebenfalls Aus-

kunfts- und Nachweispflichten.

Sofern diese Personen ihren Auskunfts- und Nach-

weispflichten nicht nachkommen, kann gegen sie ein

Bußgeld in Höhe bis zu 5000 Euro verhängt werden.

Das Verfahren entspricht dem des Bußgeldverfah-

rens gegen die Arbeitgeber. 

Über die Höhe des Bußgeldes entscheiden die Ver-

sicherungsträger im Einzelfall.

12. Rechtsgrundlagen

12.1 Gesetze, Verordnungen, Erlasse

Sozialgesetzbuch III (SGB III)

vom 24.03.1997 (BGBl. I S. 594), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 27.12.2003 (BGBl. I S. 3022)

Sozialgesetzbuch IV (SGB IV)

vom 23.12.1976 (BGBl. I S. 3845), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 27.12.2003 (BGBl. I S. 3013)

Sozialgesetzbuch V (SGB V)

vom 20.12.1988 (BGBl. I S. 2477 Art. 1), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 27.12.2003 (BGBl. I S. 3022)

Sozialgesetzbuch VI (SGB VI)

vom 19.02.2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), zuletzt

geändert durch Gesetz vom 29.12.2003 (BGBl. I S.

3076)

Sozialgesetzbuch X (SGB X)

vom 18.01.2001 (BGBl. I S. 130), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 27.12.2003 (BGBl. I S. 3022)

Sozialgesetzbuch XI (SGB XI)

vom 26.05.1994 (BGBl. I S. 1014), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 27.12.2003 (BGBl. I S. 3022)

Beitragsüberwachungsverordnung

vom 28.07.1997 (BGBl. I S. 1930), zuletzt geändert

durch Vorschrift vom 23.10.2003 (BGBl. I S. 2103)

Datenerfassungs- / -übermittlungsverordnung

vom 10.02.1998 (BGBl. I S. 343), zuletzt geändert

durch Vorschrift vom 11.07.2003 (BGBl. I S. 1437)

12.2 Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherungsträger

1. Aufzeichnungs- und Nachweispflichten der Arbeit-

geber sowie deren Mitwirkungspflichten bei der

Beitragsüberwachung 

(Gemeinsame Grundsätze der Spitzenorganisatio-

nen vom 09.11.1989)

2. Leistungsrechtliche Bindungswirkung durch die

Bundesagentur für Arbeit
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(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

07.10.1997)

3. Insolvenzordnung

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

29.06.1998)

4. Fortbestand des Versicherungsverhältnisses

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

01.10.1998)

5. Zusammenarbeit der Einzugsstellen und Renten-

versicherungsträger mit den Agenturen für Arbeit

und Hauptzollämtern bei Prüfungen gem. § 107

SGB 4 ab 01.01.2000

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

17.11.1999)

6. Beschäftigung, Selbständigkeit oder freie Mitarbeit 

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

20.12.1999 – ersetzt durch Rundschr. v. 26.03.2003)

7. Beschäftigungsverhältnisse von Angehörigen

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

30.05.2000)

8. Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der un-

ständig Beschäftigten

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

31.05.2000)

9. Behandlung von Beitragsbescheiden

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

29.03.2001)

10. Altersteilzeitgesetz (Versicherungs-, beitrags-, mel-

de- und leistungsrechtliche Auswirkungen)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

06.09.2001)

11. Haushaltsscheckverfahren bis 31.03.2003

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

15.04.2002)

12. Automatisiertes Meldeverfahren und Datenweiter-

leitung innerhalb der Sozialversicherung

(Gemeinsame Grundsätze der Spitzenorganisatio-

nen vom 01.05.2002)

13. Rechtsverhältnisse der Prostituierten

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

18.11.2002)

14. Aspekte eines etwaigen Übergangs vom Entste-

hungs- zum Zuflussprinzip

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

18.11.2002)

15. Krankenkassenwahlrecht 

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

22.11.2002)

16. Beitragssatzsicherungsgesetz

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

16.12.2002)

17. Altersvermögensgesetz (Auswirkungen auf die Ar-

beitsentgelteigenschaft)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

18.12.2002)

18. Gesetz zur Erleichterung der Bekämpfung von ille-

galer Beschäftigung und Schwarzarbeit

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

13.01.2003)

19. Gestaltung des Beitragsnachweises

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

21.01.2003)

20. Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse (in Privat-

haushalten)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

17.02.2003)

21. Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse (allge-

mein)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

25.02.2003)

22. Versicherungs-, beitrags- und melderechtliche Aus-

wirkungen auf Beschäftigungen innerhalb der

Gleitzone

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

25.02.2003)

23. Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit

– Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht unter

Berücksichtigung von Hartz I und II

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

26.03.2003)

24. Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht nach

dem Ersten und Zweiten Gesetz für moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz I und II)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

26.03.2003)

25. Verrechnung und Erstattung von zu Unrecht ge-

zahlten Beiträgen

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

26.03.2003)

26. Versicherungsrechtliche Beurteilung von berufli-
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chen Bildungsmaßnahmen sowie von Leistungen

zur Teilhabe am Arbeitsleben

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

26.03.2003)

27. Sozialrechtliche Absicherung flexibler Arbeitszeit-

regelungen

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

07.02.2001 / 26.06.2002 / 29.08.2003)

28. Prüfungen der Rentenversicherungsträger bei den

Arbeitgebern

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

02.09.2003)

29. Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und

Arbeitslosenversicherung

Gemeinsames Rundschreiben der Spitzenorganisa-

tionen vom 02.10.2003)

30. Datenerfassung und Datenübermittlung in der So-

zialversicherung 

(Gemeinsame Grundsätze der Spitzenverbände

vom 01.01.2004)

31. Beschäftigungsverhältnisse von Studenten, Prakti-

kanten, Schülern und ähnlichen Personen

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

19.01.2004)

32. Altersteilzeitgesetz (Versicherungs-, beitrags-, mel-

de- und leistungsrechtliche Auswirkungen)

(Rundschreiben der Spitzenorganisationen vom

09.03.2004)

169_224_betriebspruefung  07.07.2004  10:12 Uhr  Seite 224



LVA Rheinprovinz | mitteilungen 5-6/ 2004

225

Vom 8. bis 10. März 2004 fand in der Messe Düsseldorf

das 13. Rehabilitationswissenschaftliche Kolloquium

statt, veranstaltet vom Verband Deutscher Rentenversi-

cherungsträger (VDR) sowie der Landesversicherungs-

anstalt Rheinprovinz als örtlichem Gastgeber in Zu-

sammenarbeit mit der Deutschen Gesellschaft für Re-

habilitationswissenschaften (DGRW). Zusammen mit

der Düsseldorf Kongress GmbH gelang es mit vielen

helfenden Händen der LVA Rheinprovinz und ihrer Kli-

niken einen äußerst erfolgreichen und pannenfreien

Verlauf des Kongresses zu organisieren. Das großzügi-

ge Ambiente des Kongresszentrums Süd zusammen mit

der umsichtigen und effizienten Planung ermöglichte

eine entspannte Atmosphäre bei den Kongressteilneh-

mern. Bereits der Begrüßungsabend am 7. März in dem

gediegenen Rahmen des K21 im Ständehaus sorgte für

eine angemessene Einstimmung. Durch die einführen-

den Worte des Vorstandsvorsitzenden der LVA Rhein-

provinz, Herrn Günter Mauer, zusammen mit den

Grußworten des Oberbürgermeisters der Stadt Düssel-

dorf, Herrn Joachim Erwin, wurden die Teilnehmer be-

grüßt. Nach einer Einführung zur Geschichte des Stän-

dehauses bestand anschließend die Möglichkeit, die

Kunstwerke und Aussicht aus der Glaskuppel zu ge-

nießen. 

Bei dem Kolloquium treffen sich alljährlich Wissen-

schaftler aus Universitäten, wissenschaftlichen Institu-

ten und Rehabilitationskliniken sowie interessierte Ver-

treter der Rentenversicherung, anderer Kostenträger

und der Politik. Das diesjährige Motto der Veranstal-

tung hieß „Selbstkompetenz – Weg und Ziel der Reha-

bilitation“. Eine gelungene Bewältigung von chroni-

schen Krankheiten, die mehr und mehr das Spektrum

der Krankheiten bestimmen, setzt voraus, dass die Pa-

tienten sowohl das notwendige Wissen um ihre Er-

krankung und deren Behandlung haben als auch bereit

sind, Verantwortung für ihre Rehabilitation zu über-

nehmen. Die Rehabilitanden lernen demnach mit der

chronischen Erkrankung besser umzugehen und deren

nicht zu beseitigende oder auszugleichende Folgen bes-

ser anzunehmen (Selbstmanagement). Dazu gehört ein

gesundheitsbewusster Lebensstil genauso wie die Mit-

wirkung bei der medizinisch notwendigen Therapie.

Chronische Erkrankungen gehen einher mit mehr oder

minder ausgeprägten Einschränkungen. Hier hat die

Rehabilitation schon länger den notwendigen Paradig-

menwechsel vollzogen. An die Stelle von durch Exper-

ten gesteuerte Hilfsbedürftigkeit mit dem Focus auf vor-

handene funktionale Defizite ist die gezielte Förderung

individueller Stärken als Ausdruck des Respekts vor der

Patientenautonomie getreten. Selbstbestimmung als

Rehaziel bedeutet auch, dass die Rehabilitanden einen

starken Einfluss auf die Ziele und die Gestaltung der

Rehabilitation haben. Dem entsprechen unter anderen

die im Sozialgesetzbuch IX ausdrücklich formulierten

Wunsch- und Wahlrechte. Neben den Rechten beinhal-

tet Selbstbestimmung auch Pflichten. Bislang wurden

die Versicherten vorrangig durch finanzielle Selbstbe-

teiligung gefordert. Dieser Ansatz für eine Umsetzung

der Selbstverantwortung greift aber zu kurz. Es geht

vielmehr um eine partnerschaftlich gestaltete Rehabili-

tation, in der Patienten wie Behandler gleichermaßen

Verantwortung für den Therapieprozess und Erfolg

übernehmen. In diesem Sinne wurde durch Herrn Dr.

Axel Reimann, stellv. Geschäftsführer des VDR das Kol-

loquium eröffnet. Insbesondere die gesundheitspoliti-

schen Aspekte in der Stärkung der Selbstkompetenz

von Patienten fanden ihren Niederschlag in den

Grußworten von Frau Birgit Fischer, Ministerin für Ge-

sundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes

NRW sowie Frau Direktorin Annegret Kruse von der

LVA Rheinprovinz. Besondere Betonung erfuhr dabei

die wachsende Rolle der Rehabilitation durch die steti-

ge Zunahme älterer und chronisch kranker Menschen

im gesamten Gesundheitswesen. 

Bei dem Einführungsvortrag von Herrn Prof. Bern-

hard Badura, Leiter der Fakultät für Gesundheitswissen-

schaften von der Universität Bielefeld, lautete der Titel:

Rehabilitation: Behandlung oder Befähigung? Dabei

hob er darauf ab, dass neben den medizinischen Aspek-

ten psychosoziale Gesichtspunkte bei der Rehabilitation

noch mehr Berücksichtigung finden müssen. Nur so sei

Dr. Wolfgang Mayer-Berger

Eindrücke vom 13. Rehabilitationswissenschaftlichen 
Kolloquium vom 8. bis 10. März 2004 in Düsseldorf

Sozialmedizin
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eine Befähigung, insbesondere im Hinblick auf die be-

rufliche Reintegration erfolgreich zu bewältigen. In dem

weiteren Einführungsvortrag von Frau Prof. Theresia De-

gener von der Ev. Fachhochschule in Bochum beschäf-

tigte sie sich mit Selbstkompetenz als Voraussetzung für

Selbstbestimmung behinderter Frauen und Mädchen im

Rehabilitationsrechtsverhältnis. Dabei stellte sie ein-

drücklich dar, dass zwar durch die Gesetzgebung der

letzten Jahre bei der Gleichstellung insbesondere behin-

derter Frauen viel unternommen wurde, jedoch nach wie

vor Defizite bestehen. Am Beispiel einer Art von Diskri-

minierung (sexualisierte Gewalt gegenüber behinderten

Frauen) stellte sie ein eigenes Projekt zum Schutze und

Förderung behinderter Frauen dar. 

Im Rahmen der Posterausstellung beschäftigte sich

ein Beitrag aus der Klinik Manderscheid der LVA

Rheinprovinz von Herrn Dr. Damke, Leitender Psy-

chologe, und PD Dr. Köchel, Ärztlicher Direktor, mit

Patienten, deren Rehabilitationsmotivation einge-

schränkt ist. Der zweite Posterbeitrag kam aus der

Lahntalklinik der LVA Rheinprovinz von Herrn Dr.

Schöttler, Oberarzt, und Herrn Dr. Kühn, Ärztlicher Di-

rektor, und beschäftigte sich mit sozialmedizinischen

Prädiktoren für die berufliche Leistungsfähigkeit bei

chronischen Rückenschmerzen. Dieser Beitrag belegte

bei der Preisverleihung den 3. Platz. 

In einer Sonderveranstaltung stellte Herr Dr. Werner

Kühn, Ärztlicher Direktor der Lahntalklinik, das inte-

grative orthopädische Rehabilitationskonzept (IORK)

dar. Dies ist eine Kooperation der Lahntalklinik Nassau

der LVA Rheinprovinz mit den Fordwerken Köln unter

Beteiligung des Institutes für Qualitätssicherung in

Prävention und Rehabilitation an der Deutschen

Sporthochschule Köln. Dieses Projekt fand auch ein in-

tensives Medienecho, da es ein gutes Beispiel dafür dar-

stellt, welchen praktischen Nutzen Rehabilitation für

die Betroffenen hat. Bei diesem Projekt werden die gei-

stigen wie körperlichen Anforderungen des Arbeitsplat-

zes in den Fordwerken Köln analysiert, um dann in der

Rehabilitation diese geforderten Fähigkeiten gezielt zu

fördern bzw. durch Anpassungen am Arbeitsplatz die

vorhandenen Fähigkeiten optimal zu nutzen. Damit

wird ein dauerhafter Erhalt des Arbeitsplatzes unter

gleichzeitiger Schonung der Gesundheit erreicht. In-

zwischen hat auch die Firma Henkel Interesse an einer

solchen Kooperation angemeldet. 

Bei den wissenschaftlichen Sitzungen erwähnens-

wert sind im Zusammenhang mit gastroenterologischer

und endokrinologischer Rehabilitation zwei Beiträge

der Klinik Niederrhein in Bad Neuenahr-Ahrweiler der

LVA Rheinprovinz von Herrn Dr. Pollmann, Leitender

Arzt, und Herrn Wild-Mitmann, Diplom-Psychologe,

sowie Herrn Dr. Huth, Assistenzarzt, und Dr. Poll-

mann. Ersterer beschäftigte sich mit Stuhlproblemen

und deren psychosozialen Folgen, zweiterer mit dem

Ernährungsverhalten und der Krankheitsverarbeitung

bei Patienten ohne Magen. Bei dem Thema sozialmedi-

zinische Begutachtung konnte Herr Dr. Pollmann und

Herr Wild-Mitmann zusammen mit dem ärztlichen

Dienst der LVA Rheinprovinz (Frau Dr. Cornelia Büch-

ner als Leitende Ärztin und Dr. Heinz-Dieter Pannen

als „Ehemaliger“) über die Begutachtung von Rehabili-

tationsantragstellern berichten. Dabei ging es um die

Themen subjektive Bedürftigkeit, objektiver Bedarf und

Erfolgsprognose. Ein ganzer Themenblock zu Asses-

sments in der Orthopädie wurde gestaltet von Herrn Dr.

Jürgen Hekler, Ärztlicher Direktor der Aggertalklinik

Engelskirchen der LVA Rheinprovinz. Dabei konnte er

selbst, seine Mitarbeiter und ausgewiesene andere Re-

ferenten über verschiedene Methoden berichten, wie

orthopädische Erkrankungen in Selbst- und Fremdein-

schätzung objektiviert werden. Ein analoger Themen-

block wurde von Herrn Dr. Wolfgang Mayer-Berger,

Ärztlicher Direktor der Klinik Roderbirken in Leichlin-

gen der LVA Rheinprovinz zu dem Thema psychosozia-

le Assessments in der kardiologischen Rehabilitation

gestaltet. Unter Beteiligung von Herrn Prof. Johannes

Siegrist, Leiter des Instituts für medizinische Soziologie

der Heinrich-Heine-Universität in Düsseldorf beschäf-

tigten sich die Referenten  mit Fragebogenverfahren, um

insbesondere die psychologische und berufliche Ein-

schätzung zu objektivieren. Dabei wurde auch ein Pro-

jekt der Nordseeklinik in Borkum der LVA Rheinpro-

vinz von Herrn Dr. Jörg Resler, Ärztl. Direktor und sei-

nen Mitarbeitern zur Änderungsbereitschaft bei der Ta-

bakentwöhnung vorgestellt.

Am letzten Tag des Kolloquiums beschäftigte sich

ein Plenarvortrag von Herrn Dr. Wolfgang Cibis vom

VDR mit den Ergebnissen der Kommission zur Weiter-

entwicklung der Sozialmedizin in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung (SOMEKO). Dabei wurde als Ergebnis

insbesondere eine Intensivierung der Zusammenarbeit
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zwischen ärztlichen Diensten und Verwaltungsbereich

herausgestellt. Hier insbesondere eine vermehrte Ori-

entierung am Versicherten im Sinne der Dienstleistung.

Als trägerübergreifende Entwicklungsschwerpunkte

wurden die Arbeitsfelder Qualitätssicherungskonzepte

und -programme sowie Leitlinienentwicklung, Weiter-

entwicklung von Begutachtungsinstrumenten sowie

Entwicklung gemeinsamer Schulungskonzepte heraus-

gestellt. 

Eine Sonderveranstaltung als Workshop der Deut-

schen Gesellschaft für Rehabilitationswissenschaften,

der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und des

Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger be-

schäftigte sich mit der Leitlinienentwicklung in der Re-

habilitation. Dabei wurde der derzeitige Stand in der

Leitlinienentwicklung verschiedener Fachgebiete dar-

gestellt. 

In der Plenardiskussion gegen Ende des Kongresses

ging es um Selbstkompetenz – Weg und Ziel der Reha-

bilitation – als Motto der gesamten Veranstaltung. Unter

der Leitung von Dr. Rolf Buschmann-Steinhage aus der

rehabilitationswissenschaftlichen Abteilung des VDR in

Frankfurt beleuchteten Experten unter verschiedenen

Blickwinkeln dieses Thema. Zunächst erläuterte Herr

Bösche vom Ministerium für Gesundheit, Soziales,

Frauen und Familie des Landes NRW die politischen

Anstrengungen zur Verwirklichung dieser Vorgaben.

Anschließend legte Frau Germakowski, Präsidentin der

Deutschen Rheumaliga, Landesverband NRW dar, dass

insbesondere aus Sicht der Betroffenen Selbstkompe-

tenz häufig ausschließlich als finanzielle Selbstbeteili-

gung missverstanden wird.  Betroffene erfahren dabei

weniger Unterstützung als vielmehr eine finanzielle Be-

lastung. Anschließend stellte Frau Dr. Korsukéwitz, Lei-

tende Ärztin der Bundesversicherungsanstalt für Ange-

stellte in Berlin klar, dass bei aller Selbstkompetenz

auch eine Verantwortung des Systems – sprich der Sozi-

alleistungsträger – im Sinne einer Fürsorgepflicht be-

steht. Umgekehrt besteht auch eine Verantwortung der

Betroffenen gegenüber diesem System. Ebenfalls aus

Sicht der Kostenträger nahm Herr Voss von der AOK

Rheinland Stellung, der konkrete Projekte zur Stärkung

der Selbstkompetenz der Versicherten aufzeigte. Insbe-

sondere Disease-Management-Programme und inte-

grierte Versorgung erwähnte er positiv. Herr Dr. Mayer-

Berger, Ärztlicher Direktor der Klinik Roderbirken der

LVA Rheinprovinz, berichtete über die Rehabilitations-

praxis aus Sicht der Therapeuten. Er zeigte das Span-

nungsfeld auf zwischen zwei extremen Haltungen, dem

Betroffenen der alle Verantwortung abgeben will und

demjenigen der alles besser weiß. Dabei geht es darum,

dass der Therapeut sich dem subjektiven Empfinden des

Betroffenen gegenüber angemessen einstellt. Dies erfor-

dert insbesondere eine intensive Ausbildung und Wei-

terbildung der Therapeuten. In die selbe Richtung wies

Herr Prof. Bengel, Leiter des Instituts für Psychologie

der Universität Freiburg, der von den Erwartungen der

Betroffenen ausging, die doch äußerst unterschiedlich

sich darstellen. Als Letzter nahm Herr Prof. Siegrist, Lei-

ter des medizinisch-soziologischen Institutes an der

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf Stellung, indem

er ungleiche gesellschaftliche Voraussetzungen zum Er-

werb von Selbstkompetenz darlegte. Es gäbe einen so-

zialen Gradienten, der niedrigeren sozialen Schichten

geringe Chancen im Erwerb von Selbstkompetenz gibt

und gesundheitsbewusstes Verhalten behindert. Inso-

fern sind neben individuellen auch soziale Faktoren bei

dem Erwerb von Selbstkompetenz entscheidend. 

In der darauf folgenden angeregten Diskussion ging

es kontrovers darum, dass erhebliche Spannungen zwi-

schen Individuum und Sozialsystem bestehen, aber

auch dass durch knapp werdende Ressourcen, insbe-

sondere bei den Kostenträgern Defizite in der Versor-

gung der Betroffenen und damit letztlich in der Stär-

kung der Selbstkompetenz auftreten könnten im Sinne,

dass die Versicherten berechtigte Leistungen selbst be-

zahlen müssen. Auch der Widerspruch zwischen Zu-

wachs an Leistungsspektrum im Rahmen der Rehabili-

tation und gleichzeitigem Vermindern der Vergütung

wurde angesprochen. 

Damit persönliche Kontakte auch in gelöstem Rah-

men möglich waren, fand am Dienstagabend der Ge-

sellschaftsabend in den Rheinterrassen  Düsseldorf

statt. Das Abendessen in geselliger Runde wurde be-

gleitet durch den Kabarettisten Oli Materlik und der

fröhlich gehaltenen Verabschiedung der beiden Initia-

toren des Rehabilitationswissenschaftlichen Kolloqui-

ums nämlich Herr PD Michael Schuntermann und

Herrn Dr. Ferdinand Schliehe – beide repräsentieren

die Rehabilitationswissenschaftliche Abteilung des

VDR in Frankfurt, die als sehr unterschiedliche Per-

sönlichkeiten durch beharrliche und intensive Arbeit
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diesen Kongress von ursprünglich 26 Teilnehmern auf

nunmehr ca. 900 empor gebracht haben. Die beiden

übergeben nun den Stab an Herrn Dr. Rolf Buschmann-

Steinhage und Herrn Dr. Hans-Günter Haaf, wiede-

rum beide vom VDR, unter deren Leitung die zukünf-

tigen Veranstaltungen organisiert werden. Das 14. Re-

habilitationswissenschaftliche Kolloquium  findet vom

27. Februar bis 2. März 2005 im Kongresszentrum 

Hannover statt und wird vom VDR und von der

Landesversicherungsanstalt Hannover organisiert. 

Die LVA Rheinprovinz kann auf einen erfolgreichen

sowohl inhaltlichen wie organisatorischen Ablauf des

jetzigen Kolloquiums zurückblicken. Das Unterneh-

men LVA Rheinprovinz hat sich zusammen mit ihren

Kliniken der Klinikkette als effizientes Dienstleistungs-

unternehmen bewährt. Darauf können wir stolz sein. 
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I. Arbeitslage

Die Arbeitsergebnisse der Widerspruchs- und Rechts-

behelfsstelle im Berichtszeitraum, 1. Januar 2003 bis 31.

Dezember 2003, in den Fachbereichen Versicherung,

Rente, Rehabilitation und Betriebsprüfung sind im Ein-

zelnen aus der dem Jahresbericht beigefügten Anlage er-

sichtlich.

1. Widerspruchseingänge

Im Berichtszeitraum sind in den Fachbereichen Ver-

sicherung, Rente, Rehabilitation und Betriebsprüfung

insgesamt 14.847 Widersprüche eingegangen. Gegenü-

ber dem Vorjahr – hier waren es 11.416 Widersprüche –

bedeutet dies einen Anstieg um rund 30,1 v. H.. Dieser

deutliche Anstieg an Widerspruchseingängen ist zu-

mindest anteilig noch auf die in der 1. Jahreshälfte 2002

erfolgte Übernahme eines neuen Programmsystems

zurückzuführen, die zeitweise zu längeren Bearbei-

tungszeiten führte, einhergehend mit einer geringeren

Anzahl an Bescheiderteilungen und damit auch Wider-

spruchseingängen im Berichtszeitraum 2002. Die zeit-

liche Verzögerung führte zwangsläufig zu einer höheren

Anzahl an Bescheiderteilungen ab der 2. Jahreshälfte

2002 und im Jahre 2003, verbunden mit entsprechend

höheren Widerspruchseingangszahlen. Überdies ist der

hohe Widerspruchseingang auf die Vielzahl an Wider-

sprüchen im Zusammenhang mit den Entscheidungen

nach dem Gesetz zur Zahlbarmachung von Renten aus

Beschäftigungen in einem Ghetto und zur Änderung

des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch – ZRBG –

zurückzuführen.

Ulrich Schröder, Leiter der Widerspruchs- und Rechtsbehelfsstelle

Jahresbericht 2003 der Widerspruchs- und 
Rechtsbehelfsstelle
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Grafik 1 Widerspruchseingänge in den Bereichen Versicherung, Rente, Rehabilitation und Betriebsprüfung
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Ein Blick auf die einzelnen Fachbereiche – siehe Gra-

fik 2 – zeigt, dass mit Ausnahme des Bereiches Betrieb-

sprüfung, in dem der Eingang nahezu unverändert ge-

blieben ist, durchgehend in allen Bereichen – teilweise

deutlich – höhere Eingangszahlen zu verzeichnen sind. 

Im Bereich Versicherung sind 1.248 (Vorjahr: 917)

Widerspruchseingänge eingegangen und damit rund

36,1 v. H. mehr als im Vergleichszeitraum des Vorjah-

res. Im Bereich Rente gingen 10.914 (Vorjahr: 7.955)

Widersprüche ein. Dies entspricht einem Anstieg um

rund 37,2 v. H.. Im Bereich Rehabilitation wurden

2.179 (Vorjahr: 2.037) Bescheide angefochten. Damit

lagen in diesem Bereich die Eingangszahlen um rund 7

v. H. über denjenigen des Vorjahreszeitraumes. Im Be-

reich Betriebsprüfung sind im Berichtsjahr anlässlich

von 55.698 durchgeführten Betriebsprüfungen 10.071

Bescheide mit Beanstandungen erteilt worden. 506

Prüfbescheide wurden mit dem Widerspruch angefoch-

ten (Vorjahr: 507 Widersprüche bei 8.815 Prüfbeschei-

den). Die Anfechtungsquote bewegt sich mit etwa 5 v.

H. damit in diesem Fachbereich unverändert auf einem

sehr niedrigen Niveau. 

Über die in den Fachbereichen eingelegten Wider-

sprüche hinaus wurden gegen die Mitteilungen über die

Rentenanpassung zum 1. Juli 2003 bislang insgesamt

8.870 – gesondert erfasste – Widersprüche registriert.

Im Bereich Versicherung ging es schwerpunktmäßig

um Verfahren, in denen es um die Bewertung der Zei-

ten nach dem FRG oder um die Nachentrichtung von

Beiträgen ging. Im Fachbereich Rente/Inland standen –

wie in den vergangenen Jahren – die aus sozialmedizi-

nischen Gründen abgelehnten Renten wegen Erwerbs-

minderung im Mittelpunkt. Hinzu kamen Verfahren, in

denen Anrechnungsvorschriften zu prüfen waren, die

Rentenhöhe umstritten war oder aber die Wider-

spruchsführer Entscheidungen über die Anhebung der

Altersgrenzen und Abschlagsregelungen bei vorgezoge-

nen Altersrenten angefochten haben.

Im Bereich Rente/Ausland lag der Schwerpunkt der

durchgeführten Verfahren im Berichtszeitraum bei den

ablehnenden Entscheidungen im Zusammenhang mit

dem ZRBG. Angesichts der Vielzahl von Anträgen ins-

gesamt (bisher rund 30.000) ist hier in den kommenden

Jahren mit einem weiteren deutlichen Anstieg an durch-

zuführenden Verfahren zu rechnen. Im Bereich Rehabi-

litation standen die abgelehnten Leistungen zur medizi-

nischen Rehabilitation und Teilhabe am Arbeitsleben im

Mittelpunkt der Verfahren. Hinzu kamen abgelehnte

Kinderheilbehandlungen, angefochtene Übergangsgeld-

berechnungen sowie Fahrtkostenerstattungen anlässlich

durchgeführter Rehabilitationsmaßnahmen. Im Bereich

Betriebsprüfung konzentrierten sich die Widersprüche

auf die Erhebung von Beiträgen aus tariflich geschulde-

tem Entgelt trotz anderslautender individualvertragli-

cher Vereinbarungen, Versicherungsfreiheit bzw.- pflicht

für die von Studenten neben ihrem Studium ausgeübte
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Grafik 2 Widerspruchseingänge in den jeweiligen Fachbereichen
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Beschäftigung sowie die beitragsrechtliche Behandlung

von geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen.

2. Widerspruchserledigungen

Am Ende des Berichtszeitraumes betrug Arbeitsbe-

stand von insgesamt 8.680 offenen Verfahren zu ver-

zeichnen. Dies entspricht gegenüber dem Vorjahr (En-

de 2002: 6.348) einem deutlichen Anstieg um etwa 36,7

v. H., der im Wesentlichen auf den hohen Wider-

spruchseingang im Berichtsjahr zurückzuführen ist.

Von den insgesamt am Ende des Berichtsjahres

noch offenen Widerspruchsverfahren lagen der Norm-

sachbearbeitung im Stadium der Abhilfeprüfung 2.300

(Ende 2002: 1.748) und der Widerspruchs- und Rechts-

behelfsstelle 6.380 (Ende 2002: 4.600) Verfahren zur

Bearbeitung vor.

Die Entwicklung der Arbeitsbestände in den einzel-

nen Fachbereichen ist aus der Grafik 4 zu entnehmen.

Ein Blick auf die einzelnen Fachbereiche zeigt, dass

der Arbeitsbestand in allen Fachbereichen gestiegen ist.

Im Bereich Versicherung waren 1.072 (Ende 2002: 871)

Verfahren offen. Dies entspricht einem Anstieg um et-

wa 23,1 v. H.. Ursächlich hierfür ist neben dem bereits

auch in diesem Bereich zu verzeichnenden erhöhten

Widerspruchseingang der Umstand, dass zahlreiche

Fälle in Erwartung höchstrichterlicher Rechtsprechung

zum § 22 Abs.1 FRG – Einstufung in Qualifikations-

gruppen nach Anlage 13 SGB VI – und § 22b FRG – Be-

grenzung von Entgeltpunkten bei Zusammentreffen

von Renten aus eigener Versicherung und Hinterblie-

benenrenten – im Einverständnis mit den Wider-

spruchsführern ruhend gestellt wurden. 

Im Bereich Rente waren am Ende des Berichtsjah-

res 6.419 (Ende 2002: 4.529) Verfahren offen, ein An-

stieg um rund 41,7 v. H. im Vergleich zum Ende des Vor-

jahreszeitraums. Mitursächlich hierfür ist der teilweise
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zeitintensive Aufwand bei der Bearbeitung der ZRBG-

Fälle. 

Im Bereich Rehabilitation waren am Ende des Be-

richtsjahres 872 Verfahren offen (Ende 2002: 759) zu

verzeichnen. Dies entspricht einem Anstieg um etwa

14,9 v. H. 

Im Bereich Betriebsprüfung betrug der Arbeitsbe-

stand 317 offene Verfahren. Unverändert lassen hier die

vielfach erst im Widerspruchsverfahren vorgelegten Un-

terlagen die notwendigen Ermittlungen und Feststel-

lungen zu und verursachen eine Verzögerung der Wi-

derspruchsprüfung.

Neben den vorgenannten offenen Widerspruchsver-

fahren sind derzeit in Erwartung höchstrichterlicher

Rechtsprechung noch etwa 80.000 Widersprüche gegen

die zum 1. Juli 2000 versandten Rentenanpassungsmit-

teilungen anhängig. Hinzu kommen etwa 8.870 Wider-

sprüche gegen die Rentenanpassung zum 1. Juli 2003.

Über den Fortgang dieser Verfahren wird berichtet wer-

den.

Im Berichtszeitraum 2003 wurden insgesamt 156

Doppelsitzungen (Vorjahr: 154) durchgeführt, in denen

7.254 Widerspruchsverfahren (Vorjahr: 6.273) – lt. An-

lage werden 122 Erledigungen als solche der Sachbear-

beitung ausgewiesen, obwohl sie den Ausschüssen zu-

zurechnen sind – ihre Erledigung fanden. Pro Sitzungs-

termin wurden damit durchschnittlich rund 47 Fälle

entschieden. Weitere 5.261 Verfahren (Vorjahr: 4.984)

wurden ohne Beteiligung der Widerspruchsausschüsse

durch Abhilfe, Teilabhilfe, Widerspruchsrücknahme

oder aus sonstigen Gründen entweder durch die Sach-

bearbeitung oder die Widerspruchs- und Rechtsbe-

helfsstelle unmittelbar zum Abschluss gebracht. Von

den damit insgesamt 12.515 (Vorjahr: 11.257) erledig-

ten Widerspruchsverfahren wurden 58 v. H. (Vorjahr;

55,7 v. H.) durch die Entscheidungen der Wider-

spruchsausschüsse, 42 v. H. (Vorjahr: 44,3 Prozent) un-

mittelbar durch die Verwaltung abgeschlossen.

Ein Blick auf die Erledigungsarten innerhalb der Wi-

derspruchsverfahren zeigt, dass im Berichtsjahr rund

23,1 v. H. (Vorjahr: 27,1 v. H.) der eingelegten Wider-

sprüche teilweise oder in vollem Umfange aus Sicht der

Widerspruchsführer/innen erfolgreich waren, 76,9 v. H.

(Vorjahr: 72,9 v. H.) der Verfahren endeten zugunsten

der LVA Rheinprovinz.

3. Klageverfahren

Den im Berichtsjahr erteilten 7.254 Widerspruchs-

bescheiden in den Fachbereichen Versicherung, Rente,

Rehabilitation und Betriebsprüfung standen insgesamt

3.621 Neuzugänge an Klagen gegenüber (s. Grafik 5).

Die Anfechtungsquote weist mit 49,9 v. H. (Vorjahr:

49,2 v. H.) gegenüber den Vorjahren keine nennens-

werten Veränderungen auf. Zurzeit sind im Bereich der

Widerspruchs- und Rechtsbehelfsstelle in den Fachbe-

reichen Versicherung, Rente und Rehabilitation 4.566

Klagen, 526 Berufungsverfahren und 28 Revisionsver-

fahren anhängig.

Der Schwerpunkt der Klageverfahren lag – wie in

den Vorjahren – unverändert bei den aus sozialmedizi-

nischen Gründen abgelehnten Erwerbsminderungsren-

ten, wobei sich hinsichtlich der Erledigungsarten keine
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nennenswerten Veränderungen zu den Vorjahren erga-

ben. Der ganz überwiegende Anteil an Verfahren wird

weiterhin zugunsten der LVA Rheinprovinz abge-

schlossen. Die Klageerfolge der Kläger/innen in Form

von Vergleichen, Anerkenntnissen und Urteilen beru-

hen häufig auf einer nachträglich veränderten Sach-

und Rechtslage während der anhängigen Verfahren.

4. Sonstige Verfahren

Über die Bearbeitung der Widerspruchs- und Ge-

richtsverfahren hinaus war die Widerspruchs- und

Rechtsbehelfsstelle im Berichtsjahr erneut mit zahlrei-

chen Verfahren im Rahmen des vorläufigen Rechts-

schutzes insbesondere im Bereich der Betriebsprüfung

sowie der Bearbeitung der über das Landesver-

sicherungsamt eingegangenen Beschwerden und Peti-

tionen sowie Beschwerden von besonderer Bedeutung

befasst. 

II. Gesetzgebung

Nachdem die Rentenversicherung durch die Reform

im Jahre 2001 bereits tiefgreifende Veränderungen er-

fahren hatte, hat der Gesetzgeber am Ende des Be-

richtsjahres 2003 mit dem Zweiten und Dritten Gesetz

zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

und anderer Gesetze vom 27. Dezember 2003, zunächst

kurzfristig wirkende Maßnahmen verabschiedet, mit

dem Ziel, den Beitragssatz von 19,5 Prozent im Jahre

2004 zu stabilisieren. Um die Finanzierungsgrundlagen

der gesetzlichen Rentenversicherung dauerhaft zu si-

chern und bei steigender Lebenserwartung der Rentner

und dem immer ungünstiger werdenden Verhältnis zwi-

schen Beitragszahlern und Rentenempfängern auch

zukünftig die Generationengerechtigkeit im Solidarsy-

stem der gesetzlichen Rentenversicherung zu gewähr-

leisten, ist überdies Ende 2003 das Gesetz zur Siche-

rung der nachhaltigen Finanzierungsgrundlagen der ge-

setzlichen Rentenversicherung (RV-Nachhaltigkeitsge-

setz) in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht wor-

den. Weitere für die Rentenversicherung bedeutsame

Neuregelungen finden sich in dem Dritten Gesetz für

moderne Dienstleistungen vom 23. Dezember 2003

(„Hartz 3“), dem Vierten Gesetz für moderne Dienst-

leistungen vom 24. Dezember 2003 („Hartz 4“) sowie

dem Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Kran-

kenversicherung (GKV-Modernisierungsgesetz-GMG)

vom 14. November 2003.

1. Zweites Gesetz zur Änderung des Sechsten Buches Sozi-

algesetzbuch und anderer Gesetze vom 27. Dezember 2003

a) Aussetzung der Rentenanpassung zum 1. Juli 2004

In Artikel 2 wird bestimmt, dass der aktuelle Ren-

tenwert und der aktuelle Rentenwert (Ost) zum 1. Juli

nicht verändert werden.

Die zum 1. Juli 2004 ausgesetzte Rentenanpassung

hat zur Folge, dass sich hinsichtlich der Anwendung

von § 93 SGB VI – Zusammentreffen von Renten und

Leistungen aus der Unfallversicherung – keine Ände-

rungen ergeben, d. h. die bisherigen Grenzbeträge gel-

ten bei den Bestandsrenten bis zur nächsten Rentenan-

passung unverändert fort. Da nach § 18d SGB IV Ein-

kommensveränderungen erst zum Zeitpunkt der näch-

sten Rentenanpassung zu berücksichtigen sind, erge-

ben sich auch mit Blick auf die Anwendung von § 97

SGB VI – Einkommensanrechnung auf Renten wegen

Todes – keine Veränderungen, d. h. das bisher ange-

rechnete Einkommen ist bei den Bestandsrenten bis zur

nächsten Rentenanpassung in unveränderter Höhe zu

Grunde zu legen. 

b) Beitragslast der Rentner zur Pflegeversicherung 

Bislang haben die Rentner den Beitragssatz zur Pfle-

geversicherung der Rentner in Höhe von 1,7 Prozent

zur Hälfte, also 0,85 Prozent getragen. Vom 1. April

2004 an entfällt die Beteiligung der Rentenversiche-

rungsträger und die Beiträge zur Pflegeversicherung

müssen durch die Rentner gemäß der Neufassung des §

59 SGB XI in voller Höhe selbst getragen werden.

Mit Wirkung zum 1. April wird die durch das Pfle-

ge-Versicherungsgesetz aus dem Jahre 1994 eingefügte

Regelung des § 106a aufgehoben. Beitragszuschüsse für

freiwillig pflichtversicherte Rentner zu den Aufwen-

dungen für die Pflegeversicherung werden hiernach

nicht mehr geleistet.

c) Beitragssatz in der gesetzlichen Krankenversicherung 

Wurden bisher Beitragssatzänderungen erst bei der

Rentenanpassung zum 1. Juli eines Jahres berücksich-

tigt, bewirkt eine Änderung und Ergänzung des § 247

SGB V, dass künftig Beitragssatzänderungen der Kran-
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kenkassen für die der Krankenversicherungspflicht un-

terliegenden Rentner sich ab 1. Januar 2004 nur noch

mit einer Verzögerung von drei Kalendermonaten auf

den Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung aus-

wirken. Ab dem 1. April 2004 sind demnach die Bei-

tragssätze am 1. Januar 2004 maßgebend. Ab dem 1.

Mai 2004 sind dann die Beitragssätze ab dem 1. Febru-

ar 2004 maßgebend usw. Für die freiwillig in der ge-

setzlichen Krankenversicherung versicherten Rentner

wird künftig gemäß § 106 Abs. 2 SGB VI statt des bis-

herigen durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes

aller Krankenkassen für die Ermittlung des Beitragszu-

schusses der tatsächliche Beitragssatz der zuständigen

Krankenkasse berücksichtigt. Durch den Verweis auf §

247 Abs. 1 SGB V wird gewährleistet, dass auch hier die

Anpassung mit einer Verzögerung von drei Kalender-

monaten erfolgt.

Die zeitnahe und kassenindividuelle Weitergabe

veränderter Beitragssätze in der gesetzlichen Kranken-

versicherung an die Rentnerinnen und Rentner hat zur

Folge, dass die Rentenversicherungsträger künftig mo-

natlich prüfen müssen, ob sich Beitragssatzverände-

rungen der Krankenkassen beim Beitragseinbehalt aus-

wirken. Die Neuregelung bezweckt, Beitragsentlastun-

gen in der Krankenversicherung so schnell wie möglich

an die Rentner weiterzugeben.

Für Rentner die bei einer privaten Krankenversi-

cherung versichert sind, wird gemäß § 106 Abs. 3 SGB

VI weiterhin ein Beitragszuschuss gezahlt, der sich

nach dem durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatz

aller Krankenkassen bemisst. Dieser durchschnittliche

allgemeine Beitragssatz wird jeweils zum 1. März eines

Jahres festgestellt und gilt vom 1. Juli des laufenden bis

zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres.

d) Widerspruch und Klage

In § 255c SGB VI wird bestimmt, dass Widerspruch

und Klage gegen die Veränderung des Zahlbetrages der

Renten auf Grund von Beitragssatzänderungen in der

Krankenversicherung oder der nunmehr alleinigen Bei-

tragstragung in der Pflegeversicherung keine aufschie-

bende Wirkung haben. Entsprechendes gilt für die Fest-

setzung des Zuschusses zur freiwilligen oder privaten

Krankenversicherung und dem Wegfall des Zuschusses

zur freiwilligen oder privaten Pflegeversicherung zum 1.

April 2004.

e) Versicherungsfreiheit-Neuregelung für Vorstandsmitglie-

der einer Aktiengesellschaft. 

Die Versicherungsfreiheit der Vorstandsmitglieder

einer Aktiengesellschaft erstreckte sich bisher auch auf

alle neben der Vorstandstätigkeit ausgeübten Beschäf-

tigungen. Durch die Neuregelungen in §§ 1 Satz 4, 229

Abs. 1a SGB VI wird künftig die Versicherungfreiheit

auf die Vorstandstätigkeit beschränkt. Für versiche-

rungspflichtige Beschäftigungen neben der Vorstand-

stätigkeit werden Beiträge erhoben. § 229a SGB VI ent-

hält eine Vertrauensschutzregelung, wonach die Vor-

standsmitglieder versicherungsfrei bleiben, die am 6.

November 2003 in ihrer Nebenbeschäftigung noch ver-

sicherungsfrei waren. Sie können allerdings bis zum 31.

Dezember 2004 die Versicherungspflicht mit Wirkung

für die Zukunft beantragen.

f) Absenkung der Schwankungsreserve

Durch die Neufassung des § 158 SGB VI wird die

Höhe des unteren Zielwerts für die Schwankungsreser-

ve von 50 Prozent einer Monatsausgabe auf 20 Prozent

abgesenkt. Diese Maßnahme soll dazu beitragen, den

Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung im

Jahr 2004 auf 19,5 Prozent zu halten.

2. Drittes Gesetz zur Änderung des Sechsten Buches Sozial-

gesetzbuch und anderer Gesetze vom 27. Dezember 2003

a) Verschiebung des Auszahlungstermins bei Neurenten

Bislang wurden Rentenleistungen im Voraus gezahlt.

Die Neufassung des § 118 Abs. 1 SGB VI bestimmt, dass

laufende Geldleistungen ab dem 1. April 2004

grundsätzlich im nachhinein, also auf das Monatsende

verschoben werden. Entsprechendes gilt für die Fällig-

keit und Auszahlung der Beiträge zur gesetzlichen Kran-

ken- und Pflegeversicherung. Die eingefügte Übergangs-

regelung in § 272a Abs. 1 SGB VI stellt sicher, dass es

für laufende Renten mit einem Rentenbeginn vor dem 1.

April 2004 bei der bisherigen Vorauszahlung verbleibt.

Weiterhin im Voraus werden gemäß § 272a Abs. 2 SGB

VI die Regelaltersrenten im Anschluss an eine Erzie-

hungs- oder Erwerbsminderungsrente sowie die Hin-

terbliebenenrenten, die im Anschluss an eine Versicher-

tenrente des Verstorbenen gewährt werden, gezahlt, so-

fern aus einem Versicherungskonto bei ununterbrochen

anerkannten Rentenansprüchen der erstmalige Renten-

beginn vor dem 1. April 2004 liegt.
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Ausweislich der Gesetzesbegründung führt die Ver-

schiebung des Auszahlungstermins bei Neurenten zu

einer Ersparnis in der gesetzlichen Rentenversicherung

in Höhe von rund 750 Millionen EUR je vollem Zu-

gangsjahr.

b) Verschiebung des Rentenauszahlungszeitpunktes

Aus dem geänderten § 118 Abs. 1 SGB VI und dem

neu eingefügten § 272a SGB VI geht hervor, dass lau-

fende Geldleistungen mit Ausnahme des Übergangsgel-

des am letzten Bankarbeitstag des Monats ausgezahlt

werden. Diese Regelung gilt somit sowohl für Neuren-

ten als auch für Bestandsrenten. Diese gesetzliche Neu-

regelung zur Wertstellung tritt am 1. März 2004 in Kraft,

wird aber erstmals mit der Rentenzahlung für den Zahl-

monat April 2004 wirksam. Für Bestandsrenten wird

der Rentenzahlbetrag dann anstatt am 30. erst am 31.

März 2004 überwiesen.

c) Berücksichtigung von Hinzuverdienst bei Erwerbsminde-

rungsrenten

Die mit dem Altersvermögensgesetz getroffene Re-

gelung in § 96a SGB VI sah seit dem 1. Januar 2002 vor,

dass die neben dem Bezug einer Erwerbsminderungs-

rente erzielten Einkünfte den Hinzuverdienstgrenzen

taggenau gegenübergestellt wurden, d. h. der erzielte

Verdienst wurde tageweise mit der für denselben Zeit-

raum berechneten tageweisen Hinzuverdienstgrenze

verglichen.

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2004 wird § 96a SGB

VI dahingehend neu geregelt, dass nunmehr wieder ent-

sprechend der bis Ende 2001 geltenden Regelung eine

monatbezogene Hinzuverdienstprüfung erfolgt, d. h.

der tatsächlich erzielte – tageweise – Verdienst inner-

halb eines Monats ist der vollen monatlichen Hinzu-

verdienstgrenze gegenüberzustellen. Die Neuregelung

gilt – unabhängig davon, wann die Rente begonnen hat

– für Zeiten des Zusammentreffens von Hinzuverdienst

mit Erwerbsminderungsrenten ab dem 1. Januar 2004.

Die Rückkehr zur alten Regelung kommt insbeson-

dere denjenigen Rentnern zugute, die neben ihrer Er-

werbsminderungsrente nur vereinzelt oder stundenwei-

se einer Tätigkeit nachgekommen sind.

3. Gesetzentwurf zur Sicherung der nachhaltigen Finanzie-

rungsgrundlage der gesetzlichen Rentenversicherung –

RV-Nachhaltigkeitsgesetz -

Nachfolgend werden die im RV-Nachhaltigkeitsge-

setz, welches zwischenzeitlich am 11. März 2004 im

Bundestag beschlossen wurde, vorgesehene Neurege-

lungen im Überblick dargestellt, ohne dass die renten-

rechtlich bedeutsamen Änderungen an dieser Stelle im

Detail beschrieben werden können. Letzteres bleibt

dem Jahresbericht 2004 vorbehalten.

– Änderung der Rentenanpassungsformel

Nach dem RV-Nachhaltigkeitsgesetz wird die Ren-

tenanpassungsformel um einen sog. Nachhaltig-

keitsfaktor erweitert. Dieser berücksichtigt das Ver-

hältnis von Leistungsbeziehern und versicherungs-

pflichtig Beschäftigten bei der Rentenanpassung, d.

h. weniger Beitragszahler führen zu geringeren Ren-

tenerhöhungen, während eine steigende Zahl von

Beitragszahlern auch die Rentenerhöhungen stär-

ker ausfallen lässt.

Die neue Rentenanpassungsformel soll infolge der

zum 1. Juli 2004 ausgesetzten Anpassung erstmals

bei der Rentenanpassung zum 1. Juli 2005 zum Tra-

gen kommen.

– Heraufsetzung der Altersgrenzen bei Altersrenten nach

Altersteilzeit oder Arbeitslosigkeit

Die Altersgrenzen nach § 237 SGB VI für die

frühestmögliche Inanspruchnahme der Altersrente

wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit wird

in den Jahren 2006 bis 2008 vom 60. auf das 63. Le-

bensjahr heraufgesetzt. Ab dem 1. Januar 2009 wird

dann der mit Abschlag frühestmögliche Rentenein-

tritt das vollendete 63. Lebensjahr sein. Anreize zur

Frühverrentung sollen hiermit vermindert und das

tatsächliche Renteneintrittsalter erhöht werden.

Aus Gründen des Vertrauensschutzes soll eine An-

hebung der Altersgrenzen für die Versicherten nicht

erfolgen, die

a) vor dem 1. Januar 1952 geboren sind und

b) vor dem 1. Januar 2004 rechtsverbindlich über die

Beendigung ihres Arbeitsverhältnisses disponiert ha-

ben (z. B. Aufhebungsvertrag oder Vertrag über Al-
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tersteilzeitarbeit) oder an diesem Tag arbeitslos sind.

Eine Anhebung der Altersrenten für Frauen,

Schwerbehinderte und langjährig Versicherte ist

nicht beabsichtigt. Auch eine Anhebung der Alters-

grenze für die Regelaltersrente beinhaltet das RV-

Nachhaltigkeitsgesetz nicht. Insoweit soll zu einem

späteren Zeitpunkt (2008) unter Berücksichtigung

der demografischen und arbeitsmarkrechtlichen

Entwicklung eine Überprüfung stattfinden.

– Abschaffung der bewerteten Anrechnungszeiten bei

schulischer Ausbildung

Die zurzeit rentensteigende Bewertung von bis zu

drei Jahren der schulischen Ausbildung nach Voll-

endung des 17. Lebensjahres entfällt zukünftig. Die

Neuregelung trifft die Rentenneuzugänge ab dem 1.

Januar 2005 und wird schrittweise innerhalb von

vier Jahren umgesetzt. Diese Zeiten werden künftig

als sog. unbewertete Anrechnungszeiten ausgestal-

tet, so dass sichergestellt wird, dass eine schulische

Ausbildung von bis zu acht Jahren nicht zu einer

Rentenlücke führt.

Von der Nichtbewertung betroffen sind die Zeiten

des Real-, Gymnasial- oder Hochschulbesuches.

Ausgenommen von der Kürzung sind indes Ausbil-

dungszeiten an Fachschulen, in berufsvorbereiten-

den Bildungsmaßnahmen sowie Zeiten der tatsäch-

lichen Berufsausbildung.

– Wegfall der pauschalen Höherbewertung der ersten 36

Kalendermonate mit Pflichtbeitragszeiten

Bislang werden die niedrigen Beiträge in den ersten

36 Kalendermonaten des Berufslebens auf max. 75

% des allgemeinen Durchschnittsverdienstes ange-

hoben, unabhängig davon, ob tatsächlich eine Be-

rufsausbildung absolviert wurde. Künftig soll die

Höherbewertung auf die Zeiten der tatsächlichen

Berufsausbildung begrenzt werden.

– Begrenzung der Entgeltpunkte bei FRG-Zeiten

§ 22b Abs. 1 FRG wird neu gefasst und erhält fol-

genden Wortlaut:

„Für anrechenbare Zeiten nach diesem Gesetz wer-

den für Renten aus eigener Versicherung und wegen

Todes eines Berechtigten insgesamt höchstens 25

Entgeltpunkte der Rentenversicherung der Arbeiter

und der Angestellten zu Grunde gelegt“.

Damit soll sichergestellt werden, dass – entgegen der

Auffassung des BSG im Urteil vom 30. August 2001

(B 4 RA 118/00 R) – auch für einen einzelnen Be-

rechtigten mit Anspruch auf eine eigene Versicher-

tenrente und auf eine Hinterbliebenenrente der

Höchstwert für alle seine Renten insgesamt auf 25

Entgeltpunkte begrenzt wird.

Der 13. Senat des BSG hat sich in mehreren Ent-

scheidungen am 11. März 2004 – B 13 RJ 44/03 R,

B 13 RJ 52/03 R, B 13 RJ 56/03 R – im Ergebnis der

Entscheidung des 4. Senats des BSG zum Anwen-

dungsbereich des § 22b Abs. 1 FRG a. F. ange-

schlossen.

4. Drittes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-

markt vom 23. Dezember 2003

Das vorgenannte Gesetz enthält u. a. Neuregelun-

gen, die den Bereich Rehabilitation berühren. So wird

in den §§ 20 Abs. 1 Nr. 3b und 21 Abs. 4 SGB VI der

Begriff „Unterhaltsgeld“ gestrichen, weil das Arbeitslo-

sengeld und das Unterhaltsgeld zu einer einheitlichen

Versicherungsleistung Arbeitslosengeld bei Arbeitslo-

sigkeit und bei beruflicher Weiterbildung zusammenge-

fasst werden. Die Übergangsvorschrift des § 235 SGB

VI stellt sicher, dass Versicherte auch nach dem 31. De-

zember 2004 Anspruch auf Übergangsgeld haben, wenn

sie unmittelbar vor Beginn der Arbeitsfähigkeit/Reha-

Leistung Unterhaltsgeld bezogen haben. Diese Ände-

rungen treten zum 1. Januar 2005 in Kraft.

Bereits mit Wirkung zum 1. Januar 2004 wird mit

Blick auf die Fahrtkostenerstattung anlässlich von Lei-

stungen zur medizinischen Rehabilitation bzw. zur Teil-

habe am Arbeitsleben, § 53 SGB IX um Absatz 4 er-

gänzt. Die ergänzende Regelung in § 53 Abs. 4 SGB IX

bestimmt, dass als Fahrtkosten für jeden Tag, an dem

der Behinderte oder von Behinderung bedrohte

Mensch den Ort der Ausführung der Leistung aufsucht,

eine Entfernungspauschale für jeden vollen Kilometer

der Entfernung zwischen Wohnung und Ausführungs-

ort von 0,36 EUR für die ersten 10 Kilometer und 0,40

EUR für jeden weiteren Kilometer anzusetzen ist. Bei

einer erforderlichen auswärtigen Unterbringung ist für

die An- und Abreise sowie für Familienheimfahrten ei-

ne Entfernungspauschale von 0,40 EUR für jeden voll-

en Kilometer der Entfernung zwischen dem Ort des ei-

genen Hausstands und dem Ort der Ausführung der

Leistung anzusetzen. Für die Bestimmung der Entfer-

nung ist die kürzeste Straßenverbindung maßgebend.
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5. Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-

markt vom 24. Dezember 2003

Mit dem vorgenannten Vierten Gesetz für moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt werden Arbeitslo-

senhilfe und Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürf-

tige zu einer Grundsicherung Arbeitsuchende (insbe-

sondere Arbeitslosengeld II) zusammengeführt und in

dem neu eingeführten Sozialgesetzbuch Zweites Buch

(SGB II) – Grundsicherung für Arbeitsuchende – zu-

sammengefasst.

Folgeänderungen hieraus ergeben sich auch für das

SGB VI. Durch den neu eingefügten § 3 Satz 1 Nr. 3a

SGB VI wird bestimmt, dass Personen versicherungs-

pflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung in der

Zeit sind, für die sie von der Bundesagentur für Arbeit

Arbeitslosengeld II beziehen. Dies gilt u. a. dann nicht,

wenn sie das Arbeitslosengeld II nur darlehensweise be-

ziehen.

Dies hat zur Folge, dass künftig durch die Zusam-

menlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe auch

die bislang erwerbsfähigen Empfänger von Hilfen zum

Lebensunterhalt versicherungspflichtig in der gesetzli-

chen Rentenversicherung werden. Beispielsweise er-

weitert sich hierdurch der Personenkreis, für den die ge-

setzliche Rentenversicherung zuständiger Rehabilitati-

onsträger ist.

In § 20 Abs. 1 Nr. 3b SGB VI wird das Wort „Ar-

beitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“

ersetzt und nunmehr neben Entgeltersatzleistungen wie

Krankengeld, Verletztengeld usw. genannt. Schließlich

wurde § 21 Abs. 4 SGB VI, in dem es um die Berech-

nungsgrundlagen bei medizinischen Leistungen geht,

entsprechend abgeändert und ergänzt.

Die Änderungen treten mit Wirkung zum 1. Januar

2005 in Kraft, wobei die Übergangsregelung in § 234

SGB VI sicherstellt, dass Versicherte auch nach dem 31.

Dezember 2004 Anspruch auf Übergangsgeld haben,

wenn sie unmittelbar vor Beginn der Arbeitsunfähig-

keit/Reha-Leistung Arbeitslosenhilfe bezogen haben.

6. Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenver-

sicherung (GKV-Modernisierungsgesetz-GMG) vom 14.

November 2003

Durch eine Änderung des § 40 Abs. 5 i. V. m. dem

neu eingefügten § 61 Satz 2 SGB V erhöhen sich die zu

leistenden Zuzahlungen zu den stationären Leistungen

zur medizinischen Rehabilitation von bisher 9 EUR auf

10 EUR je Kalendertag (Höchstbetrag). Die Neurege-

lung ist mit Wirkung ab dem 1. Januar 2004 in Kraft ge-

treten und gilt für Leistungen zur medizinischen Reha-

bilitation mit einem Antragsdatum ab 1. Januar 2004.

Nach den Richtlinien für die Befreiung von der Zuzah-

lung bei medizinischen und sonstigen Leistungen ver-

ändern sich entsprechend auch die Staffelbeträge.

III. Rechtsprechung und Praxis der Wider-
spruchsausschüsse

Nachfolgend wird über diejenigen im Berichtsjahr auf

Rechtsprechungsebene entschiedenen, veröffentlich-

ten oder noch anhängigen Verfahren auszugsweise be-

richtet, die neben ihrer grundsätzlichen Bedeutung

auch für die tägliche Praxis der Widerspruchsausschüs-

se von Interesse sind.

1. Rentenzahlungen an Bewohner der so genannten Colonia

Dignidad (CD)

In mehreren Entscheidungen (B 5 RJ 38/99 R, B 4

RA 48/99 R, B 13 RJ 67/99 R) haben sich in den ver-

gangenen Jahren die Senate des BSG mit der Frage aus-

einandergesetzt, ob und unter welchen Voraussetzun-

gen eine vorläufige Einbehaltung von Rentenleistungen

an die in der ehemaligen CD wohnhaften Rentenbe-

rechtigten rechtmäßig ist (vgl. auch Jahresbericht 2000

unter III 3 und Jahresbericht 2001 unter III 1).

Gestützt auf die Entscheidung des 4. Senates des

BSG vom 25. Januar 2001 haben die Rentenversiche-

rungsträger zuletzt die Auszahlung der Renten mit der

Begründung verweigert, es läge eine Pflichtenkollision

vor und es sei auf Grund der allgemein bekannten Le-

bensverhältnisse in der CD nicht sichergestellt, dass die

Bewohner die Rentenleistungen tatsächlich erhalten.

Im Berichtsjahr 2003 hat der 13. Senat des BSG mit

Urteil vom 4. April 2003 – B 13 RJ 39/02/R seine bis-

herige Rechtsprechung zu dieser Problematik fortge-

setzt und in dem zu Grunde liegenden Fall entschieden,

dass eine Einbehaltung der Rentenleistungen nicht

rechtmäßig ist.

In verfahrensrechtlicher Hinsicht wird in den Ent-

scheidungsgründen zunächst ausgeführt, dass – entge-

gen der Ansicht des 4. Senates – der Erklärung über die
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Nichtauszahlung der Rentenleistungen Verwaltungs-

aktcharakter zukomme. Hierin könne nicht eine bloße

Mitteilung oder ein schlicht – hoheitliches Handeln ge-

sehen werden. Entscheidend sei, dass sich die getroffe-

ne Maßnahme – die Nichtauszahlung der Rente – nach

dem von dem Rentenversicherungsträger zum Aus-

druck gebrachten Willen als Verwaltungsakt darstelle. 

Im Übrigen – so der 13. Senat – sei für die Nicht-

auszahlung der Rente eine Rechtsgrundlage nicht er-

sichtlich. Zur Begründung führt der 13. Senat des BSG

u. a. aus, dass weder Anhaltspunkte für eine Geschäfts-

unfähigkeit des Berechtigten vorlägen, noch der Ren-

tenversicherungsträger vorgetragen habe, es bestehe die

Möglichkeit, dass der Berechtigte seine, die Zahlungs-

weise der Rente betreffende Willenserklärung nach §§

119 ff BGB anfechten und geltend machen könne, er

habe die Rentenbeträge nicht erhalten.

Indem der Rentenversicherungsträger die verfügte

Nichtauszahlung der Rente auf das Bestehen einer

Pflichtenkollision stütze, erscheine es bereits zweifel-

haft, ob in einem förmlichen Verwaltungsverfahren ei-

ne wie immer geartete Pflichtenkollision als Rechts-

grundlage für einen Eingriff in eine bestehende Rechts-

position den strengen Anforderungen genügen könne,

die sich aus dem Vorbehalt des Gesetzes ergeben. Aus

§ 2 und § 17 Abs. 2 SGB I dürfte sich eine die Pflich-

tenkollision auslösende Obhutspflicht, die der Zah-

lungspflicht entgegenstehen könnte, schon deshalb

nicht herleiten lassen, weil das vorhandene rechtliche

Instrumentarium zur Konfiktlösung ausreiche. So stün-

den dem Rentenversicherungsträger zur Überwachung

der Zahlungsvoraussetzungen für die bewilligte Lei-

stung insbesondere die §§ 60 ff SGB I zur Verfügung.

Soweit sich über das vorhandene gesetzliche Instru-

mentarium hinaus gleichwohl ein Bedarf für weitere,

die Zahlungspflichten betreffende Einschränkungen er-

geben sollte, wäre es Sache des Gesetzgebers, entspre-

chende Regelungen zu erlassen.

Einer abschließenden Klärung bedürfe es nach An-

sicht des 13. Senates aber nicht, weil – die Möglichkeit

eines Leistungsverweigerungsrechts auf Grund einer

Pflichtenkollision unterstellt (so der 4. Senat in der Ent-

scheidung vom 25. Januar 2001) – nach den tatsächli-

chen Feststellungen des SG Düsseldorf keine hinrei-

chenden Anhaltspunkte für das Bestehen einer derarti-

gen Pflichtenkollision vorliegen. Der Rentenberechtig-

te wohne auf dem Gebiet der „früheren“ CD, d. h. die

CD bestehe in der Form, wie sie der vom 4. Senat ent-

schiedenen Fallkonstellation zu Grunde gelegen habe,

nicht mehr. Hinzu komme, dass der Berechtigte ein auf

seinen Namen lautendes Konto in Chile eröffnet habe,

auf das die Rente gezahlt werden soll. Der Rentenversi-

cherungsträger habe insbesondere nicht dargelegt, wes-

halb der Berechtigte trotz des unter seinem Namen ein-

gerichteten Kontos nicht in der Lage sei, über seine

Rente zu verfügen.

Der Rentenversicherungsträger könne sich nicht

wirksam auf anderslautende, so genannte allgemein-

kundige Tatsachen über die CD berufen, wie sie mögli-

cherweise zu einem früheren Zeitpunkt einmal vorge-

legen haben. Auch bei unterstellter Pflichtenkollision

sei ein Sich-Berufen hierauf nur so lange möglich, wie

die eine Pflichtenkollision auslösenden Umstände

tatsächlich andauern. Der Rentenversicherungsträger

habe letztlich keinen in der Person des Klägers liegen-

den Grund angegeben, weshalb ihre Verbindlichkeit

nicht mit Sicherheit erfüllt werden kann.

Vor dem Hintergrund dieser Entscheidung wird die

LVA Rheinprovinz künftig eine Einbehaltung von Ren-

tenleistungen an Bewohner der CD nur dann zu Recht

vornehmen und vor den Sozialgerichten erfolgverspre-

chend durchsetzen können, wenn in der Person der ein-

zelnen Berechtigten konkrete Anhaltspunkte dafür vor-

handen sind, dass ihnen die Rentenleistungen tatsäch-

lich nicht zukommen. Der Hinweis auf die allgemein

bekannten Tatsachen über die Lebensverhältnisse in

der CD jedenfalls reicht nicht mehr aus.

2. Maßgebliches Geburtsdatum unter Beachtung des § 33a

SGB I

Mit Urteil vom 9. April 2003 – B 5 RJ 32/02 R – hat

der 5. Senat des BSG die Frage, ob die Versicherungs-

nummer des Klägers wegen späterer Vervollständigung

des darin nur mit der Jahreszahl enthaltenen Geburts-

datums fehlerhaft geworden und deshalb seinem Be-

gehren, ihm eine neue Versicherungsnummer zu ertei-

len, zu entsprechen ist, abschlägig entschieden.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zu

Grunde: 

Aus Anlass der Aufnahme einer versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung in Deutschland wurde dem in

Marokko geborenen Kläger im Jahre 1972 die erste Ver-
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sicherungskarte mit der Versicherungsnummer 13

000050 Q 038 ausgestellt. Nach den damals vorgelegten

Unterlagen waren nur das Jahr der Geburt – 1950 -,

nicht aber Tag und Monat der Geburt dokumentiert, so

dass die entsprechenden Stellen der Versicherungs-

nummer jeweils mit den Ziffern „00“ versehen wurden.

Mit Urteil vom 23. Februar 1993 verfügte das Amtsge-

richt Nador, Nebenstelle Midar (Marokko), eine Er-

gänzung der marokkanischen Personenstandsregister

dahingehend, dass der Kläger am 1. Januar 1950 in Be-

ni Touzine, Bezirk Nador/Marokko geboren sei. Die

später in Deutschland ausgestellten Dokumente (Ein-

bürgerungsurkunde, Personalausweis, Familienbuch,

Heiratsregister) enthalten dieses Geburtsdatum.

Während des Klageverfahrens wurde eine deutsche Ge-

burtsurkunde mit dem Geburtsdatum 1. Januar 1950

ausgestellt.

Die LVA Rheinprovinz hat mit Bescheid vom 15.

September 1995 in der Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 11. Januar 1996 die vom Kläger begehrte

Berichtigung der Versicherungsnummer mit der Be-

gründung, allein maßgebend sei das zur Zeit der Ertei-

lung angegebene unvollständige Geburtsdatum, abge-

lehnt.

Das Sozialgericht Düsseldorf hingegen hat die Be-

scheide aufgehoben und die LVA Rheinprovinz verur-

teilt, die Versicherungsnummer dahingehend zu be-

richtigen, dass sie den 1. Januar 1950 als Geburtsdatum

enthält. Die hiergegen eingelegte Berufung hat das LSG

NRW zurückgewiesen.

Der 5. Senat des BSG bestätigt mit der Entscheidung

vom 9. April 2003 die Auffassung der LVA Rheinpro-

vinz. Werden bei Erstvergabe der Versicherungsnum-

mer an den für das Geburtsdatum vorgesehenen Stellen

Leerziffern verwendet, weil nur Jahr, nicht aber Tag und

Monat der Geburt bekannt sind, so sind ausweislich der

Entscheidungsgründe – auch diese Daten nach § 33a

Abs. 1 und Abs. 3 SGB I gültiger und nur nach Maßga-

be des § 33a Abs. 2 SGB I korrigierbarer Bestandteil der

Versicherungsnummer. Gegen die Verwaltungspraxis,

in diesen Fällen den 1. Juli des jeweiligen Jahres dem

Leistungsfall zu Grunde zu legen, bestehen – so der 5.

Senat – keine Bedenken.

Im Einzelnen führt der 5. Senat in seinen Entschei-

dungsgründen aus, der Anspruch auf Neuvergabe einer

Versicherungsnummer richte sich nach § 147 und § 152

Nr. 3 SGB VI i. V. m. der Versicherungsverlaufsverord-

nung (VKVV) – vom 30. März 2001. Nach § 3 Abs. 1

Satz 2 VKVV werden Versicherungsnummern nur ge-

sperrt, die auf Grund einer nach § 33a Abs. 1 SGB I zu

berücksichtigenden Änderung des Geburtsdatums feh-

lerhaft geworden sind. Ob eine Versicherungsnummer

i. S. des § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 VKVV wegen Änderung

eines Geburtsdatums fehlerhaft geworden und deshalb

eine neue Versicherungsnummer zu erteilen ist, bestim-

me sich deshalb letztlich nach § 33a SGB I.

§ 33a enthält folgende Regelung:

„(1) Sind Rechte oder Pflichten davon anhängig, dass

eine bestimmte Altersgrenze erreicht oder nicht

überschritten ist, ist das Geburtsdatum maßge-

bend, das sich aus der ersten Angabe des Berech-

tigten oder Verpflichteten oder seiner Angehörigen

gegenüber einem Sozialleistungsträger oder, so-

weit es sich um eine Angabe im Rahmen des drit-

ten oder sechsten Abschnitts des Vierten Buches

handelt, gegenüber dem Arbeitgeber ergibt.

(2) Von einem nach Abs. 1 maßgebenden Geburtsda-

tum darf nur abgewichen werden, wenn der zu-

ständige Leistungsträger feststellt, dass

1. ein Schreibfehler vorliegt oder 

2. sich aus einer Urkunde, deren Original vor dem

Zeitpunkt der Angabe nach Abs. 1 ausgestellt

worden ist, ein anderes Geburtsdatum ergibt.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten für Geburtsdaten, die Be-

standteil der Versicherungsnummer oder eines an-

deren in den Sozialleistungsbereichen dieses Ge-

setzbuches verwendeten Kennzeichen sind, ent-

sprechend.“

Das BSG stellt fest, dass sämtliche Urkunden, die

das Geburtsdatum des Klägers mit dem 1. Januar 1950

ausweisen, zeitlich nach den ersten Angaben des Klä-

gers aus Anlass seiner Arbeitsaufnahme in Deutschland

ausgestellt worden sind, so dass die Ausnahmeregelung

des § 33a Abs. 2 Nr. 2 SGB 1 nicht einschlägig sei. Das

BSG teilt nicht die Auffassung des LSG, wonach die

Sperrwirkung des § 33a SGB I deshalb nicht bestehe,

weil das ursprünglich unvollständige Geburtsdatum

(ohne Tag und Monat der Geburt) durch die Vorlage der

später ausgestellten Urkunden lediglich vervollständigt

oder ergänzt werde und von der Sperrwirkung des § 33a

SGB I nur das ohnehin unverändert gebliebene Jahr der

Geburt erfasst sei. Dieser Auslegung stehe der Wortlaut
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des § 33a Abs. 3 SGB I entgegen, der eine entspre-

chende Anwendung der Absätze 1 und 2 des § 33a SGB

I für Geburtsdaten, (im Gegensatz zum Geburtsdatum,

von dem allein in den Absätzen 1 und 2 die Rede ist)

anordnet, die Bestandteile der Versicherungsnummer

oder eines anderen in den Sozialleistungsbereichen ver-

wendeten Kennzeichens sind. Auf gesetzlicher Grund-

lage seien aber seit jeher auch der unbekannte Tag und

Monat der Geburt – in Form von Leerziffern – Be-

standteil der Geburtsdaten in der Versicherungsnum-

mer.

Das BSG stellt u. a. weiter fest, dass die ursprüngli-

che Vergabe der Versicherungsnummer 13 000050 Q

038 korrekt auf gesetzlicher Grundlage erfolgt sei. Die

vorgeschriebene Vergabe von Leerziffern bei unbe-

kanntem Tag und Monat der Geburt sei von den jewei-

ligen Verordnungsermächtigungen gedeckt. Die nach §

33a Abs. 3 SGB I in entsprechender Anwendung der

Regelung des § 33a Abs. 1 und 2 SGB I zu beachtende

Sperrwirkung beziehe sich deshalb auch auf die nach

Maßgabe der Verordnungen gebildeten “fiktiven“ Ge-

burtsdaten bzw. die Leerziffern als Bestandteil der Ver-

sicherungsnummer.

Diese Auslegung entspreche auch der Intention des

Gesetzgebers. Mit Einfügung des § 33a SGB I sollte ei-

nerseits der Gefahr einer missbräuchlichen Inan-

spruchnahme von Sozialleistungen mittels nachträgli-

cher Änderung des amtlich festgestellten Geburtsdatums

entgegengetreten und andererseits den hierfür zuständi-

gen Instanzen die mit der Abklärung des richtigen Ge-

burtsdatums verbundene verwaltungsintensive Prüfung

erspart werden. Eine missbräuchliche Inanspruchnah-

me von Sozialleistungen wäre für eine Rentenlaufzeit

von bis zu einem Jahr auch möglich, wenn nur Tag und

Monat manipuliert würden. Auch der Verwaltungsauf-

wand sei immer gleich, unabhängig davon, ob das Jahr

oder nur der Monat der Geburt zu überprüfen sei. Nur

wenn eine vor der Erstvergabe der Versicherungsnum-

mer ausgestellte Urkunde ein anderes Geburtsdatum be-

weise, bestehe in der Regel nicht die Gefahr der mis-

sbräuchlichen Inanspruchnahme von Sozialleistungen.

„Geburtsdatenänderungen“, die nach der Erstausgabe

einer Versicherungsnummer vorgenommen werden,

bleiben – so der 5. Senat – bei der beanspruchten Neu-

vergabe der Versicherungsnummer und damit bindend

für den künftigen Leistungsfall unberücksichtigt.

In den weiteren Entscheidungsgründen erklärt das

BSG, dass die Verwaltungsübung, bei unbekanntem

Tag und Monat der Geburt stets den Beginn einer vom

Erreichen einer Altersgrenze abhängigen Rente auf den

1. Juli zu legen – also fiktiv den 1. Juli des jeweiligen Jah-

res als Geburtsdatum anzusehen – für rechtens. Durch

sie werde jedenfalls das Gesetz (§ 33a SGB I) und die

VKVV, die auf § 33a SGB I Bezug nehme, verfassungs-

konform in nicht zu beanstandender Weise umgesetzt.

Abschließend hebt das BSG hervor, dass die Rege-

lung des § 33a SGB I weder gegen das durch Art. 14

Abs. 1 GG geschützte Eigentumsrecht noch gegen den

Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG verstößt und ver-

weist auf die Entscheidungen des Europäischen Ge-

richtshofes vom 14. März 2000 (C-102/98 und C-

211/98, SozR 3-6940 Art. 3 Nr. 1), wonach § 33a SGB

I auch nicht europarechtlichen Regelungen, insbeson-

dere mit Blick auf Gleichstellungsregelungen in Asso-

ziationsabkommen, widerspricht.

3. Geschiedenenwitwenrente 

hier: Ausschlussregelung des § 243a SGB VI

§ 243 SGB VI regelt die Anspruchsvoraussetzungen

für die Gewährung von Witwen/ Witwerrenten an vor

dem 1. Juli 1977 geschiedene Ehegatten. Nach § 243a

SGB VI ist ein derartiger Rentenanspruch ausgeschlos-

sen, wenn sich der Unterhaltsanspruch des geschiede-

nen Ehegatten nach dem Recht bestimmt, das im Bei-

trittsgebiet gegolten hat. Nachfolgend ist über Urteile

im Überblick zu berichten, die sich mit der Ausschlus-

sregelung des § 243a SGB VI im Berichtsjahr 2003 be-

fasst haben.

a) Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom

2. Juni 2003 1 BvR 789/96 

Dem Beschluss des BVerfG zum Anwendungsbe-

reich des § 243a SGB VI lag folgender Sachverhalt zu

Grunde:

Die Ehe der im Beitrittsgebiet lebenden Beschwer-

deführerin war 1970 in der ehemaligen DDR rechts-

kräftig geschieden worden. Im Jahre 1985 war der ge-

schiedene Ehemann verstorben. Nach der Scheidung

war der Ehemann zu Unterhaltsleistungen an die Be-

schwerdeführerin verurteilt worden. Letztere war vor,

während und nach der Scheidung ohne Unterbrechung

berufstätig. Ab dem 1. März 1986 bezog die Beschwer-
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deführerin eine eigene Altersrente. Mit Ihrem Antrag

auf Geschiedenenwitwenrente blieb die Beschwerde-

führerin ohne Erfolg. Auch mit der beim BVerfG erho-

benen Verfassungsbeschwerde hatte die Beschwerde-

führerin keinen Erfolg. Der allgemeine Gleichheitssatz

sei nicht verletzt.

Für das Verständnis der Regelungen des § 243 und

§ 243a SGB VI ist der Zusammenhang zwischen der

Gewährung einer Geschiedenenwitwenrente und ei-

nem nachehelichen Unterhaltsanspruch wesentlich.

Fehlte dieser, kam ein Geschiedenenwitwenrentenan-

spruch als Unterhaltsanspruch nicht in Betracht. Zum

01.07.1977 wurde im Bundesgebiet mit der Einführung

des Grundsatzes der verschuldensunabhängigen Ehe-

scheidung das nacheheliche Unterhaltsrecht sowie das

Hinterbliebenenrecht neu geregelt. Danach hat sich je-

der Ehegatte nach der Scheidung grundsätzlich selbst

zu unterhalten. Durch den Versorgungsausgleich wer-

den die während der Dauer der Ehe erworbenen Ver-

sorgungsansprüche gleichmäßig zwischen den Eheleu-

ten aufgeteilt. Dadurch wird ein originärer Rentenan-

spruch des hinterbliebenen geschiedenen Ehegatten be-

gründet. In der DDR war das Scheidungs- und Schei-

dungsfolgenrecht bereits vor dem 01.07.1977 dem

Grunde nach verschuldensunabhängig geregelt. Nach-

eheliche Unterhaltsansprüche waren die Ausnahme.

Mit der Funktion eines „Überbrückungsgeldes“ waren

sie insbesondere an die Bedürftigkeit des Anspruch-

stellers und die Leistungsfähigkeit des in Anspruch Ge-

nommenen gebunden und nur für eine maximal zwei-

jährige Übergangszeit vorgesehen. Dementsprechend

gab es grundsätzlich auch keinen Anspruch auf Hin-

terbliebenenrente des geschiedenen Ehepartners.

Nach den Regelungen im Einigungsvertrag im Zuge

der Wiedervereinigung bleibt das bisherige Recht maß-

gebend, wenn die Ehe vor dem Wirksamwerden des

Beitritts geschieden worden ist. Weiter gilt das Recht

des Versorgungsausgleichs nicht für Ehegatten, die vor

dem In-Kraft-Treten des § 243 SGB VI am 01.01.1992

im Beitrittsgebiet geschieden worden sind. Selbst wenn

ausnahmsweise am 03.10.1990 ein Unterhaltsanspruch

bestand, tritt nach der Ausschlussregelung des SGB VI

bei Versterben des früheren Ehegatten an dessen Stelle

keine Geschiedenenwitwenrente.

Das BVerfG führt in seinem Beschluss aus, dass an

die Grundentscheidung, dass der bereits in der DDR ge-

regelte nacheheliche Unterhalt fortgelte, anzuknüpfen

sei, wenn es um einen Anspruch auf Geschiedenenwit-

wenrente der in der DDR Geschiedenen geht. Andern-

falls entstünden neue Ungleichheiten, wenn beim Able-

ben des Versicherten das Unterhaltsrecht der Bundesre-

publik anwendbar sein sollte. Die Ausschlussregelung

betreffe die Gruppe der vor dem 01.07.1977 in der DDR

Geschiedenen, die über einen wirtschaftlich erhebli-

chen, zeitlich nicht begrenzten Unterhaltsanspruch ver-

fügten. Sie erhalten bei Versterben des früheren Ehegat-

ten im Unterschied zu den vor diesem Zeitpunkt in den

alten Bundesländern Geschiedenen keine Geschiede-

nenwitwenrente als Unterhaltsersatzanspruch. Diese

Benachteiligung sei jedoch jedenfalls dann gerechtfer-

tigt, wenn Geschiedene innerhalb der benachteiligten

Gruppe sozial weniger schutzbedürftig seien, weil sie

über eine eigene Alterssicherung verfügten. Die Be-

schwerdeführerin werde durch das BVerfG angesichts

ihrer eigenen Alterssicherung als sozial weniger schutz-

bedürftig angesehen.

b) Entscheidung des 5. Senats vom 11. Juni 2003 – B 5 RJ

22/02 R –

Streitig war hier der Anspruch einer Klägerin auf

Geschiedenenwitwenrente aus der Versicherung des

1977 in der ehemaligen DDR verstorbenen geschiede-

nen Versicherten. Die Ehe wurde im März 1956 in der

DDR rechtskräftig geschieden. Das Scheidungsurteil

enthielt weder einen Schuldausspruch noch eine Un-

terhaltsverpflichtung. Unterhalt hat der Versicherte an

die Klägerin nicht geleistet. Im Zeitpunkt des Todes hat-

te der Versicherte seinen Wohnsitz in der DDR, die Klä-

gerin war seit September 1958 im Gebiet der Bundesre-

publik Deutschland wohnhaft. Der letzte gemeinsame

Wohnsitz vor der Scheidung war im heutigen Polen.

Der 5. Senat des BSG stellt zunächst fest, dass ein

Anspruch auf Witwenrente nach § 46 SGB VI oder Art.

2 § 11 RÜG ausgeschlossen ist, weil die Klägerin mit

dem Versicherten im Zeitpunkt seines Todes nicht ver-

heiratet war. Hierzu wird ausgeführt, dass bereits durch

die Rechtsprechung im Anschluss an die ständige

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs für die Zeit

vor der Wiedervereinigung geklärt worden sei, dass die

von den Gerichten der ehemaligen DDR gefällten

Scheidungsurteile als Urteile deutscher Gerichte

grundsätzlich auch in der Bundesrepublik wirksam sei-
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en, solange sie nicht wegen Verstoßes gegen rechts-

staatliche Grundsätze durch eine gegenteilige Ent-

scheidung eines zuständigen Zivilgerichtes gemäß §§

606 ff Zivilprozessordnung ihre Wirksamkeit verlieren.

Daran habe sich nach dem Beitritt der DDR zur Bun-

desrepublik Deutschland nichts geändert.

Auch ein Anspruch nach § 243 SGB VI auf Ge-

schiedenenwitwenrente verneint der 5. Senat. Gemäß §

243a SGB VI sei ein solcher Anspruch ausgeschlossen,

da sich der Unterhaltsanspruch nach dem Recht des

Beitrittsgebiets gerichtet habe.

Zwar könne nicht das von der Rechtsprechung ent-

wickelte interlokale Kollisionsrecht für deutsch-deut-

sche Scheidungsfälle angewandt werden, da die Ehe-

leute vor der Scheidung keinen gemeinsamen gewöhn-

lichen Aufenthalt im Gebiet der ehemaligen DDR oder

der Bundesrepublik Deutschland hatten. Vielmehr

richteten sich die Rechtsfolgen der Scheidung, hier ins-

besondere die nacheheliche Unterhaltspflicht nach

dem unwandelbaren Scheidungsstatus (Art. 17 EGBGB

a. F.). Unter Zugrundelegung des Scheidungsstatuts

aber war für den Unterhaltsanspruch der Klägerin ge-

gen ihren geschiedenen Ehemann bis zu dessen Tod al-

lein das Eherecht der damaligen DDR maßgebend.

Durch die Ausreise der Klägerin in die Bundesrepublik

Deutschland nach der Scheidung hätte sich das Schei-

dungsstatut nicht verändert. Ebenso hätte hierauf die

Wiedervereinigung keinen Einfluss. Nach Art. 234 § 5

EG BGB bleibe für den Unterhaltsanspruch eines Ehe-

gatten, dessen Ehe vor dem Wirksamwerden des Bei-

trittsgebietes geschieden worden ist, das bisherige

Recht maßgeblich.

Die Regelung des § 243a SGB VI – so auch der 5.

Senat des BSG – begegne keinen verfassungsrechtli-

chen Bedenken. Die Vorschrift des § 243a SGB VI er-

kläre sich aus der unterschiedlichen Entwicklung im

Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht der Bundesre-

publik Deutschland einerseits und der ehemaligen

DDR andererseits.

c) Entscheidung des 5. Senats des BSG vom 12. Dezember

2003 – B 5 RJ 18/03 R –

Im zu entscheidenden Fall wurde die 1946 ge-

schlossene Ehe der Klägerin mit dem im Februar 1987

verstorbenen Versicherten im Oktober 1968 durch Ur-

teil des Kreisgerichts Weimar, wo die Eheleute damals

lebten, geschieden. Nach der Scheidung lebte der Ver-

sicherte in den alten Bundesländern.

Der Antrag auf Geschiedenen-Witwenrente blieb in

1. und 2. Instanz ohne Erfolg.

Der 5. Senat des BSG schließt sich der Rechtspre-

chung des BGH an, wonach seit dem Inkrafttreten des

IPR-Neuregelungsgesetzes1986 im innerdeutschen

Kollisionsrecht die Bestimmung des Art. 18 Abs. 5

EGBGB entsprechend heranzuziehen ist. Demzufolge

ist für den nachehelichen Unterhalt bei deutschen

Staatsangehörigen das bundesdeutsche Recht, d. h. bei

vor dem 01.07.1977 geschiedenen Ehen das Ehegesetz

(EheG) – und damit nicht das Recht, das im Beitritts-

gebiet gegolten hat – maßgebend, wenn der unterhalts-

pflichtige geschiedene Ehegatte vor dem 03.10.1990 aus

der DDR in die Bundesrepublik Deutschland überge-

siedelt ist und der letzte wirtschaftliche Dauerzustand

nach dem 31.08.1986 (Inkrafttreten des IPR-Neurege-

lungsgesetzes) liegt.

In 2. Instanz war ausgeführt worden, die Rechtspre-

chung des BGH zur Bestimmung des nachehelichen

Unterhalts habe keine rentenrechtlichen Konsequen-

zen im Hinblick auf die Geschiedenenwitwenrente. Der

BGH habe nur über Unterhaltsansprüche nach §§ 1569

ff BGB entschieden, die erst 1977 im Zusammenhang

mit den Bestimmungen über den Versorgungsausgleich

im Rentenrecht eingeführt wurden.

Demgegenüber kommt der 5. Senat zum Ergebnis,

dass sich vorliegend der nacheheliche Unterhaltsan-

spruch nach Bundesrecht richte und der Anspruch auf

Geschiedenenwitwenrente nicht nach § 243a SGB VI

ausgeschlossen ist. Der Rechtsstreit wurde zur erneuten

Verhandlung an die 2. Instanz zurückverwiesen.

4. Berechnung des Übergangsgeldanspruchs nach § 22 SGB

VI (i. d. Fassung bis zum 31. Dezember 2000) – B 13 RJ

17/03 R –

In einer Entscheidung des BSG vom 20. November

2003 war die Höhe des dem Kläger anlässlich einer von

der LVA Rheinprovinz bewilligten Leistung zur berufli-

chen Rehabilitation zu gewährenden Übergangsgeldes

streitig.

Der Kläger war bis Mai 1996 in Deutschland ren-

tenversicherungspflichtig beschäftigt. Anschließend

war er bei einer in Luxemburg ansässigen Spedition

tätig, wobei in dieser Zeit Rentenversicherungsbeiträge
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an den zuständigen Versicherungsträger in Luxemburg

entrichtet wurden. Nachdem der Kläger zunächst einen

zweimonatigen Vorbereitungslehrgang für die berufli-

che Rehabilitation absolviert hatte, bewilligte die LVA

Rheinprovinz dem Kläger für die Zeit vom 4. Oktober

1999 bis 30. Juni 2001 eine berufliche Rehabilitations-

maßnahme in Form der Umschulung zum Industrie-

kaufmann. Für die Dauer der Maßnahmen bewilligte

die LVA Rheinprovinz dem Kläger Übergangsgeld auf

der Grundlage des Tarifvertrages für das Güterver-

kehrsgewerbe des Landes NRW und stufte den Kläger

in die Lohngruppe 3 ein. Die Gewährung höheren

Übergangsgeldes unter Berücksichtigung des in Lu-

xemburg erzielten Arbeitsentgelts lehnte die LVA

Rheinprovinz ab, weil nach dem Wortlaut des § 22 Abs.

1 SGB VI nur das Arbeitsentgelt berücksichtigt werden

könne, dass innerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn

der Rehabilitationsmaßnahme durch eine in Deutsch-

land versicherungspflichtige Tätigkeit erzielt worden

sei. Auf Grund der in Luxemburg ausgeübten Tätigkeit

sei der Kläger nicht in der deutschen, sondern in der lu-

xemburgischen Sozialversicherung versicherungs-

pflichtig gewesen. Es sei daher in dem maßgeblichen

Drei-Jahres-Zeitraum kein – in der deutschen Sozial-

versicherung relevantes – Arbeitsentgelt erzielt worden,

so dass für die Berechnung des Übergangsgeldes das ta-

rifliche Arbeitsentgelt am Wohnort des Klägers zu

Grund zu legen sei.

Das SG Düsseldorf und das LSG NRW hingegen

vertreten die Auffassung, die Vorschrift des § 22 Abs. 1

SGB VI i. d. F. bis 31. Dezember 2000 sei anzuwenden,

wonach die Höhe des Übergangsgeldes nach dem

tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt entsprechend der

Berechnung des Übergangsgeldes bei medizinischen

Leistungen zu ermitteln sei. Die LVA Rheinprovinz – so

das LSG NRW – habe zu Unrecht die Vorschrift des §

22 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI i. d. F. bis zum 31. Dezember

2000 angewandt und das Übergangsgeld auf der Grund-

lage eines aus den tarifvertraglichen Regelungen ermit-

telten „fiktiven“ Entgelts berechnet. Die maßgebliche

Vorschrift des § 22 SGB VI sei europarechtskonform

auszulegen. Zwar enthalte die Verordnung der Eu-

ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft Nr. 1408/71

(EWGVO 1408/71) keine besondere Regelung, wie

Entgelte, die auf Grund ausländischer Rechtsvorschrif-

ten gezahlt würden, bei der Berechnung des Über-

gangsgelds als ergänzende Leistungen zur Rehabilitati-

on zu berücksichtigen seien. Diese Regelungslücke sei

jedoch unter Berücksichtigung von Art. 42 des Vertra-

ges zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

(EGV) zu schließen. Der Kläger gehöre, weil er in

Deutschland und Luxemburg gearbeitet habe, zum Per-

sonenkreis der Wanderarbeitnehmer. Aus Art. 39 und

42 EGV und der diese Vorschriften konkretisierenden

EWGVO 1408/71, die die Freizügigkeit der Arbeitneh-

mer innerhalb der Gemeinschaft sicherten, sowie aus

dem Diskriminierungsverbot ergebe sich, dass Wander-

arbeitnehmer nicht gegenüber sesshaften Arbeitneh-

mern benachteiligt werden dürften. Eine solche Diskri-

minierung liege jedoch vor, wenn das Übergangsgeld

des Klägers nach dem (niedrigeren innerstaatlichen) Ta-

rifbestimmungen berechnet werde und nicht nach dem

zuletzt in Luxemburg erzielten Verdienst.

Die strittige Frage, ob das tarifliche Entgelt oder das

in Luxemburg tatsächlich erzielte Entgelt für die Be-

rechnung des Übergangsgelds zu Grunde zu legen war,

bleibt auch nach der Entscheidung des BSG vom 20.

November 2003 – zunächst – weiterhin unbeantwortet.

Der 13. Senat hat den Fall zur erneuten Entscheidung

an das LSG NRW zurückverwiesen. Es mangele an

Feststellungen des LSG für die Beantwortung der Fra-

ge, ob der Kläger für sein Klagebegehren ein Rechts-

schutzinteresse habe. Ein Rechtsschutzinteresse be-

stünde nur dann, wenn der Kläger unter Zugrundele-

gung des zuletzt in Luxemburg erzielten Arbeitsentgelts

höheres Übergangsgeld beanspruchen könnte als das,

welches ihm die LVA Rheinprovinz unter Zugrundele-

gung des Tarifvertrags für das Güterverkehrsgewerbe

Nordrhein-Westfalen zugesprochen hat. Auf Grund der

vom LSG NRW bisher getroffenen Feststellungen kön-

ne der Senat aber weder beurteilen, welches Tarifentgelt

in Anwendung des § 22 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB VI a.

F. zu Grunde zu legen sei, noch, wie hoch das vom Klä-

ger zuletzt erzielte Arbeitsentgelt gewesen sei.

Ausführungen dazu, ob der Tarifvertrag für das Gü-

terverkehrsgewerbe NRW vorliegend der maßgebliche

Tarifvertrag und die Gruppe 3 die einschlägige Tarif-

gruppe war, seien in den Entscheidungsgründen des an-

gefochtenen Urteils nicht enthalten. Unklar sei über-

dies, welches Regelentgelt aus dem für den Kläger zu-

letzt vor seiner Arbeitsunfähigkeit in Luxemburg abge-

rechneten Entgeltabrechnungszeitraum resultiere und
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welche Überstunden des Klägers bei der Höhe des i. S.

des § 22 Abs. 1 SGB VI a. F. i. V. m. § 21 Abs. 1 Satz 1

SGB VI a. F. und § 47 Abs. 2 SGB V tatsächlich erziel-

ten Entgelts zu berücksichtigen wären. Anhand eines

Vergleichs zwischen maßgeblichem tatsächlich erziel-

ten Einkommen des Klägers und maßgeblichem Tari-

fentgelt wäre nunmehr zu ermitteln, ob das in Luxem-

burg erzielte Entgelt das bei zutreffender Einstufung in

den einschlägigen Tarifvertrag maßgebliche Entgelt ein-

deutig übersteigt, damit ein Rechtsschutzbedürfnis des

Klägers bejaht werden könne.

Über den Fortgang des Verfahrens wird zu gegebe-

ner Zeit berichtet werden.

5. Rentnerprivileg und Zeitpunkt der Rentenminderung nach

durchgeführtem Versorgungsausgleich

Die Entscheidung des 8. Senates des BSG vom 26.

Februar 2003 – B 8 KN 6/02 R) befasst sich mit den in

der Praxis der Rentenversicherungsträger vielfach auf-

tretenden Fällen, in denen im Rahmen des Versor-

gungsausgleichs die Rente des Ausgleichspflichtigen,

die auf Grund des Rentnerprivilegs nach § 101 Abs. 3

SGB VI bislang ungekürzt geleistet wurde, zu mindern

ist, weil aus der Versicherung des Ausgleichsberechtig-

ten nunmehr eine Rente zu zahlen ist.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zu Grunde:

Auf der Grundlage eines Bescheides vom 12. Juni

1996 bezog der Kläger Rente wegen Berufsunfähigkeit.

Mit Scheidungsurteil vom 13. August 1998 übertrug das

zuständige Amtsgericht Rentenanwartschaften auf das

Versicherungskonto seiner früheren Ehefrau. Wegen

des sog. Rentnerprivilegs – § 101 Abs. 3 SGB VI – wur-

de die Rente wegen Berufsunfähigkeit aber zunächst

ungekürzt weitergezahlt.

Mit Schreiben vom 4. August 1999 informierte der

Rentenversicherungsträger den Kläger darüber, dass

seine frühere Ehefrau einen Rentenantrag gestellt habe

und seine laufende Rente ab dem Monat, in dem die

Rente geleistet werde, um einen Abschlag aus dem Ver-

sorgungsausgleich von derzeit 1.236,91 DM zu mindern

sei. Die Minderung wirke sich jedoch frühestens mit

Ablauf des Monats aus, in dem der Kläger dieses Schrei-

ben erhalten habe. Von diesem Zeitpunkt an würden

die bisherigen Beträge zwar vorläufig weitergezahlt, der

Kläger müsse aber mit einer Rückforderung der auf den

Versorgungsausgleich entfallenden Leistungen rech-

nen. Über den Zeitpunkt der Rentenminderung und die

tatsächlichen Auswirkungen des Versorgungsaus-

gleichs werde nach Entscheidung über den Rentenan-

trag aus der Versicherung des geschiedenen Ehegatten

ein Bescheid erteilt.

Der früheren Ehefrau wurde rückwirkend ab 1. Au-

gust 1999 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit unter

Berücksichtigung der im Wege des Versorgungsaus-

gleichs übertragenen Anwartschaften bewilligt. Darauf-

hin stellte der Rentenversicherungsträger mit Bescheid

vom 16. März 2000 die Rente des Klägers rückwirkend

zum 1. September 1999 ohne die übertragenen An-

wartschaften neu fest und forderte die entstandene

Überzahlung in Höhe von 6.151,98 DM zurück.

Der 8. Senat des BSG stellt zunächst fest, dass dem

Kläger materiell-rechtlich bereits ab dem 1. August

1999 die ungekürzte Rente nicht mehr zustand. Nach

einem rückwirkenden Wegfall des sog. Rentnerprivilegs

ist – trotz materiell zu Unrecht empfangener Leistung –

eine rückwirkende Neufeststellung der Rente des Aus-

gleichspflichtigen durch Verwaltungsakt erforderlich

und ein daraus folgender Erstattungsanspruch hin-

sichtlich der Überzahlung (§ 50 Abs. 1 Satz1 SGB X)

nur unter den Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 Satz 2

Nr. 4 SGB X zulässig, selbst wenn es dadurch zu Dop-

pelzahlungen kommen sollte.

Die rückwirkende Neufeststellung der Rente des

Klägers, einhergehend mit dem daraus folgenden Er-

stattungsanspruch aber scheitert nach Auffassung des

BSG hier daran, dass die Voraussetzungen des § 48 Abs.

1 Satz 2 Nr. 4 SGB X nicht erfüllt sind.

Nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X soll ein Ver-

waltungsakt mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung

der Verhältnisse aufgehoben werden, „soweit der Be-

troffene wusste oder nicht wusste, weil er die erforder-

liche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt hat,

dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende An-

spruch kraft Gesetzes ... teilweise weggefallen ist.“

In diesem Sinne hätte der Kläger – so der 8. Senat

des BSG – nach dem Schreiben des Rentenversiche-

rungsträgers vom 4. August 1999 jedenfalls nicht das er-

forderliche „Wissen“, dass sich wegen der rückwirken-

den Rentenbewilligung an seine frühere Ehefrau – und

auch nicht für den streitigen Zeitraum ab 1. September

1999 – sein Rentenanspruch kraft Gesetzes um monat-
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lich 1.236,91 DM vermindert. Weiter heißt es in der

Entscheidung: „Diese Kenntnis konnte und wollte in-

des das Schreiben vom 4. August 1999 nach seinem ob-

jektiven Erklärungswert nicht vermitteln. Denn hier

wird lediglich die bestehende Rechtslage geschildert

und nur insofern weiter konkretisiert, als auf die Tatsa-

che der Rentenantragstellung durch seine frühere Ehe-

frau mit einer möglichen rückwirkenden Rentenbewil-

ligung hingewiesen und der sich dann ergebende aktu-

elle Rentenabschlag berechnet wird. Ausdrücklich kün-

digt die Beklagte (Rentenversicherungsträger) an, über

den Zeitpunkt der Rentenminderung und die tatsächli-

chen Auswirkungen des Versorgungsausgleichs erst

nach der Entscheidung über den Rentenantrag aus der

Versicherung des geschiedenen Ehegatten einen Be-

scheid zu erteilen, frühestens jedoch mit dem Ablauf

des Monats, in dem der Kläger das Schreiben erhalten

habe. Damit wusste der Kläger zwar, dass eine Renten-

minderung drohte, und sein Wissen ging über das hin-

aus, was ihm durch das Scheidungsurteil oder infolge

eigener Gesetzeskenntnis bekannt war. Der entschei-

dende Tatbestand für die Minderung seines Rentenan-

spruchs kraft Gesetzes blieb jedoch weiter im Ungewis-

sen, also ob, und ggf. rückwirkend ab wann, seiner

früheren Ehefrau überhaupt auf Grund ihres Antrags ei-

ne (im vorliegenden Fall vorzeitige) Rente bewilligt

werden würde. Nur hierauf, d. h. auf den erst durch die

Rentenbewilligung mit Bescheid vom 19. Januar 2000

tatsächlich eingetretenen (teilweisen) Wegfall der Lei-

stung bezieht sich aber das nach § 48 Abs.1 Satz 2 Nr.

4 SGB X erforderliche positive „Wissen“; das Wissen

um die bloße Möglichkeit eines Wegfalls der Leistung

genügt nicht.

Dem Kläger kann auch keine grobe Fahrlässigkeit

vorgeworfen werden. Denn vor dem Rentenbescheid

konnte niemand Kenntnis davon erlangen, dass sich die

Rente des Klägers entsprechend gemindert hat. ......“

Das BSG führt weiter aus, dass ein bloßes „Wissen-

müssen“, lediglich deshalb, weil die Rentenantragstel-

lung der Ausgleichsberechtigten mitgeteilt wurde, nach

§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X nicht ausreichend ist.

Das Schreiben des Rentenversicherungsträgers vom

4. August 1999 sei nicht als Verwaltungsakt i. S. des § 31

SGB X anzusehen, der den bedingungs- und vorbehalt-

losen Rentenbescheid vom 12. Juli 1996 abgeändert oder

nachträglich mit einer Nebenbestimmung (§ 32 SGB X)

versehen hätte. Ein Verwaltungsakt liege nicht bereits

darin, dass der Rentenversicherungsträger formuliert

hatte, die bisherigen Rentenbeträge würden vorläufig

weitergezahlt und der Kläger müsse mit einer Rückfor-

derung der auf den Versorgungsausgleich entfallenden

Leistungen rechnen. Denn mit einem solchen „Verfü-

gungssatz“ werde nicht die für die Verwaltungsaktqua-

lität i. S. des § 31 SGB X entscheidende „Regelung“ ei-

nes Einzelfalles, die auf eine unmittelbare Rechtswir-

kung nach außen gerichtet ist und dem bisherigen Ren-

tenbescheid einen neuen Inhalt geben will, deutlich.

Nach dem Empfängerhorizont handele es sich le-

diglich um eine Mitteilung über eine (drohende) Ände-

rung der tatsächlichen Verhältnisse und die daraus er-

wachsenden rechtlichen Konsequenzen in Bezug auf

die Höhe der laufenden Rente, nicht aber um die Rege-

lung selbst.

Da bereits kein Verwaltungsakt vorliege, könne da-

hingestellt bleiben, ob die Änderung des Bescheides

vom 12. Juni 1996 durch Setzen einer Nebenbestim-

mung nach § 32 Abs.1 Alternativ 2 SGB X i. V. m. der

Variante nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 SGB X (Bedingung)

grundsätzlich möglich gewesen wäre. Die Bedingung,

dass die Weitergewährung einer Vergünstigung (des

sog. Rentnerprivilegs nach § 101 Abs. 1 Satz 1 SGB VI)

von dem ungewissen Eintritt eines zukünftigen Ereig-

nisses abhängig gemacht wird (der möglichen rückwir-

kenden Rentengewährung an den Ausgleichsberechtig-

ten) würde zwar „sicherstellen, dass die gesetzlichen

Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt werden“,

und es würden Doppelzahlungen vermieden. Auch

könnte sich der Ausgleichsverpflichtete auf die neue

Rechtslage einstellen, also laufende Unterhaltszahlun-

gen aus der ungekürzten Rente ebenfalls unter Vorbe-

halt stellen und sich die künftige Rentennachzahlung

des Ausgleichsberechtigten abtreten lassen bzw. not-

falls mit einem Arrest belegen. Der 8. Senat weist unter

Hinweis auf entsprechend höchstrichterliche Recht-

sprechung aber zugleich auf die Bedenken hin, ob we-

gen des Verbots der Zweckvereitelung (§ 32 Abs. 3 SGB

X) ein grundsätzlich bedingungsfeindlicher Bescheid

über die Bewilligung einer Rente wegen Berufsunfähig-

keit ohne vorherige Ankündigung nachträglich mit ei-

ner solchen Nebenbestimmung versehen werden kann.

Nach dieser Entscheidung des 8. Senates des BSG

liegen die Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4

229_253_widerspruchsaus  07.07.2004  10:26 Uhr  Seite 245



Widerspruchsausschüsse

LVA Rheinprovinz | mitteilungen 5-6/ 2004

246

erst vor, wenn feststeht, dass an dem Ausgleichsberech-

tigten eine Rente mit Zuschlag aus dem Versorgungs-

ausgleich gezahlt wird. Die bloße Möglichkeit einer

Rentengewährung und infolgedessen eine Beendigung

des Rentenprivilegs reicht nicht aus. Somit hat der Ren-

tenversicherungsträger faktisch keine Möglichkeit, die

Bösgläubigkeit des Ausgleichsverpflichteten vor Bewil-

ligung der Rente aus der Versicherung des Ausgleichs-

berechtigten herbeizuführen. Eine Rückforderung nach

den §§ 48, 50 SGB X ist dem Rentenversicherungsträ-

ger verwehrt. Mit Blick auf die Vielzahl von Fällen, in

denen es zu Doppelzahlungen aus dem Versorgungs-

ausgleich kommt, wobei diese bei langandauernden

Verfahren über Rentenansprüche des Ausgleichsbe-

rechtigten eine beträchtliche Höhe erreichen können,

ist unter dem Gesichtspunkt der Kostenneutralität des

Versorgungsausgleichs dieses Ergebnis unbefriedigend.

Es wird letztlich Aufgabe des Gesetzgebers sein, eine

die Kostenneutralität herstellende Verfahrensweise zu

regeln; denn die vom 8. Senat des BSG im Urteil vom

26. Februar 2003 aufgezeigten Alternativen (Nebenbe-

stimmungen) beinhalten – nach eigenem Bekunden des

Senats erhebliche Risiken und bewirken über Jahre kei-

ne Rechtssicherheit. Zwischenzeitlich hat der Verband

der Rentenversicherungsträger im Rahmen der Bera-

tungen zum RV-Nachhaltigkeitsgesetz beim Gesetzge-

ber angeregt, der Problematik mit einer Änderung des §

48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X oder alternativ einer Er-

weiterung des § 101 Abs. 3 SGB VI zu begegnen.

6. Vorzeitige Anhebung der Altersgrenzen bei Altersrenten

wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit

§ 41 Abs. 1 SGB VI in der Fassung des RRG 1992

sah zunächst vor, dass die Altersgrenze für die Alters-

rente wegen Arbeitslosigkeit schrittweise von 60 Jahren

für Versicherte, die nach dem 31.12.1940 geboren sind,

auf das 65. Lebensjahr anzuheben ist. Für die betroffe-

nen Jahrgänge 1941 und jüngere sollte die Anhebung

2001 beginnen und im Jahre 2012 abgeschlossen sein.

Durch das Gesetz zur Förderung eines gleitenden Über-

gangs in den Ruhestand vom 23. Juli 1996 ist die ab

2001 vorgesehene Anhebung der Altersgrenze bei Al-

tersrenten wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteil-

zeitarbeit nach § 41 Abs. 1a SGB VI zum einen auf das

Jahr 1997 vorgezogen worden, zum anderen wurde der

Anhebungszeitraum auf fünf Jahre verkürzt. Mit § 237

Abs. 2 SGB VI wurde u. a. eine Vertrauensschutzrege-

lung getroffen, nach der bis 14.02.1941 Geborene,

wenn sie am 14.02.1996 arbeitslos gewesen oder auf

Grund einer Vereinbarung oder Kündigung vor dem

14.02.1996 nach diesem Stichtag arbeitslos wurden,

weiterhin ungekürzt Altersrente wegen Arbeitslosigkeit

oder nach Altersteilzeitarbeit in Anspruch nehmen

konnten. Eine vorzeitige Inanspruchnahme der Alters-

rente ist – allerdings durch Minderung des Zugangsfak-

tors i. S. des § 77 SGB VI – möglich. Durch das RRG

1999 ist nunmehr die entsprechende Anhebung der Al-

tersgrenzen in § 237 Abs. 3 SGB VI und die Vertrau-

ensschutzregelung in § 237 Abs. 4 SGB VI übernom-

men worden.

In mehreren Verfahren vor den Sozialgerichten ist

die Verfassungswidrigkeit dieser vorzeitigen Anhebung

der Altersgrenzen geltend gemacht worden.

Das SG Köln hat mit Urteil vom 26. Juni 2003 – S 2

RJ 56/02 – die Auffassung der Rentenversicherungsträ-

ger zur Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Regelun-

gen bestätigt und einen Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1, Art.

2 und Art. 14 Abs. 1 GG verneint. In den Entschei-

dungsgründen heißt es u. a.: „Es liegt kein Verstoß gegen

Art. 3 Grundgesetz vor. Zwar wird der Personenkreis

durch Einführung der Stichtagsregelung des § 237 Abs.

4 Nr. 1 SGB VI – hier Geburtstag bis 14.02.1941 – un-

gleich behandelt. Nach Auffassung der Kammer orien-

tiert sich die Bestimmung dieses Stichtages jedoch an ei-

nem vorgegebenen Sachverhalt, nämlich dem Aspekt

der Verwaltungspraktikabilität und der Beachtung fi-

nanzieller Vorgaben. Insbesondere knüpft der Stichtag

an den Zeitpunkt des Beschlusses des Bundeskabinetts

vom 14.02.1996 an und macht damit den Vertrauens-

schutz u. a. davon abhängig, dass ein Versicherter an die-

sem Tag das 55. Lebensjahr bereits vollendet hatte. Nach

den gesetzgeberischen Intentionen – ersichtlich aus der

Bundesratsdrucksache/96 Seite 1 – war Anlass für die er-

forderlich gewordene Übergangsregelung die erhebliche

Ausweitung der Frühverrentungspraxis in den Jahren zu-

vor. Durch diese Art der betrieblichen Personalanpas-

sung seien gesetzliche Renten und Arbeitslosenversiche-

rung mit Kosten belastet worden, die letztlich nur über

höhere Beitragssätze zu finanzieren gewesen seien. Dies

schade dem Standort Deutschland und gefährde die

künftige Finanzierbarkeit sozialer Sicherungssysteme.

Insofern war schnelles Handeln geboten.“
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Im Rahmen der Prüfung des Art. 2 GG verneint das

SG Köln einen Verstoß gegen das Rückwirkungsverbot.

§ 237 Abs. 3 SGB VI beinhalte eine sog. unechte Rück-

wirkung. Regelungen mit unechter Rückwirkung seien

jedoch grundsätzlich zulässig. Schranken ergeben sich

für den Gesetzgeber allerdings aus dem Prinzip der

Rechtssicherheit, was für den Bürger in erster Linie Ver-

trauensschutz bedeute: Dieses Vertrauen sei dann ent-

täuscht, wenn das Gesetz einen entwertenden Eingriff

vornehme, mit dem der Bürger nicht zu rechnen

brauchte. Trotz dargelegter Bedenken hat das SG Köln

insoweit eine Verfassungswidrigkeit nicht angenom-

men. Insbesondere sei zu berücksichtigen, dass dem

Kläger der vorzeitige Bezug der Altersrente nicht gänz-

lich unmöglich gemacht worden sei und dem nach sei-

nen Berechnungen immerhin 13,8%igen Rentenab-

schlag die Tatsache entgegenstehe, dass er fünf Jahre

länger als der Regelaltersrentner in den Genuss einer

Altersrente gelange.

Auch eine Verletzung der Eigentumsgarantie des

Art. 14 Abs. 1 GG sieht das SG Köln nicht. Zwar liege

ein erheblicher Eingriff vor, der wegen der Finanzie-

rungsprobleme der gesetzlichen Rentenversicherung

und dem legitimen Ziel des Gesetzesgebers, die sog.

Frühverrentung insbesondere von Großkonzernen auf

Kosten der Solidargemeinschaft der Beitragszahler zu

stoppen, noch gerechtfertigt sei. Hier komme dem Ge-

setzgeber ein weiter Ermessensspielraum zu, der insbe-

sondere auch den Aspekt der schnellen finanziellen

Konsolidierung beachten dürfte.

Das SG Köln hat gegen diese Entscheidung die

Sprungrevision zugelassen. Das Revisionsverfahren ist

zwischenzeitlich neben anderen unter dem Aktenzei-

chen S 13 RJ 29/03 R beim BSG anhängig. Über den wei-

teren Fortgang des Verfahrens wird berichtet werden.

Das Bundesverfassungsgericht hat zwischenzeitlich

mit Beschluss vom 3. Februar 2004 – 1 BvR 2491/97 die

durch das Wachstums- und Beschäftigungsförderungs-

gesetz von 1996 geregelte beschleunigte Anhebung der

Altersgrenzen bei der Altersrente für Frauen für verfas-

sungsgemäß erklärt.

7. Anerkennung einer verfolgungsbedingten Ersatzzeit – 

§ 1251 Abs. 1 Nr. 4 RVO –

In dem am 14. August 2003 durch den 13. Senat des

BSG – B 13 RJ 27/02 R entschiedenen Fall war die Fra-

ge streitbefangen, ob dem zwischenzeitlich verstorbe-

nen Versicherten Altersruhegeld unter Anerkennung ei-

ner verfolgungsbedingten Ersatzzeit von Juli 1941 bis

Mai 1945 zu gewähren war. Nach den Angaben des in

Czernowitz (Bukowina/Rumänien) geborenen Versi-

cherten war dieser dort bis Juni 1941 als technischer

Arbeiter bzw. Ankerwickler beschäftigt. Nach Beginn

des deutsch-russischen Kriegs (Anfang Juli 1941) sei er

aus Angst vor der nationalsozialistischen Verfolgung in

das Innere der UdSSR, zunächst nach Taschkent und

von dort nach Tschilavic (Ural) geflohen. Nach Ende

des Kriegs sei er nach Czernowitz zurückgekehrt und

im Februar 1951 nach Israel ausgewandert.

Die LVA Rheinprovinz als beklagter Rentenversiche-

rungsträger hatte die Zeit von April 1937 bis Juni 1941

als Beitragszeit nach § 17a FRG i. V. m. § 15 FRG aner-

kannt, die Anerkennung der beantragten verfolgungsbe-

dingten Ersatzzeit – wie in vergleichbaren Fällen – abge-

lehnt. Bislang hat die LVA Rheinprovinz hierzu die Auf-

fassung vertreten, der Versicherte habe sich von Anfang

an im Ausland aufgehalten. Das Gebiet der Nordbuko-

wina mit der Hauptstadt Czernowitz sei am 28. Juni 1940

von den russischen Truppen und schließlich von der

UdSSR annektiert worden. Bevor die deutsch-rumäni-

schen Truppen in Czernowitz einmarschiert seien, habe

er sich in das Innere der UdSSR zurückgezogen. Der

Versicherte sei demnach bei seiner Flucht in dem Staat

geblieben, in dessen Machtbereich er schon früher gelebt

habe. Hiernach kam für die LVA Rheinprovinz die An-

erkennung einer Ersatzzeit nach § 1251 Abs. 1 Nr. 4 RVO

nicht in Betracht. Denn diese Regelung begünstige allein

Verfolgte gemäß § 1 Bundesentschädigungsgesetz

(BEG). Der Versicherte sei kein Verfolgter i. S. des § 1

BEG. Bei den gegen die Juden von Czernowitz gerichte-

ten Maßnahmen nach der Besetzung im Juli 1941 habe

es sich nicht um nationalsozialistische Gewaltmaßnah-

men des deutschen Staates i. S. des § BEG gehandelt,

sondern um Maßnahmen des – mit Deutschland ver-

bündeten – souveränen rumänischen Staates. Außerdem

setze ein verfolgungsbedingter Auslandsaufenthalt vor-

aus, dass der Verfolgte sich zunächst im Inland aufge-

halten und dieses – verfolgungsbedingt – verlassen habe.

Der Versicherte aber habe sich ständig außerhalb der je-

weiligen Grenzen des Deutschen Reichs aufgehalten.

Der 13. Senat hat mit seiner Entscheidung vom 14.

August 2003 die Auffassung der Vorinstanzen – entge-
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gen der Ansicht der LVA Rheinprovinz – bestätigt und

entschieden, dass bei dem hier gegebenen Sachverhalt

eine verfolgungsbedingte Ersatzzeit nach § 1251 Abs. 1

Nr. 4 RVO anzuerkennen ist.

Das BSG bejaht die Verfolgteneigenschaft i. S. der

RVO. Deren Feststellung sei nicht vom Bestehen eines

Entschädigungsanspruchs nach dem BEG abhängig.

Soweit der Bundesgerichtshofs (BGH) nach Sinn und

Zweck des BEG darauf abgestellt habe, dass der an-

fängliche – also bei Beginn der Flucht bestehende –

Auslandsaufenthalt einem verfolgungsbedingten (aus-

gleichspflichtigen) Schaden entgegenstehe, weil sich

(nur) das allgemeine Risiko der Kriegs- und Flucht-

schäden verwirklicht habe und deshalb der Geflohene

„nicht entschädigungsberechtigt“ sei, könnten diese

Grundsätze nicht ohne weiteres auf das Sozialrecht

übertragen werden. Im Rahmen der Anerkennung einer

verfolgungsbedingten Ersatzzeit in der Rentenversiche-

rung gehe es um den Ausgleich rentenrechtlicher Nach-

teile für die infolge der verfolgungsbedingten Flucht

nicht zurückgelegten Beitragszeiten. Für die im Ren-

tenrecht zu entscheidende Frage, ob der Versicherte

„Verfolgter i. S. des § 1 BEG“ sei, komme es auf die Ent-

schädigungsberechtigung nach § 1 BEG nicht an. Für

die Entschädigungsberechtigung sei in diesem Zusam-

menhang vielmehr maßgeblich darauf abzustellen, ob

der Betroffene einen Schaden in der Rentenversiche-

rung erlitten habe, für die die Rentenversicherungsge-

setze einen Ausgleich vorsehen. Im Rahmen der Aner-

kennung einer verfolgungsbedingten Ersatzzeit gehe es

gerade um den Ausgleich rentenrechtlicher Nachteile

für die infolge einer verfolgungsbedingten Flucht nicht

zurückgelegten (weiteren) Beitragszeiten.

Der Anerkennung einer verfolgungsbedingten Er-

satzzeit stehe auch nicht entgegen, dass der Versicher-

te nicht vom Inland, d. h. vom Gebiet des damaligen

Deutschen Reichs, in das Ausland geflohen ist, also kei-

ne Staatsgrenze bzw. Demarkationslinie überschritten

habe, sondern in dem Machtbereich des Staates geblie-

ben sei, in dessen Bereich er schon bisher lebte. Zwar

liege ein Auslandsaufenthalt i. S. von § 1251 Abs. 1 Nr.

4 RVO regelmäßig nur dann vor, wenn das Inland we-

gen drohender Verfolgungsmaßnahmen verlassen wor-

den ist. Denn nach Sinn und Zweck des § 1251 Abs. 1

Nr. 4 RVO setze die Anerkennung einer verfolgungsbe-

dingten Ersatzzeit voraus, dass eine Beitragszahlung

zur deutschen Rentenversicherung verfolgungsbedingt

unterblieben und durch Anrechnung einer Ersatzzeit zu

kompensieren sei. Die Kompensation unterbliebener

Beitragszahlungen beziehe sich mithin grundsätzlich

nur auf solche Zeiten, in denen ansonsten auf Grund ei-

ner versicherungspflichtigen Beschäftigung Beiträge

zur deutschen Rentenversicherung (weiter) geleistet

worden wären. Sofern man die Regelung des § 1251

Abs. 1 Nr. 4 RVO so verstehe, dass das „Hervorrufen ei-

nes Auslandsaufenthalts“ jedoch denknotwendig

zunächst den Aufenthalt im Inland (i. S. des jeweiligen

Staatsgebiets des Deutschen Reichs) und sodann die

Begründung eines Aufenthalts im Ausland (mit dem

Überschreiten einer Demarkationslinie) voraussetze,

greife diese Auslegung zu kurz und werde der vorlie-

genden Fallgestaltung nicht gerecht. Hinzu führt das

BSG wörtlich weiter aus:

„Als Ausland ist zwar grundsätzlich jedes Gebiet an-

zusehen, das außerhalb der Grenzen des Deutschen

Reichs nach seinem jeweiligen Gebietsstand gelegen ist

(BSGE 59, 23 = SozR 2200 § 1251 Nr. 116 mwN). Auch

Gebiete im Einflussbereich des Deutschen Reichs blie-

ben Ausland (VerbKomm <30. Erg-Liefg. 1. Januar

1989> § 1251 RVO RVO RdNr. 17). Allerdings ist aus-

nahmsweise auch das verlassene Einflussgebiet des

Deutschen Reichs als „Inland“ anzusehen, wenn ein

Versicherter ein Einflussgebiet des Deutschen Reichs

wegen der drohenden Verfolgungsmaßnahme verlassen

hatte und in ein anderes Ausland ging (VerbKomm,

aaO, RdNr. 17; s. auch Eicher/Haase/Rauschenbach.

Die Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten,

Stand: Januar 1997, Anm 6b zu § 250 SGB VI).

Der vorliegende Fall zeichnet sich jedoch dadurch

aus, dass alle Gebiete, in denen sich der Versicherte vor

und ab Juli 1951 aufgehalten hatte (Czernowitz, Tasch-

kent und Tschilaviz), nach den damaligen Gebietsstän-

den nicht zum Deutschen Reich gehörten, und dass der

Versicherte im staatsrechtlichen Sinne innerhalb des-

selben Staates geflohen war. Zum Zeitpunkt seiner

Flucht war die Bukowina mit der Stadt Czernowitz von

der Sowjetunion annektiert worden, so dass der Versi-

cherte – wie die Beklagte dem Anspruch des Klägers

auch entgegenhält – in strengem Sinne nur innerhalb

desselben Staates (Ausland) seinen Aufenthalt gewech-

selt hatte. Es bedarf an dieser Stelle keiner näheren Prü-

fung darüber, ob die Annektion dieses zuvor rumäni-

229_253_widerspruchsaus  07.07.2004  10:26 Uhr  Seite 248



LVA Rheinprovinz | mitteilungen 5-6/ 2004

249

schen Gebietes durch die Sowjetunion völkerrechtlich

zulässig und wirksam war. Die Flucht aus Czernowitz

in das Innere der Sowjetunion ist nach Sinn und Zweck

des § 1251 Abs. 1 Nr. 4 RVO i. V. m. §§ 17a, 15, 14 FRG

einer Flucht aus dem Inland in das Ausland gleichzu-

setzen.

Wie oben ausgeführt, stehen nach § 14 FRG fremd-

rentenrechtliche Zeiten den nach den Reichsgesetzen

zurückgelegten Zeiten gleich und können das Erfor-

dernis einer vor der Verfolgung bestandenen Vorversi-

cherung i. S. von § 1251 Abs. 2 Satz 1 RVO erfüllen. Die

vom Kläger im damaligen Ausland, d. h. in Rumänien

bzw. im von der Sowjetunion besetzten oder annektier-

ten Teil Rumäniens, zurückgelegten Beitragszeiten sind

derartige Fremdrentenzeiten, weil für die nach § 17a

FRG anerkannten Zeiten nichts anderes gilt als für an-

dere Fremdrentenzeiten auch. Damit kann es aber für

die Anerkennung einer anschließenden Ersatzzeit nicht

mehr darauf ankommen, dass der Versicherte (§ 17a i.

V. m. § 15 FRG) sich vor der Flucht nicht im Inland auf-

gehalten hat, weil § 17a FRG nur und ausdrücklich die

Einbeziehung ausländischer Beitragszeiten vorsieht

und damit für deren Anerkennung einen Auslandsauf-

enthalt voraussetzt. Als „Hervorrufen eines Ausland-

saufenthalts“ ist es deshalb auch anzusehen, wenn der

Versicherte ein im staatsrechtlichen Sinne nicht einge-

gliedertes, aber unter dem nationalsozialistischen Ein-

flussbereich des Deutschen Reichs stehendes Gebiet

verlässt und seinen Aufenthalt in einem anderen aus-

ländischen Gebiet nimmt (Eicher/Haase/Rau-

schenbach, aaO, Stand: Januar 1997, Anm 6b zu § 250

SGB VI). In diesem Fall ist das verlassene Gebiet als

„Inland“ anzusehen (Eicher/Haase/Rauschenbach,

aaO).

Nichts anderes kann gelten, wenn der Versicherte

ein solches Gebiet bereits zu einem Zeitpunkt verlässt,

für das die Erstreckung des nationalsozialistischen Ein-

flussbereichs und die damit verbundenen Verfolgungs-

maßnahmen unmittelbar bevorstanden. Nach der

Rechtsprechung des BGH (LM Nr. 89 zu § 1 BEG 1956;

Nr. 49, 51 zu § 2 BEG 1956) und des BSG (SozR 5070

§ 9 Nr. 3; SozR 3-5070 § 20 Nr. 6) ist der Begriff der kon-

kreten Verfolgung durch nationalsozialistische Gewalt-

maßnahmen nicht auf unmittelbare Eingriffe in die Le-

benssituation des Verfolgten beschränkt, sondern auch

dann gegeben, wenn eine allgemeine Verfolgungsgefahr

bestand, die bei verständiger Würdigung erwarten ließ,

dass der Einzelne in absehbarer Zeit von nationalso-

zialistischen Gewaltmaßnahmen betroffen sein würde

und er sich dieser Gefahr durch Auswanderung oder

durch andere Weise entzog. Insbesondere bei den sog.

Gruppenverfolgten – wie den Juden – ist danach eine

Entschädigung auch dann geboten, wenn sie die Gefahr

eines gewaltsamen Zugriffs mit gutem Grund als gegen-

wärtig ansehen durften und sich ihr durch Flucht ent-

zogen haben, ohne abzuwarten, bis sich die gefährliche

Entwicklung zum nahe bevorstehenden Zugriff ver-

dichtet hatte (vgl. BSG SozR 3-5070 § 20 Nr. 6). Den

Angehörigen einer von den nationalsozialistischen

Machthabern verfolgten Rasse i. S. des § 1 BEG war

nicht zuzumuten, den Beginn konkreter Verfolgungs-

maßnahmen gegen ihre Person abzuwarten und erst

dann in das Ausland zu flüchten (BSG SozR 3-5070 §

20 Nr. 6). Es kann daher keinen Unterschied machen,

ob der Versicherte aus dem Deutschen Reich in seinen

jeweiligen Gebietsgrenzen bzw. aus dem Gebiet, auf das

sich der nationalsozialistische Einflussbereich erstreck-

te, floh oder ob er – kurz vor der weiteren Ausdehnung

des nationalsozialistischen Einflussbereichs – aus den

gefährdeten Gebieten unmittelbar vor deren Besetzung

floh. Beide Fälle unterscheiden sich – bei unmittelbar

bevorstehender Verfolgungsgefahr – nur durch den

Zeitpunkt der Flucht. So liegt der Fall hier“.

Der 13. Senat des BSG weist schließlich darauf hin,

dass die Frage, ob die in Czernowitz nach der im Juli

1941 erfolgten Rückeroberung durchgeführten Verfol-

gungsmaßnahmen durch staatliche rumänische Stellen

oder durch deutsche Stellen i. S. des § 1 BEG vorge-

nommen worden waren, letztlich dahinstehen könne.

Nach § 43 Abs. 1 Nr. 2 BEG seien konkrete Verfol-

gungsmaßnahmen in Rumänien bereits seit April 1941

unabhängig davon, von welchen Dienststellen die kon-

kreten Verfolgungsmaßnahmen durchgeführt wurden,

als von deutschen Dienststellen veranlasst anzusehen.

Ob zum Zeitpunkt der Flucht des Klägers auch an-

dere allgemeine Fluchtbewegungen in der Bevölkerung

vor den herannahenden rumänischen bzw. deutschen

Truppen stattgefunden haben, sei letztlich – so absch-

ließend das BSG – unerheblich, weil nach den Feststel-

lungen des LSG NRW die Flucht des Klägers allein da-

von bestimmt war, dass er sich der drohenden rassi-

schen Verfolgung entziehen wollte.
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8. BSG–Entscheidungen im Überblick

a) Entlastung von Beiträgen zur Rentenversicherung wegen

Kindererziehung

In mehreren beim 12. Senat des BSG anhängigen

Verfahren – B 12 RA 3/02 R, B 12 RA 5/02 R, B 12 RA

7/01 R – hatten die Kläger geltend gemacht, geringere

oder keine Beiträge zur Rentenversicherung zahlen zu

müssen, weil sie bereits mit der Erziehung ihrer Kinder

einen Beitrag zum Generationenvertrag geleistet hät-

ten. Sie sahen in der Pflicht gleich hohe Beiträge wie

Kinderlose zahlen zu müssen, eine verfassungswidrige

Benachteiligung der Familien. Hilfsweise beantragten

die Kläger, die Rechtsfrage dem Bundesverfassungsge-

richt oder dem Europäischen Gerichtshof zur Prüfung

vorzulegen.

Klage und Berufung gegen die seitens der beklagten

BfA erteilten Bescheide blieben wegen Unbegründet-

heit ohne Erfolg. Der 13. Senat des BSG hat nunmehr

am 23. September 2003 aus formalen Gründen den Be-

scheid der BfA in Gestalt des Widerspruchsbescheides

wegen Unzuständigkeit aufgehoben und die Urteile der

Vorinstanzen abgeändert.

Für die angestrebte Entscheidung über die Versi-

cherungspflicht und die Beitragshöhe sei die beklagte

BfA als Rentenversicherungsträger nicht zuständig.

Vielmehr wäre dieses auf Grund ausdrücklicher gesetz-

licher Regelung die Krankenkasse als Einzugsstelle (§

28h Abs. 2 SGB IV). Diese alleinige Zuständigkeit der

Einzugsstelle bestehe auch dann, wenn Fragen der Ver-

sicherungs- und Beitragspflicht oder der Beitragshöhe

nur in einem einzigen Versicherungszweig (hier der

Rentenversicherung) und nur aus verfassungsrechtli-

chen Gründen umstritten sei.

Zur Versicherungspflicht, Beitragspflicht und Bei-

tragshöhe sei die gegen die BfA gerichtete Feststel-

lungsklage unzulässig gewesen, weil damit die aussch-

ließliche Zuständigkeit der Einzugsstelle unterlaufen

würde. Eine Entscheidung in der Sache gegenüber der

beigeladenen Einzugsstelle sei dem Senat verwehrt.

Daran ändere auch nichts, dass die Vorinstanzen in der

Sache entschieden hätten und die Beteiligten überein-

stimmend eine solche Entscheidung im Revisionsver-

fahren wünschten. Wenn die Verfassungsmäßigkeit ge-

setzlicher Regelungen in Zweifel gezogen werde, sei we-

gen der strengen Änderungen des Bundesverfassungs-

gerichts an die Zulässigkeit einer Vorlage zunächst die

Einhaltung von einfachrechtlichen Zuständigkeits- und

Verfahrensregelungen unerlässlich.

Ist damit die Klärung der eigentlichen Frage, ob ei-

ne Versicherungs- und Beitragspflicht in der gesetzli-

chen Rentenversicherung bei Kindererziehung verfas-

sungsrechtlich begründet ist, unbeantwortet geblieben,

so bleibt den Klägern die Möglichkeit, erneut den In-

stanzenweg zu beschreiten und nunmehr gegen die den

Rentenbeitrag einziehenden Krankenkassen (Einzugs-

stellen) vorzugehen.

b) Kein Waisenrentenanspruch während des Promotions-

studiums

Am 18. Juni 2003 hat der 4. Senat des BSG – B 4 RA

37/02 R, – entschieden, dass während eines Promoti-

onsstudiums ein Anspruch auf Zahlung einer Halbwai-

senrente nicht besteht.

Nach § 48 Abs. 4 Nr. 2a SGB VI kann ein Anspruch

auf Waisenrente auch über das 18. Lebensjahr hinaus

bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres bestehen,

wenn sich der Berechtigte in einer Schul- oder Berufs-

ausbildung befindet. Der Kläger hatte in dem zu ent-

scheidenden Fall nach erfolgreichem Abschluss des So-

ziologie-Studiums ein Promotionsstudium aufgenom-

men und aus der Versicherung des verstorbenen Vaters

für die Dauer des Studiums die Zahlung einer Halb-

waisenrente beantragt und u. a. darauf hingewiesen,

dass der Bundesfinanzhof (BFH) in einem Urteil vom

9. Juni 1999 – VI R 92/98 – das Promotionsstudiums als

Ausbildung i. S. des Einkommensteuergesetzes (EStG)

angesehen habe.

Der 4. Senat des BSG führt in der o. g. Entscheidung

aus, die Bedeutung des Wortes „Berufsausbildung“ sei

weder in § 48 Abs. 4 Nr. 2a SGB VI noch in einer ande-

ren Vorschrift des Rentenversicherungsrechts umschrie-

ben, sondern diese erschließe sich allein aus dem

Zweck, der mit der Zuerkennung des Rechts auf Halb-

waisenrente verfolgt wird. Die Zahlung der Halbwai-

senrente solle monatlich anteilig den Ausfall eines „ty-

pisierend unterstellten“ gesetzlichen Unterhaltsan-

spruchs gegen den Versicherten (§§ 1601 FF BGB) aus-

gleichen, solange das Kind u. a. aus Ausbildungsgrün-

den daran gehindert ist, sich seinen Lebensunterhalt

durch eigene Erwerbstätigkeit zu finanzieren. Demzu-

folge sei nicht jede Aus-, Fort- oder Weiterbildung, die

ein Kind nach Vollendung des 18. Lebensjahres betrei-

229_253_widerspruchsaus  07.07.2004  10:26 Uhr  Seite 250



LVA Rheinprovinz | mitteilungen 5-6/ 2004

251

be, „Berufsausbildung“ i. S. von § 48 Abs. 4 Nr. 2a SGB

VI. Eine solche liege u. a. nur vor, soweit im jeweiligen

Monat für den gewählten Beruf notwendige (nicht nur

nützliche, wünschenswerte oder förderliche) Kenntnis-

se oder praktische Fertigkeiten von einer hierfür aner-

kannten qualifizierten Ausbildungsinstitution oder Aus-

bildungsperson vermittelt werden. Der Erwerbshinde-

rungsgrund der Berufsausbildung entfalle, wenn in der

Ausbildung die notwendigen beruflichen Kenntnisse

und Fähigkeiten vermittelt worden sind, so dass die Wai-

se nach deren Abschluss ohne weitere Zusatz- oder Er-

gänzungsausbildung den gewählten Beruf ausüben

kann. Eine Berufsausbildung sei daher immer dann be-

endet, wenn der erste auf dem Arbeitsmarkt verwertba-

re Abschluss erreicht sei. In einem solchen Fall bestehe

grundsätzlich auch kein zivilrechtlicher Unterhaltsan-

spruch. Wäre aber zivilrechtlich kein Unterhalt von dem

verstorbenen Elternteil zu leisten, bestehe auch kein An-

lass, einen nicht bestehenden Unterhaltsanspruch durch

Zahlung einer Waisenrente zu kompensieren.

Der Kläger habe einen berufsqualifiziernden Ab-

schluss erreicht und die Aufnahme des Promotionsstu-

diums bilde keinen neuen Erwerbshinderungsgrund.

Ausbildungscharakter komme einer Promotion nur zu,

wenn sie an Stelle eines anderen Abschlusses die erste

Abschlussprüfung eines Hochschulstudiums darstelle.

Die Rechtsprechung des BFH zur Auslegung des Be-

griffs „Berufsausbildung“ im Rahmen des EStG recht-

fertige es nicht, diese Rechtsprechung des BSG zur Aus-

legung des entsprechenden Begriffs im Waisenrenten-

recht des SGB VI aufzugeben. Mit einer Auslegung des

Begriffs „Berufsausbildung“ in anderen Gebieten des

Sozialrechts, hier des Waisenrentenrechts des SGB VI,

habe sich der BFH nicht befasst. Infolgedessen bestehe

schon deshalb kein Anlass, jene Rechtsprechung zur

Auslegung unverändert fortbestehender sozialrechtli-

cher Vorschriften des SGB VI heranzuziehen. Darüber

hinaus stehe die Verschiedenartigkeit der Rechts- und

Regelungsbereiche einer Übertragung der Rechtspre-

chung im Einkommenssteuerrecht auf das Recht der

Waisenrente i. S. des SGB VI entgegen.

c) Anhörungserfordernis nach § 24 Abs. 1 SGB X

Der 5. Senat des BSG hat am 11. Juni 2003 – B 5 RJ

28/02 R entschieden, dass eine gesonderte Anhörung

nicht erforderlich ist, wenn im Widerspruchsverfahren

ein Bescheid ergeht, der nach § 86 Abs. 1 SGG Gegen-

stand des Verfahrens wird, dem Widerspruchsführer die

entscheidungserheblichen Tatsachen bekannt sind und

er ferner erkennt, dass insoweit noch keine endgültige

Entscheidung (in Form des Widerspruchsbescheides)

ergangen ist und dass er die Möglichkeit hat, sich zu

äußern. Die Anhörungsvorschrift des § 24 Abs. 1 SGB

X sei für diesen Fall einschränkend auszulegen. Denn

die beiden sich aus § 24 SGB X ergebenden Funktionen

der Anhörung vor der endgültigen Entscheidung seien

bei einer derartigen Fallkonstellation auch ohne geson-

dertes Anhörungsschreiben erfüllt. Insoweit könne

nichts anderes gelten als bei einem Betroffenen, dem ge-

genüber ohne Anhörung ein belastender Verwaltungs-

akt ergangen ist, der jedoch durch das Widerspruchs-

verfahren im Sinne des § 41 Abs. 1 Nr. 3 SGB X geheilt

wird. Voraussetzung sei zum einen, dass entweder der

Bescheid selbst alle wesentlichen Tatsachen nennt, auf

die die Verwaltung die Entscheidung stützt, oder aber

dem Betroffenen diese Tatsachen bereits bekannt sind.

Zum anderen müsse dem Betroffenen, damit die Nach-

holung der Anhörung durch das Widerspruchsverfah-

ren einer Anhörung vor Bescheiderteilung gleich stehen

kann, deutlich werden, dass noch keine endgültige Ent-

scheidung getroffen sei, und er zu den von der Verwal-

tung für entscheidungserheblich gehaltenen Tatsachen

nach Stellung nehmen kann.

Sollen hingegen im Widerspruchsverfahren neue

Tatsachen zu Ungunsten des Widerspruchsführes ver-

wertet werden, um die bereits im Bescheid getroffene

Entscheidung zusätzlich zu begründen, so sind dem Be-

troffenen entsprechend den Ausführungen des 5. Se-

nats nicht nur jene neu ermittelten Umstände zur

Kenntnis zu geben; ferner ist er auch noch einmal ge-

sondert auf seine Äußerungsmöglichkeit hinzuweisen,

denn sonst wird ihm im Sinne des § 24 Abs. 1 SGB X

insgesamt keine Gelegenheit gegeben, sich zu den ent-

scheidungserheblichen Tatsachen zu äußern.

d) Versicherungspflicht beschäftigter Studenten

hier: Aufnahme eines Studiums während einer Beschäfti-

gung 

Grundsätzlich unterliegen auch Studenten der für

abhängig Beschäftigte angeordneten Versicherungs-

pflicht, wenn sie einer mehr als geringfügigen Beschäf-

tigung nachgehen. Auf Grund des sog. Werkstudenten-
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privilegs besteht für sie jedoch in der Kranken-, Pflege-

und Arbeitslosenversicherung Versicherungsfreiheit

(§ 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V, § 1 Abs. 2 Satz 1 SGB XI, § 27

Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB III). Im Bereich der Renten-

versicherung ist die Versicherungsfreiheit für beschäf-

tigte Studenten seit dem 1. Oktober 1996 entfallen.

Nach der Rechtsprechung des BSG ist für die An-

nahme von Versicherungsfreiheit auf Grund des Werk-

studentenprivilegs neben dem förmlichen Status des

Studenten (Immatrikulation) erforderlich, dass das Stu-

dium Zeit und Arbeitskraft des Studenten überwiegend

in Anspruch nimmt und er damit trotz Ausübung einer

entgeltlichen Beschäftigung seinem Erscheinungsbild

nach Student bleibt. Die Beschäftigung ist demgemäß

nur versicherungsfrei, wenn und solange sie „neben“

dem Studium ausgeübt wird, ihm nach Zweck und Dau-

er untergeordnet ist, also das Studium die Hauptsache,

die Beschäftigung die Nebensache ist. In mehreren Ent-

scheidungen hat das BSG festgestellt, dass eine Be-

schäftigung Zeit und Arbeitskraft eines Studenten dann

überwiegend in Anspruch genommen wird und damit

Versicherungspflicht begründet, wenn deren zeitlicher

Umfang wöchentlich 20 Stunden übersteigt.

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung

haben bislang die Auffassung vertreten, dass Arbeit-

nehmer, die eine vor Aufnahme des Studiums ausgeüb-

te Beschäftigung fortsetzen, selbst dann der Kranken-,

Pflege- und Arbeitslosenversicherungpflicht unterlie-

gen, wenn die Beschäftigung vom Umfang her den Er-

fordernissen des Studiums angepasst wird.

Der 12. Senat des BSG hat nunmehr am 11. No-

vember 2003 in mehreren Urteilen – B 12 KR 4/03 R, B

12 KR 5/03 R und B KR 24/03 R – entschieden, dass

auch in diesen Fällen für die Annahme von Versiche-

rungsfreiheit/-pflicht entscheidend darauf abzustellen

ist, ob die Beschäftigung dem Studium nach Zweck und

Dauer untergeordnet ist.

Hierzu heißt es in der Entscheidung – B 12 KR 24/03

R – u. a. wörtlich: „Besteht zwischen dem Studium und

der weiter ausgeübten Beschäftigung kein prägender in-

nerer Zusammenhang, kommt es für die Annahme von

Versicherungsfreiheit maßgeblich auf die zeitliche Un-

terordnung der Beschäftigung unter das Studium an. In-

soweit ist aus Gründen der Gleichbehandlung auch bei

Studenten, die erst während einer Beschäftigung ein

Studium aufnehmen, von der 20-Stunden-Grenze aus-

zugehen. Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG), der

auch die Gerichte bei ihrer Auslegung des Gesetzes bin-

det (vgl. Art 1 Abs. 3 GG), verbietet es, eine Gruppe von

Normadressaten im Vergleich zu anderen Normadres-

saten anders zu behandeln, obwohl zwischen beiden

Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und sol-

chem Gewicht bestehen, dass sie die unterschiedliche

rechtliche Behandlung rechtfertigen könnten. Die für

die Rechtfertigung der Versicherungsfreiheit beschäftig-

ter Studenten (Werkstudentenprivileg) in Betracht zu

ziehenden Erwägungen (zum Meinungsstand die Nach-

weise bei Felix, SozVers 2002, 116 FF) lassen es nicht zu,

Studenten, die bereits vor der Aufnahme des Studiums

beschäftigt waren, die Versicherungsfreiheit generell zu

versagen und sie damit anders zu behandeln als Stu-

denten, die erst während des Studiums eine Beschäfti-

gung aufnehmen. Soweit durch das Studentenprivileg

Studenten zur Finanzierung ihres Studiums wirtschaft-

lich von Beiträgen entlastet werden sollen, trifft dieser

Gesetzeszweck auch auf Studenten zu, die ihre bisheri-

ge Beschäftigung im Hinblick auf ihr Studium ein-

schränken und entsprechend geringere Arbeitsentgelte

erzielen. Im Übrigen dürfte es oft von Zufällen abhän-

gen, ob ein Student Gelegenheit hat, bei seinem bisheri-

gen Arbeitgeber weiter zu arbeiten, oder ob er sich nach

Beendigung der bisherigen Beschäftigung einen neuen

Arbeitgeber oder eine andere Beschäftigung sucht“.

Nach der Entscheidung des BSG vom 11. Novem-

ber 2003 halten die Sozialversicherungsträger an der

bislang anderslautenden Rechtsauffassung/Verwal-

tungspraxis nicht mehr fest. Zukünftig wird bei Arbeit-

nehmern, die ihre Beschäftigung nach Aufnahme des

Studiums fortsetzen und ihre Arbeitszeit auf 20 Stun-

den in der Woche oder weniger reduzieren, für die ver-

sicherungsrechtliche Beurteilung in der Kranken-, Pfle-

ge- und Arbeitslosenversicherung die Werkstudenten-

regelung angewandt. Beiträge zur Kranken-, Pflege-

und Arbeitslosenversicherung, die i. S. des BSG-Ent-

scheidungen zu Unrecht entrichtet wurden, werden

nach § 26 Abs. 2 und 3 SGB IV sowie § 351 SGB III auf

Antrag des Versicherten und des Arbeitgebers erstattet.

Der Erstattungsantrag ist bei der zuständigen Einzugs-

stelle zu stellen.

Soweit allerdings während einer abhängigen Be-

schäftigung ein beruflich weiterführendes (berufsinte-

griertes) Studium aufgenommen wird und zwischen
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Studium und der weiterhin ausgeübten Beschäftigung

ein prägender innerer Zusammenhang besteht, ver-

bleibt es unter Beachtung der hierzu ergangenen Recht-

sprechung – BSG vom 10. Dezember 1998, B 12 KR

22/97 R – bei der bisherigen Verwaltungspraxis, nach

der Versicherungsfreiheit zu verneinen ist.

IV. Ausblick

Nachdem der Gesetzgeber am Ende des Berichtsjahres

2003 mit dem Zweiten und Dritten SGB VI – Ände-

rungsgesetz zur Sicherung der Leistungsfähigkeit des

Rentensystems und Stabilisierung des Beitragssatzes die

kurzfristig wirkenden Teile eines Gesamtkonzepts ver-

abschiedet hat, obliegt den Rentenversicherungsträgern

im Jahre 2004 deren Umsetzung, wobei mit Blick auf die

Mehrbelastungen der Rentenbezieher bei der Pflegever-

sicherung und den damit voraussichtlich einhergehen-

den Widerspruchs- und Klageverfahren mit einem er-

heblichen Verwaltungsmehraufwand zu rechnen ist.

Um den mittel- und langfristigen Finanzierungspro-

blemen der Rentenversicherung, die auf die steigende

Lebenserwartung und dem gleichzeitig ungünstig wer-

denden Verhältnis zwischen Beitragszahler und Rent-

ner zurückzuführen sind, zu begegnen, wird im Jahre

2004 das „Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Fi-

nanzierungsgrundlagen der Gesetzlichen Rentenversi-

cherung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz)“ weitere grundle-

gende Änderungen für die Rentenversicherung mit sich

bringen.

Überdies darf den weiteren Gesetzesvorhaben, wie

dem „Gesetz zur Neuregelung der einkommensteuer-

rechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwen-

dungen und Altersbezügen (Alterseinkünftegesetz-

AEG)“, in dem den Vorgaben des Bundesverfassungs-

gerichts Rechnung getragen werden soll, und darüber

hinaus dem „Gesetz zur Organisationsreform in der ge-

setzlichen Rentenversicherung“, welches eine Verbes-

serung der Wirtschaftlichkeit und Effektivität der Ver-

waltungsstrukturen zum Ziel hat, mit großem Interesse

entgegen gesehen werden.
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Die ehrenamtlichen Mitglieder der Widerspruchsaus-

schüsse der LVA Rheinprovinz führten am 29. und 30.

April 2004 ihre jährliche Arbeitstagung in Leverkusen

durch. Im Mittelpunkt der Beratungen standen Rechts-

fragen aus der Praxis der Widerspruchsverfahren sowie

aktuelle Rechtsentwicklungen.

Auf Einladung der Bayer AG nahmen die Aus-

schussmitglieder an einer Werksführung durch das Bay-

erwerk Leverkusen teil und informierten sich über Ar-

beitsabläufe und Arbeitsbedingungen in einem chemi-

schen Großbetrieb. Herr Volker Rittinghaus, Arbeitge-

berbeauftragter für Schwerbehinderte der Bayer AG so-

wie Frau Heidrun Rückert, Schwerbehindertenvertre-

terin der Bayer AG, berichteten über konkrete

Maßnahmen zur Unterstützung oder Integration von

Beschäftigten, die in ihrem Leistungsvermögen einge-

schränkt sind. Beispielhaft besichtigten die Wider-

spruchsausschussmitglieder eine behindertengerechte

Gebäudeausstattung auf dem Werksgelände. In einer

anschließenden Diskussionsrunde wurden verschiede-

ne Aspekte der Förderung erwerbsgeminderter Mitar-

beiter erörtert.

Zu Beginn der Arbeitstagung begrüßte der Bürger-

meister der Stadt Leverkusen, Herr Dr. Hans Klose, die

Teilnehmer. In seinem Grußwort ging Bürgermeister

Klose auf die große Verbundenheit zwischen der Stadt

Leverkusen und dem Bayerwerk ein. Er wies auch kri-

tisch auf Probleme hin, die sich bei einem industriellen

Großstandort für die Stadtentwicklung ergeben und

nannte beispielhaft, dass sich die Gewerbesteuerein-

nahmen von der Bayer AG auf Null reduziert hätten.

Positiv hob Bürgermeister Klose die gute Zusammenar-

beit zwischen dem Service-Zentrum der LVA Rhein-

provinz in Leverkusen und der Stadtverwaltung hervor.

Er wünschte der LVA Rheinprovinz und ihrer Selbst-

verwaltung weiterhin viel Erfolg im Rahmen des Um-

strukturierungsprozesses der gesetzlichen Rentenversi-

cherung.

Im fachrechtlichen Teil der Arbeitstagung berichte-

te Herr Ulrich Schröder, Leiter der Widerspruchs- und

Rechtsbehelfsstelle, über aktuelle Rechtsprechung der

1. und 2. Instanz zu Fragestellungen bei Erwerbsmin-

derungsrenten und Verweisungstätigkeiten. Die Wider-

spruchsausschussmitglieder erörterten intensiv die Ge-

währung zeitlich befristeter Erwerbsminderungsrenten

als sog. „Arbeitsmarktrenten“ für teilweise erwerbsge-

minderte Versicherte bei verschlossenem Teilzeitar-

beitsmarkt. Eingehend beschrieb Herr Schröder an-

hand verschiedener Urteile der Sozialgerichte Düssel-

dorf, Duisburg sowie des Landessozialgerichtes die

Schwiergkeiten und die Komplexität bei der Beurtei-

lung des Facharbeiterstatusses im Einzelfall oder bei

der Summierung ungewöhnlicher Leistungseinschrän-

kungen. Des Weiteren erläuterte Herr Schröder die Ver-

fahrenspraxis bei der Prüfung sog. VAP-Rentenverfah-

ren für Rentenantragsteller, die bereits eine Rente der

Versorgungsanstalt der Deutschen Post beziehen. VAP-

Rentner würden zum Teil in Abständen von einem Jahr

nach Abschluss eines erfolglosen Rentenverfahrens we-

gen Erwerbsminderung einen erneuten Rentenantrag

stellen, zumeist ungeachtet dessen, ob eine gesundheit-

liche Verschlechterung oder neue Befunde vorliegen.

Die Entwicklung dieser verwaltungsaufwändigen Ren-

tenverfahren sei allerdings deutlich rückläufig, stellte

Herr Schröder fest. Die LVA Rheinprovinz begrenze in

diesen Fällen konsequent die Sachverhaltsermittlung,

um den Verfahrensaufwand angemessen auf das not-

wendige Maß zu reduzieren. 

Den Vortragsteil am ersten Sitzungstag der Arbeits-

tagung schloss Herr Wolfgang Gerhard, Referent in der

Leitung der Abteilung Versicherung, Rente und Reha-

bilitation. Er referierte über das Gesetz zur Zahlbarma-

chung von Renten aus einer Beschäftigung in einem

Ghetto (ZRBG). Dabei stellte Herr Gerhard die Hin-

tergründe für das Zustandekommen des ZRBG auf der

Grundlage der Ghetto-Lodz-Urteile des BSG aus dem

Jahre 1997 dar. Nach dem ZRBG gelten sog. „Ghetto-

arbeitszeiten“ gebietsunabhängig als Bundesgebiets-

Beitragszeiten mit der Folge, dass Rentenzahlungen aus

diesen Zeiten ohne Beitragsnachentrichtung ins Aus-

land erfolgen können. Damit stellt das ZRBG eine Er-

gänzung zu den bestehenden Vorschriften des WGSVG

und des SGB zugunsten der im Sinne des Gesetzes Ver-

folgten dar. Die Mitglieder der Widerspruchsausschüs-

se berieten über die Auslegung und Anwendung der we-

sentlichen Anspruchsvoraussetzungen des ZRBG, wo-

Holger Baumann, Referat Selbstverwaltung

Jahrestagung der Widerspruchsausschüsse 
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nach eine Beschäftigung gegen Entgelt aus eigenem

Willensentschluss im Verhältnis zwischen Arbeitgeber

und Arbeitnehmer während eines Zwangsaufenthaltes

in einem Ghetto vorliegen muss. Die Ausschussmitglie-

der wiesen insbesondere auf die Beweisanforderungen

und die zum Teil schwierige Beweiswürdigung hin. Ins-

gesamt bewerteten die Widerspruchsausschussmitglie-

der die Ausgestaltung und Formulierung des ZRBG

durch den Gestzgeber als mangelhaft, da das Gesetz

vielfältige Auslegungsfragen aufwerfe sowie zum Teil

eindeutige und abschließende Regelungen fehlten.

Am zweiten Tag der Arbeitstagung berichtete Frau

Dr. Cornelia Büchner, Leiterin der Abteilung Ärztlicher

Dienst, über die Probleme der sozialmedizinischen Be-

gutachtung von Krebskranken. Frau Dr. Büchner führ-

te aus, dass bösartige Tumore mit jährlich etwa 330.000

Neuerkrankungen zu den häufigsten Erkrankungen in

Deutschland zählten. Nach Herz-Kreislauf-Erkrankun-

gen stellten sie die zweithäufigste Todesursache dar. Im

Folgenden ging Frau Dr. Büchner auf die Ursachen von

Krebserkrankungen ein, beschrieb die wichtigsten Un-

tersuchungsmethoden und erläuterte unterschiedliche

Therapiemöglichkeiten sowie Formen der einschlägi-

gen Rehabilitation. Die Bedeutung berufsfördernder

Leistungen zur Rehabilitation bzw. der Teilhabe am Ar-

beitsleben bei Krebskranken werde gegenwärtig noch

vielfach unterschätzt, betonte Frau Dr. Büchner. 

Eine intensive Diskussion führten die Tagungsteil-

nehmer zur sozialmedizinischen Beurteilung bei

Krebserkrankungen. Führte vor einigen Jahren die

Diagnose „Krebs“ wegen therapeutischer Ausweglosig-

keit in den meisten Fällen fast automatisch zur Renten-

antragstellung und anschließender Rentenbewilligung,

so ist nunmehr aufgrund der vielen therapeutischen

Möglichkeiten zur Verbesserung der Prognose eine dif-

ferenziertere, individuelle Betrachtung des Restleis-

tungsvermögens erforderlich. 

Herr Direktor Heinz Krumnack, Mitglied der Ge-

schäftsführung der LVA Rheinprovinz, gab den Aus-

schussmitgliedern mit seinem Referat einen Überblick

über die rentenrechtlichen Neuerungen durch das

Zweite und Dritte SGB VI-Änderungsgesetz sowie das

Alterseinkünftegesetz. Herr Krumnack stellte im Ein-

zelnen die seit dem 1. April 2004 geltenden gesetzlichen

Maßnahmen zur kurzfristigen Stabilisierung der Ren-

tenfinanzen dar. Er schilderte anhand konkreter Bei-

spiele die Auswirkungen, die sich dadurch ergeben,

dass die Rentner den Beitrag zur Pflegeversicherung

nunmehr vollständig selber tragen, die Beitragssatzver-

änderungen in der Krankenversicherung zeitnah an die

Rentner weiter gegeben werden, und der Rentenzahl-

termin für Rentenneuzugänge vom Monatsbeginn auf

das Monatsende verschoben wird. Des Weiteren ging

Herr Krumnack unter anderem auf die Aussetzung der

Rentenanpassung zum 1. Juli 2004  und die Absenkung

der Mindestschwankungsreserve ein. In seinen Aus-

führungen zum Alterseinkünftegesetz erläuterte er die

geplante nachgelagerte Besteuerung der Alterseinkünf-

te sowie die damit verbundene steuerliche Abzugs-

fähigkeit oder Freistellung der Altersvorsorgeaufwen-

dungen bei den aktiv Erwerbstätigen. Abschließend be-

schrieb Herr Krumnack die von der Bundesregierung

beabsichtigte Rentenniveausicherung.

Die Arbeitstagung 2004 der Widerspruchsausschüs-

se endete mit einem Referat von Herrn Willi Schmitz,

Referent der Leitung der Abteilung Versicherung, Ren-

te und Rehabilitation. Herr Schmitz berichtete über den

Stand des Gesetzgebungsverfahrens für das Gesetz zur

Sicherung der nachhaltigen Finanzierungsgrundlagen

der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Nachhaltig-

keitsgesetz). Hierbei hob Herr Schmitz insbesondere

die geplante Änderung der Rentenanpassungsformel

durch Einführung eines sog. Nachhaltigkeitsfaktors

hervor. Anhand von beispielhaften Berechnungen ver-

deutlichte Herr Schmitz, inwieweit der Nachhaltig-

keitsfaktor die Entwicklung der Lebenserwartung

(Zahl der Rentenbezieher) im Verhältnis zur Erwerbs-

tätigkeit (Zahl der Beitragszahler) berücksichtigt. Er

wies darauf hin, dass der Nachhaltigkeitsfaktor bis 2011

neben der Berücksichtigung des Altersvorsorgeaufwan-

des und der Bruttolohnentwicklung den jeweils aktuel-

len Rentenwert maßgeblich beeinflussen wird. Des Wei-

teren erläuterte Herr Schmitz die Anhebung der Alters-

grenze bei der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit und

nach Altersteilzeitarbeit sowie die Änderungen bei der

Bewertung schulischer und beruflicher Ausbildungszei-

ten. Mit konkreten Fallbeispielen verdeutlichte Herr

Schmitz die Auswirkungen der gesetzlichen Neurege-

lungen.

Die Vorsitzenden der Vertreterversammlung, Herr

Osinski und Herr Dr. Wohlleben, bewerteten die jährli-

che Arbeitstagung der Widerspruchsausschüsse als
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wichtige Basis für die ehrenamtliche und verantwor-

tungsvolle Arbeit der Ausschussmitglieder. Der dies-

jährige Erfahrungsaustausch in Leverkusen mit der

Erörterung aktueller Rechtsänderungen und Schwer-

punktthemen aus dem Bereich der Widerspruchsver-

fahren wurde vor allem durch die engagierten Diskus-

sionsbeiträge der Ausschussmitglieder und die fach-

kompetenten Erörterungen mit den Referenten geprägt.
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§§ 96a Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 3 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3 Satz

3, 313 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. c SGB VI i.d.F. des Gesetzes

zur Reform der Erwerbsminderungsrenten vom

20.12.2000; §§ 129, 130 Abs. 1 Satz 1, 132 Abs. 1 Satz 1

SGB III; §§ 14 Abs. 1 Satz 1, 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV;

§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X; Art. 3 Abs. 1 GG.

1. Das einer Sozialleistung zugrunde liegende Arbeit-

sentgelt wird für die Berücksichtigung der Soziallei-

stung als Hinzuverdienst bei gleichzeitigem Bezug ei-

ner Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit

grundsätzlich nach den Bestimmungen des jeweili-

gen Leistungsrechts unter Berücksichtigung der all-

gemeinen Begriffsbestimmungen im SGB ermittelt.

2. Die Behandlung der Sozialleistung als Erwerbsersat-

zeinkommen führt im Hinblick auf das Überschreiten

der Hinzuverdienstgrenze beim gleichzeitigen Bezug

einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit

nicht zu einer Verschlechterung. Sinn und Zweck der

Berücksichtigung von Hinzuverdienst gebieten eine

Rückkoppelung zur Art und Weise der Berücksich-

tigung des Erwerbseinkommens.

BSG, Urteil vom 20. November 2003 – B 13 RJ 43/02 R –

Zum Sachverhalt:

Die Beteiligten streiten darüber, ob die dem Kläger

gewährte Rente wegen Berufsunfähigkeit für die Zeit

vom 1. Juli 2001 bis 31. Juli 2002 nicht zu zahlen ist,

weil wegen zeitgleichen Bezugs von Arbeitslosengeld

(Alg) die Hinzuverdienstgrenze überschritten worden

ist. Streitig ist auch, ob die Beklagte für den Monat Juli

2001 die erbrachte Rentenleistung in Höhe von 464 DM

zurückfordern durfte.

Mit Bescheiden vom 7. und 26. März 2001 gewähr-

te die Beklagte dem am 26. Juli 1942 geborenen Kläger

– nach vorheriger Durchführung eines Heilverfahrens

mit Gewährung von Übergangsgeld – beginnend mit

dem 29. Dezember 2000 – unter Bezugnahme auf die

Hinzuverdienstgrenzen des § 96a Abs. 2 Sechstes Buch

Sozialgesetzbuch (SGB VI) – Rente wegen Berufsun-

fähigkeit als Teilrente in Höhe von einem Drittel

(454,90 DM), weil der Kläger während seiner Tätigkeit

als Kassen- und Vollstreckungsstellenleiter weiterhin

Arbeitsentgelt in Höhe von 5.468,93 DM brutto (im De-

zember 2000) bzw. 5.487,70 DM brutto (ab Januar

2001) monatlich bezog.

Nachdem der Kläger seine zuletzt auf Kosten seiner

Gesundheit ausgeübte Tätigkeit aufgegeben hatte, be-

willigte ihm das Arbeitsamt ab dem 6. Juni 2001 bis läng-

stens 21. Januar 2004 (960 Tage) Alg. Der wöchentli-

chen Leistung in Höhe von 554,26 DM lag ein Bemes-

sungsentgelt von 1.370 DM (ab 1. Januar 2002 700 Eu-

ro) wöchentlich zu Grunde, welches aus dem im Be-

messungszeitraum vom 1. Juni 2000 bis 31. Mai 2001 er-

zielten Bruttolohn – einschließlich der geleisteten

Einmalzahlungen – in Höhe von insgesamt 71.347,51

DM, dividiert durch 52 Wochen, errechnet worden war.

Mit Bescheid vom 11. Juli 2001 berechnete die Be-

klagte die Rentenleistung des Klägers auf Grund der

„Änderung der Höhe des Hinzuverdienstes“ neu mit

dem Ergebnis, dass ab 1. Juli 2001 Rente wegen Beruf-

sunfähigkeit auch als Teilrente von einem Drittel nicht

mehr zu zahlen sei, weil der insoweit zulässige Hinzu-

verdienst überschritten werde. Für die Zeit vom 1. bis

31. Juli 2001 errechnete die Beklagte eine Überzahlung

in Höhe von 464 DM. Widerspruch und Klage, mit de-

nen sich der Kläger gegen die Einbeziehung von Ein-

malleistungen in Form von Weihnachts- und Urlaubs-

geld in das dem Alg zu Grunde liegende Bemessungs-

entgelt wandte, blieben erfolglos (Widerspruchsbe-

Elke Gerhard, Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation

Berufsunfähigkeitsrente – Hinzuverdienst – Erwerbs-
ersatzeinkommen – Arbeitslosengeld

Rechtsprechung
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scheid vom 21. September 2001; Gerichtsbescheid des

Sozialgerichts vom 19. Dezember 2001).

Den Antrag des Klägers vom 15. Mai 2002, Teilren-

te zumindest für den Monat Februar 2002 zu gewähren,

weil die Hinzuverdienstgrenze – berechnet nach Tagen

– für die nur 28 Tage im Monat Februar nicht über-

schritten werde, lehnte die Beklagte mit weiterem Be-

scheid vom 3. Juni 2002 ab, weil es auf die tatsächli-

chen Leistungstage des jeweiligen Monats nicht an-

komme. Den hiergegen gemäß der ihm erteilten Rechts-

behelfsbelehrung am 28. Juni 2002 erhobenen Wider-

spruch nahm der Kläger am 23. Juli 2002 im Hinblick

auf das anhängige Berufungsverfahren zurück.

Das Landessozialgericht (LSG) hat – ohne den Be-

scheid vom 3. Juni 2002, um den die Beklagte ihre Ver-

waltungsakten ergänzt hatte, in seine Entscheidung ein-

zubeziehen – den Gerichtsbescheid des SG sowie den

Bescheid der Beklagten vom 11. Juli 2001 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheids vom 21. September 2001

aufgehoben (Urteil vom 24. September 2002) und zur

Begründung im Wesentlichen ausgeführt: Der Kläger

habe über den 30. Juni 2001 hinaus einen Zahlungsan-

spruch in Höhe eines Drittels der ihm bewilligten Ren-

te wegen Berufsunfähigkeit; eine wesentliche Änderung

der Rechtslage i.S. des § 48 Abs. 1 Satz 1 Zehntes Buch

Sozialgesetzbuch (SGB X) sei seither nicht eingetreten.

Im Vergleich zum Zeitpunkt der Bewilligung der Rente

hätten sich die maßgeblichen Verhältnisse in Bezug auf

die Berechnung des Hinzuverdienstes nicht geändert.

Nach § 96a Abs. 1 Satz 1 und 2 SGB VI in der hier an-

wendbaren, insoweit vom 1. Januar 2001 bis 31. De-

zember 2001 gültigen Fassung i.V.m. der Besitzschutz-

regelung des § 313 SGB VI werde eine Rente wegen

verminderter Erwerbsfähigkeit nur geleistet, wenn die

Hinzuverdienstgrenze nicht überschritten werde. Sie

werde nicht überschritten, wenn das Arbeitsentgelt

oder Arbeitseinkommen aus einer Beschäftigung oder

selbstständigen Tätigkeit im Monat die in Abs. 1 der

Vorschrift genannten Beträge nicht übersteige, wobei

jedoch ein zweimaliges Überschreiten derselben um je-

weils einen Betrag bis zur Höhe der Hinzuverdienst-

grenze nach Abs. 2 der Vorschrift im Laufe eines jeden

Kalenderjahres außer Betracht bleibe. Bei der Feststel-

lung des Hinzuverdienstes, der neben einer Rente we-

gen Berufsunfähigkeit erzielt werde, stehe dem Arbeit-

sentgelt oder Arbeitseinkommen das Alg gleich (§ 96a

Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB VI i.V.m. § 18a Abs. 3 Satz 1

Nr. 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch SGB IV und § 313

Abs. 1 SGB VI). Als Hinzuverdienst sei das der Sozial-

leistung zu Grunde liegende monatliche Arbeitsentgelt

oder Arbeitseinkommen zu berücksichtigen (§ 96a Abs.

3 Satz 3 SGB VI).

Die maßgebliche Hinzuverdienstgrenze habe der

Kläger auch dann nicht überschritten, wenn man das

der Sozialleistung (Alg) zu Grunde liegende monatliche

Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen berücksichtige.

Monatliches Arbeitsentgelt sei das im Zeitraum vom 1.

Juni 2000 bis 31. Mai 2001 monatlich gezahlte Entgelt;

das im Juli zusätzlich gewährte Urlaubsgeld und die

Einmalzahlung im November (Weihnachtsgeld) seien

hierbei nicht mit einzubeziehen, weil ein zweimaliges

Überschreiten der Hinzuverdienstgrenze um jeweils ei-

nen Betrag bis zur Höhe der Hinzuverdienstgrenze un-

schädlich sei. Der Umstand, dass der Kläger ab Juli 2001

Alg bezogen habe, ändere nichts an dem zu Grunde lie-

genden monatlichen Arbeitsentgelt. § 96a Abs. 3 Satz 3

SGB VI lasse sich nicht entnehmen, dass ein vom mo-

natlichen Arbeitsentgelt abweichendes monatliches

“Bemessungsentgelt” zu Grunde zu legen sei, welches

die Einmalzahlungen einschließe. Dies entspreche dem

Sinn und der Entstehungsgeschichte des § 96a SGB VI:

Durch die erstmals mit Wirkung vom 1. Januar 1999

eingeführte Vorschrift solle lediglich sichergestellt wer-

den, dass ein Versicherter, dessen Rente wegen vermin-

derter Erwerbsfähigkeit wegen eines Hinzuverdienstes

gekürzt werde, nicht besser gestellt werde, wenn an die

Stelle des Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens ei-

ne kurzfristige Lohnersatzleistung (hier: Alg) trete (BT-

Drucks. 13/8671 S 145 Nr. 47a). Lohnbestandteile, die

Gegenleistung für eine Arbeit in mehreren Lohnab-

rechnungszeiträumen ohne Zuordnung zu einem be-

stimmten Abrechnungszeitraum seien, dürften nicht zu

dem monatlichen Arbeitsentgelt i.S. des § 96a Abs. 3

SGB VI zählen. Um unbillige Ergebnisse, insbesondere

eine Benachteiligung von Arbeitslosen, zu vermeiden,

komme nur die Auslegung in Betracht, dass das monat-

liche Arbeitsentgelt, das der Sozialleistung zu Grunde

liege, dasselbe sein müsse wie das Arbeitsentgelt i.S. des

§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI und nicht das hiervon ab-

weichend berechnete Bemessungsentgelt.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Be-

klagte die Verletzung materiellen Rechts (§ 96a Abs. 3
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Satz 3 SGB VI; § 14 SGB IV). Zur Begründung führt sie

im Wesentlichen aus: „Monatlich“ i.S. des § 96a Abs. 3

Satz 3 SGB VI beziehe sich auf den rentenrechtlichen

Anrechnungsbetrag, womit allein das in der Arbeitsver-

waltung maßgebende wöchentliche Entgelt mit dem

monatlichen Hinzuverdienst in der Rentenversiche-

rung kompatibel gemacht werde. Eine Vergleichbarkeit

mit dem im Bemessungszeitraum erzielten Arbeitsent-

gelt i.S. des § 96a Abs. 1 SGB VI bestehe nicht. Daher

könne auch nicht auf das in einzelnen Monaten – ohne

Einmalzahlung – erzielte Arbeitsentgelt abgestellt wer-

den; der Anrechnungsbetrag ermittele sich allein aus

dem nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB

III) zu berechnenden Bemessungsentgelt. Da es sich bei

der Hinzuverdienstregelung des § 96a SGB VI um eine

Vorschrift des Rentenversicherungsrechts handele, sei-

en auch die für diesen Bereich festgeschriebenen Be-

rechnungsgrundsätze allein maßgeblich (§§ 121 ff. SGB

VI). Entsprechend hätten sich die Verhältnisse des Klä-

gers beim Wechsel vom Bezug von Arbeitsentgelt zum

Bezug einer Lohnersatzleistung (Alg) wesentlich geän-

dert i.S. des § 48 SGB X.

Aus den Gründen:

Die Revision der Beklagten ist unbegründet.

Der Senat ist an einer Entscheidung in der Sache

nicht gehindert, weil das LSG den am 3. Juni 2002 er-

gangenen weiteren Bescheid der Beklagten nicht in sei-

ne Entscheidung mit einbezogen hat. Dieser Bescheid

ersetzt oder ändert den Bescheid der Beklagten vom 11.

Juli 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom

21. September 2001 i.S. der § 96 Abs. 1, § 153 Abs. 1

SGG nicht. Denn geändert oder ersetzt wird ein Be-

scheid immer nur dann, wenn in seine Regelung, den

Verfügungssatz, eingegriffen und damit die Beschwer

des Betroffenen vermehrt oder vermindert wird (BSGE

4, 24, 26; BSGE 32, 11, 12; BSGE 47, 168, 170 = SozR

1500 § 96 Nr 13; Pawlack in Hennig, SGG-Komm.,

Stand März 1998, RdNr. 36 zu § 96; Binder in SGG-

Handkomm., 2003, RdNr. 7 zu § 96). Die Beklagte hat-

te aber über den Monat Februar 2002, um den es dem

Kläger im Antrag vom 15. Mai 2002 allein ging, im Be-

scheid vom 11. Juli 2001 bereits mit entschieden; der

weitere Bescheid vom 3. Juni 2002 brachte demgegenü-

ber nur – i.S. einer (nicht anfechtbaren) wiederholen-

den Verfügung – zum Ausdruck, dass die Beklagte an

ihrer Entscheidung festhalte. In eine erneute – inhaltli-

che – Sachprüfung ist die Beklagte nicht eingetreten,

weil es auf die vom Kläger angeführten (geringeren)

tatsächlichen Leistungstage im Monat Februar nicht

ankomme. Eine Änderung oder (teilweise) Ersetzung

des Bescheids vom 11. Juli 2001 in der Gestalt des Wi-

derspruchsbescheids vom 21. September 2001 hat die

Beklagte mithin gerade nicht vorgenommen, sondern

abgelehnt.

Im Ergebnis zu Recht hat das LSG die angefochte-

nen Bescheide sowie den Gerichtsbescheid des SG auf-

gehoben und eine wesentliche Änderung der Rechtsla-

ge i.S. des § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X verneint. Allerdings

geht der Senat von einem anderen rechtlichen Ansatz

aus. Auch dieser unterschiedliche Ansatz führt indes

dazu, dass dem Kläger über den 30. Juni 2001 hinaus

unverändert ein Zahlungsanspruch aus der bewilligten

Rente wegen Berufsunfähigkeit in Höhe von einem

Drittel zusteht.

Gemäß § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwal-

tungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung für die Zu-

kunft aufzuheben, soweit in den tatsächlichen oder

rechtlichen Verhältnissen, die beim Erlass des Verwal-

tungsakts vorgelegen haben, eine wesentliche Ände-

rung eingetreten ist. Eine solche wesentliche Änderung

liegt nach Auffassung des Senats im Übergang des Klä-

gers vom Arbeitsverhältnis mit Bezug eines monatli-

chen Arbeitsentgelts in die Arbeitslosigkeit mit Bezug

von Alg, das sich nach einer monatlichen Bemessungs-

grenze berechnet, nicht vor. 

Gemäß § 96a Abs. 1 Satz 1 und 2 SGB VI in der hier

anwendbaren, insoweit vom 1. Januar bis 31. Dezember

2001 geltenden Fassung i.V.m. der Besitzschutzrege-

lung des § 313 SGB VI wird eine Rente wegen vermin-

derter Erwerbsfähigkeit nur geleistet, wenn die Hinzu-

verdienstgrenze nicht überschritten wird. Sie wird nicht

überschritten, wenn das Arbeitsentgelt oder Arbeitsein-

kommen aus einer Beschäftigung oder selbstständigen

Tätigkeit im Monat die in Abs. 2 genannten Beträge

nicht übersteigt, wobei ein zweimaliges Überschreiten

um jeweils einen Betrag bis zur Höhe der Hinzuver-

dienstgrenze nach Abs. 2 im Laufe eines jeden Kalen-

derjahres außer Betracht bleibt. Da der Anspruch des

Klägers auf Rente wegen Berufsunfähigkeit am 31. De-

zember 2000 bestand, beträgt die Hinzuverdienstgren-

ze nach § 313 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. c SGB VI bei einer
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Rente wegen Berufsunfähigkeit in Höhe von einem

Drittel das 87,5-fache des aktuellen Rentenwerts (§ 68

SGB VI), vervielfältigt mit den Entgeltpunkten (§ 66

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 SGB VI) des letzten Kalenderjahres

vor Eintritt der Berufsunfähigkeit, mindestens jedoch

mit 0,5 Entgeltpunkten.

Bei der Feststellung eines Hinzuverdienstes, der ne-

ben einer Rente wegen Berufsunfähigkeit erzielt wird,

stehen dem Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen die

in § 96a Abs. 3 SGB VI aufgezählten Lohnersatzlei-

stungen gleich. Nach § 96a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB VI

i.d.F. des Jahres 2001 i.V.m. § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1

SGB IV und § 313 Abs. 1 SGB VI zählt zu diesen Sozi-

alleistungen das Alg. Als Hinzuverdienst ist nach § 96a

Abs. 3 Satz 3 SGB VI i.d.F. des Jahres 2001 das der So-

zialleistung zu Grunde liegende monatliche Arbeitsent-

gelt oder Arbeitseinkommen zu berücksichtigen.

Die Hinzuverdienstgrenze des Klägers betrug – wie

das LSG im angefochtenen Urteil zutreffend berechnet

hat – für die Rente des Klägers wegen Berufsunfähigkeit

in Höhe von einem Drittel ab Juli 2001 5.718,41 DM,

errechnet aus dem Produkt der im Jahre 1999 erzielten

Entgeltpunkte von 1,32, des aktuellen Rentenwerts von

49,51 DM und des Faktors 87,5. Nach den unwider-

sprochen gebliebenen und den Senat daher bindenden

(§ 163 SGG) Feststellungen des LSG belief sich das mo-

natliche Arbeitsentgelt des Klägers – solange dieser in

einem Arbeitsverhältnis stand – jeweils auf Beträge un-

terhalb dieser Hinzuverdienstgrenze, wobei der Um-

stand, dass zusätzlich zu den Monatsbeträgen für Juli

und November 2000 noch Beträge von 900 DM (im Ju-

li: Urlaubsgeld) bzw. 4.711,75 DM (Einmalzahlung im

November: Weihnachtsgeld) hinzukamen, trotz Über-

schreitens der Hinzuverdienstgrenze von 5.718,41 DM

in den besagten Monaten ohne Auswirkungen auf die

Rentenleistung blieb, weil ein zweimaliges Überschrei-

ten um jeweils einen Betrag bis zur Höhe der Hinzu-

verdienstgrenze unschädlich war (§ 96a Abs. 1 Satz 2

letzter Halbsatz SGB VI i.d.F. des Jahres 2001).

Durch den Umstand, dass der Kläger ab Juli 2001

Alg bezog, ergibt sich seit diesem Zeitpunkt zwar eine

Überschreitung der Hinzuverdienstgrenze von monat-

lich 5.718, 41 DM. Denn anders als das LSG geht der

erkennende Senat davon aus, dass sich das erzielte Ar-

beitsentgelt i.S. des § 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI i.d.F.

des Jahres 2001 begrifflich und inhaltlich – nach Wort-

laut und Systematik des Gesetzes – von dem der Sozi-

alleistung zu Grunde liegenden Entgelt i.S. des § 96a

Abs. 3 Satz 3 SGB VI i.d.F. des Jahres 2001 unterschei-

det. Bereits der Wortlaut des Abs. 3 Satz 3 der Vor-

schrift, der auf das der Berechnung der Sozialleistung

zu Grunde gelegte Arbeitsentgelt Bezug nimmt, indi-

ziert, dass insoweit auf die “Zugrundelegung” nach dem

jeweils für die Sozialleistung zuständigen Leistungsge-

setz abzustellen ist; und die Systematik im Aufbau des

SGB in seinen verschiedenen Büchern weist darauf hin,

dass hinsichtlich des Begriffes “Arbeitsentgelt” zu-

nächst auf die Definition dieses Begriffes in § 14 Abs. 1

Satz 1 SGB IV zurückzugreifen ist. Danach sind – re-

gelmäßig – Arbeitsentgelt alle laufenden oder einmali-

gen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleichgültig,

ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, un-

ter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie ge-

leistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäf-

tigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden.

Die Höhe des als Hinzuverdienst zu berücksichtigen-

den Arbeitsentgelts bestimmt sich sodann nach den

Vorschriften des Rechtsbereichs, aus dem die Soziallei-

stung gewährt wird. Grundsätzlich sind daher Einmal-

zahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld in den Ar-

beitsentgeltbegriff einzubeziehen, es sei denn, das Ge-

setz sieht hierfür eine besondere Ausnahme vor (Regel-

Ausnahme-Prinzip). Eine solche Ausnahme ist in § 96a

Abs. 1 Satz 2 SGB VI i.d.F. des Jahres 2001 vorgesehen,

nicht hingegen in Abs. 3 Satz 3 dieser Vorschrift. Hätte

der Gesetzgeber ein von § 14 SGB IV abweichendes 

begriffliches Verständnis des “Arbeitsentgelts” auch

hier gewollt, hätte er den Begriff einschränken müssen

(etwa: „... i.S. des § 96a Abs. 1 Satz 2“ oder „... ohne

Berücksichtigung von Einmalzahlungen“). Das dem

Alg zu Grunde liegende Bemessungsentgelt in Höhe

von wöchentlich 1.370 DM ergibt aber – umgerechnet

auf den Monat (x 4,3) – 5.891 DM und liegt damit über

der oben genannten Hinzuverdienstgrenze von monat-

lich 5.718, 41 DM.

Die Überzahlung resultiert daraus, dass in Anwen-

dung des für die Gewährung von Alg anzuwendenden

Leistungsgesetzes bestimmt ist (§ 129 SGB III), dass das

Alg 67 % oder 60 % des pauschalierten Nettoentgelts

beträgt, das sich aus dem Bruttoentgelt ergibt, das der

Arbeitslose im Bemessungszeitraum erzielt hat (Bemes-

sungsentgelt). Nach § 132 Abs. 1 Satz 1 SGB III ist Be-
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messungsentgelt das im Bemessungszeitraum durch-

schnittlich auf die Woche entfallende Entgelt; gemäß

Abs. 2 Satz 1 dieser Vorschrift ist für die Berechnung

des Bemessungsentgelts das Entgelt im Bemessungs-

zeitraum durch die Zahl der Wochen zu teilen, für die

es gezahlt worden ist.

Mithin berechnet sich das Bemessungsentgelt für

die Lohnersatzleistung Alg aus allen erhaltenen Zah-

lungen – auch Einmalzahlungen –, soweit sie der Bei-

tragspflicht zur Arbeitslosenversicherung unterliegen.

Im Gegensatz zur Bestimmung des § 96a Abs. 1 Satz 2

letzter Halbsatz SGB VI i.d.F. des Jahres 2001 für die

Berücksichtigung von tatsächlich erzieltem Arbeitsent-

gelt sind also aus dem Arbeitsentgelt, das dem Bemes-

sungsentgelt für die Berechnung des Alg zu Grunde

liegt, Einmalzahlungen nicht herauszurechnen.

Entgegen der Ansicht des LSG kann bei der Berech-

nung des Bemessungsentgelts nach § 132 Abs. 1 Satz 1

SGB III auch nicht gezielt nur auf Monate abgestellt

werden, in denen Einmalzahlungen nicht geleistet wor-

den sind. Denn gemäß § 130 Abs. 1 Satz 1 SGB III um-

fasst der Bemessungszeitraum alle Entgeltabrechnungs-

zeiträume, die in den letzten 52 Wochen vor der Entste-

hung des Anspruchs, in denen Versicherungspflicht be-

stand, enthalten sind und die beim Ausscheiden des Ar-

beitslosen aus dem Versicherungspflichtverhältnis vor

der Entstehung des Anspruchs abgerechnet waren. Eine

entsprechende „Korrektur“ dieses gesetzlich genau be-

schriebenen Bemessungszeitraums „im Lichte des § 96a

Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz SGB VI i.d.F. des Jahres

2001“, wie sie das LSG zur Vermeidung „unbilliger 

Ergebnisse“ vornehmen möchte, verbietet sich daher.

Zumindest in der Konstellation des Klägers, der als

Angestellter im öffentlichen Dienst – typischerweise –

Anspruch auf Urlaubs- und Weihnachtgeld hatte, erfor-

dern Sinn und Zweck der Regelung des § 96a Abs. 3

Satz 3 SGB VI in der Fassung des Jahres 2001 bei einem

Übergang von Erwerbs- zu Erwerbsersatzeinkommen

in der Gestalt des Alg indes eine Rückkoppelung zu

Abs. 1 Satz 2 der Vorschrift. Denn mit der Berücksich-

tigung des Erwerbsersatzeinkommens bei der Hinzu-

verdienstgrenze sollte nicht grundsätzlich etwas Ande-

res geschaffen werden als bei der Berücksichtigung ei-

nes durch Arbeit erzielten Hinzuverdienstes selbst.

Vielmehr sollte die Gesetzesänderung sicher stellen,

„dass ein Ver-sicherter, dessen Rente wegen verminder-

ter Erwerbsfähigkeit wegen eines Hinzuverdienstes

gekürzt wird, nicht besser gestellt wird, wenn an die

Stelle des Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens ei-

ne kurzfristige Lohnersatzleistung tritt“ (BT-Drucks.

13/8671 S. 118 zu Nr. 47a).

Dass der Versicherte durch den Bezug einer kurzfri-

stigen Lohnersatzleistung (hier: Alg) nicht etwa

schlechter gestellt werden sollte, versteht sich nach dem

Inhalt der Gesetzesmaterialien nicht nur von selbst;

dies lässt sich auch dem Wortlaut des § 96a Abs. 3 Satz

1 SGB VI in der Fassung des Jahres 2001 entnehmen,

wonach bei der Feststellung eines Hinzuverdienstes,

der neben einer Rente wegen Berufsunfähigkeit erzielt

wird, dem Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen die

dort genannten Lohnersatzleistungen „gleich“ stehen.

Überdies ist dieses Verständnis des § 96a Abs. 3 Satz 3

SGB VI in der Fassung des Jahres 2001 unter Berück-

sichtigung des Gleichbehandlungsgebots des Art. 3

Abs. 1 Grundgesetz auch verfassungsrechtlich geschul-

det. Denn der Arbeitnehmer verliert allein durch Ein-

tritt einer – vorübergehenden – Arbeitslosigkeit nicht

seinen Status als Arbeitnehmer. Ihn – bezogen auf Hin-

zuverdienstgrenzen – schlechter zu stellen als einen Ar-

beitnehmer, der aus einem Arbeitsverhältnis Einkom-

men erzielt, führte zu einer Ungleichbehandlung im

Wesentlichen gleicher Sachverhalte. Für eine Gleichbe-

handlung spricht auch das Ziel des SGB III, einen ar-

beitslosen Versicherten möglichst effizient wieder in ein

Arbeitsverhältnis zu vermitteln (Vorrang der Vermitt-

lung vor den Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts

bei Arbeitslosigkeit, § 4 Abs. 1 i.V.m. § 5 SGB III).

§ 96a Abs. 3 Satz 3 SGB VI in der Fassung des Jah-

res 2001 ist daher insoweit „im Lichte“ der (Grund-)Re-

gel des Abs. 1 Satz 2 der Vorschrift zu lesen, als ledig-

lich das der Lohnersatzleistung zu Grunde liegende 

Bemessungsentgelt – begrenzt auf den Höchstbetrag

des im Falle der Erzielung von Arbeitsentgelt anre-

chenbaren Hinzuverdienstes – Anrechnung findet. Nur

so lässt sich eine verfassungsrechtlich nicht zu recht-

fertigende Schlechterstellung des „passiven“ gegenüber

dem „aktiven“ Arbeitnehmer vermeiden. Die Kosten-

entscheidung beruht auf § 193 Abs. 1 SGG.

Anmerkung:

Das Urteil befasst sich mit der Problematik, in wel-

cher Höhe ein Bemessungsentgelt als Hinzuverdienst
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i.S. des § 96a SGB VI zu berücksichtigen ist, wenn die-

ses wegen der Einbeziehung von Einmalzahlungen

höher ist als das zuvor angerechnete Arbeitsentgelt.

Bei Bezug einer Sozialleistung ist als Hinzuver-

dienst das der Bemessung der Leistung zugrunde lie-

gende Arbeitsentgelt zu berücksichtigen. Hierzu zählen

seit In-Kraft-Treten des Einmalzahlungs-Neuregelungs-

gesetz von 21.12.2000 auch die in die Bemessung der

Lohnersatzleistung einfließenden Einmalzahlungen.

Allerdings werden derartige Einmalzahlungen nicht be-

stimmten Kalendermonaten zugeordnet, sondern wer-

den gleichmäßig auf den Bemessungszeitraum verteilt –

vgl. §§ 130 Abs. 1, 132 Abs.2 SGB III – (hier: 01.06.2000

bis 31.05.2001, 71.347,51 DM incl. Urlaubs- und Weih-

nachtsgeld : 52 = 1.372,07 DM wchtl. *).

Als Hinzuverdienst setzen die Rentenversiche-

rungsträger folglich für jeden Monat des Bezuges von

Arbeitslosengeld ein monatliches Bemessungsentgelt

(wchtl. Arbeitslosengeld x 13 : 3) in gleichbleibender

Höhe an.

In dem zu entscheidenden Fall führte dies dazu,

dass ab dem 01.07.2001 sämtliche Hinzuverdienstgren-

zen überschritten wurden und kein Zahlungsanspruch

auf die Berufsunfähigkeitsrente mehr bestand. Dem ge-

genüber hatten die während der Erwerbsphase eben-

falls geleisteten Einmalzahlungen aufgrund des zulässi-

gen zweimaligen Überschreitens in den beiden Auszah-

lungsmonaten gem. § 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI durch-

gehend zur Zahlung einer Berufsunfähigkeitsrente in

Höhe von einem Drittel geführt.

Damit hatte die an die Stelle des Arbeitsentgelts

getretene – niedrigere – Lohnersatzleistung eine Ren-

tenminderung bzw. eine Nichtleistung bewirkt.

Mit diesem – auch sozialpolitisch – unbefriedigenden

Ergebnis haben sich die Rentenversicherungsträger mehr-

fach auseinander gesetzt. Zuletzt wurde anlässlich der

Sitzung der AGFAVR 3/2003 am 29.10.2003 unter TOP 2

beschlossen, dass sich aufgrund der Anwendung des

§ 96a Abs. 3 Satz 3 SGB VI durch den Bezug einer Sozial-

leistung im Anschluss an eine Beschäftigung aufgrund 

einer in das Bemessungsentgelt einbezogenen Einmal-

zahlung keine niedrigere Erwerbsminderungsrente erge-

ben darf als während der Beschäftigung davor. In ein-

schlägigen Fällen erfragen die Rentenversicherungsträger

nunmehr (mittels bundeseinheitlichem Vordruck) bei den

jeweiligen Trägern der Lohnersatzleistung (z.B. Agentur

für Arbeit, Krankenkasse) die Höhe des Bemessungsent-

gelts unter Außerachtlassung von Einmalzahlungen und

errechnen hieraus den maßgebenden Hinzuverdienst.

Das Urteil des 13. Senats bestätigt grundsätzlich

die Auffassung der Rentenversicherungsträger. Es

stellt klar, dass Einmalzahlungen in den Arbeitsentgelt-

begriff i.S. des § 96a Abs. 3 Satz 3 SGB VI einzubezie-

hen sind und damit zum Bemessungsentgelt für die Er-

rechnung der Lohnersatzleistung heranzuziehen sind. 

Das BSG hat zwar ausgeführt, dass „mit der Berück-

sichtigung des Erwerbsersatzeinkommens bei der Hin-

zuverdienstgrenze nicht grundsätzlich etwas anderes

geschaffen werden soll als bei der Berücksichtigung ei-

nes durch Arbeit erzielten Hinzuverdienstes selbst“, je-

doch lässt es offen, wie letztendlich der maßgebende

Hinzuverdienst zu ermitteln ist.

Bei der zur Entscheidung stehenden Fallgestaltung

handelt es sich um einen Angestellten im öffentlichen

Dienst, der Arbeitsentgelt in gleichbleibender Höhe er-

hält. Wegen der Gleichstellung der in § 96a Abs. 3 SGB

*)Das BSG geht allerdings in der Sachverhaltsdarstellung von einem wöchentlichen Bemessungsentgelt von 1.370 DM aus. Die Dif-

ferenz resultiert aus einer Berechnungsvorschrift der Arbeitsverwaltung.

Nach § 132 Abs. 3 SGB III ist u.a. bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes das Bemessungsentgelt auf den nächsten durch 5

teilbaren Euro-Betrag (bis 31.12.2001: „durch zehn teilbaren Deutsche-Mark-Betrag“) zu runden. Dies führt dazu, dass als Bemes-

sungsentgelt entweder ein niedrigeres oder ein höheres Entgelt als das ursprüngliche Arbeitsentgelt in Ansatz gebracht wird (Bei-

spiel: für ein Arbeitsentgelt zwischen 997,50 Euro und 1.002,49 Euro ist bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes ein Bemes-

sungsentgelt in Höhe von 1.000 Euro maßgebend). Wird das gerundete Bemessungsentgelt bei der Prüfung des § 96a SGB VI zu-

grunde gelegt, so kann dies in den Fällen, in denen die Hinzuverdienstgrenze nur knapp über- bzw. unterschritten wird, zu einer Än-

derung der Rentenhöhe führen.

Daher haben die Rentenversicherungsträger beschlossen, bei Anwendung des § 96a Abs. 3 Satz 3 SGB VI das ungerundete Be-

messungsentgelt zu berücksichtigen (AGFAVR 3/2003 TOP 2).

Für die Entscheidung des BSG hat die geschilderte Problematik jedoch keine Bedeutung.
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VI genannten Sozialleistung mit Arbeitsentgelt spricht

sich das Gericht dafür aus, diese (bei dem o.g. Perso-

nenkreis gleichbleibenden) Arbeitsentgelte weiterhin

als Hinzuverdienst zu berücksichtigen („... komme nur

die Auslegung in Betracht, dass das monatliche Arbeit-

sentgelt, das der Sozialleistung zu Grunde liege, dassel-

be sein müsse wie das Arbeitsentgelt i.S. des § 96a Abs.

Satz 2 SGB VI und nicht das hiervon abweichend be-

rechnete Bemessungsentgelt“).

Dieser Auffassung ist nur bedingt zuzustimmen. 

Es ist unstrittig, das das bisherige Ergebnis (Renten-

minderung bei Wechsel von Arbeitsentgelt in eine Loh-

nersatzleistung) in dieser Form nicht aufrecht erhalten

werden kann. Die Umsetzung in die Praxis – folgt man

den Ausführungen des BSG- ginge allerdings am Ge-

setzeswortlaut des § 96a Abs. 3 Satz 3 SGB VI vorbei.

Hiernach ist als Hinzuverdienst „das der Soziallei-

stung zugrunde liegende monatliche Arbeitsentgelt ...

zu berücksichtigen“; im Fall des Bezugs von Arbeitslo-

sengeld ist dies aber der Durchschnittswert der letzten

abgerechneten 52 Wochen (vgl. §§ 130 Abs. 1. 132 Abs.

2 SGB III) : 12, „hoch“gerechnet auf einen Monatsbe-

trag ( x 13 : 3). Dieser Monatsbetrag muss – insbeson-

dere bei Beschäftigten mit unterschiedlich hohen Mo-

natsverdiensten (schwankender Hinzuverdienst) –

nicht dem zuletzt bezogenen bzw. im Rahmen des § 96a

SGB VI angerechneten Arbeitsentgelt entsprechen und

kann daher höher ausfallen.

Die von den Rentenversicherungsträgern praktizier-

te „Herausrechnung von Einmalzahlungen beim Be-

messungsentgelt“ bietet die sachgerechtere Lösung an.

Auf diese Weise werden sowohl die gesetzlichen Re-

gelungen zur Ermittlung des Hinzuverdienstes beachtet

(§ 96a Abs. 3 Satz 3 SGB VI, §§ 130 Abs. 1, 132 Abs. 2

SGB III) als auch indirekt ein zweimaliges Überschrei-

tensrecht eingeräumt, indem die Einmalzahlungen un-

berücksichtigt bleiben.

Es wird allerdings nicht verkannt, dass eine völlige

Gleichbehandlung von Erwerbstätigen und Soziallei-

stungsbeziehern nicht erreicht werden kann, da die

Möglichkeit des zweimaligen zulässigen Überschrei-

tens bei Erwerbstätigen nicht allein auf Einmalzahlun-

gen beschränkt ist, sondern auch bei sonstigem Mehr-

verdienst (z.B. durch Mehrarbeit) möglich ist.
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§§ 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a, 93 Abs. 1 Nr. 1, 93 Abs. 4 Satz

4 Nr. 1 SGB VI; §§ 31 Abs. 1, 84a BVG; EinigVtr, Anlage I

Kap. VIII K Nr. 1 Buchst. a, Anlage I Kap. VIII K; § 44 Abs.

1 SGB X; § 130 Abs. 1 SGG

Im Rahmen der Anrechnung einer Verletztenrente aus

der gesetzlichen Unfallversicherung auf eine Rente aus

der gesetzlichen Rentenversicherung ist allein der Be-

schädigten- Grundfreibetrag als sogenannter Freibetrag

zu berücksichtigen, der sich aus der Anwendung des §

31 BVG ergibt (Anschluss an BSG vom 10.4.2003 – B 4 RA

32/02 R = SozR 4-2600 § 93 Nr.2).

BSG, Urteil vom 20. November 2003 – B 13 RJ 5/03 R -

Zum Sachverhalt:

Streitig ist, in welcher Höhe die Verletztenrente des

Versicherten auf die von der Beklagten gewährte Al-

tersrente (AlR) aus der gesetzlichen Rentenversiche-

rung anzurechnen ist.

Der am 28. September 1924 geborene Kläger bezog

ab 1. September 1989 eine nach den Vorschriften der

ehemaligen DDR berechnete AlR, die aufgrund des Um-

wertungs- und Anpassungsbescheids vom 20. Dezem-

ber 1992 ab 1. Januar 1992 als Regelaltersrente (RAR)

unter Anrechnung einer Verletztenrente aus der gesetz-

lichen Unfallversicherung (UV) geleistet wird. Mit Be-

scheiden vom 29. Mai 1994 und vom 13. Januar 1998

wurde die RAR jeweils neu berechnet.

Mit Schreiben vom 18. Januar 2001 beantragte der

Kläger eine Überprüfung des letzten Bescheids vom 13.

Januar 1998 mit der Begründung, bei der Anrechnung

von Einkommen gemäß § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a des

Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) sei auf-

grund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) vom 14. März 2000 (BVerfGE 102, 41 = SozR

3-3100 § 84a Nr. 3) ab dem 1. Januar 1999 bei einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 40 v.H. ei-

ne Beschädigten- Grundrente in Höhe von 297,— DM

nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) - anstelle

der von der Beklagten berücksichtigten Beschädigten-

Grundrente in Höhe von 249,— DM - als Freibetrag an-

zu-rechnen.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 14. Februar

2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 16.

Juli 2001 die Rücknahme ihres Bescheids vom 13. Ja-

nuar 1998 im Wesentlichen mit folgender Begründung

ab: Das vom Kläger angeführte Urteil des BVerfG habe

keine Auswirkung auf die Anwendung des § 93 SGB VI.

Das BVerfG habe nur für den Personenkreis der Kriegs-

opfer festgestellt, dass eine Differenzierung in der Höhe

der Beschädigten-Grundrenten jeweils nach alten und

neuen Ländern (ab dem 1. Januar 1999) gegen den

Gleichheitssatz verstoße. Bei Beziehern einer Unfall-

rente aus der gesetzlichen UV stehe das schädigende Er-

eignis nicht in Zusammenhang mit Kriegsfolgen.

Das Sozialgericht Leipzig (SG) hat mit Urteil vom

12. Dezember 2001 den Bescheid vom 14. Februar 2001

in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 16. Juli 2001

abgeändert und die Beklagte verurteilt, “unter Berück-

sichtigung einer ab dem 1. Januar 1999 einheitlich gel-

tenden Grundrente nach dem Bundesversorgungsge-

setz die Altersrente des Klägers neu zu berechnen”.

Das Sächsische Landessozialgericht (LSG) hat auf

die Berufung der Beklagten das Urteil des SG aufgeho-

Zur Berücksichtigung eines einheitlichen Freibetrages der
Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz beim 
Zusammentreffen von Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und Leistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung

Thomas Göhde, Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation

Rechtsprechung
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ben und die Klage abgewiesen. Es hat seine Entschei-

dung auf folgende Erwägungen gestützt: Eine teilweise

Rücknahme - gemäß § 44 des Zehnten Buches Sozial-

gesetzbuch (SGB X) - des Umwertungs- und Anpas-

sungsbescheids vom 20. Dezember 1992 und der Neu-

berechnungsbescheide vom 29. Mai 1994 und 13. Janu-

ar 1998 sei ausgeschlossen. Selbst unter Zugrundele-

gung der Auffassung des Klägers, aufgrund des Urteils

des BVerfG vom 14. März 2000 dürfe nach dem 31. De-

zember 1998 die Berechnung der Beschädigtenrente im

Beitrittsgebiet nicht mehr nach § 84a BVG erfolgen, sei-

en diese Bescheide zum Zeitpunkt ihres Erlasses nicht

rechtswidrig gewesen. Der Kläger könne die teilweise

Aufhebung des Bescheids vom 13. Januar 1998 und die

Neuberechnung der AlR auch nicht nach § 48 Abs. 1

SGB X verlangen, weil eine wesentliche Änderung i.S.

dieser Vorschrift aufgrund der (teilweisen) Nichtiger-

klärung des § 84a BVG durch dieses Urteil des BVerfG

nicht eingetreten sei. Die aufgrund des Urteils des

BVerfG vom 14. März 2000 durch Gesetz vom 6. De-

zember 2000 in § 84a Satz 3 BVG eingefügten Ausnah-

mefälle lägen hier nicht vor, weil der Kläger keine Be-

schädigten- Grundrente nach § 1 BVG, nach dem Häft-

lingshilfegesetz, nach dem Strafrechtlichen Rehabilita-

tionsgesetz oder nach dem Verwaltungsrechtlichen Re-

habilitationsgesetz erhalte.

In § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI würden zwar

weder § 31 BVG noch § 84a BVG zitiert, doch werde

mit dem Wortlaut “Grundrente nach dem BVG” sowohl

auf § 31 BVG als auch auf § 84a BVG verwiesen, wobei

§ 84a Satz 1 BVG auf den Einigungsvertrag (EV) weiter-

verweise. Soweit § 84a BVG vom BVerfG für nichtig er-

klärt worden sei, sei dieses Urteil auf den vorliegenden

Fall weder direkt noch entsprechend anwendbar. Un-

mittelbar würden von dem Urteil nur Kriegsbeschädigte

erfasst. Auf Bezieher von Verletztenrenten aus der ge-

setzlichen UV sei es nicht anwendbar; dem stehe der un-

terschiedliche Regelungszweck des Versorgungsan-

spruchs nach dem BVG einerseits und der Verletzten-

rente der gesetzlichen UV andererseits entgegen.

Schließlich habe das BVerfG seine Entscheidung maß-

geblich auf das Argument gestützt, es sei spätestens seit

1998 erkennbar gewesen, dass eine Gleichstellung der

Kriegsopfer in den neuen und alten Ländern bis auf Wei-

teres nicht absehbar sei und die Gefahr einer dauerhaf-

ten Ungleichbehandlung für diesen Personenkreis be-

stehe. Die Gruppe der Unfallrentenbezieher erstrecke

sich dagegen auf alle Altersgruppen, und es sei nicht

fern-liegend, dass die Gruppe der Unfallrentner-Ost das

Leistungsniveau des Westens einmal erreichen werde.

Gegen dieses Urteil richtet sich die vom LSG zuge-

lassene Revision des Klägers. Er rügt eine Verletzung

des § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI, des § 84a BVG

sowie der Art. 3 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 Satz 2 des

Grundgesetzes. Zur Begründung der Revision trägt er

im Wesentlichen folgendes vor:

Es sei nicht ersichtlich, weshalb die Beklagte bei der

Ermittlung der Summe der zusam-mentreffenden Ren-

tenbeträge überhaupt und auch weiterhin einen gemin-

derten Beschä-digten- Grundrentenbetrag für Versi-

cherte in den neuen Bundesländern angerechnet habe.

Dieses Vorgehen sei erst recht nach der Entscheidung

des BVerfG vom 14. März 2000 nicht mehr verständ-

lich. Ein immaterieller Schaden eines Beziehers einer

Verletztenrente- Ost dürfe im Verhältnis zu einem Ren-

tenbezieher-West nicht anders bewertet und berück-

sichtigt werden. Entgegen der Auffassung des Beru-

fungsgerichts ordne § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI

keine Ungleichbehandlung unfallverletzter Rentenbe-

rechtigter an; die Beklagte habe vielmehr die Grund-

rente, so wie sie in § 31 Abs. 1 BVG aufgeführt werde,

als Freibetrag im Rahmen des § 93 Abs. 2 Satz 2 Buchst.

a SGB VI zu berücksichtigen. Jedenfalls seit dem 1. Ja-

nuar 1999 sei eine Differenzierung zwischen einer so

genannten Grundrente-Ost und einer so genannten

Grundrente-West im Rahmen des § 93 SGB VI nicht

mehr gerechtfertigt, nachdem § 84a BVG seit dem 1. Ja-

nuar 1999 vom BVerfG für nichtig erklärt worden sei.....

Aus den Gründen:

Die Revision des Klägers ist begründet. Er hat einen

Anspruch auf Neufeststellung der RAR unter Berück-

sichtigung eines Freibetrags ausschließlich nach § 31

Abs. 1 BVG bei der Anrechnung der Verletztenrente aus

der gesetzlichen UV im Rahmen des § 93 Abs. 2 Nr. 2

Buchst. a SGB VI. 

Der Zulässigkeit der Klage steht vorliegend nicht

entgegen, dass der Kläger vor dem SG keinen genauen

Zahlbetrag seiner Rente eingeklagt, sondern neben der

Aufhebung des angefochtenen Widerspruchsbescheids

vom 16. Juli 2001 nur die Verurteilung der Beklagten

zur Erteilung eines neuen Bescheids beantragt hat. Der
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weitere Antrag des Klägers vor dem SG, “bei der Ein-

kommensanrechnung gemäß § 93 Abs. 2 Nr. 2a SGB VI

den Grundrentenbetrag (West) abzusetzen”, drückt das

Klagebegehren noch hinreichend klar aus. Erkennbares

Klageziel des Klägers war die Aufhebung des eine neue

Berechnung ablehnenden Bescheids der Beklagten

vom 14. Februar 2001 in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheids vom 16. Juli 2001 und die Verpflichtung der

Beklagten, bei der Berechnung des Zahlbetrags der

RAR die Vorschrift des § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB

VI in der Weise anzuwenden, dass bei der Ermittlung

der Summe der zusammentreffenden Rentenbeträge bei

der Verletztenrente aus der gesetzlichen UV der Betrag

unberücksichtigt bleibt, der ihm als Beschädigten-

Grundrente allein nach § 31 Abs. 1 BVG (so genannte

Grundrente-West) - ohne Anwendung des § 84a BVG

i.V.m. den Bestimmungen des EV (so genannte Grund-

rente-Ost) - geleistet würde. Aus dem Klageantrag wie

auch aus den angefochtenen Bescheiden ergibt sich

hinreichend klar und deutlich, dass alle anderen Be-

rechnungs- bzw. Anrechnungsfaktoren, die für den mo-

natlichen Zahlbetrag der RAR des Klägers von Bedeu-

tung sind, zwischen den Beteiligten nicht streitig sind.

In welcher Höhe die RAR für den Kläger zu zahlen ist,

sollte dagegen von Beginn an dem anschließenden

Durchführungsbescheid vorbehalten bleiben, wenn der

Kläger mit seinem Begehren durchdringt. Der Erlass ei-

nes solchen Grundurteils i.S. des § 130 Abs. 1 des So-

zialgerichtsgesetzes (SGG) ist auch möglich, wenn nur

über die Leistungshöhe gestritten wird oder wenn - wie

vorliegend - nur ein Berechnungsfaktor streitig ist (vgl.

hierzu Pawlak in Hennig, SGG-Kommentar, § 130 Rd-

Nr. 53; s. auch Meyer-Ladewig, SGG, 7. Aufl, § 130 Rd-

Nr. 2 ff; zur Zulässigkeit eines Grundurteils vgl. auch

BSGE 66, 44 = SozR 5795 § 7 Nr. 1). Dem Kläger kann

ein rechtliches Interesse an der Neuberechnung der

Rente entsprechend seinem bereits bei der Beklagten

und beim SG gestellten Antrag nicht abgesprochen wer-

den. Es unterlag von Beginn des Verfahrens an keinem

Zweifel, dass aufgrund der vom Kläger begehrten Neu-

berechnung unter Zugrundelegung der Beschädigten-

Grundrente allein nach § 31 BVG als zu berücksichti-

gendem “Freibetrag” bei der Anrechnung der Unfall-

rente im Ergebnis ein höherer Rentenzahlbetrag aus der

gesetzlichen Rentenversicherung resultiert. Dies hat die

vom Senat eingeholte Auskunft der Beklagten vom 27.

Oktober 2003 bestätigt, wonach sich für die Zeit vom 1.

Januar 1999 bis 30. November 2003 ein Nachzahlungs-

betrag in Höhe von 1.083,44 EUR ergibt, wenn die vom

Kläger begehrte Anrechnung des Freibetrags nach der

so genannten Grundrente- West zugrunde gelegt wird.

Das SG hat auch mit hinreichender Bestimmtheit

über das Klagebegehren entschieden. Soweit es die Be-

klagte verurteilt hat, unter Berücksichtigung einer ab

dem 1. Januar 1999 einheitlich geltenden Grundrente

nach dem BVG die AlR des Klägers neu zu berechnen,

so kann dieser Ausspruch unter Berücksichtigung der

Entscheidungsgründe des sozialgerichtlichen Urteils

nur dahingehend verstanden werden, dass die Beklag-

te verpflichtet wurde, die RAR des Klägers neu zu be-

rechnen und anstelle des bei der Anrechnung der Un-

fallrente zugrunde gelegten Freibetrags nach der Grun-

drente-Ost (gemäß § 84a BVG) den Freibetrag nach der

Grundrente-West (gemäß § 31 Abs. 1 BVG) zugrunde

zu legen. Aus dem vom Kläger vor dem SG gestellten

Antrag allein geht allerdings nicht hervor, ab welchem

Zeitpunkt die Neuberechnung der AlR begehrt wurde.

Gleichwohl ist auch insoweit der Streitgegenstand hin-

reichend bestimmt, weil das SG die Beklagte ausweis-

lich des Urteilstenors verurteilt hat, unter Berücksichti-

gung einer ab dem 1. Januar 1999 einheitlich geltenden

Grundrente nach dem BVG die RAR des Klägers neu zu

berechnen. Die Neuberechnung bereits ab einem frühe-

ren Zeitpunkt war von dem Kläger weder mit seinem bei

der Beklagten gestellten Antrag noch nach seinem Vor-

bringen im Klageverfahren geltend gemacht worden,

weshalb nicht davon auszugehen ist, das SG habe das

Klagebegehren hinsichtlich des streitigen Zeitraums

nicht in vollem Umfang beschieden. Ungeachtet dessen

ist vom Kläger keine Berufung gegen das Urteil des SG

mit dem Ziel einer weitergehenden Verurteilung der

Beklagten eingelegt worden und auch im Berufungs-

verfahren keine entsprechende Klageerweiterung er-

folgt. Der erkennende Senat hat somit allein darüber zu

entscheiden, ob der Kläger ab 1. Januar 1999 die Neu-

berechnung seiner RAR unter Berücksichtigung des

höheren Freibetrags gemäß § 31 BVG anstelle des bis-

her in Ansatz gebrachten Freibetrags gemäß § 84a BVG

i.V.m. den entsprechenden Bestimmungen des EV bei

der Anrechnung der Unfallrente verlangen kann.

Das Urteil des LSG kann keinen Bestand haben.

Entgegen der Auffassung des Beru-fungsgerichts ver-
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letzt die Ablehnung des Antrags des Klägers auf Neu-

berechnung seiner AlR ab dem 1. Januar 1999 diesen in

seinen Rechten. 

Anspruchsgrundlage für das Begehren des Klägers

ist § 44 SGB X. Nach § 44 Abs. 1 SGB X ist ein Ver-

waltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden

ist, mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzuneh-

men, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass ei-

nes Verwaltungsakts das Recht unrichtig angewandt

oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist,

der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozi-

alleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder Beiträge zu

Unrecht erhoben worden sind. 

Von der Beklagten ist bei der Berechnung der mo-

natlichen Zahlbeträge aus der RAR des Klägers in dem

allein zur Überprüfung gestellten Bescheid vom 13. Ja-

nuar 1998 – wie auch in den früheren Bescheiden vom

20. Dezember 1992 und vom 29. Mai 1994 – das Recht

insofern unrichtig angewandt worden, als im Rahmen

des § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI bei der Ermitt-

lung der zusammentreffenden Rentenbeträge nur ein

Beschädigten- Grundrentenbetrag unberücksichtigt ge-

blieben ist, wie er sich in Anwendung des § 84a BVG in

der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung

i.V.m. dem EV (Anlage 1 Kapitel VIII Sachgebiet K Ab-

schnitt III Nr. 1a) ergab. Richtigerweise hätte die Be-

klagte allein den Beschädigten- Grundrentenbetrag als

so genannten Freibetrag einsetzen müssen, der sich aus

der Anwendung des § 31 Abs. 1 BVG ergibt. Zu Unrecht

stützt sich die Beklagte für ihre Rechtsauffassung auf

den Wortlaut des § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI,

denn dieser differenziert nicht zwischen verschiedenen

Grundrenten bei gleichem MdE-Grad. Die Vorschrift

enthält keinen Hinweis darauf, dass zu unterscheiden

sei zwischen den Berechtigten, die zu einem bestimm-

ten Zeitpunkt den Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-

enthalt in den neuen oder alten Bundesländern hatten

bzw. haben (so auch BSG, Urteil vom 10. April 2003 -

B 4 RA 32/02 R - zur Veröffentlichung in SozR vorge-

sehen). Es ist der Beklagten zuzugeben, dass allein der

Wortlaut des § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI für ei-

ne Auslegung dahingehend offen ist, dass als Freibetrag

dann die Grundrente nach § 84a BVG i.V.m. den Be-

stimmungen des EV einzusetzen ist, wenn der Versi-

cherte die persönlichen Voraussetzungen für eine An-

wendung des § 84a BVG erfüllt. Für eine solche Ausle-

gung könnte die konjunktivische Form “...geleistet wür-

de ...” sprechen, die so verstanden werden könnte, als

sei diejenige Beschädigten-Grundrente zu berücksich-

tigen, die je nach Herkunft des Versicherten als Be-

schädigten- Grundrente konkret zu leisten wäre. Gegen

eine derartige Auslegung spricht jedoch, dass das Ren-

tenversicherungsrecht keine Vorschrift kennt, die eine

solche Differenzierung geböte. § 93 SGB VI enthält Re-

gelungen, die einheitliche Geltung im gesamten Bun-

desgebiet beanspruchen. Hierzu zählt auch der Verweis

auf die grundsätzlich im gesamten Bundesgebiet ein-

heitliche Beschädigten-Grundrente in § 93 Abs. 2 Nr. 2

Buchst. a SGB VI, die der Höhe nach nicht zwischen

Gebieten mit niedrigeren oder höheren Lebenshal-

tungskosten differenziert. Das Rentenrecht enthält kei-

ne Vorschrift, die gegenüber der allgemeinen Vorschrift

des § 93 SGB VI speziell für das Beitrittsgebiet eine ab-

weichende Regelung vorsieht. Insbesondere kann sich

die Beklagte in diesem Zusammenhang nicht auf § 84a

BVG berufen, weil dieser Vorschrift nicht zu entneh-

men ist, dass mit ihr auch die Freibetragsregelung des 

§ 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI zu Lasten der Ver-

sicherten im Beitrittsgebiet abgeändert werden sollte

(BSG, Urteil vom 10. April 2003 – a.a.O.). Die Berück-

sichtigung allein der Grundrenten nach § 31 Abs. 1

BVG für alle Berechtigten, bei denen auf die Rente aus

der gesetzlichen Rentenversicherung eine Rente aus der

UV anzurechnen ist, entspricht auch Ziel und Zweck

des § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI. Zweck der Frei-

betragsregelung ist es, beim Zusammentreffen dieser

beiden Renten den Anteil der Unfallrente von der An-

rechnung auf die Rente aus der gesetzlichen Renten-

versicherung auszunehmen, der dem Ausgleich imma-

terieller Schäden dient. Da sich aus den Unfallrenten

selbst der Anteil des immateriellen Schadens nicht er-

mitteln lässt, knüpft § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI

an die Beschädigten- Grundrente des BVG an, um so

die Gleichbehandlung der unfallverletzten Rentenbe-

rechtigten zu sichern. Bei gleichem Grad der MdE und

damit gleichem immateriellen Schaden gewährleistet

diese Regelung einen gleichen Freibetrag und trägt auf

diese Weise der Tatsache Rechnung, dass diese Schäden

bei leichten, mittelschweren und schweren Unfällen

unterschiedlich zu bemes-sen sind und damit die Fest-

setzung unterschiedlicher Freibeträge erfordern (vgl.

zum Vor-hergehenden ausführlich: BSG, Urteil vom 
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10. April 2003 – a.a.O., m.w.N.). Für die Richtigkeit die-

ser Auffassung spricht, dass § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a

SGB VI ohnehin nur pauschal auf die Grundrente nach

dem BVG verweist und dabei in Kauf nimmt, dass im

Einzelfall die Berücksichtigung eines immateriellen

Schadens durchaus unterschiedlich ausfallen kann. So

führt z.B. eine Unfallrente aufgrund eines niedrig anzu-

setzenden Jahresarbeitsverdienstes (JAV) trotz ver-

gleichsweise höherer MdE zu einem relativ niedrigen

Zahlbetrag, während sich umgekehrt aus hohem einzu-

setzenden JAV auch bei relativ niedriger MdE eine ver-

gleichsweise hohe Unfallrente ergibt. Der Anteil des im-

materiellen Schadens wird gleichwohl nur pauschal in

Anknüpfung an die Grundrente des BVG berücksich-

tigt. Allein der Umstand, dass - jedenfalls zur Zeit noch

- die Bezieher von Unfallrenten aus dem Beitrittsgebiet

möglicherweise in größerer Anzahl von einem ver-

gleichsweise hohen Freibetrag profitieren, wenn die

Unfallrente trotz relativ hoher MdE tatsächlich ver-

gleichsweise niedrig ausfällt, berechtigt nicht dazu, 

ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung von dem

niedrigeren Grundrentenbetrag des § 84a BVG i.V.m.

den Bestimmungen des EV auszugehen. Gegen die 

Annahme, für die Höhe des Freibetrags und damit für

das Ausmaß der Berücksichtigung des Anteils an im-

materiellen Schäden bei der Unfallrente komme es auf

den Wohnsitz des Unfallopfers zu einem bestimmten

Zeitpunkt an, spricht bereits der Hinweis auf die Grun-

drente nach dem BVG als Maßstab für den zu berück-

sichtigenden immateriellen Schaden. Die Grundrente

wird einheitlich gewährt ungeachtet der Lebenshal-

tungskosten am Wohnort des Berechtigten. Bis zum

Beitritt der DDR kannte das BVG keine unterschiedli-

chen Leistungssätze bei der Grundrente, obwohl die

wirtschaftlichen Verhältnisse auch in den alten Bun-

desländern durchaus unterschiedlich waren und sind

(vgl. hierzu BSGE 73, 41 = SozR 3-3100 § 84a Nr. 1).

Soweit in § 84a BVG für das Leistungsrecht des BVG

im Beitrittsgebiet Ausnahmen vorgesehen waren und

teilweise noch sind (vgl. § 84a in der ab 1. Januar 1999

geltenden Fassung aufgrund des Gesetzes zur Änderung

des Opferentschädigungsgesetzes und anderer Gesetze

vom 6. Dezember 2000 <BGBl I 1676>), kommt es 

hierauf nicht an, weil die Anknüpfung in § 93 Abs. 2 Nr.

2 Buchst. a SGB VI an § 31 BVG eine Rechtsfolgen-,

nicht aber eine Rechtsgrundverweisung beinhaltet

(BSG, Urteil vom 10. April 2003 – a.a.O.). 

Gegen die Berücksichtigung des jeweiligen Wohn-

sitzes oder Herkunftsorts des Renten-berechtigten bei

der Ermittlung des Freibetrags nach dem BVG spricht

auch § 93 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 SGB VI. Danach ist u.a.

§ 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI auch anzuwenden

beim Zusammentreffen von Renten der gesetzlichen

Rentenversicherung mit Renten einer - vergleichbaren -

ausländischen UV. Es kann keinem Zweifel unterlie-

gen, dass für diesen Personenkreis nur ein Freibetrag

nach § 31 Abs. 1 BVG in Betracht kommen kann, und

zwar ganz unabhängig davon, in welcher Höhe eine sol-

che Unfallrente vom ausländischen Unfallversiche-

rungsträger gezahlt wird. Auch hier kann - abstrakt ge-

sehen – der Anteil des immateriellen Schadens in völlig

unterschiedlichen Relationen zur jeweiligen Höhe ei-

ner Unfallrente stehen. Fällt z.B. die ausländische Un-

fallrente trotz vergleichsweise hoher MdE aufgrund der

dortigen Berechnungsmodalitäten niedrig aus, so ist

gleichwohl der sich aus § 31 Abs. 1 BVG ergebende,

vergleichsweise hohe Freibetrag zu berücksichtigen.

Umgekehrt ist bei einer vergleichsweise niedrigen Be-

messung des MdE-Grades der ausländischen Unfall-

rente nur der Freibetrag anzusetzen, wie er sich aus §

31 Abs. 1 BVG ergibt, auch wenn der Zahlbetrag der

Unfallrente aufgrund der ausländischen Berechnungs-

modalitäten relativ - zum deutschen Recht - hoch aus-

fällt. Da für die Festsetzung des Freibetrags bereits auf

§ 84a BVG in der bis zum 31. Dezember 1998 gelten-

den Fassung i.V.m. den Bestimmungen des EV nicht

zurückgegriffen werden konnte, gilt dies auch für den

aufgrund des BVerfG-Urteils geänderten bzw. ergänz-

ten § 84a BVG in der ab 1. Januar 1999 geltenden Fas-

sung, so dass der Auslegung im Rundschreiben des

Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom

17. August 2001 (BArbBl 2001 <10>, 66) nicht gefolgt

werden kann. Wie sich aus Vorstehendem ergibt, konn-

te das Urteil des BVerfG keine Änderung der Rechtsla-

ge hinsichtlich der Anwendung des § 93 Abs. 2 Nr. 2

Buchst. a SGB VI bewirken, weil die Auslegung und

Anwendung dieser Vorschrift durch die Beklagte von

Beginn an nicht dem geltenden Recht entsprach.

Der Kläger hat mit seinem Antrag von Januar 2001

nur den Bescheid vom 13. Januar 1998 zur Überprüfung

gestellt und die Berücksichtigung des höheren Freibe-

trags erst ab 1. Januar 1999 begehrt, so dass die Beklagte
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auch nur verpflichtet ist, die Rentenberechnung ab die-

sem Zeitpunkt neu vorzunehmen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 193 Abs 1

SGG.

Anmerkung:

Mit diesem Urteil kommen nunmehr der 4. Senat (Ur-

teil vom 10. April 2003, AZ.: B 4 RA 32/02) und der 13.

Senat (siehe vorstehendes Urteil) übereinstimmend zu

dem Ergebnis, dass im Rahmen der Anrechnung einer

Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung

auf eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung ein

einheitlicher Freibetrag für alle unfallverletzten Renten-

berechtigten mit gleich hohem Grad der Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdE) zu berücksichtigen und nicht

zwischen einem Grundfreibetrag Ost und West zu unter-

scheiden ist. Nach Auffassung der Rechtssprechung ken-

ne das Gesetz keinen besonderen – reduzierten – Freibe-

trag für das Beitrittsgebiet. § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a

SGB VI schließe gerade eine Ungleichbehandlung un-

fallverletzter Rentenberechtigter mit gleich hoher Min-

derung der Erwerbsfähigkeit bei der Festsetzung des

Geldwertes des Freibetrages aus. Die geringere Wirt-

schaftskraft im Beitrittsgebiet sei bereits bei dem Wert des

Rechts auf Rente (Entgeltpunkte Ost; aktueller Renten-

wert Ost) berücksichtigt und dürfe nicht zweimal zu La-

sten des Rentenberechtigten angesetzt werden. Ferner

komme auch beim Zusammentreffen von Rente der ge-

setzlichen Rentenversicherung mit Renten einer – ver-

gleichbaren – ausländischen Unfallversicherung nur ein

einheitlicher Freibetrag nach § 31 Abs. 1 BVG in Be-

tracht und zwar unabhängig davon, in welcher Höhe ei-

ne ausländische Unfallrente gezahlt werde. 

Die Rentenversicherungsträger vertreten eine ande-

re Auffassung. Zwar werde weder § 84a BVG noch § 31

BVG in § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI zitiert. Je-

doch werde mit der in § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB

VI aufgenommenen Formulierung „....Grundrente, die

nach dem Bundesversorgungsgesetz geleistet würde“

auf beide Bestimmungen verwiesen. Dieser Interpreta-

tion stehe auch nicht die Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit des § 84a

BVG vom 14. März 2000 (AZ.: 1 BvR 284/86 und

1659/96) entgegen, da von diesem Urteil unmittelbar

nur Kriegsbeschädigte erfasst seien, die eine Grundren-

te erhalten. Ferner sei aufgrund des Verfassungsge-

richtsurteils die Übergangsvorschrift des § 84a BVG

vom Gesetzgeber auch nicht gestrichen, sondern nur

modifiziert und damit bewusst an den unterschiedli-

chen Beträgen für alle nicht in § 84a Satz 1 BVG aus-

drücklich aufgeführten Personen – wie z.B. Unfallver-

letzte – festgehalten worden. Nach Auffassung der Ren-

tenversicherungsträger entspreche es gerade dem Sinn

und Zeck des § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB VI bei

der Bestimmung des Freibetrages den § 84a BVG anzu-

wenden. 

Angesichts der anderslautenden Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts wurde im RV-Nachhaltig-

keitsgesetz eine klarstellende Änderung des § 93 SGB

VI vorgenommen. In § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a SGB

VI heißt es nunmehr „....Grundrente, die nach dem § 31

in Verbindung  mit § 84a Satz 1 und 2 des Bundesver-

sorgungsgesetzes geleistet würde...“.Diese Klarstellung

tritt nach dem Gesetz rückwirkend zum 1. Januar 1992

in Kraft, so dass bis zur Herstellung einheitlicher Ein-

kommensverhältnisse im Bundesgebiet unterschiedli-

che Freibeträge für die alten und die neuen Bundeslän-

der anzuwenden sind. 

Ob die Rechtsprechung in künftigen Rechtsstreitig-

keiten diese rückwirkende Klarstellung als authenti-

sche Interpretation des Gesetzes akzeptieren wird,

bleibt abzuwarten. 
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Beitragseinnahmen (EURO-Beträge) von versicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmern Ist-Monat Januar 2004

AOK 
Rheinland

IKK Nordrhein Betriebskranken-
kassen

Ersatzkassen Landwirtschftl.
Krankenkasse

Gesamtsumme

darin enthalten:
• Beiträge aus Entgeltersatz-

leistungen Krankengeld
• Beiträge aus Entgeltersatz-

leistungen Verletztengeld
• Zinsauskehrung

§ 28 I Abs. 2 SGB IV  
• Beiträge für Pflegepersonen
• Säumniszuschläge
• Beiträge für versicherungs-

pflichtige Arbeitnehmer

durch Krankenkasse 
einbehalten:
• Einzugsvergütung
• Überweisungsgebühren
• KV Beiträge für 

Rehabilitanden
• Pflegeversicherungsbeitrag

für Rehabilitanden
Sonst. Verrechnungen/       
Übergangsgelder

Überweisungen an LVA

Beitragseinnahmen der LVA
insgesamt 241.875.074,45 

3.368.778,44 

417.192,97

12.200,42
1.914.619,62

192.482,47

235.969.800,53 

476.771,64

0,00 

607.260,78 

74.479,78 

0,00 

240.716.562,25 

51.961.457,66 

1.008.193,82 

171.599,81

2.412,02 
305.000,00 
104.340,55

50.369.911,46 

222.884,23 

0,00

247.762,18 

28.584,37 

0,00 

51.462.226,88 

132.735.461,04 

1.826.414,16 

0,00 

3.668,32 
1.043.299,34 

7.923,97 

129.854.155,25 

113.172,91 

0,00 

361.487,43 

41.529,68 

0,00 

132.219.271,02 

210.113,07 

194,71 

193,41 

0,00 
60.358,64 

362,85 

149.003,46 

2.413,85 

0,00 

136,00 

16,46 

0,00 

207.546,76  

592.870.282,18 

8.534.534,66 

805.628,19 

32.567,67 
4.083.352,92 

381.392,32 

579.032.806,51 

1.265.952,43 

4,36 

1.497.960,23 

184.165,56 

27.288,04 

589.894.911,56  

166.088.175,96 

2.330.953,53 

216.642,00 

14.286,91 
760.075,32 

76.282,48 

162.689.935,81 

450.709,80 

4,36 

281.313,84 

39.555,27 

27.288,04 

165.289.304,65 

Beitragseinnahmen von freiwillig Versicherten – Monat Februar 2004

Anzahl der Versicherten
Beitrags-
einnahmen 
in Euro

Inland

Ausland 

Gesamt

Gesamt-
anzahl

Regel-
beitrag

Höchst-
beitrag

Mindest-
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

18.152 

563 

18.715  

142 

4 

146  

13 

9 

22 

16.733 

438 

17.171  

24 

0 

24 

1.240 

112 

1.352  

1.629.708,25 

54.715,68 

1.684.423,93 

Vereinbarter
Beitrag

Beitragseinnahmen von Handwerkern, antragspflichtig versicherten Selbstständigen – Monat Januar 2004

Anzahl der Versicherten

Beitrags-
einnahmen 
in Euro

Handwerker

Vers.pfl.Selbst.  

Existenzgründer

Gesamt

Gesamt-
anzahl

Regel-
beitrag

Einkommens-
gerechter
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

8.057 

391 

1.610 

10.058 

3.653 

227 

0 

3.880  

1 

1 

0 

2 

2.487 

143 

386 

3.016 

1.895 

20 

1.224 

3.139  

21 

nicht möglich

nicht möglich

21 

2.532.724,44 

146.333,43 

285.129,37 

2.964.187,24  

Allein-
handwerker

Höchst-
beitrag
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Beitragseinnahmen (EURO-Beträge) von versicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmern Ist-Monat Februar 2004

AOK 
Rheinland

IKK Nordrhein Betriebskranken-
kassen

Ersatzkassen Landwirtschftl.
Krankenkasse

Gesamtsumme

darin enthalten:
• Beiträge aus Entgeltersatz-

leistungen Krankengeld
• Beiträge aus Entgeltersatz-

leistungen Verletztengeld
• Zinsauskehrung

§ 28 I Abs. 2 SGB IV  
• Beiträge für Pflegepersonen
• Säumniszuschläge
• Beiträge für versicherungs-

pflichtige Arbeitnehmer

durch Krankenkasse 
einbehalten:
• Einzugsvergütung
• Überweisungsgebühren
• KV Beiträge für 

Rehabilitanden
• Pflegeversicherungsbeitrag

für Rehabilitanden
Sonst. Verrechnungen/       
Übergangsgelder

Überweisungen an LVA

Beitragseinnahmen der LVA
insgesamt 231.399.217,38 

3.966.775,32 

450.295,07 

9.779,34 
2.022.720,24 

271.949,14 

224.677.698,27 

506.784,42 

0,00 

544.255,20 

66.080,59 

0,00 

230.282.097,17 

48.571.294,35 

1.053.123,40 

152.004,83 

2.022,34 
310.054,88 
139.402,10 

46.914.686,80 

231.679,94 

0,00 

239.132,80 

27.980,26 

0,00 

48.072.501,35 

111.816.410,33 

2.038.841,57 

0,00 

3.956,19 
1.006.038,19 

463.923,92 

108.303.650,46 

119.858,91 

0,00 

305.079,92 

35.212,54 

0,00 

111.356.258,96 

194.536,18 

385,45 

0,00 

0,00 
64.599,86 

123,63

129.427,24 

2.398,41 

0,00 

136,00 

16,46 

0,00 

191.985,31 

543.416.995,02 

9.220.075,46 

837.805,37 

23.614,37 
4.116.345,46 

976.822,23 

528.242.332,13 

1.421.135,99 

6,50 

1.292.081,94 

154.126,24

-4.650.000,00 

545.199.644,35 

151.435.536,78 

2.160.949,72 

235.505,47 

7.856,50 
712.932,29 
101.423,44 

148.216.869,36 

560.414,31 

6,50 

203.478,02 

24.836,39 

-4.650.000,00 

155.296.801,56 

Beitragseinnahmen von freiwillig Versicherten – Monat März 2004

Anzahl der Versicherten
Beitrags-
einnahmen 
in Euro

Inland

Ausland 

Gesamt

Gesamt-
anzahl

Regel-
beitrag

Höchst-
beitrag

Mindest-
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

18.083 

558 

18.641  

140 

4 

144  

13 

8 

21  

16.669 

435 

17.104  

24 

0 

24 

1.237 

111 

1.348  

1.637.072,09 

54.119,59 

1.691.191,68  

Vereinbarter
Beitrag

Beitragseinnahmen von Handwerkern, antragspflichtig versicherten Selbstständigen – Monat Februar 2004

Anzahl der Versicherten

Beitrags-
einnahmen 
in Euro

Handwerker

Vers.pfl.Selbst.  

Existenzgründer

Gesamt

Gesamt-
anzahl

Regel-
beitrag

Einkommens-
gerechter
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

7.975 

387 

1.772 

10.134  

3.514 

222 

1 

3.737  

1 

1 

6 

8  

2.516 

142 

447 

3.105  

1.923 

22 

1.318 

3.263  

21 

nicht möglich

nicht möglich

21 

2.562.057,27 

140.468,87 

292.788,83 

2.995.314,97 

Allein-
handwerker

Höchst-
beitrag
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Statistiken der LVA Rheinprovinz im Monat Januar 2004

Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation

Versicherung Rente Rehabilitation

Eingänge

Erledigungen

Bestand

a) Rentenanträge b) Auskunftsersuchen
Familiengericht / Sonstige

41.356

38.469

67.584

9.583

8.785

35.645

1.845

1.590

6.957

6.272

6.451

_

=   1.417.334

c) Rentenbestand

Rentenzugänge Inland

aufgeteilt nach Leistungsarten

Rente wegen Berufsunfähigkeit
(LEAT 14) 13

Rente wegen teilw. Erwerbsminderung
(LEAT 74) 147

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit
(LEAT 15) 12

Rente wegen voller Erwerbsminderung
(LEAT 75) 1.187

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
von 20 Jahren (LEAT 43) 0

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
von 20 Jahren (LEAT 76) 50

Erziehungsrente
(LEAT 45) 15

Regelaltersrente
(LEAT 16) 2.212

Altersrente wegen Arbeitslosigkeit
(LEAT 17) 530

Altersrente für Frauen
(LEAT 18) 371

Altersrente für Schwerbehinderte, Berufsunfähige, 
Erwerbsunfähige (LEAT 62) 467

Altersrente für langjährig Versicherte
(LEAT 63) 263

Kleine Witwen-/Witwerrente
(LEAT 20) 35

Große Witwen-/Witwerrente
(LEAT 21) 1.570

Halbwaisenrente
(LEAT 25) 313

Vollwaisenrente
(LEAT 26) 15
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Statistiken der LVA Rheinprovinz im Monat Februar 2004

Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation

Versicherung Rente Rehabilitation

Eingänge

Erledigungen

Bestand

a) Rentenanträge b) Auskunftsersuchen
Familiengericht / Sonstige

35.729

34.043

69.269

9.606

10.433

34.819

1.740

1.510

7.186

5.841

5.957

_

=   1.407.280

c) Rentenbestand

Rentenzugänge Inland

aufgeteilt nach Leistungsarten

Rente wegen Berufsunfähigkeit
(LEAT 14) 13

Rente wegen teilw. Erwerbsminderung
(LEAT 74) 113

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit
(LEAT 15) 13

Rente wegen voller Erwerbsminderung
(LEAT 75) 1.119

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
von 20 Jahren (LEAT 43) 0

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
von 20 Jahren (LEAT 76) 48

Erziehungsrente
(LEAT 45) 7

Regelaltersrente
(LEAT 16) 2.168

Altersrente wegen Arbeitslosigkeit
(LEAT 17) 423

Altersrente für Frauen
(LEAT 18) 331

Altersrente für Schwerbehinderte, Berufsunfähige, 
Erwerbsunfähige (LEAT 62) 433

Altersrente für langjährig Versicherte
(LEAT 63) 202

Kleine Witwen-/Witwerrente
(LEAT 20) 26

Große Witwen-/Witwerrente
(LEAT 21) 1.460

Halbwaisenrente
(LEAT 25) 293

Vollwaisenrente
(LEAT 26) 15
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Aachen
LVA Service-Zentrum Aachen,

Benediktinerstr. 39, 52066 Aachen

T (0241) 60 96 02, F (0241) 60 96 61

service-zentrum.aachen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Bad Münstereifel
Rathaus, Markstr. 11, 53902 Bad Münstereifel

T (02253) 505-156

2. Mittwoch eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Bergisch Gladbach
Stadthaus, Konrad-Adenauer-Platz, 51439 Bergisch Gladbach

T (02202) 14 26-51

1. Mittwoch eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Bonn
LVA Service-Zentrum Bonn

Rabinstraße 6, 53111 Bonn

T (0228) 28 08-01, F (0228) 28 08-19 61

service-zentrum.bonn@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Duisburg
LVA Service-Zentrum Duisburg

Hohestr. 32, 47051 Duisburg

T (0203) 28 19 01, F (0203) 28 19 19 61

service-zentrum.duisburg@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Düren
LVA Service-Zentrum Düren,

Goethestr. 4, 52349 Düren

T (02421) 482-01, F (02421) 482-1961

service-zentrum.dueren@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Düsseldorf
LVA Hauptverwaltung, Service-Zentrum

Königsallee 71, 40215 Düsseldorf

T (0211) 937-3728, F (0211) 937-3096

service-zentrum.duesseldorf@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Versicherung und Rente

Auskunft & Beratung
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Eschweiler
Stadtverwaltung, Rathausplatz 1,

52249 Eschweiler

T (02403) 710

4. Mittwoch eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Essen
LVA Service-Zentrum Essen

Hindenburgstr. 88, 45127 Essen

T (0201) 18 98 01, F (0201) 18 98-1961

service-zentrum.essen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Euskirchen
Rathaus, Kölner Str. 75, 53879 Euskirchen

T (02251) 14-0

jeden Montag

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Frechen
Stadtverwaltung, Johann-Schmitz-Platz 1-3

50226 Frechen

T (02234) 50 13 28

2. Dienstag eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Grevenbroich
AOK, Wilhelmitenstr. 10, 41515 Grevenbroich

T (02181) 23 36 0

2. und 4. Montag eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Gummersbach
LVA Service-Zentrum Gummersbach,

Singerbrinkstr. 41, 51643 Gummersbach

T (02261) 805-01, F (02261) 805-1961

service-zentrum.gummersbach@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Heiligenhaus
AOK, Südring 108, 42579 Heiligenhaus

T (02056) 98 57 0

1. und 3. Mittwoch eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Heinsberg
IKK, Apfelstr. 36, 52525 Heinsberg

T (02452) 91 18 12

4. Montag eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Kall
Rathaus, Bahnhofstr. 9, 53925 Kall

T (02441) 888-18

1. Dienstag eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Kleve
LVA Service-Zentrum Kleve,

Bensdorpstr. 12, 47533 Kleve

T (02821) 584-01, F (02821) 584-1961

service-zentrum.kleve@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr
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Köln
LVA Service-Zentrum Köln

Lungengasse 35, 50676 Köln

T (0221) 33 17 01, F (0221) 3317-1961

service-zentrum.koeln@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Krefeld
LVA Service-Zentrum Krefeld

Grenzstr. 140, 47799 Krefeld

T (02151) 534-01, F (02151) 534-1961

service-zentrum.krefeld@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Leverkusen
LVA Service-Zentrum Leverkusen

Heinrich-von-Stephan-Str. 24,

51373 Leverkusen

T (0214) 83 23-01, F (0214) 8323-1961

service-zentrum.leverkusen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Mönchengladbach
LVA Service-Zentrum Mönchengladbach

Lürriper Str. 52, 41065 Mönchengladbach

T (02161) 497-01, F (02161) 497-1961

service-zentrum.moenchengladbach@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Much
Rathaus, Hauptstr. 57, 53804 Much

T (02245) 68-54

3. Dienstag eines geraden Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Nettetal-Lobberich
Stadtverwaltung, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal

T (02153) 8 98-84 52 oder 85 52

2. und 4. Mittwoch eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung unter T (02821) 58 40

Remscheid
Stadtverwaltung, Hindenburgstr. 52-58,

42853 Remscheid

T (02191) 16-26 47

2. Mittwoch eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Rheinbach
Rathaus, Schweigelstr. 23, 53359 Rheinbach

T (02226) 917-137

4. Mittwoch eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung
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Solingen
AOK, Kölner Str. 49/51, 42651 Solingen

T (0212) 22 01 0

jeden Dienstag und jeden 2. Montag

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Troisdorf
Rathaus, Kölner Str. 176, 53840 Troisdorf

T (02241) 90 05 22

1. Dienstag eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Wermelskirchen
Rathaus, Telegrafenstr. 29-33, 42929 Wermelskirchen

T (02196) 71 05 33

1. Dienstag eines Monats

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr

nachmittags nach Vereinbarung

Wuppertal
LVA Service-Zentrum Wuppertal

Wupperstr. 14, 42103 Wuppertal

T (0202) 45 95 01, F (0202) 4595-1961

service-zentrum.wuppertal@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr
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Rehabilitation

Aachen
LVA Service-Zentrum Aachen,

Benediktinerstr. 39, 52066 Aachen

T (0241) 60 96 02, F (0241) 60 96 61

service-zentrum.aachen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Bergheim
AOK-Regionaldirektion Erftkreis

Geschäftsstelle Bergheim, Bahnstraße 1

T (02271) 80 70

jeden 2. Dienstag im Monat

von 13.30 - 15.00 Uhr

Bergisch Gladbach
AOK-Regionaldirektion Rheinisch-Bergischer Kreis, 

Bensberger Str. 76, 51465 Bergisch Gladbach

T (02202) 1 70

jeden 1. und 3. Donnerstag im Monat

von 8.30 - 11.30 Uhr

Bonn
LVA Service-Zentrum Bonn

Rabinstr. 6, 53111 Bonn

T (0228) 28 08 01 und F (0228) 28 08 19 61

service-zentrum.bonn@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Düren
LVA Service-Zentrum Düren,

Goethestr. 4, 52349 Düren

T (02421) 482-01, F (02421) 482-1961

service-zentrum.dueren@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Duisburg
LVA Service-Zentrum Duisburg

Hohe Straße 32, 47051 Duisburg

T (0203) 28 19 01, F (0203) 28 19 61

service-zentrum.duisburg@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Düsseldorf
LVA Hauptverwaltung, Service-Zentrum

Königsallee 71, 40215 Düsseldorf

T (0211) 937-3728, F (0211) 937-3096

service-zentrum.duesseldorf@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Engelskirchen
Aggertalklinik, Am Sondersiefen 18

T ( 02263) 93 0

jeden Donnerstag von 8.30 - 11.30 Uhr
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Essen
LVA Service-Zentrum Essen

Hindenburgstr. 88, 45127 Essen

T (0201) 18 98 01, F (0201) 18 98-19 61

service-zentrum.essen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Euskirchen
Medizinischer Dienst der Krankenversicherung Nordrhein

Kölner Str. 73, T (02251) 94410

Jeden 2. Donnerstag von 8.30 – 11.30 Uhr

Gummersbach
LVA Service-Zentrum Gummersbach,

Singerbrinkstr. 41, 51643 Gummersbach

T (02261) 805-01, F (02261) 805-1961

service-zentrum.gummersbach@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Heinsberg
Medizinischer Dienst der Krankenversicherung Nordrhein

Schafhausener Str. 52

T (02452) 90 30 50

jeden 3. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr

Hürth-Hermülheim
AOK-Regionaldirektion Erftkreis

Luxemburger Str. 321 - 325

T (02233) 5 60

jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat

von 8.30 - 11.30 Uhr

Jülich
AOK-Regionaldirektion Düren-Jülich

Geschäftsstelle Jülich, Promenadenstr. 3

T (02461) 68 20

jeden 4. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr

Kleve
LVA Service-Zentrum Kleve,

Bensdorpstr. 12, 47533 Kleve

T (02821) 584-01, F (02821) 584-1961

service-zentrum.kleve@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Köln
LVA Service-Zentrum Köln

Lungengasse 35, 50676 Köln

T (0221) 33 17 01, F (0221) 3317-1961

service-zentrum.koeln@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Krefeld
LVA Service-Zentrum Krefeld

Grenzstr. 140, 47799 Krefeld

T (02151) 534-01, F (02151) 534-1961

service-zentrum.krefeld@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Leverkusen
LVA Service-Zentrum Leverkusen

Heinrich-von-Stephan-Str. 24,

51373 Leverkusen

T (0214) 83 23-01, F (0214) 8323-1961

service-zentrum.leverkusen@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr

Mönchengladbach
LVA Service-Zentrum Mönchengladbach

Lürriper Str. 52, 41065 Mönchengladbach

T (02161) 497-01, F (02161) 497-1961

service-zentrum.moenchengladbach@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr
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Monschau
AOK-Regionaldirektion Kreis Aachen

Geschäftsstelle Monschau, Uffenstr. 47

T (02472) 30 91

jeden 1. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr

Nettetal-Lobberich
Rathaus, Doerkesplatz 11,

2. Etage, Zimmer 360, T (02153) 8 98 84 52 

(nur an den Sprechtagen)

jeden 2. Dienstag und jeden 4. Donnerstag von 8.30 - 11.30 Uhr

Neuss
AOK-Regionaldirektion Neuss

Oberstr. 33, Zimmer 016

T (02131) 29 35 49

jeden Freitag von 8.30 - 11.30 Uhr

Oberhausen
Berufsförderungswerk, Bebelstr. 56

T (0208) 85 88 1

jeden 2. und 4. Donnerstag von 8.30 - 11.30 Uhr

Remscheid
AOK-Rheinland, Regionaldirektion Remscheid

Hindenburgstr. 13-15

T (02191) 91 70, F (02191) 91 72 35

jeden 1. und 3. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr

Schleiden
AOK Rheinland, Regionaldirektion Schleiden

Pönsgenstr. 15

T (02445) 54 36 und 88 0

jeden 1. Mittwoch im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr

Siegburg
Medizinscher Dienst der Krankenversicherung Nordrhein

Alfred-Keller Straße 32

T (02241) 12 72 80

jeden Dienstag von 13.30 - 15.30 Uhr

Solingen
AOK-Regionaldirektion Solingen

Kölner Str. 49/51

T (0212) 29 20

jeden Mittwoch von 8.30 - 11.30 Uhr

Wesel
Arbeitsamt Wesel, Reeser Landstr. 61, Zimmer 79

T (0281) 96 20 10 3

jeden Mittwoch von 8.30 - 11.30 Uhr

Wuppertal
LVA Service-Zentrum Wuppertal

Wupperstr. 14, 42103 Wuppertal

T (0202) 45 95 01, F (0202) 4595-1961

service-zentrum.wuppertal@lva-rheinprovinz.de 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr

Do: 7.30 - 18.00 Uhr

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr
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Nordseeklinik Borkum

Bubertstraße 4, 26757 Borkum

T 04922 / 921 01

F 04922 / 921 1961

www.nordseeklinik-borkum.de

Indikationen: Erkrankungen der Atmungsorgane und der Haut

Aggertalklinik, Engelskirchen

Am Sondersiefen 18, 51766 Engelskirchen

T 02263 / 93 0

F 02263 / 93 1961

www.aggertalklinik.de

Indikationen: Erkrankungen der Bewegungsorgane, Erkran-

kungen des arteriellen und venösen Gefäßsystems

Klinik Roderbirken

Roderbirken 1, 42799 Leichlingen

T 02175 / 82 01

F 02175 / 82 1961

www.klinik-roderbirken.de

Indikationen: Erkrankungen von Herz und Kreislauf, insbeson-

dere Nachbehandlung von Herzinfarkten und Herzoperierten

Eifelklinik, Manderscheid

Mosenbergstraße 19, 54531 Manderscheid

T 06572 / 925 01

F 06572 / 925 1961

www.eifelklinik.de

Indikationen: Psychosomatische Erkrankungen

Lahntalklinik, Nassau/Lahn

Emser Straße 37, 56377 Nassau/Lahn

T 02604 / 973 01

F 02604 / 973 1961

www.lahntalklinik.de

Indikationen: Erkrankungen der Bewegungsorgane

Klinik Niederrhein, Bad Neuenahr

Hochstraße 13/19, 53474 Bad Neuenahr

T 02641 / 751 01

F 02641 / 751 1961

www.klinik-niederrhein.de

Indikationen: Erkrankungen des Stoffwechsels und der Ver-

dauungsorgane, Onkologie/Hämatologie

Ruhrlandklinik, Essen

Tüschenerweg 40, 45239 Essen

T 0201 / 433 01

F 0201 / 433 1965

www.ruhrlandklinik.de

Indikationen: Operative und konservative Behandlung sämtli-

cher Lungenerkrankungen einschließlich Tuberkulose, Bron-

chialasthma und Allergien

Kliniken der LVA Rheinprovinz
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Impressum

Die „LVA Rheinprovinz Mitteilungen“ erscheinen zweimonatlich.

Herausgeber Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz

Referat Öffentlichkeitsarbeit

Königsallee 71

40215 Düsseldorf

Anschrift LVA Rheinprovinz

40914 Düsseldorf

Telefon (0211) 937 - 2926, Telefax (0211) 937 - 3094

Internet www.lva-rheinprovinz.de

E-Mail presse@lva-rheinprovinz.de

Redaktion Karlpeter Arens, Leitung,

Thomas Schulzki

Die namentlich gekennzeichneten Beiträge stellen le-

diglich die Meinung des Verfassers dar; hierfür über-

nimmt die LVA nur die allgemeine pressegesetzliche

Verantwortung. Nachdruck mit Genehmigung der

LVA Rheinprovinz und Quellenangabe gestattet. 

Bezugspreis einschließlich Zustellgeld 9,20 Euro 

im Jahr. Einzelheft 2,00 Euro. Der Betrag ist 

mit dem Vermerk Für LVA Mitteilungen auf das Postbankkonto

Köln, BLZ 370 100 50, Kto. Nr. 17860-509 der LVA 

Rheinprovinz im Voraus zu überweisen. 

Bestellungen sind nur über das Referat Öffentlichkeits-

arbeit möglich.

Herstellung Werbedruck Schreckhase, Spangenberg
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